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MaPaDro

Im Jahr 1991 hat der Bundesrat das Bundesamt für
Gesundheit (BAG) mit dem Massnahmenpaket zur 
Verminderung der Drogenprobleme (MaPaDro) beauf-
tragt. Die Dauer des Programms wurde auf fünf Jahre
festgelegt. Im Jahr 1997 wurde das Mandat bis Ende
2001 verlängert.

Die Drogenpolitik des Bundes basiert auf dem soge-
nannten Vier-Säulen-Modell. Gemäss diesem Modell
ist eine wirksame Politik in diesem Bereich nur durch
ausgeglichene Interventionen in den Bereichen Präven-
tion, Therapie, Schadenminderung und Repression
möglich. Das MaPaDro nimmt dabei einen wichtigen
Platz ein, da das Programm die hauptsächlichen Akti-
vitäten des Bundes im Rahmen der ersten drei Säulen
umfasst. Es beinhaltet eine ganze Reihe von Mass-
nahmen, deren wichtigste Ziele sind:
• Verminderung des Einstiegs in den Drogenkonsum

und Vermeidung von Suchtentstehung (Prävention) ;
• Verbesserung der Ausstiegsmöglichkeiten aus der

Drogenabhängigkeit (Therapie und Wiedereingliede-
rung) ;

• Verbesserung von Lebensbedingungen und des
Gesundheitszustands der Drogenkonsumierenden,
Verminderung der Risiken, denen sie ausgesetzt
sind, und Bewahrung ihrer sozialen Integration
(Schadenminderung und Überlebenshilfe).

Das Programm deckt diese verschiedenen Interventions-
bereiche ab. Es enthält aber auch Begleitmassnahmen
(Fort- und Weiterbildung von Fachleuten, Forschung, Epi-
demiologie, Evaluation, nationale Koordination) sowie
einen speziellen Aktionsplan im Bereich Migration und
Gesundheit. Das BAG hat zudem für das Programm vier
Aktionsstrategien festgesetzt: Information und Doku-
mentation, Promotion und Innovation, Koordination und
Harmonisierung sowie Qualitätsförderung.

In Bezug auf das Umfeld, in dem das Programm einge-
bettet ist, hat der Bundesrat kürzlich beschlossen, eine
Revision des Betäubungsmittelgesetzes vorzunehmen
und dieses der Realität anzupassen. Die wichtigsten
Ziele dieser Revision sind:
• Institutionalisierung der Vier-Säulen-Politik, der Rolle

des Bundes sowie der heroingestützte Behandlung;
• Anpassung der Gesetzgebung an die bestehende

Situation und an die tatsächlich mit dem Cannabis-
konsum verbundenen Risiken;

• verstärkter Schutz der Jugendlichen;
• Neuausrichtung der Arbeit von Justiz und Polizei ;
• Vereinheitlichung der kantonalen Praktiken.

Das Projekt wurde dem Ständerat im Dezember 2001
zuerst unterbreitet.

5

Zusammenfassung

Zusammenfassung



Globalevaluation

Seit seiner Lancierung wird das MaPaDro durch eine
externe Globalevaluation begleitet. Diese wurde in vier
Etappen unterteilt, wobei die letzte (1999-2002) Unter-
suchungsgegenstand des vorliegenden Berichtes ist.
Die allgemeinen Ziele der Globalevaluation des MaPa-
Dro lauten:
• Bereitstellung von Informationen, die zur Verbesse

rung der Massnahmen des BAG im Rahmen des 
MaPaDro beitragen können;

• Anbieten einer Entscheidungshilfe für die Verantwortli-
chen der Entwicklung und Umsetzung des MaPaDro;

• Eventuell Unterstützung bei der Wahl unter mehreren
Optionen.

Es handelt sich um eine Globalevaluation, welche die
Planung und Umsetzung begleitet. Die verschiedenen
Elemente und Ebenen der BAG-Strategie werden mit
einer ganzen Reihe von Studien und Analysen erfasst,
deren Kombination einen synthetischen Überblick über
die Situation ermöglicht.

Die unten stehende Tabelle präsentiert die in den ver-
schiedenen Etappen der Globalevaluation durchgeführten
Studien: 

Der Ansatz ist auch auf den Benutzer ausgerichtet.
Dies bedeutet, dass die Stichhaltigkeit und Angemes-
senheit der Evaluation in Bezug auf die zu evaluierende
Situation, die gestellten Fragen sowie die Bedürfnisse
des Benutzers (oder der Benutzer) in den Mittelpunkt
gestellt werden. Das BAG möchte vor allem wissen, ob
sein Vorgehen angemessen ist und inwiefern bzw. wie
seine Aktionen verbessert werden können.

Der Hauptteil der Evaluation ist um ein Informationssy-
stem herum angeordnet, das regelmässig auf den neu-
esten Stand gebracht wurde. Dieses umfasst :
• die Weiterführung der Aktionstheorien, dank denen

für jeden Bereich von MaPaDro die wichtigsten Inter-
ventionsachsen sowie die Verknüpfung von Zwi-
schen- und Endzielen unterschieden werden kann;

• ein Monitoring von Prozess- und Ergebnisindikatoren,
das aus speziell für die Evaluation zusammengetra-
genen sowie aus externen Daten besteht ;

• die Berücksichtigung anderer externer Evaluationen,
die vom BAG in Auftrag gegeben wurden.
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Studien zum/zur

Kontext

BAG-Strategie

Prävention

Therapie/

Schadenminderung

Epidemiologie

1990-1992

Presse1

Einstellungen 

der Bevölkerung7,8

Nationale Kampagne20

Konsum der Jugendlichen29

Analyse vorhandener Daten33

1993-1996

Presse2-5

Einstellungen 

der Bevölkerung9

Umsetzung16

Nationale Kampagne21

Politik der 

Sekundärprävention22

Vorstellungen der 

Jugendlichen23

Monitoring niederschwelliger

Einrichtungen24

Evaluation ABfD/Luzern26

Klientel der niederschwelligen

Einrichtungen I16, II 27, III 14

"Verdeckte" Bevölkerung30,31

Analyse vorhandener Daten16

1997-1999

Presse6

Einstellungen 

der Bevölkerung10

Partner11

Polizeiarbeit 12

Entwurf/Planung14

Umsetzung14

Delegierungsarten18

Monitoring niederschwelliger

Einrichtungen25

Analyse vorhandener Daten14

2000-2002

Prävention und Repression13

Innovation15

Umsetzung17

Verankerung19

Klientel der niederschwelligen

Einrichtungen IV17,28

Frühwarnsystem32

Analyse vorhandener Daten17



Dieses Informationssystem ermöglicht es, auf die wich-
tigsten Fragen der Evaluation zu antworten:
• Sind die allgemeinen Ziele des MaPaDro sowie die-

jenige jedes Bereichs angemessen?
• Wie organisiert sich das BAG, um MaPaDro umzu-

setzen?
• Welche Kontrolle übt es auf die Entwicklung seiner

Aktion aus?
• Welche Probleme tauchten auf und mit welchen Mit-

teln wird Abhilfe geschaffen?
• Fügt sich MaPaDro nahtlos in die gesamten Mas-

snahmen ein, die in der Schweiz von anderen Part-
nern getroffen wurden (Kantone, Organisationen,
Institutionen)? Unter welchen Bedingungen?

• Welche Aktionen wurden durchgeführt und mit wel-
chen Resultaten (Zwischenoutputs)?

Resultate

Epidemiologie des Drogenkonsums

Die wichtigsten Instrumente, dank denen eine Evalua-
tion der Entwicklung des Konsums verschiedener Sub-
stanzen und der damit verbundenen Probleme möglich
ist, sind: die Queruntersuchungen, die bei der allge-
meinen Bevölkerung, den Schülern und Schülerinnen,
Jugendlichen und Drogenkonsumierenden durchge-
führt wurden; die Statistiken von stationären und
ambulanten Behandlungen (Methadon, Heroin) ; die
Register der drogenbedingten Todesfälle sowie der
Meldung von Infektionskrankheiten; die Daten zum
Vollzug des Betäubungsmittelgesetzes (Anzeigen).

Heroin

Beim Heroinkonsum der erwachsenen Allgemeinbevölke-
rung verschiedener Alterskategorien ist Ende der Achtzi-
gerjahre eine leichte Zunahme der Lebenszeitprävalenz
mit einer Stabilisierung – beziehungsweise Abnahme –
ab der zweiten Hälfte der Neunzigerjahre festzustellen.
Gemäss den Umfragen bei der Bevölkerung scheint ein
Grossteil des Heroinkonsums auch von kurzer Dauer zu
sein. Das Alter beim Erstkonsum (Einstiegsalter) tendiert
offenbar nicht nach unten. Andere Indikatoren, welche
indirekt die Zahl der Konsumierenden messen (Statistiken
zur Repression und Aufnahme einer Therapie, Umfrage

bei niederschwelligen Einrichtungen), weisen alle in die
gleiche Richtung.

Kokain
Die bei der Bevölkerung durchgeführten Befragungen
zum Kokainkonsum weisen auf einen Anstieg der
Lebenszeitprävalenz (2.7% im Jahr 1993 gegenüber
3.3% im Jahr 1998) sowie eine Stabilisierung des gegen-
wärtigen Konsums dieser Droge hin. Die indirekten 
Konsumindikatoren (Statistiken zur Repression sowie
Umfragen in niederschwelligen Einrichtungen) ermögli-
chen eine differenziertere Sicht der Dinge. So weisen die
Daten auf einen wahrscheinlichen Anstieg des Kokain-
konsums bei der Gruppe von Personen hin, welche die
Droge in ihrer Freizeit konsumiert. Ausserdem ist (seit
kurzem) insgesamt ein leichter Rückgang des Kokain-
konsums der heroin-abhängigen Bevölkerungsgruppe zu
verzeichnen, dies jedoch mit sehr grossen räumlichen
und individuellen Variationen. 

Cannabis

Beim Cannabiskonsum ist die Situation klar und die
Daten stimmen überein. Ein Anstieg der Lebenszeit-
prävalenz wird festgestellt. Seit Beginn der 1990er
Jahre lässt sich ausserdem beobachten, dass das Ein-
stiegsalter nach unten tendiert. Besonders ausgeprägt
ist diese Zunahme bei den 15-Jährigen, wo er sich zwi-
schen 1990 (8.5%) und 1998 (30.8%) mehr als verdrei-
facht hat. Analog dazu ist das Alter des Erstkonsums
von 16.5 im Jahr 1992 auf 15.8 im Jahr 1997 gesun-
ken. Bei zwei Dritteln der Fälle handelt es sich um wie-
derholten Konsum. Die neueste, im Jahr 2000 durch-
geführte Umfrage bei den 15- bis 19-Jährigen weist
zudem darauf hin, dass 6.5% der Befragten täglich
Cannabis konsumieren. Bei den Älteren (17-30 Jahre)
wird ein etwas weniger starker Anstieg verzeichnet, da
ein Teil der Lebenszeitprävalenz auf frühere Generatio-
nen zurückzuführen war, die ihren Konsum wahrschein-
lich eingestellt haben. Insgesamt hat mehr als ein 
Drittel der Bevölkerung in diesem Alter weiche Drogen
konsumiert. All diese Daten zum Konsumverhalten 
werden durch indirekte Indikatoren wie die Entwicklung
der Anzahl Anzeigen bestätigt. Schliesslich lässt sich
auch ein Anstieg des THC-Gehalts der auf dem Markt
angebotenen Cannabisprodukte beobachten.
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Kokain
Die bei der Bevölkerung…

merci de bien vérifier ce nouveau texte, les césures étaient
introduites manuellement dans le fichier word, j'ai supprimé
quelques traits d'union louches, mais votre lecture est plus
sûre



Andere illegale Drogen

Zu den anderen illegalen Drogen (synthetische Stimu-
lanten, Halluzinogene) sind weniger Daten verfügbar.
Diese werden weniger systematisch gesammelt und es
gibt bisher keine wiederholten Umfragen unter der
Bevölkerung zu diesem Thema. Zwei Umfragen, die
momentan bei den Jugendlichen durchgeführt werden,
werden hier mehr Klarheit schaffen. Die bis anhin in der
Technoszene gemachten Umfragen zeigen, dass es
eine Gruppe von Verbrauchern gibt, welche diese Sub-
stanzen in der Freizeit konsumieren. Es wird jedoch 
ein verstärkter Konsum gemeldet und zudem werden
häufig Substanzen gemischt.

Gesundheitsbezogene und soziale 
Indikatoren

Gerade bei der Schadenminderung sowie der Bewah-
rung einer akzeptablen sozialen Situation wurden
bemerkenswerte Fortschritte erzielt.
• In den Umfragen bei Besuchern von niederschwelli-

gen Einrichtungen nimmt die Zahl der Drogen injizie-
renden Personen allmählich ab. Dasselbe gilt für Per-
sonen, die seit kurzem Drogen injizieren. Auch die
durchschnittliche wöchentliche Injektionszahl sowie
die Zahl der Mehrfachkonsumierenden geht zurück.

• Die Zahl der Personen, die sich in Therapie befinden,
nimmt weiter zu. Diese Entwicklung weist aber nicht
auf einen Anstieg der Drogenabhängigen hin, son-
dern vielmehr auf einen steigenden Anteil an Perso-
nen, die sich in Therapie befinden. Der Schweregrad
der Probleme hat sich somit verringert.

• Die Anzahl der drogenbedingten Todesfälle nimmt
ab. Dies gilt insbesondere für die Todesfälle infolge
Aids.

• Seit 1989 hat die Anzahl neuer HIV-Fälle bei Drogen-
konsumierenden stark abgenommen. Sie scheint
sich bei etwa 70 Fällen pro Jahr einzupendeln.

• Hingegen hat die Prävalenz von Hepatitis und insbe-
sondere von Hepatitis C zugenommen. Betroffen
sind vor allem Personen, die niederschwellige Ein-
richtungen aufsuchen.

• Bei Mitbenutzen von Spritzen/Nadeln wurde in den
letzten Jahren eine leicht steigende Tendenz beob-
achtet. Obwohl Mitbenutzen von Material zur Vorbe-
reitung einer Injektion im Abnehmen begriffen ist,

kommt es doch immer noch häufig vor und stellt 
vermutlich ein besonderes Ansteckungsrisiko mit
dem Hepatitis-C-Virus dar. Dieser wird einfacher
übertragen als der HI-Virus.

• Der Gebrauch von Präservativen ist unverändert oder
leicht im Abnehmen begriffen, wobei das Schutzni-
veau höher ist (Gelegenheitspartner, Kunden von
Prostituierten). Davon ausgenommen sind feste Part-
nerschaften.

• Bei den Drogenkonsumierenden ohne festen Wohn-
sitz ist ein Rückgang zu verzeichnen.

• Nicht verbessert hat sich in den letzten Jahren hinge-
gen der Zugang zum Arbeitsmarkt.

• Die Zahl der Empfänger von Sozialversicherungslei-
stungen (IV, Arbeitslosenversicherung) hat zugenom-
men. Dasselbe gilt für den Anteil der Personen, die
von der Sozialhilfe oder Fürsorge abhängig sind.
Abgenommen hat hingegen die Zahl der Personen
mit illegalen Einkommen.

Begleitung und Beurteilung des MaPaDro
(1999-2002)

Für jeden Bereich des MaPaDro gibt es im ausführli-
chen Bericht ein unabhängiges Unterkapitel, das die
Themen sowie die Antworten zu folgenden Fragen
zusammenfasst :
• Allgemeine Situation in der Schweiz : Welche Bedürf-

nisse bestehen und welche Mittel sind vorhanden?
• Ziele und Strategie des BAG: Welche Veränderun-

gen möchte das BAG mit dem MaPaDro erreichen
und wie soll dies geschehen?

• Umsetzung und Realisierungen: Welche Massnah-
men wurden umgesetzt und was wurde erreicht?

• Einschätzung der Massnahmen des BAG: Stimmen
die Ziele und die Strategie des BAG mit den Bedürf-
nissen und Mitteln in der Schweiz überein und ent-
spricht die Umsetzung der Massnahmen den Zielen
des BAG?
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In Bezug auf die vom BAG geplanten Aktivitäten lässt
sich feststellen, dass im Zeitraum 1999-2002 verschie-
dene Ziele erreicht worden sind (Institutionalisierung
der heroingestützte Behandlung, verbesserte Verwer-
tung und Bekanntmachung der Forschungs- und Eva-
luationsarbeiten, schrittweise Restrukturierung des
Sektors der stationären Behandlungen, Realisierung
einer Studie im Bereich Sekundärprävention, Ein-
führung eines neuen Fort- und Weiterbildungspro-
gramms usw.). In anderen Fällen (Verbesserung der
Qualität der Methadonbehandlungen, Harmonisierung
der Präventionsprogramme, Qualitätssicherung in den
Bereichen Forschung und Evaluation, Einrichtung eines
qualitativ hochstehenden epidemiologischen Monito-
rings, Reorganisation der Koordinationsorgane usw.)
wurden die gesteckten Ziele noch nicht erreicht.

Für die einzelnen Bereiche können noch folgende
Befunde gemacht werden:
Bei den verschiedenen Präventionsprogrammen des
BAG wurden erste Synergien erschlossen, wobei dies
durch die Schaffung einer Dienststelle zur Prävention
und Gesundheitsförderung, welche die Leitung der
gesamten Programme innehat, begünstigt wird. Derzeit
sind die Präventions- und Gesundheitsförderungspro-
gramme jedoch noch sehr heterogen und die verfügba-
ren Daten lassen sich nicht vergleichen.

Bei der Einführung einer einheitlichen Finanzierung der
stationären Behandlungen (FiSu) wurden bereits wich-
tige Hürden überwunden. Ein anderes Projekt in die-
sem Sektor hat in den letzten Jahren ebenfalls an
Bedeutung gewonnen. Es handelt sich um das Qua-
litätssicherungssystem QuaTheDA, welches eine
Ergänzung zum Finanzierungssystem darstellt und zu
einer Neugestaltung der Leistungen führt, die von den
Einrichtungen zur stationären Behandlung erbracht
werden.

Bei den ambulanten Behandlungen war erst in der letz-
ten Etappe des Programms eine Qualitätsverbesserung
festzustellen. Dank der Nationalen Substitutionskonfe-
renz (NaSuKo) sollte es möglich sein, in diesem
Bereich bessere Praktiken einzuführen. Dies insbeson-
dere dank der neuen Guidelines für die Indikation und
Verschreibung von Methadon. Ausserdem haben die
Projekte zur Vernetzung der verschreibenden Ärzte
MedRoTox und MeTiTox gezeigt, dass eine Unterstüt-

zung durch Peers eine intelligente und zugleich effizi-
ente Strategie für Aktionen bei Hausärzten darstellt.
Die Institutionalisierung der heroingestützten Behand-
lung ist inzwischen auch erreicht worden.

Bei den Zahlen, welche sich das BAG für den Strafvoll-
zugsbereich zum Ziel gesetzt hat, stellen sich hingegen
Probleme. Einerseits gibt es keine regelmässigen
Daten, mit deren Hilfe die Entwicklung des Behand-
lungsangebotes im Gefängnis überprüft werden kann,
andererseits scheint die Tätigkeit des BAG in diesem
Bereich nicht mehr vorrangig zu sein.

Zweifellos trägt das Engagement der Schweizerischen
Fachstelle für Schadenminderung im Drogenbereich
(FASD) zur Erreichung der in diesem Bereich gesetzten
Ziele bei. So möchte man die Massnahmen auf kanto-
naler und kommunaler Ebene dauerhaft verankern und
die Versorgung mit Injektionsmaterial in der Schweiz
verbessern. In welchem Ausmass dies bereits verwirk-
licht wurde, lässt sich allerdings nicht feststellen. Eine
bessere Einschätzung dieses Beitrags werden das
aktuelle Inventar der Arbeits- und Unterkunftsangebote
sowie die nächste Evaluation der FASD ermöglichen.

Das BAG beteiligte sich zehn Jahre lang aktiv an der
Entwicklung verschiedener epidemiologischer Instru-
mente und der Lancierung eines wichtigen Projektes
zur Harmonisierung der Behandlungsstatistiken (Act-
info). Bei diesen Projekten trat jedoch einerseits eine zu
starke Zersplitterung ein oder sie erfolgten mit Verspä-
tung. Somit fehlt in der Schweiz immer noch ein koor-
diniertes System für die Überwachung des Drogenkon-
sums.

Das BAG hat zahlreiche Aktivitäten zum Wissensaus-
tausch durchgeführt. Dazu gehört die Sammlung von
Resultaten aus Forschungen und Evaluationen, die im
Rahmen von MaPaDro durchgeführt wurden, die Präsen-
tation der laufenden Forschungsarbeiten im ARAMIS, die
Bekanntmachung und Auswertung der Studien in der
Informationsschrift spectra sowie die Organisation ver-
schiedener Konferenzen zur Förderung des Austausches
zwischen Forschern und Praktikern.

Das BAG hat eine Evaluation für sein nationales Koor-
dinationssystem in Auftrag gegeben, um dieses zu ver-
bessern. Die Resultate der Evaluation haben bis anhin
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in diesem Bereich nicht zu Reformen geführt und somit
ist das System offenbar noch nicht optimiert worden.

Wichtigste Empfehlungen

1 Entwicklung eines kohärenten Überwachungssy-
stems für den Drogenkonsum in der Schweiz : Har-
monisierung der verschiedenen bestehenden Instru-
mente, Schliessen von Kenntnislücken (Indikatoren
für die Therapien, Frühwarnsystem) und Optimierung
der Koordination der verschiedenen Tätigkeiten
(Beobachtungsstelle für Drogen und Drogensucht,
epidemiologisches Monitoring, Begleitforschung der
Revision des Betäubungsmittelgesetzes).

2 Entwicklung eines langfristigen Rahmenprogramms
für die Methadonbehandlungen. Dieses soll die Akti-
vitäten im Forschungsbereich, die Unterstützung von
Projekten zur Qualitätsförderung sowie den Informati-
onsaustausch zwischen den betroffenen Akteuren
(Kantonen, Fachleuten) fördern. Das im Rahmen des
Programms zur heroingestützte Behandlung erwor-
bene Know-how und die entsprechenden Erfahrun-
gen sollten auch auf die Methadonbehandlung über-
tragen werden.

3 Verstärkung der Harmonisierung, Kohärenz und Ver-
gleichbarkeit der Präventions- und Gesundheitsför-
derungsprogramme. Die verschiedenen Elemente
der BAG-Strategie (nationale Abdeckung, Aktivitäten
innerhalb der Lebensräume der Jugendlichen, Ein-
satz von Multiplikatoren, lokale Verankerung der Akti-
vitäten, Ausbau der Früherkennung und frühzeitigen
Behandlung) sollten bei sämtlichen Programmen im
Zentrum stehen.

4 Weiterführung der Realisierung von einem oder meh-
reren Inventaren über das Dienstleistungsangebot im
schweizerischen Drogenbereich. Dabei handelt es
sich um ein wichtiges Instrument, das bei der Pla-
nung des BAG zum Grundinstrumentarium gehören
sollte.

5 Klärung der Situation im Bereich der Hilfe an Drogen-
konsumierenden im Gefängnis.

Da sich der Status von Cannabis mit der Revision des
Betäubungsmittelgesetzes verändern könnte, wird eine
stärkere Koordinierung der auf die legalen und illegalen
Drogen ausgerichteten Gesundheitsprogramme 
notwendig sein. Wünschenswert wäre eine zukünftige
Annäherung der Drogen-, Alkohol- und Tabakpro-
gramme.
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In diesem Kapitel wird das Massnahmenpaket des
Bundes zur Verminderung der Drogenprobleme
(MaPaDro) vorgestellt, das Gegenstand dieser
Globalevaluation ist. Dabei werden folgende
Aspekte betrachtet :
• die Rolle des MaPaDro in der Drogenpolitik 

des Bundes;
• die Organisation des Programms;
• seine Ziele;
• seine Prioritäten.

Diese Elemente sollten es der Leserschaft erlau-
ben, den Inhalt und die Besonderheiten des Pro-
gramms besser zu erfassen.

Einführung

Das Massnahmenpaket des Bundes zur Verminderung
der Drogenprobleme (MaPaDro) 1 wurde vom Bundes-
amt für Gesundheit (BAG) aufgrund eines Beschlusses
ausgearbeitet, den der Bundesrat im 1991 erlassen
hat. Der Bundesrat wollte auf die zunehmenden Dro-
genprobleme in der Schweiz reagieren, vor allem auf
den gestiegenen Heroinkonsum, die Zunahme der HIV-
Infektionen bei den Drogen injizierenden Personen und
auf die zahlreichen sozialen Probleme rund um die
offenen Drogenszenen in einigen Deutschschweizer
Städten.

Das Programm wurde für eine Dauer von fünf Jahren
angelegt, also bis zum Jahr 1997. Es wurde anschlies-
send verlängert und schliesslich am 31. Dezember
2001 abgeschlossen. Derzeit werden die Programmak-
tivitäten fortgeführt, aber eine offizielle Entscheidung
über die Erneuerung des MaPaDro steht noch aus.

Das MaPaDro in der Drogenpolitik
des Bundes

Seit 1994 wird die Drogenpolitik des Bundes als Vier-
Säulen-Politik definiert. Gemäss diesem Modell ist eine
wirksame Politik in diesem Bereich nur durch ausgewo-
gene Interventionen in den Bereichen Prävention, The-
rapie und Wiedereingliederung, Schadenminderung
und Repression möglich2. Das MaPaDro nimmt in die-
ser Politik einen wichtigen Platz ein, da es die Hauptak-
tivitäten des Bundes im Rahmen der ersten drei Säulen
im Gesundheitsbereich, nämlich der Prävention, Thera-
pie und Schadenminderung, umfasst. Beteiligt an den
Aktivitäten im Zusammenhang mit diesen drei Säulen
sind nebst dem BAG das Bundesamt für Sozialversi-
cherung (BSV) und das Bundesamt für Statistik (BFS).
Die Repression fällt hingegen hauptsächlich in die
Zuständigkeit des Bundesamtes für Polizei (fedpol. ch)
und des Bundesamtes für Justiz (BJ). Die Koordination
zwischen diesen verschiedenen Verwaltungsstellen
gehört natürlich auch zur Vier-Säulen-Politik des Bun-
des. Sie erfolgt häufig über Interventionen im Rahmen
des MaPaDro, wobei das BAG eine führende Rolle
übernimmt.

Die gesundheitspolitische Arbeit des Bundes im
Bereich der Drogenpolitik beschränkt sich aber nicht
allein auf die vom BAG im Rahmen des MaPaDro
unternommenen Aktivitäten. Sie umfasst auch die Aus-
arbeitung der schweizerischen Politik im Drogenbereich
(Parlament, Bundesrat, Abstimmungen), die Revision
des Betäubungsmittelgesetzes (BetmG), die internatio-
nale politische Zusammenarbeit, die Kontrolle der zu
medizinischen Zwecken verwendeten Betäubungsmit-
tel und andere Aspekte, die mit diesen Substanzen in
Zusammenhang stehen. Diese verschiedenen Ele-
mente der Tätigkeit des Bundes werden in dieser Glo-
balevaluation nicht berücksichtigt.

Die Rolle des Bundes bei den gesundheitspolitischen
Interventionen zur Drogenproblematik ist im Betäu-
bungsmittelgesetz (Art. 15a und 15c) festgelegt und
richtet sich auch nach den drogenpolitischen Beschlüs-
sen des Bundesrates. Die Interventionen des Bundes
sollen primär die Anstrengungen der übrigen Akteure,
d.h. der Kantone, der Gemeinden und der privaten
Organisationen, unterstützen (Komplementaritätsprin-
zip).
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Organisation des MaPaDro

Das MaPaDro3 umfasst eine Reihe von Interventionen
des BAG zur Verminderung der Drogenprobleme.
Diese sind in ein Langzeitprogramm eingebettet, das
durch gemeinsame Ziele (siehe weiter unten), verschie-
dene Interventionsbereiche und vier hauptsächliche
Aktionsstrategien definiert wird.

Eine der Besonderheiten des MaPaDro besteht darin,
dass es eine ganzheitliche Herangehensweise an die mit
den Drogen verbundenen Gesundheitsprobleme dar-
stellt. Das Programm ist in Bereiche unterteilt, welche
die verschiedenen Interventionsthemen und den Erwerb
von Kenntnissen zu dieser Problematik abdecken:
• die drei gesundheitsbezogenen Säulen der schweizeri-

schen Drogenpolitik: Prävention, Therapie und
Schadenminderung;

• Begleitmassnahmen: Ausbildung der Fachleute, 
Forschung, Epidemiologie, Evaluation, nationale
Koordination;

• ein spezieller Aktionsplan für die Gesundheit der
Migranten.

In der Vergangenheit gehörte noch eine weitere
Begleitmassnahme (nationale Sensibilisierungskampa-
gne) und ein weiterer spezieller Aktionsplan (Gefäng-
nisbereich) zum Programm. Aus verschiedenen Grün-
den wurden diese beiden Elemente aus dem MaPaDro
herausgenommen, einige ihrer Aktivitäten werden
jedoch weitergeführt.

Für jeden Bereich (Säulen, Begleitmassnahmen und spe-
zieller Aktionsplan) hat das BAG Ziele, Strategien und
spezifische Massnahmen ausgearbeitet4. Diese verschie-
denen Elemente werden weiter unten in diesem Bericht
vorgestellt, wenn die Entwicklung der Arbeiten für jeden
Bereich des MaPaDro behandelt wird.

Zusätzlich zu den bereichsspezifischen Ansätzen hat
das BAG auch vier bereichsübergreifende Aktionsstra-
tegien entwickelt, die für das gesamte Programm gel-
ten. Diese beinhalten verschiedene Vorgehensweisen,
die es dem Bund erlauben, die Tätigkeit der anderen
Akteure in der Schweiz zu unterstützen:
• Information und Dokumentation;
• Förderung erprobter Modelle sowie von 

Innovationen;

• Koordination und Harmonisierung;
• Qualitätsförderung.

Auf der organisatorischen Ebene wurde die Federführung
der Hauptaktivitäten des MaPaDro der Facheinheit Sucht
und Aids des BAG übertragen, wobei die Mitarbeiter und
Mitarbeiterinnen von zwei Sektionen dieser Facheinheit,
der Sektion Drogen und der Sektion Grundlagen und For-
schung hauptsächlich mit der Umsetzung des Pro-
gramms betraut sind. Im Jahr 2001 bzw. 2002 haben die
beiden wichtigsten Programmverantwortlichen, der Leiter
der Facheinheit Sucht und Aids und der Chef der Sektion
Drogen, ihr Amt niedergelegt. In beiden Fällen hat es
mehrere Monate gedauert, bis ein Nachfolger gefunden
werden konnte.

Was die Mittelausstattung betrifft, so hat der Bund dem
BAG ein Interventionsbudget zugewiesen, mit dem es
sein Programm zur Verminderung der Drogenprobleme
umsetzen kann. Derzeit beträgt dieses Budget etwa 18
Millionen Franken pro Jahr (Zeitraum 1998-2002). Ein
Teil des Budgets ist für Gemeinschaftsaktionen mit den
Aids-, Alkohol- oder Tabak-Programmen bestimmt,
sofern eine gemeinsame Zielsetzung besteht. Im BAG
stehen für die Aktivitäten im Rahmen des MaPaDro
rund fünfzehn Mitarbeiterstellen zur Verfügung5.

Ziele und erwartete Resultate

Die Ziele des MaPaDro beziehen sich auf die drei
Säulen der Drogenpolitik des Bundes, die den
Gesundheitsbereich betreffen:
• den Einstieg in den Drogenkonsum verringern und

die Entstehung einer Sucht verhindern (Prävention) ;
• die Möglichkeiten für einen Ausstieg aus der 

Abhängigkeit verbessern (Therapie und Wiederein-
gliederung) ;

• die Lebensbedingungen und den Gesundheitszu-
stand der Drogenkonsumierenden verbessern, Risi-
ken vermindern und die soziale Integration erhalten
(Schadenminderung und Überlebenshilfe).

Von der Verwirklichung dieser Ziele erwartet man 
folgende Ergebnisse:
• eine signifikante Verringerung der Anzahl abhängiger

Personen, die harte Drogen konsumieren;
• eine Verminderung der schweren Gesundheitsschä-
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den und der Beeinträchtigung der Lebensbedingun-
gen im Zusammenhang mit dem Drogenkonsum und
dem Drogenmissbrauch;

• eine Reduzierung der sozialen Folgen der Drogen-
probleme.

Die Prioritäten des MaPaDro 
1998-2002

Die Programmverantwortlichen haben eine Reihe von
Prioritäten festgelegt, mit denen die Aktionen gesteuert
und die oben erwähnten Ziele erreicht werden sollen3.
Einige dieser Prioritäten betreffen die Bundespolitik
oder das Bundesrecht im Drogenbereich und werden
hier nicht erwähnt, da sie nicht Bestandteil des MaPa-
Dro sind. Die übrigen werden nachfolgend präsentiert
und zudem weiter hinten im Bericht bei der Beurteilung
der Entwicklung des Programms erneut behandelt :

Erweiterung der Verpflichtung des Bundes zur Primär-
und Sekundärprävention sowie der Früherkennung
und Früherfassung von Gefährdeten, um eine Entwick-
lung hin zur Abhängigkeit zu vermeiden. Die Notwen-
digkeit von langfristigen und im Gemeindewesen gut
verankerten Ansätze wird unterstrichen. Im
Besonderen:
• Umsetzung von Synergien der verschiedenen Primär-

und Sekundärpräventionsprogrammen, welche vom
BAG eingeführt oder unterstützt werden.

• Realisierung eines Forschungsprogramms zur
Früherfassung und Früherkennung von gefährdeten
Jugendlichen (supra-f). Wissenschaftliche Erfor-
schung von Machbarkeit und Wirksamkeit dieses
Ansatzes im schweizerischen Umfeld.

• Konzentration der Mittel des BAG auf die Prävention.

Konsolidierung und Koordination von Therapiean-
geboten, um die Möglichkeit des Drogenausstiegs zu
erhöhen. Im Besonderen:
• Vereinbarung für ein ausgeglichenes Finanzierungssy-

stem der abstinenzorientierten Therapien innerhalb des
Sozialversicherungssystems und des finanziellen
Lastenausgleichs Bund/Kantone. Dies unter Berück-
sichtigung der verschiedenen notwendigen Angebote,
eingeschlossen jene, die ein vorzeitiges therapeuti-
sches Eingreifen vorsehen.

• Einleiten einer Qualitätsverbesserung der Therapien
mit Methadonsubstitution im Hinblick auf eine ver-
besserte Haltequote.

• Ärztliche Verschreibung von Heroin als integriertes
Angebot im Netz der Drogentherapien.

• Verbesserung des Therapieangebotes und der Scha-
denminderung in Verbindung mit Drogenkonsum in
mindestens 1/3 der Strafvollzugsanstalten, resp. bei
1/3 der Gefängnisplätze.

Konsolidierung des Massnahmenangebotes zur Scha-
densverminderung und dem Erhalt des sozialen Net-
zes für Abhängige und Dorgenkonsumenten. Im
Besonderen:
• Die Dauerhaftigkeit der notwendigen Massnahmen

zur Schadensverminderung im Rahmen der Drogen-
politik von Städten und Kantonen sichern, die Konti-
nuität von Institutionen und ihre Finanzierung fördern.

• Erhöhung der Zugänglichkeit zu Spritzenmaterial in
noch unterdotierten Regionen und Städten, um dies-
bezüglichen Bedürfnissen flächendeckend im ganzen
Land nachzukommen.

• Qualitätsverbesserung der Massnahmen zur Scha-
denminderung und zum Erhalt der sozialen Integra-
tion, indem die Kooperation im Netz von Prävention
und Therapie sowie Schutz der Bevölkerung verbes-
sert wird.

• Verbesserung des Therapie-Angebotes zur Schaden-
minderung in mindestens 1/3 der Strafanstalten resp.
1/3 der Anzahl Gefängnisplätze.
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Einrichtung und effizienter Betrieb einer Beobachtungs-
stelle für ein nationales epidemiologisches Monito-
ring nach dem Modell der "REITOX-Knotenpunkte" der
Europäischen Beobachtungsstelle für Drogen und Dro-
gensucht (EBDD).

Zuverlässige Weiterleitung der Ergebnisse aus den epi-
demiologischen Studien, den wissenschaftlichen
Forschungsarbeiten und den Evaluationen im Dro-
genbereich an die Fachleute vor Ort und an die Ent-
scheidungsträger.

Einleitung eines Verfahrens zur Qualitätsförderung
und zum Qualitätsmanagement für das gesamte
Massnahmenpaket Drogen. Dieses an die verschiede-
nen Bereiche angepasste Verfahren soll von mehr als
der Hälfte der mit Drogenproblemen befassten Institu-
tionen und Entscheidungsträgern (Bund, Kantone,
Gemeinden, private Institutionen) verwendet werden
bzw. für diese von Nutzen sein.

Optimierung und Koordination der Zusammenarbeit
zwischen den verschiedenen Gremien, insbesondere
der Konferenz der kantonalen Delegierten für Suchtfra-
gen (KKBS) und des Nationalen Drogenausschusses
(NDA). 
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2003. Lausanne: Institut de médecine sociale et
préventive ; 2002. (Raisons de santé, 77).
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Die ersten Arbeiten im Rahmen der Globalevalua-
tion des Massnahmenpakets des Bundes zur Ver-
minderung der Drogenprobleme (MaPaDro)
begannen 1991. Somit wird die Entwicklung die-
ses Programms seit über zehn Jahren von einer
externen Institution untersucht und beurteilt. Der
vorliegende Bericht schliesst die vierte Evaluati-
onsphase ab, die den Zeitraum 1999-2002
abdeckt.

In diesem Kapitel werden nach einem kurzen
Überblick über den bisherigen Verlauf der Evalua-
tion die verschiedenen Merkmale der letzten
Phase aufgezeigt :
• die allgemeinen Ziele der Evaluation;
• der konzeptuelle Rahmen der Evaluation;
• die angewandten Methoden und durchgeführten

Studien.

Abschliessend folgt ein Hinweis, der zu Zurück-
haltung bei kausalen Interpretationen mahnt. Es
ist nämlich oft schwierig, einen direkten Zusam-
menhang zwischen den Aktionen des BAG und
der Entwicklung der epidemiologischen Indikato-
ren des Drogenkonsums festzustellen, weil die
Tätigkeiten anderer Akteure (Kantone, Gemein-
den, Institutionen) sowie einige bestimmte Phä-
nomene (Entwicklung des Drogenmarktes, neue
Tendenzen bei den jüngeren Generationen) eben-
falls Auswirkungen auf die vom MaPaDro anvi-
sierten Probleme haben.

Einführung

Eine der Besonderheiten des MaPaDro im internationa-
len Vergleich besteht sicherlich darin, dass es von
Beginn an einer externen Globalevaluation unterzogen
worden ist und diese sich während über zehn Jahren
fortgesetzt hat.

Als das BAG 1991 sein Drogenprogramm lancierte,

verlangte es von den Evaluationsbeauftragten einen
Bericht über die verschiedenen verfügbaren oder wün-
schenswerten epidemiologischen Indikatoren für den
Drogenkonsum. Diesem folgte eine Bilanz der allgemei-
nen Drogensituation in der Schweiz für den Zeitraum
1990-1992 (Phase 1) 1, worin die Evaluationsmethode
skizziert wurde: Sie sollte global und überwiegend
goal-based sein (der epidemiologische Teil, der eine
Synthese der Daten zur Konsumprävalenz und zum
Schweregrad der mit dem Drogenkonsum einherge-
henden Probleme bildet). Zudem sollte sie, nach eher
klassischer Art, das systematische Sammeln von Infor-
mationen über Entscheidungsprozesse und Aktivitäten
sowie die Merkmale, Wirkungen und Rahmenbedin-
gungen der vom BAG durchgeführten Massnahmen
beinhalten.

Der zweite Globalevaluationsbericht bezog sich auf den
Zeitraum 1990-19962,3 und umfasste die beiden ersten
Evaluationsphasen (1990-1992 und 1993-1996). Darin
wurden insbesondere die vom BAG und den Kantonen
getroffenen Massnahmen sowie die epidemiologischen
Daten zum Drogenkonsum in der Schweiz analysiert.
Nach der Veröffentlichung dieses Berichts verlangte
das BAG von den Evaluationsbeauftragten, ihre
Methode etwas abzuändern und ihre Arbeit gezielter
auf die im Rahmen des MaPaDro durchgeführten Tätig-
keiten auszurichten. Von da an konzentrierten sich die
Evaluationsfragen vorwiegend auf die Aktionen des
BAG und weniger auf die allgemeine Situation in der
Schweiz.

Ab der dritten Evaluationsphase (1996-1999) wandten
die Evaluationsbeauftragten neue Methoden und neue
Instrumente an, vor allem Aktionstheorien oder logische
Modelle, um die mit jeder einzelnen Massnahme des
MaPaDro verbundenen spezifischen Ziele zu erkennen.
Der Schlussbericht zur dritten Phase4 befasste sich
somit insbesondere mit den Aspekten der Konzep-
tion/Planung des Programms und mit der Durchführung
der Aktivitäten entsprechend den damit verbundenen
Zielen.

In der vierten Evaluationsphase (1999-2002), die
Gegenstand des vorliegenden Berichts ist, wurde das
Konzept der vorhergehenden Phase weitgehend über-
nommen und ein besonderes Augenmerk auf die
Umsetzung und Durchführung des Programms gerich-
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tet. Gleichzeitig beauftragte das BAG ein auf Politikwis-
senschaften spezialisiertes Forscherteam, die politische
Verankerung des MaPaDro zu evaluieren5. Der Bericht
dazu wird separat veröffentlicht.

Zu beachten ist, dass die Evaluation der vom BAG seit
1991 in Auftrag gegebenen spezifischen Projekte
grundsätzlich nicht zur Globalevaluation gehört, zumal
in den meisten Fällen andere Forscher damit betraut
werden. Dennoch kann die Globalevaluation auf
Wunsch des BAG auch solche Bereiche mit einbezie-
hen.

Ein wesentlicher Teil der Globalevaluation des MaPaDro
besteht auch in der Auswertung von Daten aus Evaluatio-
nen, Forschungsarbeiten und Statistiken anderer For-
schungsinstitute in der Schweiz.

Allgemeine Ziele der Evaluation

Die allgemeinen Ziele der Globalevaluation des MaPa-
Dro lauten:
• Beschaffung von Informationen, die zur Verbesserung

der vom BAG im Rahmen des Programms ergriffenen
Massnahmen beitragen könnten;

• Unterstützung der für die Entwicklung und Umset-
zung des Programms verantwortlichen Personen
beim Fällen der richtigen Entscheidungen;

• Unterstützung bei der Entscheidfindung und der Aus-
wahl unter mehreren Optionen.

Konzeptueller Rahmen 
der Globalevaluation

In Übereinstimmung mit den oben genannten Zielen
wurde die Evaluation so konzipiert, dass sie folgende
Aufgaben einschliesst :
• alle Hauptbestandteile der MaPaDro-Strategie einer

permanenten Evaluation unterziehen;
• rasche und richtige Antworten geben und dabei die für

das Erkennen der Erfolgs- oder Misserfolgsfaktoren
benötigten Informationen liefern, damit an der MaPa-
Dro-Strategie die erforderlichen Korrekturen vorgenom-
men werden können;

• das Auftreten von Konflikten und besonderen Proble-
men, welche vom MaPaDro hervorgerufen werden,

überwachen und Möglichkeiten aufzeigen, wie diese
besser bewältigt werden können;

• die Eigenschaften bestimmter besonders gefährdeter
Untergruppen der Bevölkerung erforschen, um die
Planung und Ausgestaltung angemessener Interven-
tionen zu erleichtern und die Veränderungen mitzu-
verfolgen;

• den Mangel an Basis- und Routinedaten
ausgleichen;

• bei der Gestaltung der Evaluation Flexibilität wahren,
damit neue Wünsche des BAG berücksichtigt wer-
den können;

• die Ergebnisse der Evaluation unter sämtlichen betroffe-
nen Akteuren (Politiker, Verantwortliche des MaPaDro,
involvierte Berufsgattungen, Forscher, Zielgruppen,
breite Öffentlichkeit usw.) in passender Form verbreiten.

Für die dritte und vierte Phase wurde eine globale6

Evaluationsmethode gewählt, mit der die Elemente der
Konzeption/Planung, der Umsetzung und der
Ergebnisse des MaPaDro (Outputs und Outcomes) a

sowie die relevanten Elemente des sozialen Umfelds
erfasst werden können. Die Evaluation begleitet
zudem die Konzipierung und Umsetzung. Sie ent-
wickelt und vervollständigt sich somit im Laufe der Zeit.
Die verschiedenen Elemente und Ebenen der BAG-
Strategie werden durch eine Reihe von Studien und
komplementären Analysen ermittelt, die zusammen ein
Gesamtbild der Situation ergeben.

Die Methode ist benutzerorientiert7, d.h. der Schwer-
punkt liegt auf der Relevanz und Angemessenheit der
Evaluation in Anbetracht der zu evaluierenden Situation,
auf den gestellten Fragen und den Bedürfnissen der
Benutzerschaft. Die Evaluation kann sich daher an
geänderte Fragestellungen anpassen. Dieser Ansatz,
der kein festes Modell darstellt, bietet einen grossen
Spielraum bei der Wahl und Kombination der Metho-
den, die zur Beantwortung der in einer Globalevalua-
tion gestellten Fragen eingesetzt werden.

a Unter Output verstehen wir die direkten Ergebnisse des Programms

in Bezug auf den Prozess (Anzahl der durchgeführten Aktionen, der

erreichten Personen, der an den Aktionen beteiligten Organisationen

usw.). Outcome bezeichnet die Ergebnisse bei den Zielgruppen des

Programms, d.h. die eigentlichen Wirkungen (Veränderungen von

Konsumprävalenz, Konsumformen, Gesund-heitszustand und sozia-

ler Eingliederung der Konsumierenden, usw.).



Das BAG möchte vor allem wissen, ob sein Vorgehen
angemessen ist und inwieweit bzw. wie seine Aktionen
verbessert werden können. Es erwartet ein regelmässi-
ges Feedback über die Entwicklung, Zweckmässigkeit,
Wirksamkeit und Effizienz seiner Aktionen. Über die
Ergebnisse der Evaluation ist regelmässig (ein- bis
zweimal jährlich) Bericht zu erstatten, damit an der
Strategie nötigenfalls Anpassungen vorgenommen wer-
den können. 

Die Globalevaluation untersucht einerseits das MaPa-
Dro in seiner Gesamtheit und beleuchtet anderer-
seits die relevanten/prioritären Elemente seiner
verschiedenen Teilbereiche. Allerdings kann die Eva-
luation natürlich nicht alle Bereiche in gleichem Masse
Weise abdecken, weshalb in Absprache mit dem BAG
eine Auswahl getroffen wurde.

Methode

In Tabelle 2.1 sind alle zur Globalevaluation gehören-
den Studien und Analysen kurz zusammengefasst.
Sämtliche auf den Evaluationszeitraum 1991-2002
bezogenen Studien sind zudem erinnerungshalber in
Anhang 1 aufgeführt.

Der Hauptteil der Evaluation ist um ein Informations-
system herum angeordnet, das regelmässig auf den
neuesten Stand gebracht wurde. Dieses umfasst :
• die Weiterführung der Aktionstheorien oder logischen

Interventionsmodelle8,9,6, mit denen für jeden Bereich
die wichtigsten Interventionsachsen des BAG sowie
die Abfolge der einzelnen Schritte zur Erreichung der
Zwischen- und Endziele ermittelt werden können;

• ein Monitoring der Prozess- und Ergebnis-
indikatoren10, das sich zusammensetzt aus Daten,
die bei der internen Evaluation gewonnen werden
(Monitoring, das die Mitarbeitenden des BAG
gemäss dem von den Evaluationsbeauftragten vorge-
schlagenen Raster durchführen), aus Meilensteinen,
an denen sich die Erreichung bestimmter Ziele oder
das Vorankommen des Programms (Etappen) able-
sen lässt, und aus externen Daten. Durch Interviews
mit den Bereichsleitern des BAG und ausgewählten
Informanten vor Ort werden jedes Jahr zusätzliche
Informationen gewonnen, um die quantitativen Infor-
mationen oder Tatsachenfeststellungen (Meilen-

steine) durch einen qualitativen Kommentar zu
ergänzen, der Aufschluss darüber gibt, wie die
Ergebnisse erzielt worden sind.

• die Berücksichtigung anderer externer Evaluationen,
die vom BAG in Auftrag gegeben wurden, vor allem
auch die Studie über die politische Verankerung des
MaPaDro, welche für die Daten zum Umfeld des Pro-
gramms verwendet worden ist 11. Die anderen im
Entstehen begriffenen Indikatorensysteme wurden
ebenfalls berücksichtigt (Entwicklung der Qualitätssi-
cherung im BAG, Bundesamt für Statistik, künftiges
Schweizerisches Gesundheitsobservatorium, Harmo-
nisierung der Statistiken, Europäische Beobach-
tungsstelle für Drogen und Drogensucht usw.).

Dieses Informationssystem muss Antworten auf die
nachstehenden wichtigsten Evaluationsfragen liefern :
• Sind die allgemeinen Ziele des MaPaDro sowie die-

jenigen jedes Bereichs angemessen?
• Wie organisiert sich das BAG, um MaPaDro umzu-

setzen?
• Welche Kontrolle übt es auf die Entwicklung seiner

Aktionen aus?
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• Welche Probleme tauchten auf und mit welchen Mit-
teln wird Abhilfe geschaffen?

• Fügt sich MaPaDro nahtlos in die gesamten Mas-
snahmen ein, die in der Schweiz von anderen Part-
nern getroffen wurden (Kantone, Organisationen,
Institutionen)? Unter welchen Bedingungen?

• Welche Aktionen wurden durchgeführt und mit wel-
chen Resultaten (Zwischenoutputs)?

In einem gesonderten Kapitel des vorliegenden
Berichts, das sich auf die im Rahmen dieses Systems
gewonnenen Daten stützt, wird die Entwicklung der
Arbeiten in den verschiedenen Bereichen des MaPaDro
analysiert.

Während der betrachteten Evaluationsphase wurden
auch vier komplementäre Studien durchgeführt, die
einige für wichtig befundene und in Absprache mit dem
BAG ausgewählte Themen beleuchten:
• Studie über die Entwicklung von Szenarien für ein

nationales Frühwarnsystem für illegale Drogen12;
• Studie über die Verankerung/Institutionalisierung der

Aktionen des BAG zur Verminderung der Drogenpro-
bleme13;

• Studie über die Suchtprävention bei Jugendlichen:
die Rolle der Polizei, der Gerichte und
Jugendrichter14;

• Studie über das Innovationsmanagement im Rahmen
des MaPaDro15.

Für jede dieser Studien wurden gemeinsam mit dem
Auftraggeber spezifische Evaluationsfragen ausgearbei-
tet. Zusammenfassungen dieser Studien finden sich in
einem eigenen Kapitel dieses Dokuments.

Die Globalevaluation hat auch bei einigen Aktivitäten
des BAG unterstützend mitgewirkt. So haben die Eva-
luationsbeauftragten während der letzten Phase eine
Bilanz zu einem der im Rahmen des MaPaDro unter-
stützten Projekt erstellt 16 und zuhanden der Pro-
grammleiter einen kurzen Bericht über die Entwicklung
der positiven HIV-Tests im Jahr 2001 verfasst17.

Hinweisbetreffend kausale 
Interpretationen

Zu beachten ist, dass der Kausalzusammenhang zwi-
schen unternommenen Aktionen und beobachteten Wir-
kungen stets relativiert werden muss, und zwar schon
allein deshalb, weil diese Aktionen nicht in einem "Inter-
ventionsvakuum" oder einem "sozialen Vakuum" erfolgen,
sondern in einem Umfeld, in dem zahlreiche Akteure und
soziale Phänomene zusammenwirken. Überdies haben
die beobachteten Phänomene nicht alle denselben Ein-
fluss auf die gewählten Indikatoren. Daher werden die
gesammelten Daten einer Beurteilung und Interpretation
unterzogen, um ihre Aussagekraft abzuschätzen. Eine
Gegenüberstellung verschiedener Datenquellen ist folg-
lich unerlässlich (Triangulation).
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Tabelle 2.1

Studien und komplementäre Analysen, die 1999-2002 im Rahmen des Evaluations-programms durchgeführt wurden und Informatio-

nen über Prozesse, Ergebnisse und Umfeld des MaPaDro liefern

Prozess Ergebnisse Umfeld

Hauptstudien der UEPP

Anschlussstudie über die Aktionstheorien des MaPaDro 

(Reihe von Interviews mit den Bereichsleitern des BAG, 

Aktionstheorien, Berichte an das BAG) •
Studie über die Umsetzung und die Indikatoren 

des MaPaDro (Entwicklung des Indikatorensystems, 

jährliche Datenerhebungen, Berichte an das BAG) • •
Spezielle Studien

Studie über die Entwicklung von Szenarien für ein nationales 

Frühwarnsystem für illegale Drogen •
Studie über die Verankerung/Institutionalisierung der Aktionen 

des BAG zur Verminderung der Drogenprobleme •
Studie über die Suchtprävention bei Jugendlichen: 

die Rolle der Polizei, der Gerichte und Jugendrichter •
Studie über das Innovationsmanagement im Rahmen des MaPaDro •
Komplementäre Analysen der UEPP-Studien

Analyse des Monitorings der Tätigkeiten niederschwelliger Einrichtungen • •
Komplementäre Analysen der Studien über 

die Klientel niederschwelliger Einrichtungen •
Komplementäre Analysen weiterer Studien

Analyse und Synthese der epidemiologischen Daten • •
Analyse und Synthese anderer Evaluationen • • •
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Die Aktivitäten des Bundes zur Verminderung der
Drogenprobleme beschränken sich nicht auf das
MaPaDro. Sie umfassen auch Arbeiten im Zusam-
menhang mit der Betäubungsmittelgesetzgebung
sowie der Kontrolle und Überwachung der Sub-
stanzen.

Im Zeitraum 1999-2002 fanden in diesen Berei-
chen mehrere Entwicklungen statt. Drei davon
wurden in die Globalevaluation einbezogen, weil
sie für das Verständnis des Kontexts, in dem die
Aktionen des MaPaDro durchgeführt werden,
besonders wichtig erschienen:
• die Institutionalisierung der ärztlichen Heroin-

verschreibung;
• die Überwachung und das Verbot von Partydro-

gen;
• die Revision des Betäubungsmittelgesetzes.

Die beiden ersten Entwicklungen werden nur kurz
beschrieben, um einige festgestellte Veränderun-
gen aufzuzeigen. Die Revision des Betäubungs-
mittelgesetzes wird dagegen etwas ausführlicher
behandelt, damit die Leserschaft deren Ursprung
und Inhalt besser verstehen kann.

Institutionalisierung der ärztlichen
Heroinverscreibung

Ein Bundesratsbeschluss vom Mai 1992 gab grünes Licht
für die Einführung von Versuchen mit der ärztlichen Ver-
schreibung von Betäubungsmitteln (PROVE) in der
Schweiz. Die allgemeinen Voraussetzungen für diese Ver-
suche wurden in einer Verordnung vom 21. Oktober
1992 geregelt. Diese bestimmte insbesondere die Anzahl
der zu den Behandlungen zugelassenen Personen sowie
die Dauer der Versuche, die zunächst bis Ende 1996
geplant waren. 1995 wurden verschiedene Beschlüsse
über die Erhöhung und die Verteilung der Platzzahl
gefasst. Im selben Jahr fanden auf Gemeindeebene (Win-
terthur) und auf kantonaler Ebene (Zug) Abstimmungen
über die ärztliche Heroinverschreibung statt. Auf Bundes-

ebene wurde 1996 die Versuchsdauer durch eine Verlän-
gerung der Verordnung bis Ende 1998 ausgedehnt.

Die im Juli 1997 veröffentlichten Ergebnisse der
Versuche1 veranlassten den Bundesrat, die ärztliche Ver-
schreibung von Heroin zu institutionalisieren. Ende 1997
gab er den Vorentwurf eines dringlichen Bundesbe-
schlusses (dBB) in die Vernehmlassung, mit dem die
Fortsetzung dieser Behandlungen über die Versuchs-
phase hinaus ermöglicht werden sollte. Der dBB trat im
Oktober 1998 in Kraft2 und wurde im April 1999 von
einer neuen Verordnung gefolgt, worin die Anforderungen
festgelegt sind, welche die Kantone, Gemeinden und
Fachstellen, die heroingestützte Behandlungen (HeGeBe)
durchführen, erfüllen müssen. Zudem wird darin die neue
Rolle des BAG beschrieben, zu der folgende Aufgaben
gehören: Verwaltung der Bewilligungen, Erlass von Wei-
sungen und Empfehlungen, Kontrolle über Beschaffung,
Aufbereitung und Inverkehrbringen des Heroins und die
Qualität der Behandlungen, Aufsicht über die Institutio-
nen, Förderung der Weiterbildung und Forschung, inter-
nationale Zusammenarbeit3. Die Verordnung bleibt
rechtskräftig bis zur Revision des Betäubungsmittelgeset-
zes (BetmG), längstens aber bis zum 31. Dezember
20044.

1998 startete die Eidgenössisch-Demokratische Union
eine Unterschriftensammlung für ein Referendum
gegen den dringlichen Bundesbeschluss über die ärztli-
che Verschreibung von Heroin. Nachdem genügend
Unterschriften zusammengekommen waren, wurde die
Volksabstimmung auf den Sommer 1999 festgesetzt.
Bis dahin wurde die Eröffnung neuer Fachstellen und
Behandlungsplätze unterbrochen. Am 13. Juni 1999
lehnte eine Mehrheit des Volkes (54,4%) und der Kan-
tone (14) das Referendum ab, so dass die Heroinver-
schreibung gemäss den Bestimmungen der Verord-
nung fortgesetzt werden konnte5,6. Seither hat die Zahl
der Behandlungsplätze und Fachstellen ständig zuge-
nommen. Im Juli 2000 wurde die heroingestützte
Behandlung als Pflichtleistung in die Krankenversiche-
rung aufgenommen7. Dieser Entscheid wurde jedoch
erst zwei Jahre später umgesetzt, als die Behandlung
auf die Spezialitätenliste des Bundesamtes für Sozial-
versicherungen (BSV) gesetzt wurde.

Die ärztliche Heroinverschreibung ist auch im Revisi-
onsentwurf des Betäubungsmittelgesetzes vorgesehen,
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der derzeit in den eidgenössischen Räten behandelt
wird (siehe unten). Sie wird jedoch nach wie vor einer
spezifischen Kontrolle durch das BAG unterstehen und
in einer besonderen Verordnung geregelt werden, die
zur Zeit ausgearbeitet wird.

Verbreitung und Überwachung 
der Partydrogen

Gegenwärtig gibt es nur wenige verlässliche Daten über
den Konsum und die Verbreitung bestimmter Stimulan-
zien und Halluzinogene bei Jugendlichen. Zwar lässt sich
die relativ starke Verbreitung von Ecstasy (MDMA) mittels
Erhebungen im Techno-Milieu und Polizeistatistiken nach-
weisen, doch die Verbreitung zahlreicher anderer Sub-
stanzen (Amphetamine, LSD, Meskalin, GHB, Ketamin
usw.) ist aufgrund der verfügbaren Daten oft nur schwer
abschätzbar8. Ein Grund dafür ist die relativ rasche Ent-
wicklung bei den konsumierten Substanzen, weshalb
deren Auftreten und Verbreitung nur sehr schwer ermittelt
werden können.

Wenn auch die Entwicklung des Konsums dieser Sub-
stanzen nicht genau bekannt ist, lässt sich doch zumin-
dest feststellen, dass die Menge der beschlagnahmten
Substanzen seit Anfang der 1990er Jahre in Europa
deutlich zugenommen hat. Dazu gehören vor allem
Amphetamine (Nordeuropa) und Ecstasy (Irland, Belgien
und Grossbritannien). Andere Drogen, wie 2CB, 4-MTA
und GHB, wurden ebenfalls beschlagnahmt, aber in
geringerem Masse9.

Die Erhebungen im Techno-Milieu weisen überdies darauf
hin, dass eine Vielzahl verschiedener Substanzen konsu-
miert wird, häufig auch zusammen, und dass das Konsum-
niveau relativ hoch ist. Ausserdem scheint der Konsum, vor
allem bei Ecstasy, in einem relativ tiefen Durchschnittsalter
einzusetzen (siehe nachfolgendes Kapitel).

Die gesundheitlichen Auswirkungen des Konsums die-
ser verschiedenen Substanzen sind ebenfalls nur
schwer zu beurteilen. Erklären liesse sich dies dadurch,
dass es sich bei den Konsumierenden häufig um junge
Erwachsene in gutem Gesundheitszustand handelt und
kein Register besteht, in dem Hilfeersuchen in Zusam-
menhang mit dem Konsum solcher Substanzen doku-
mentiert werden.

Als Reaktion auf diese Situation hat der EU-Rat 1997 ein
spezielles Kontrollsystem für Designerdrogen geschaffen:
die European Joint Action on New Synthetic Drugs10.
Das System beinhaltet den Aufbau eines Mechanismus
für den raschen Austausch von Informationen über neue
Designerdrogen, die Beurteilung der mit ihrem Konsum
verbundenen Risiken sowie die Einführung einheitlicher
Kontrollmassnahmen in der gesamten Europäischen
Union (EU). Daran beteiligt sind die Europäische Kommis-
sion, der EU-Rat, die Europäische Beobachtungsstelle
für Drogen und Drogensucht (EBDD), das Europäische
Polizeiamt (Europol) und die Europäische Agentur für die
Beurteilung von Arzneimitteln (EMEA).

Das System umfasst drei Elemente oder Phasen:
• ein Frühwarnsystem zur raschen Erkennung neuer

Substanzen;
• ein Verfahren zur Beurteilung der mit dem Konsum

dieser Substanzen verbundenen Risiken;
• ein Verfahren zur Einführung gemeinsamer Kontroll-

und Strafverfolgungsmassnahmen in allen Staaten
der Europäischen Union.

Die erste Phase mit dem Titel early warning system setzt
ein, wenn in einem EU-Staat eine neue Substanz ent-
deckt wird. Die Entdeckung löst sogleich eine koordiniert
Sammlung von Informationen mit Hilfe von Europol und
der REITOX-Knotenpunkte der EBDD aus. Diese Informa-
tionen betreffen hauptsächlich den Namen, die chemi-
sche Zusammensetzung und die Verbreitung der Sub-
stanz.

In der zweiten Phase kommt es zu einer vom wissen-
schaftlichen Ausschuss der EBDD geleiteten Zusammen-
kunft einer Gruppe von Experten und Vertretern der
Europäischen Kommission, der EMEA, von Europol und
der EU-Mitgliedstaaten, die eine Beurteilung der mit der
neuen Substanz verbundenen Risiken vornehmen. Diese
Beurteilung verläuft gemäss den von der EBDD 1999 auf-
gestellten Richtlinien.

Ergibt die Beurteilung, dass die Substanz gefährlich ist,
hat der EU-Rat die Möglichkeit, sehr rasch (innerhalb von
weniger als einem Monat nach Ablieferung des Berichts
der zweiten Phase) einen einstimmigen Beschluss zu 
fassen, mit dem die Herstellung und der Besitz dieser 
Substanz bestimmten Kontroll- und Strafverfolgungsmas-
snahmen unterstellt wird.
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Fünf Substanzen (MBDB, 4-MTA, GHB, Ketamin,
PPMA/PMA) sind im Rahmen dieses Systems einer Risi-
kobeurteilung unterzogen worden. Daraufhin hat der EU-
Rat beschlossen, ein permanentes Monitoring von Keta-
min und 2001 eine aktives Monitoring von GHB
durchzuführen sowie Kontroll- und Strafverfolgungsmas-
snahmen betreffend 4-MTA einzuführen.

Die Schweiz ist als Nichtmitglied der EU diesem
System nicht angeschlossen. Dennoch hat auch sie
Entscheidungen getroffen, die einige dieser Substan-
zen betreffen. So wurden in die Liste der Verordnung
des BAG über die Betäubungsmittel und psychotropen
Stoffe (BetmV-BAG) 11, die am 31. Dezember 2001 in
Kraft getreten ist, folgende Produkte aufgenommen:
• GHB, das nur mit Bewilligung hergestellt, verkauft

oder konsumiert werden darf ;
• halluzinogene Pilze, die einem vollständigen Han-

dels- und Konsumverbot unterstellt sind;
• der Kaktus Peyotl, 2CB und 4-MTA, die demsel-

ben Verbot unterstehen12.

In diesem Zusammenhang ist anzufügen, dass seit
dem 1. Januar 2002 Swissmedic für die Aktualisierung
der BetmV-BAG zuständig ist und die Betäubungsmit-
telverordnung seither folgenden Titel trägt : Verordnung
des Schweizerischen Heilmittelinstituts über die Betäu-
bungsmittel und psychotropen Stoffe (BetmV-Swissme-
dic) 13.

Änderung des Betäubungsmittel
gesetzes (BetmG)

Rückblick 14

Das Bundesgesetz über die Betäubungsmittel entstand
1924 und führte, in Übereinstimmung mit dem Interna-
tionalen Opium-Abkommen von 1912, ein gesetzliches
Verbot bestimmter Substanzen (v.a. Opiate und Kokain)
ein. 1951 kam es zu einer ersten Revision, bei welcher
der Gesetzgeber den Anbau, die Herstellung, die Ver-
teilung und den Besitz von sowie den Handel mit Opia-
ten, aus Kokablättern gewonnenen Substanzen und
Cannabis verbot. Zudem führte er ein System von
Bewilligungen für die legale Verwendung von Betäu-
bungsmitteln ein. Im Vordergrund standen damals die
Kontrolle und die Verminderung des Angebots, und

das Einzige, was die Drogenkonsumierenden direkt
betraf, war ein Verbot der Beschaffung von Betäu-
bungsmitteln.

In den 1960er Jahren führte der Anstieg des illegalen
Drogenkonsums und -verkehrs (v.a. Cannabis-Derivate,
LSD und Amphetamine) zur Entwicklung spezialisierter
Institutionen und Beratungsstellen. Ärzte und Apotheker
engagierten sich in den ersten Präventionskampagnen,
und der Bund schuf die Zentralstelle für die Bekämpfung
des illegalen Betäubungsmittelverkehrs. Die Kantone
schufen die ersten auf Drogenbekämpfung spezialisierten
Polizeiabteilungen. 1969 wurden 500 Anzeigen wegen
Verstössen gegen das Betäubungsmittelgesetz gezählt,
die vor allem den Konsum von Cannabis betrafen. 1972
wurden die erste Beschlagnahme von Heroin und der
erste drogenbedingte Todesfall verzeichnet.

1973 schlug der Bundesrat eine Revision des Betäu-
bungsmittelgesetzes vor, um dieses an die neuen inter-
nationalen Abkommen und die aktuelle Situation in der
Schweiz anzupassen. Das revidierte Gesetz trat 1975 in
Kraft und sah erstmals eine Hilfeleistung für Drogenkon-
sumierende vor, insbesondere die Möglichkeit, ihnen
Substitutionsprodukte zu verschreiben. Damit fand die
Verminderung der Nachfrage Eingang in das Betäu-
bungsmittelgesetz, wobei die Umsetzung dieses Ziels
den Kantonen zufiel. Daneben wurden die Bestimmun-
gen über die Verminderung des Angebots erweitert, vor
allem was die Bekämpfung des Betäubungsmittelver-
kehrs anbelangt. Das Gesetz bietet seither aber auch die
Möglichkeit, gegen Konsumierende weniger schwere
Sanktionen zu verhängen (Haft oder Busse) und auf eine
Sanktion oder eine Strafverfolgung zu verzichten, wenn
sie sich einer Behandlung unterziehen.

Ab Ende der 1970er Jahre stiegen die Anzeigen wegen
BetmG-Verstössen sehr rasch an (2000: 46’500), und ab
Mitte der 1980er Jahre vervielfachte sich die Zahl der
drogenbedingten Todesfälle. Die Problematik in sozialer
und gesundheitlicher Hinsicht verschärfte sich dadurch,
dass Drogen injizierende Personen in hohem Masse von
der HIV-/Aids-Epidemie betroffen waren. Diese Situation
führte zu einer neuen Entwicklung der Sozial- und medizi-
nischen Hilfe, hauptsächlich auf lokaler Ebene, wobei vor
allem Projekte zur Verminderung der Schäden infolge
von Drogenkonsum eingeleitet wurden.
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Aus den Reihen der eidgenössischen Räte wurden meh-
rere Interpellationen zur Drogenproblematik vorgebracht.
Diese bezogen sich einerseits auf bestimmte Bereiche
der Bekämpfung des illegalen Verkehrs und der Hilfe für
Drogenkonsumierende, andererseits aber auch auf die
Betäubungsmittelgesetzgebung, insbesondere die Straf-
bestimmungen. In seinen Antworten bemerkte der Bun-
desrat, dass die bestehenden gesetzlichen Bestimmun-
gen dem Richter eine differenzierte Beurteilung im
Einzelfall erlaubten, es aber dennoch nötig sei, die Dro-
genpolitik zu überprüfen und nach Möglichkeit zu verbes-
sern. Er beauftragte die Subkommission Drogenfragen
der Eidgenössischen Betäubungsmittelkommission,
einen Bericht und Empfehlungen über neu zu treffende
Massnahmen und eine eventuelle Revision des Betäu-
bungsmittelgesetzes zu verfassen.

Prozess 15

Der Bericht der Subkommission Drogenfragen der
Eidgenössischen Betäubungsmittelkommission
erschien 1989 und empfahl insbesondere die Entkrimi-
nalisierung des Konsums aller Drogen, eine verstärkte
Bekämpfung des illegalen Betäubungsmittelverkehrs,
die Einführung eines niedrigeren Strafrahmens für dro-
genabhängige Kleinhändler und die Förderung von
Methadonprogrammen16. Dieses in Fachkreisen aus-
giebig diskutierte Dokument diente dem Bundesrat als
Diskussionsgrundlage, die es ihm erlaubte, über das
weitere Vorgehen zu entscheiden. Im Februar 1991
beschloss er, zunächst auf eine Gesetzesrevision zu
verzichten und dem BAG den Auftrag zu erteilen, ein
Massnahmenpaket im Bereich Gesundheit zur Vermin-
derung der Drogenprobleme (MaPaDro17) einzuführen.
Danach traf der Bundesrat zur Ergänzung des Mas-
snahmenpakets weitere Entscheide, welche die
Sekundärprävention, die stationären Behandlungen
und die Heroinverschreibung betrafen.

1994 entwickelte der Bundesrat ein drogenpolitisches
Modell, das die bestehenden Gesetzesbestimmungen
ergänzte. Diese "Vier-Säulen-Politik" geht davon aus,
dass die Drogenprobleme nur durch eine ausgewo-
gene Intervention in den Bereichen Prävention, Thera-
pie, Schadenminderung und Repression bekämpft wer-
den können. Das Eidgenössische Departement des
Innern (EDI) beauftragte zudem eine Expertenkommis-

sion (Kommission Schild) mit der Ausarbeitung eines
Revisionsentwurfs des BetmG. Diese legte 1996 ihren
Bericht vor und empfahl darin insbesondere eine Entkri-
minalisierung des Konsums aller Betäubungsmittel und
der damit verbundenen Vorbereitungshandlungen
sowie eine Stärkung der Vier-Säulen-Politik durch die
Schaffung einer gesetzlichen Grundlage, was auch eine
Förderung der interkantonalen Koordination mit sich
bringen sollte18. Dieser Bericht gelangte im April 1996
in die Vernehmlassung und wurde von den Behörden
und Experten mehrheitlich günstig aufgenommen19. Im
selben Jahr wurde eine Verordnung über die Kontrolle
der Vorläuferchemikalien verabschiedet.

Zwischen 1997 und 1999 wurde der Revisionsprozess
wegen drei eidgenössischen Abstimmungen über die
Betäubungsmittelgesetzgebung (Initiativen Jugend ohne
Drogen und Droleg, Referendum gegen den Bundesbe-
schluss über die ärztliche Verschreibung von Heroin)
zeitweilig unterbrochen. Die Ergebnisse dieser Abstim-
mungen bestätigten die Politik des Bundesrates und
erlaubten es, den Prozess der BetmG-Revision ab der
zweiten Jahreshälfte 1999 fortzusetzen.

Vernehmlassung 15

In Anbetracht der immer noch bestehenden Zweifel hin-
sichtlich der Strafbarkeit des Drogenkonsums und der
damit verbundenen Vorbereitungshandlungen schickte
der Bundesrat zwei Varianten des Gesetzesvorentwurfs in
die Vernehmlassung. Die erste (BR1) schlug vor, bei allen
Betäubungsmitteln den Konsum und die damit verbun-
denen Vorbereitungshandlungen zu entkriminalisieren
und beim Anbau, der Herstellung und dem Verkauf von
Hanf das Opportunitätsprinzip anzuwenden. Die zweite
(BR2) beschränkte die Straffreiheit auf den Konsum von
Cannabis und wandte beim Konsum der anderen Sub-
stanzen und den damit verbundenen Vorbereitungshand-
lungen das Opportunitätsprinzip an. Im zweiten Fall soll-
ten Anbau, Herstellung und Verkauf von Cannabis
verboten bleiben.

Drei weitere Varianten wurden von der Subkommission
der Kommission für soziale Sicherheit und Gesundheit
des Nationalrats (SGK-NR) vorgelegt. Die erste dieser
Varianten (SGK1) stimmte weitgehend mit der Variante
BR1 überein. Die zweite (SGK2) schlug vor, Straffreiheit
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nur für den Konsum von Cannabis einzuführen. Die dritte
(SGK3) schlug vor, beim Konsum sämtlicher Betäu-
bungsmittel sowie beim Kleinhandel mit Cannabis-Deri-
vaten das Opportunitätsprinzip anzuwenden.

Die Vernehmlassung fand von September bis Dezem-
ber 1999 statt. Am meisten Anklang fanden die beiden
vom Bundesrat vorgeschlagenen Varianten, insbeson-
dere die erste. Die Vernehmlassungsergebnisse zeig-
ten, dass zwei Drittel der Vernehmlasser generelle
Straffreiheit für den Konsum von Cannabis und die
damit verbundenen Vorbereitungshandlungen befür-
worteten. Bei der Straffreiheit für den Konsum der
anderen Betäubungsmittel und die damit verbundenen
Vorbereitungshandlungen hielten sich Zustimmung und
Ablehnung mehr oder weniger die Waage. Drei Punkte
des Vorentwurfs wurden bestätigt : die Verankerung des
Vier-Säulen-Modells und der ärztlichen Heroinver-
schreibung sowie die Stärkung der Führungsrolle des
Bundes. In der Folge wurde unter Berücksichtigung der
verschiedenen geäusserten Meinungen und der beste-
henden Varianten der Revisionsentwurf ausgearbeitet.
Dieser Entwurf wurde im Dezember 2001 dem Stände-
rat vorgelegt und wird nun im Nationalrat behandelt.

Ziel und Inhalt des Revisionsentwurfs

Wie die früheren hat auch die laufende Revision des
BetmG zum Ziel, einige Unvereinbarkeiten zwischen
den bestehenden Gesetzesbestimmungen und der
aktuellen sozialen und gesundheitlichen Situation zu
korrigieren. Hauptziel des Revisionsentwurfs ist somit
die Anpassung des Gesetzes an die Realität, und
zwar durch:
• die Institutionalisierung der Vier-Säulen-Politik (Art. 1),

der Rolle des Bundes (Art. 3 und 29) und der heroin-
gestützten Behandlung (Art. 3) ;

• die Anpassung der Gesetzgebung an die bestehende
Situation und an die tatsächlich mit dem Cannabis-
konsum verbundenen Risiken: Straffreiheit für den
Konsum sowie die Erzeugung und den Besitz von
Cannabis zum Eigenkonsum; Möglichkeit, die Pflicht
zur Verfolgung der Erzeugung von Cannabis und des
Verkaufs an Personen über 18 Jahren zu beschrän-
ken (Art. 19) ;

• verstärkten Jugendschutz (Art. 1), insbesondere
durch die Früherkennung von gefährdeten Jugendli-
chen, die den zuständigen Fachstellen zu melden
sind (Art. 3) ;

• die Neuausrichtung der Arbeit von Justiz und Polizei
durch eine Änderung der Stellung von Cannabis
(siehe oben) und die Möglichkeit, die Pflicht zur Ver-
folgung des Konsums und des einfachen Besitzes
anderer Betäubungsmittel zu beschränken (Art. 19) ;

• die Vereinheitlichung der kantonalen Praktiken mittels
einer Stärkung der Rolle des Bundes und der Präzi-
sierung der neuen Aufgaben der Kantone (Art. 29)
sowie durch eine Änderung der Strafbestimmungen,
die bislang sehr unterschiedlich angewandt worden
sind.

Eine wissenschaftliche Evaluation (Art. 29a) soll die
Auswirkungen der Einführung der neuen Gesetzesbe-
stimmungen abschätzen und dem Bundesrat die Mög-
lichkeit geben, aufgrund verlässlicher Daten weitere
Entscheidungen zu treffen. Ausserdem wird eine Natio-
nale Beobachtungsstelle zur Überwachung der Sucht-
problematik bezeichnet (Art. 29c), welche vorhandene
statistische Daten sammeln, analysieren und interpre-
tieren soll.
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Dieses Kapitel beinhaltet ein Inventar und eine
Analyse der in der Schweiz verfügbaren epidemio-
logischen Daten zum Drogenkonsum. Es basiert
auf den Informationen, die sich aus den Indikato-
ren zum Drogenkonsum und Drogenmissbrauch,
dem Gesundheitszustand und der sozialen Situa-
tion der drogenabhängigen Konsumierenden,
ihrer Betreuung durch das Sozial- und Gesund-
heitssystem sowie den Strafanzeigen im Zusam-
menhang mit dem Drogenkonsum ergeben.

Einleitung

Dieses Kapitel beinhaltet eine Standortbestimmung
zum Drogenkonsum in der Schweiz und den damit ver-
bundenen Problemen. Es stützt sich auf eine Zusam-
menstellung von Resultaten, die mit Hilfe der verschie-
densten epidemiologischen Instrumentea erzielt
wurden. Der erste Teil des Kapitels ist deskriptiver Art
und stellt die derzeit verfügbaren Daten vor. Der zweite
Teil ist stärker analytisch ausgerichtet und bildet eine
Synthese dieser Informationen. Das Kapitel deckt fol-
gende Themen ab:
• die Prävalenz und die Art des Konsums von Heroin

und Kokain, Cannabis und anderen Drogen (Stimu-
lanzien, Halluzinogene usw.) sowie Alkohol und
Tabak (nur bei den Jugendlichen) ;

• die Entwicklung der Betreuung und Behandlung, des
Gesundheitszustands sowie der sozialen Situation
der abhängigen Konsumierenden;

• die Entwicklung der Anzeigen durch die Polizei.

Entwicklung der Prävalenz und der
Art des Drogenkonsums

Die Entwicklung der Prävalenz und der Art des Kon-
sums verschiedener Substanzen lässt sich hauptsäch-
lich durch Queruntersuchungen bei der Allgemeinbe-
völkerung und insbesondere bei den Personen im
Konsumalter sowie den Drogenkonsumierenden selber
eruieren.

Die Datensammlung mit Hilfe dieser Mittel kann zu ver-
zerrten Repräsentativerhebungen führen. Erste Verzer-
rungen können aufgrund der Angaben zum Konsum-
verhalten entstehen. Da es sich hier meist um
verbotene Substanzen handelt, kann es vorkommen,
dass die befragten Personen aufgrund eines gewissen
Misstrauens oder zwecks absichtlicher Provokation zu
tiefe oder zu hohe Angaben über ihren Konsum
machen. Eine nicht zu unterschätzende Fehlermarge
kann sich auch aufgrund der geringen Grösse der
Stichproben und der Seltenheit der analysierten Pro-
bleme ergeben. Schliesslich ist es wahrscheinlich, dass
gewisse Umfragen die am stärksten marginalisierten
Personen gar nicht erreichen. Gerade bei einer Sub-
stanz wie dem Heroin kann dies dazu führen, dass die
Prävalenz des Konsums unterschätzt wird. Aber auch
wenn eine reelle Gefahr von Verzerrungen besteht und
die Daten somit mit Vorsicht zu geniessen sind, haben
sie doch einen recht geringen Einfluss auf die Einschät-
zung der globalen Trends im Konsumverhalten.

Heroin und Kokain

Die neueste Schätzung bezüglich der Zahl der Perso-
nen, die in der Schweiz regelmässig Heroin konsumie-
ren, wurde von einer Mitarbeiterin des BAG erstellt. Sie
beruht auf einer Triangulation verschiedener Daten über
Konsum, Todesfälle, Anzeigen und Behandlungen. Dar-
aus geht hervor, dass die Prävalenz des Heroinkon-
sums von 1990 bis 1993/94 im Steigen begriffen war.
In der folgenden Periode (1994-1998) war der Trend
weniger deutlich und gemäss den befragten Quellen ist
er rückläufig, stabil oder leicht ansteigend. Für das Jahr
1997 wurde die Zahl der von Heroin abhängigen Perso-
nen auf 23’400 bis 32’000 geschätzt, dies bei einem
Durchschnittswert von 28’0001. Diese Einschätzung
stimmt mit derjenigen für die Jahre 1992-1993 überein.
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Diese beruhte auf einer Triangulation ausgehend von
Angaben zu Konsum, Sterberate, Aussagen der kanto-
nalen Experten sowie zu den Strafanzeigen. Zu jenem
Zeitpunkt wurde die Anzahl regelmässiger Heroinkon-
sumierender auf 20’000 bis 36’000 geschätzt, wobei
der Durchschnittswert 30’000 betrug. Aus verschiede-
nen Gründen gibt es für den regelmässigen Kokainkon-
sum keine Schätzungen dieser Art.

Prävalenz und Entwicklung des Konsums in
der Allgemeinbevölkerung

Mittels zwei Telefonbefragungen ist es möglich, in
regelmässigen und zeitlich mehr oder weniger engen
Abständen Daten über den Heroin- und Kokainkonsum
der Allgemeinbevölkerung zu erhalten:
• Mit der bei der Allgemeinbevölkerung durchgeführten

periodischen Telefonbefragung zur Evaluation der
Aids-Prävention in der Schweizb werden bei der 17-
30-jährigen Bevölkerung seit 1987 Daten über die
Lebenszeiterfahrung mit harten Drogen (Heroin und
Kokain) sowie mit Drogeninjektionen gesammelt.

• Mit Hilfe der Schweizerischen Gesundheitsbefragung
(SGB)c werden bei der 15-39-jährigen Bevölkerung
Daten zur Lebenzeitprävalenz des Heroin- und
Kokainkonsums (Konsum im Verlauf des bisherigen
Lebens) sowie zum gegenwärtigen Zeitpunkt gesam-
melt.

Andere, eher punktuell durchgeführte Befragungen
ermöglichen eine Kreuzvalidierung dieser Daten (siehe
weiter unten).

Heroin- und Kokainkonsum im Verlauf 
des bisherigen Lebens

Die Abbildung 4.1 zeigt die Entwicklung der Lebens-
zeiterfahrung mit harten Drogen (Heroin und Kokain)
der Allgemeinbevölkerung. Bei den 17-30-Jährigen
lässt sich von 1987 (3.6%) bis 1996 (4.2%) eine Fluk-
tuation mit einer leichten Tendenz nach oben und einer
anschliessenden Stabilisierung bis 2000 (4.3%) beob-
achten. Auf die gesamte Periode bezogen ist der Trend
signifikant ansteigend2. Diese Tendenz ist wohl auf den
gestiegenen Kokainkonsum zurückzuführen. Tatsäch-
lich weisen die Daten der SGB darauf hin, dass der

Heroinkonsum zwischen 1994 und 1998 rückläufig ist,
während beim Kokain genau das Gegenteil zutrifft 3.

Die Abbildung zeigt zudem ebenfalls die Entwicklung der
Prävalenz von Drogeninjektionen im Verlauf des bisheri-
gen Lebens der 17-30-Jährigen. Von 1987 bis 1994 ist
dieser Anteil stabil um die 1% geblieben. In der Periode
1997-2000 war die Tendenz hingegen abnehmend, sank
der Anteil doch von 0.7% im Jahr 1997 auf 0.4% im Jahr
2000. Wie sich in der Folge zeigen wird, bestätigen die
bei den Drogenbenutzern gesammelten Daten diesen
Trend. Trotzdem soll darauf hingewiesen werden, dass
der Indikator für die Prävalenz im Laufe des bisherigen
Lebens jeglichen Konsum beinhaltet und folglich nicht
unterscheidet, ob es sich dabei um einen gelegentlichen
oder regelmässigen Konsum handelt. Die Daten geben
auch keine Auskunft darüber, in welchem Alter mit dem
Konsum begonnen wurde.
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b Durchgeführt im Rahmen der Evaluation der Strategie zur Aids-

Prävention vom Institut für Sozial- und Präventivmedizin in Lausanne

(IUMSP).

c Durchgeführt vom Bundesamt für Statistik (BFS).

d Quellen IUMSP und Schweizerische Fachstelle für Alkohol- und

andere Drogenprobleme (SFA)
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Schweiz, 1987-2000d



Aktueller Heroin- und Kokainkonsum

Gemäss den Daten der SGB aus den Jahren 1993 und
1998 ist der aktuelle Kokain- und Heroin-konsum (in
den letzten zwölf Monaten) der 15-39-Jährigen unver-
ändert geblieben. Im Jahr 1998 lag er bei 0.1% für
Heroin und 0.4% für Kokain, was etwa einem Zehntel
des Konsums im Verlauf des bisherigen Lebens3 ent-
spricht. Daraus geht hervor, dass ein Grossteil des
angegebenen Konsums von kurzer Dauer ist.

Früher Heroin- und Kokainkonsum

Zwei mittels Fragebogen bei den Jugendlichen durch-
geführte Befragungen liefern Daten zum frühen Heroin-
und Kokainkonsum. Aus der 1992-1993 vom IUMSP4

durchgeführten Studie des Swiss Multicenter Adoles-
cent Survey on Health (SMASH) ging hervor, dass 3%
der männlichen und 1% der weiblichen Jugendlichen
im Alter von 15-20 Jahren in dieser Zeit bereits einmal
Heroin und/oder Kokain konsumiert hatten. Der Kon-
sum solcher Substanzen in den letzten dreissig Tagen
belief sich bei den männlichen Jugendlichen auf 1.1%
und bei den weiblichen auf 0.6%. Die WHO-Umfrage
(HBSC) aus dem Jahr 1998, welche die SFA bei den
15-jährigen Jugendlichen des 9. Schuljahrs durchge-
führt hat, ergab hingegen, dass 2% der männlichen
Jugendlichen und 0.7% der weiblichen Jugendlichen
bereits Erfahrung mit dem Konsum von Kokain hatten.
Beim Heroin betrugen die entsprechenden Prozentzah-
len 0.5% und 0.2% 3.

Da diese beiden Umfragen im Jahr 2002 erneut durch-
geführt wurden, lassen sich mit ihrer Hilfe die aktuellen
Entwicklungen bei den Jugendlichen besser erkennen.
Die Resultate aus der SMASH-Studie werden zudem
eine Umfrage ergänzen, die 1997 bei den Rekruten
durchgeführt wurdee. Bei dieser Untersuchung erga-
ben sich höhere Prävalenzen beim Konsum, hatten
doch 7% der jungen Männer bereits Heroin oder
Kokain konsumiert.

Zusammengefasst lassen die Bevölkerungsumfragen
auf einen wahrscheinlichen Rückgang beim Heroinkon-
sum und einen vermutlich schwachen Anstieg des
Kokainkonsums schliessen. Der Grossteil des bei die-
sen Umfragen berichteten Konsums scheint von kurzer
Dauer zu sein. Es ist hingegen noch zu früh, um sich
zur aktuellen Entwicklung des Konsums bei den
Jugendlichen zu äussern. So ergeben die bei den
Rekruten erhobenen Daten höhere Konsumprävalenzen
als die anderen Umfragen.

Art des Drogenkonsums

Anhand der bei abhängigen Drogenkonsumierenden
durchgeführten Befragungen lässt sich die Ent-wick-
lung der jeweiligen Art des Drogenkonsums abschät-
zen. Die in den Jahren 1993, 1994, 1996 und 2000
durchgeführten Befragungen der Besucher von nieder-
schwelligen Einrichtungen, die steriles Injektionsmate-
rial abgeben, geben insbesondere Auskunft über die
konsumierten Substanzen und die Art der Verabrei-
chung durch die Konsumierenden, welche Dienste die-
ser Art beanspruchen (Tabelle 4.1) 2.

Die meisten Besucher niederschwelliger Einrichtungen
injizieren die Drogen. So haben rund 90% bereits Drogen
injiziert, wobei eine etwas geringere Prozentzahl dies in
den letzten sechs Monaten getan hat. Auf dieser Stufe
lässt sich allerdings ein Rückgang von 85% im Jahr 1993
auf 79% im Jahr 2000 feststellen. Auch der Prozentsatz
der Personen, die erst seit kurzem (seit weniger als zwei
Jahren) Drogen injizieren, hat zwischen 1993 und 2000
stark abgenommen und ist von 30% auf 7% gesunken.
Die durchschnittliche Zahl der wöchentlichen Injektionen
ist ebenfalls am Abnehmen. So ging sie von 18.9 im Jahr
1994 auf 17.7 im Jahr 1996 und 13.7 im Jahr 2000
zurück. Es gibt jedoch beträchtliche Unterschiede zwi-
schen den einzelnen Städten und Kantonen. Während
die durchschnittliche Zahl der wöchentlichen Injektionen
im Jahr 2000 in Schaffhausen (8) und dem Kanton Waadt
(8) am tiefsten war, war sie in Basel (19), Bern (18) und
Luzern (17) am höchsten. Im Allgemeinen lassen sich
diese Unterschiede auf das Ausmass des Kokainkon-
sums zurückführen.
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e Vorgestellt von Martin Killias und Henriette Haas vom Kriminologischen

Institut der Universität Lausanne anlässlich eines Hearings der Eid-

genössischen Kommission für Drogenfragen am 10. Juni 2002 in Bri-
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Heroin bleibt die am regelmässigsten – nämlich bei der
Hälfte der Personen mehrmals pro Woche – konsu-
mierte Substanz, auch wenn der regelmässige Konsum
anscheinend leicht im Rückgang ist. Der Konsum von
Kokain und Cocktails f hat von 1993 bis 1996 zu- und
in der Folge (zwischen 1996 und 2000) abgenommen.
Gleichzeitig hat die Zahl der sich in einer Methadonbe-
handlung befindenden Besucher niederschwelliger Ein-
richtungen zugenommen. Dies könnte den vor kurzem
erfolgten Rückgang des Anteils von Konsumierenden
beider Substanzen erklären.

Internationaler Vergleich

Die anderen europäischen Länder haben die gleichen
Schwierigkeiten, wenn es gilt, die Entwicklung des
Konsums harter Drogen bei der Allgemeinbevölkerung
abzuschätzen. Oft sind die nationalen Daten nicht
direkt vergleichbar, da die Art ihrer Beschaffung nicht

standardisiert ist. Laut dem Bericht der Europäischen
Beobachtungsstelle für Drogen und Drogensucht
(EBDD)5 ist es schwierig, Aussagen zur Entwicklung
des Heroinkonsums zu machen. Dieser kann sich
innerhalb eines Landes (zum Beispiel Italien) in ver-
schiedenen und zeitlich verschobenen Wellen bemerk-
bar machen. Der Heroinkonsum in Frankreich und in
Grossbritannien scheint sich jedoch wie in der Schweiz
zu stabilisieren, ja sogar zurückzugehen.

Sowohl in der Schweiz als auch im restlichen Europa
wird hingegen auf einen möglichen Anstieg des Kokain-
konsums hingedeutet. In der Tat wurde in Frankreich
für die Periode 1995-1999 eine solche Tendenz festge-
stellt. Der Kokainkonsum im Laufe des bisherigen
Lebens der 18-44-Jährigen stieg bei den Männern von
2.8% auf 3.7% und bei den Frauen von 0.5% auf
1.2%. In Grossbritannien hat die Lebenszeiterfahrung
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f Gemisch aus Heroin und Kokain.

Tabelle 4.1

Entwicklung des Konsums der Besucher der niederschwelligen 

Einrichtungen in der Schweiz von 1993 bis 2000, gesamte Auswahl

KONSUM 1993 1994 1996 2000

N = 1119 N = 907 N = 944 N = 924

% % % %

Injektion % schon einmal Drogen injiziert 89.0 89.0 91.0 90.0

% in den letzten sechs Monaten Drogen injiziert 85.0 *85.0 86.0 79.0

% "new" i.v. users (<= 2 years) 30.0 24.0 14.0 7.0

Injektionen: durchschnittliche Anzahl Jahre 6.7 7.8 8.8 11.8

Injektionen: durchschnittliche Anzahl pro Woche *18.9 17.7 *13.7

Lebenszeitprävalenz % Heroinkonsumierende 99.0 *99.0. 99.0 *98.0

% Kokainkonsumierende 82.0 *91.0. 92.0 *88.0

% Konsumierende von Cocktails **66.0. *79.0. 85.0 *75.0..0

Im letzten Monat 

konsumierte Substanzen % Multikonsumierende 71.0 75.0 77.0 68.0

Frequenz im letzten Monat*** % regelmässige Heroinkonsumierende 61.0 63.0 67.0 54.0

% regelmässige Kokainkonsumierende 23.0 27.0 31.0 27.0

% regelmässige Konsumierende von Cocktails **16.00 30.0 37.0 25.0

BEHANDLUNG % % % %

% in Methadonbehandlung 35.0 45.0 45.0 56.0

% in Heroinprogramm 11.0 4.0

* für Zürich keine Daten vorhanden
** für Bern keine Daten vorhanden
*** Häufigkeit des berichteten Konsums bezogen auf die Gesamtzahl der Individuen

regelmässiger Konsum = mehrmals pro Woche



mit Kokain bei den 16-29-Jährigen zwischen 1998 und
2000 von 6% auf 10% zugenommen.
Mehrere europäische Länder (Spanien, Niederlande,
Deutschland, Dänemark) melden ebenfalls einen wahr-
scheinlichen Rückgang der Anzahl der Drogen injizie-
renden Konsumierenden5-7.

Cannabis/weiche Drogen

Prävalenz und Entwicklung des Konsums 
in der Allgemeinbevölkerung

Anhand drei Befragungen ist es möglich, die Prävalenz
des Cannabiskonsums in der Bevölkerung zu messen
und deren Entwicklung zu verfolgen:
• Mit der telefonischen Befragung zur Evaluation der

Aids-Prävention in der Schweiz (EPSS), welche bei
der Allgemeinbevölkerung periodisch durchgeführt
wird, werden bei den 17-30-Jährigen seit 1987
Daten zur Lebenszeiterfahrung mit weichen Drogen
gesammelt.

• Bei der WHO-Umfrage, welche die SFA (1990, 1994,
1998, 2002) bei den 15-jährigen Schülern (9. Schul-
jahr) durchgeführt hat, wurden Daten zur Lebenszeit-
prävalenz des Konsums gesammelt. Sie ermöglicht
auch eine Unterscheidung zwischen einmaligem und
wiederholtem Konsum.

• Bei der Schweizerischen Gesundheitsbefragung
(SGB) werden Daten zur Lebenszeitprävalenz des
Cannabiskonsums und zur Häufigkeit (aktueller
wöchentlicher Konsum) des Konsums bei den 15-
39-Jährigen gesammelt.

Lebenszeiterfahrung mit Cannabis/weichen
Drogen

Die folgende Abbildung zeigt die Entwicklung der
Lebenszeitprävalenz des Konsums von weichen Dro-
gen/Cannabis bei den 17-30-Jährigen sowie bei den
15-Jährigen, dies bei unterschiedlicher Häufigkeit des
Konsums.

Die Entwicklung der Lebenszeitprävalenz des Konsums
weicher Drogen (hauptsächlich Cannabis) der 17-30-
Jährigen lässt verschiedene Phasen erkennen. In den
Jahren 1987-1989 ist ein Rückgang feststellbar, dem

bis 1994 eine Phase der Stabilisierung folgt, bevor
dann ein starker Anstieg stattfindet. Im Jahr 2000
geben 37.8% der Bevölkerung im Alter von 17-30 Jah-
ren an, bereits weiche Drogen konsumiert zu haben2.
Die allgemeine Entwicklung wird auch durch die Daten
aus Befragungen bestätigt, die bei den 15-jährigen
Jugendlichen durchgeführt werden (HBSC und
SMASH). Auch hier bleibt der Prozentsatz bis 1990
stabil, bevor sich eine allmähliche Zunahme anbahnt.

Laut der neuesten (im Jahr 2000) von der SFA durch-
geführten telefonischen Befragung zum Cannabiskon-
sum (Umfrage Phänomen Cannabis) 8 haben 59% der
20-24-Jährigen bereits mindestens einmal Cannabis
konsumiert. Bei den Männern sind dies 68% und bei
den Frauen 50%. Man kann daher annehmen, dass die
zu Beginn der 1990er Jahre festgestellte Lebenszeit-
prävalenz des Konsums vor allem die Erfahrungen vor-
heriger Generationen umfasste. Der folgende Anstieg
ist zweifellos auf die Jugendlichen zurückzuführen, bei
denen sich Prävalenz und Frühzeitigkeit der Erfahrun-
gen schnell entwickelten. So gaben 1998 30.8% der
15-Jährigen zu, mindestens einmal in ihrem Leben
Cannabis konsumiert zu haben, während dies im Jahr
1990 nur auf 8.5% zutraf3.
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g Quellen IUMSP/SFA.
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Lebenszeiterfahrung mit weichen Drogen/Cannabis, 

verschiedene Bevölkerungsgruppen, 1986-2000g



Laut den Daten der SFA ist der Lebenszeitprävalenz
des Cannabiskonsums in der Westschweiz höher als in
den anderen Landesteilen. Während in der Romandie
39% der Männer im Alter von 15 bis 75 Jahren minde-
stens einmal Cannabis konsumiert haben, sind es in
der Deutschschweiz 32% und im Tessin 28%. Die Per-
sonen mit höherem Bildungsstand neigten eher zum
Cannabiskonsum (30%) als die übrigen (19%). Die
Lebenszeitprävalenz des Cannabiskonsums nimmt fer-
ner mit zunehmendem Alter ab: Sie beträgt in der
Altersgruppe von 15-19 Jahren 44%, in der Alters-
gruppe 20-24 59%, in der Altersgruppe 25-44 35%
und in der Altersgruppe 45-59 15%.

Aktueller Cannabiskonsum

Dank der SGB liegen auch Daten zur aktuellen Entwick-
lung des Cannabiskonsums (in den vergangenen zwölf
Monaten) vor. Zwischen 1993 und 1998 ist der Prozent-
satz der aktuell Konsumierenden bei den 15-39-Jährigen
von 5.1% auf 7% gestiegenh. Dieser Wert liegt deutlich
unter demjenigen, der sich aus einer Erhebung im Jahr
1998 ergab, bei welcher die Lebenszeiterfahrung 15-
jähriger Schüler untersucht wurde. Dies lässt vermuten,
dass der aktuelle Konsum bei den höheren Altersklassen
sehr tief ist. Im Übrigen ist bei den aktuellen Konsumie-
renden der Prozentsatz der Personen, die regelmässig
konsumieren, leicht gestiegen, nämlich von 36.5% im
Jahr 1993 auf 42.26% im Jahr 19983.

Die Schweizerische Befragung der Jugendlichen
(SMASH) ergab in den Jahren 1992-93 für die 15-Jähri-
gen eine Lebenszeitprävalenz des Konsums von 10 bis
15%, dies je nach Alter und sozialer Schicht. Bei etwa
der Hälfte davon handelte es sich um regelmässigen
Konsum4.

Aus der von der SFA durchgeführten Befragung zum
Phänomen Cannabis ging hervor, dass etwa ein Viertel
der 15-19-Jährigen (24%) und der 20-24-Jährigen
(28%) bestätigt, momentan Cannabis zu konsumieren.
Bei den 25-44-Jährigen (10%) und den 45-59-Jährigen
(4%) sind die Prozentzahlen weit niedriger. Weiter ging

aus der Befragung hervor, dass 6.5% der 15-19-Jähri-
gen täglich und 5% mindestens einmal wöchentlich
Cannabis konsumieren.

Früher Cannabiskonsum

Gemäss einer Sekundäranalyse der Daten der SGB
sinkt das Durchschnittsalter beim ersten Cannabiskon-
sum. Während dieses 1997 bei 15.8 Jahren lag, betrug
es 1992-93 16.5 Jahre. Der rasche Anstieg der
Lebenszeitprävalenz des Cannabiskonsums bei den
15-Jährigen des 9. Schuljahres bestätigt diesen Trend.
Zwei Drittel dieser Jugendlichen, welche 1998 von
Konsumerfahrungen berichteten, gaben ausserdem an,
es habe sich dabei nicht um einen einmaligen Konsum
gehandelt. Dieses Resultat lässt auf einen frühen
Beginn des Konsums schliessen (Abbildung 4.2) 9.

Daraus kann gefolgert werden, dass der aktuelle und
die Lebenszeitprävalenz des Cannabiskonsums bei
den Jugendlichen in den letzten zehn Jahren gestiegen
ist. Der Erstkonsum erfolgt immer früher und meistens
bleibt es nicht dabei. Hingegen ist die Prävalenz des
Konsums bei den über 25-Jährigen tiefer als bei den
Jugendlichen. Dies könnte generationenbedingt sein
oder auf eine Einstellung des Konsums bei den
Erwachsenen nach einer Periode mehr oder weniger
regelmässigen Konsums zurückgeführt werden.

Internationaler Vergleich

In den meisten europäischen Ländern hat der Canna-
biskonsum seit Beginn der 1990er Jahre zugenommen.
Zusammen mit Dänemark und Grossbritannien gehört
die Schweiz zu den Ländern mit der höchsten Lebens-
zeitprävalenz des Cannabiskonsums der Allgemein-
bevölkerung. Wie in der Schweiz wird auch in den mei-
sten anderen europäischen Ländern bei den
15-Jährigen ein Anstieg der Lebenszeitprävalenz des
Cannabiskonsums beobachtet (nur in Grossbritannien
und Irland sind diese Werte gesunken5).
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h Die Lebenszeiterfahrung dieser Altersgruppe betrug im Jahr 1998

26.7%. Die Zahl liegt knapp unter den 33%, welche 1997 bei den

17- bis 30-Jährigen ermittelt wurden.



Ecstasy, Partydrogen, Halluzinogene usw. i

Der Gebrauch von Stimulanzien (Amphetamine) und Hal-
luzinogenen (LSD, Pilze) ist in der Schweiz nicht neu, da
diese Substanzen bereits in den 1960er und 1970er Jah-
ren auf dem Schwarzmarkt erhältlich waren. Über die
Entwicklung des Konsums dieser Substanzen in den
1980er Jahren und der ersten Hälfte der 1990er Jahre
weiss man hingegen wenig. Dies ist besonderes darauf
zurückzuführen, dass die Aufmerksamkeit der Verant-
wortlichen im Gesundheitswesen vorwiegend anderen
Substanzen (Heroin, Kokain) galt. Das Aufkommen von
Techno-Abenden und die Verbreitung von MDMA
(Ecstasy) hat das Interesse an diesen Substanzen wieder
geweckt. In engem Zusammenhang mit neuen Freizeit-
und Musikformen werden diese einerseits als Partydroge
benutzt. Andererseits wurden in kurzer Zeit die unter-
schiedlichsten Substanzen entwickelt, wobei sich vor
allem die synthetischen Drogen vervielfachten. Folglich ist
es schwierig, die Entwicklung des Konsums genau zu
bestimmen, da sich die Substanzen und ihre Bezeich-
nungen rasch ändern und die Konsumierenden mitunter
nur schwer auszumachen sind.

Die SGB der Jahre 1992/1993 ergab, dass 0.22% der
15-39-Jährigen in den letzten zwölf Monaten Ampheta-
mine und andere Stimulanzien konsumiert hatten3.
Gemäss der in den Jahren 1992/1993 durchgeführten
nationalen Befragung zur Gesundheit und zum Lebensstil
der 15-20-Jährigen4 hatten 5.2% der Befragten im Laufe
ihres Lebens und 1.7% im Laufe der letzten dreissig Tage
Halluzinogene konsumiert. Die in den Jahren 1992/1993
durchgeführte Befragung zur Gesundheit der 11-16-jähri-
gen Schüler ergab, dass die Prävalenz des Ecstasy-Kon-
sums im Laufe des bisherigen Lebens 1.5% betrug. Die
Werte der im Jahr 1998 bei den 12-15-Jährigen durchge-
führten Befragung lagen bei 1-2% für Ecstasy und 3%
für die Amphetamine10.

Im Jahr 1996 hat die SFA eine Befragung zum Ecstasy-
Konsum in der Westschweizer Technoszene durchge-
führt 11. Diese Studie beschränkte sich auf den Teil der
Bevölkerung, welcher in dieser Szene verkehrt, und
sollte Aufschlüsse über die Merkmale der Konsumie-
renden und ihres Konsums liefern. Aus den Resultaten
ging hervor, dass 52% der Antwortenden bereits
Ecstasy konsumiert hatten und dass 33% der Raver
zum Zeitpunkt der Befragung diese Substanz konsu-

mierten. Das Konsumentenprofil machte deutlich, dass
94% der Konsumierenden von Ecstasy in den zwölf
Monaten vor der Befragung zu anderen illegalen Dro-
gen gegriffen und dass nur 6% ausschliesslich Ecstasy
konsumiert hatten. Während 64% der Ecstasy-Konsu-
mierenden in den letzten zwölf Monaten Kokain konsu-
miert hatten, waren es bei LSD 38%, bei Heroin 14%
und bei Cannabis 90%. Ecstasy wurde am häufigsten
konsumiert, nämlich ein bis zweimal monatlich (40%).
Fast die Hälfte der Konsumierenden (48%) gab einen
unregelmässigen Konsum an. Die Zahl der regelmässig
Konsumierenden (einmal oder mehrmals wöchentlich)
belief sich auf 17%. Der Ecstasy-Konsum beschränkte
sich nicht auf die Techno-Abende, da 43% der Konsu-
mierenden auch bei anderen Gelegenheiten konsu-
mierten. Bei 56% war dies anlässlich privater Feiern
der Fall und 40% konsumierten bei sich zu Hause. Aus
dem allgemeinen Profil ging hervor, dass die Benutzer
sozial integriert und eher glücklich waren, häufig auch
zu anderen Drogen griffen und vor allem zum Spass
konsumierten.

Im Rahmen des Berner Präventionsprojektes "Pilot-e"
wurden im Jahr 1999 rund hundert jugendliche Teilneh-
mer von Techno-Abenden zu ihren Konsumgewohnhei-
ten befragt12. Das Durchschnittsalter beim Erstkonsum
von Ecstasy betrug 18 Jahre. Zur Häufigkeit des Kon-
sums in den letzten 60 Tagen gaben 45% der befragten
Personen mehr als eine "Pille" pro Woche an. Wie schon
bei der Umfrage der SFA geht auch aus diesen Daten
hervor, dass es sich beim Konsum mehrerer Substanzen
um ein häufiges Phänomen handelt. Neben Ecstasy kon-
sumierten 35-40% der befragten Personen immer Cann-
abis, 22% Amphetamine, 2% Kokain und 24% gelegent-
lich LSD.
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i Nach Ansicht der Autoren ist die Zuordnung dieser Drogen schlecht

abgegrenzt.



Zusammenfassend lässt sich sagen, dass das Datenma-
terial zum Konsum dieser Substanzen bisher recht mager
ist. Die Umfragen bei der Allgemeinbevölkerung und den
Schülern lassen auf einen leichten Anstieg des Konsums
schliessen. Trotzdem geben die Befragungen nur teil-
weise Aufschluss über die Verbreitung dieses Phäno-
mens, dies insbesondere deshalb, weil die Klassifizierung
der Substanzen nicht einheitlich ist und weil zweifellos
nur ein kleiner Teil der betroffenen Bevölkerung erfasst
wird. Dank der im Jahr 2000 bei den Jugendlichen
durchgeführten SMASH-Studie sollte ein besserer Ein-
blick in die aktuelle Situation möglich sein. Die in der
Technoszene durchgeführten Befragungen weisen hinge-
gen auf eine gegensätzliche Situation hin. Einerseits han-
delt es sich bei den Ecstasy-Konsumierenden oft um gut
integrierte Personen, die hauptsächlich an Partys oder
Festen gewisse Substanzen konsumieren. Andererseits
scheint der Griff zu Stimulanzien und Halluzinogene relativ
früh zu erfolgen und bei einem nicht zu vernachlässigen-
den Teil der Konsumierenden handelt es sich um regel-
mässige Benutzer, welche mehrere Substanzen gleich-
zeitig konsumieren.

Internationaler Vergleich

Die Schwierigkeit der Beschaffung von Daten über den
Konsum dieser Substanzen macht sich auch auf europäi-
scher Ebene bemerkbar. Trotzdem scheinen sich einige
Tendenzen abzuzeichnen. Der steigende Konsum der
Partydrogen (party drugs) war zu Beginn der 1990er
Jahre zu beobachten, dies insbesondere in Grossbritan-
nien, Deutschland und Spanien (Lebenszeitprävalenz des
Konsums bei den 18-59-Jährigen jeweils 9%, 3% und
2%). In diesen Ländern scheinen sich die Prävalenzwerte
in den letzten Jahren stabilisiert zu haben. In anderen
Ländern verzeichnet man hingegen momentan einen
Anstieg des Konsums, dies insbesondere bei den
Jugendlichen (18-25 Jahre). In den Umfragen bei der All-
gemeinbevölkerung schwankt die Lebenszeitprävalenz
des Konsums in den meisten Ländern zwischen 1% und
4% (3% in Frankreich im Jahr 1998, 1% in Finnland und
Schweden) 5,13,14.

Eine im Jahr 1996 in der Technoszene von Berlin,
Amsterdam, Wien, Prag, Madrid und Zürich durchge-
führte Befragung liess einen hohen Konsum legaler und
illegaler Substanzen bei den Jugendlichen erkennen.

Zwei Jahre später zeichnete sich bei derselben Bevölke-
rung jedoch ein Konsumrückgang ab (Häufigkeit, Volu-
men, Anzahl Substanzen). Dieser ist hauptsächlich auf
negative Erfahrungen oder eine geringere Zahl positiver
Erfahrungen mit den Substanzen, auf eine Unverträglich-
keit zwischen Drogenkonsum und Entwicklung des
Lebensstils sowie auf andere soziale Motive zurückzu-
führen15.

Alkohol- und Tabakkonsum bei den 
Jugendlichen

Bei den 11-15-jährigen Schülern ist die Lebenszeiter-
fahrung mit Alkohol von 1986 bis 1998 deutlich gestie-
gen (im Jahr 1986 hatten 82.1% und im Jahr 1998
88.2% bereits Alkohol getrunken). Die grössten Unter-
schiede lassen sich vor allem bei der Art des Konsums
feststellen. Während der tägliche Konsum nur leicht
gestiegen ist (von 2% auf 3%), hat sich der wöchentli-
che Konsum der weiblichen 15-Jährigen zwischen
1986 und 1998 verdoppelt (von 8.5% auf 17.4%). Bier
bleibt das von den Jugendlichen am häufigsten konsu-
mierte Getränk. So trinkt einer von fünf Jugendlichen
mindestens einmal wöchentlich Bier. Daneben haben
die in der Schweiz seit 1996 verkauften Alcopops bei
den Jugendlichen immer grösseren Erfolg. Dies trifft vor
allem auf die jungen Frauen zu, welche diese Art von
Getränk häufiger konsumieren als Bier (12% gegenü-
ber 8%). Das Aufkommen solcher Getränke könnte
eine Erklärung für den gestiegenen Alkoholkonsum bei
den 15-jährigen Mädchen darstellen. Eine andere Ent-
wicklung, die sich zwischen 1986 und 1998 beobach-
ten lässt, ist die deutliche Zunahme gelegentlicher
Trunkenheit. Während im Jahr 1986 6% der 11-15-
Jährigen angaben, in ihrem Leben mindestens dreimal
betrunken gewesen zu sein, waren es 1998 bereits
12%.

Der Tabakkonsum hat seit 1986 stark zugenommen, dies
vor allem bei den 13-jährigen Schülern. Der regelmässige
Konsum, also mindestens einmal wöchentlich, ist von
2% im Jahr 1986 auf 5% im Jahr 1994 und 7% im Jahr
1998 gestiegen. Bei den 15-Jährigen ist die Situation
noch besorgniserregender. So gehörte im Jahr 1998
bereits ein Viertel zu den regelmässig Konsumierenden,
während es 1986 noch 15% waren. Im gleichen Jahr
gab zudem beinahe ein Fünftel (18%) der 15-jährigen
Schüler an, jeden Tag zu rauchen. Auch der Gesamtkon-
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sum ist gestiegen. Im Jahr 1998 rauchten 90% dieser
Tabakkonsumierenden wöchentlich oder täglich minde-
stens eine Zigarette; 1994 lag dieser Anteil noch bei
60%. Zudem ist ebenfalls der Tabakkonsum junger
Frauen im besonderen Masse gestiegen3,10.

Die Daten zum Konsum legaler Drogen der Jugendli-
chen ergeben ein klares Bild. Sämtliche Indikatoren zu
frühem Beginn, Prävalenz, Häufigkeit und Ausmass des
Konsums weisen erhöhte Werte auf. Verschiedene im
Jahr 2002 durchgeführte Befragungen werden zeigen,
ob diese Entwicklung anhält.

Einstellung der Bevölkerung zum Drogenpro-
blem in der Schweiz

Ende der 1980er Jahre und in der ersten Hälfte der
1990er Jahre wurden vier telefonische Befragungen
durchgeführt. Damit wollte man die Einstellung der
Schweizer Bevölkerung zu den Problemen im Zusam-
menhang mit den Drogen in Erfahrung bringen. Eine
erste Befragung aus dem Jahr 1989 hatte bereits erge-
ben, dass die Abgabe von sterilem Injektionsmaterial
zur Schadenminderung in Zusammenhang mit Aids von
der Schweizer Bevölkerung positiv aufgenommen
wurde. Drei andere telefonische Befragungen aus den
Jahren 1991, 1994 und 1997 ergaben, dass die Dro-
gensucht als ein soziales Problem unter anderen
gesellschaftlichen Problemen und die Drogenabhängi-
gen als randständige Kranke angesehen wurden, wel-
che die verschiedensten Ängste hervorriefen. Im Jahr
1997 sprachen sich sieben von zehn Schweizern für
die ärztliche Verschreibung von Betäubungsmitteln und
72% für die Einrichtung von Injektionsräumen aus. Die
Massnahmen zur Liberalisierung des Verkaufs und/oder
des Konsums weicher Drogen wurden hingegen weni-
ger befürwortet. Allgemein wurde festgestellt, dass
besser informierte Personen mit näherem Kontakt zu
Drogenkonsumierenden den Liberalisierungsmassnah-
men am offensten gegenüberstanden und den Konsum
am ehesten tolerierten (siehe Tabelle im Anhang)16.

Im Jahr 2000 führte die SFA eine Befragung durch, mit
der die Meinungen der Schweizer zum Cannabiskon-
sum und einer möglichen Entkriminalisierung ermittelt
werden sollten8. Diese Befragung ergab ein kontrast-
reiches Bild. Während der Cannabiskonsum und die

Handlungen im Zusammenhang mit der Beschaffung
von Cannabis zu persönlichen Zwecken von 48% der
Bevölkerung toleriert wurden, sprachen sich ebenso
viele Personen (48%) dagegen aus. Die Hälfte der
Befragten war für den freien Verkauf von Cannabis und
45% waren dagegen. 53% hiessen die Entkriminalisie-
rung des Konsums gut und 41% lehnten sie ab.
Während 42% der Antwortenden sich für die Beibehal-
tung der jetzigen Situation, also ein Verbot von Kon-
sum, Herstellung und Verkauf, aussprachen, waren
54% dagegen. Allgemein nahmen junge Leute (15-24-
Jährige) und Männer die liberalste Haltung gegenüber
Cannabis ein. Die Entkriminalisierung des Konsums für
alle, Minderjährige eingeschlossen, wurde in der
Deutschschweiz gutgeheissen (58%), ebenso die
Legalisierung des Verkaufs (52%). Hingegen sprach
sich die Bevölkerung der Westschweiz und des Tessins
lediglich für die Entkriminalisierung bei den Volljährigen
aus. Aus der Befragung ging auch hervor, dass 47%
der Befragten der Ansicht waren, dass eine liberale
Politik zu einem Anstieg des Cannabiskonsums führen
würde. 57% glaubten ausserdem, dass der Griff zu
Cannabis der erste Schritt zum Konsum von schädli-
cheren Drogen darstelle. Eine grosse Mehrheit (70%)
war hingegen der Ansicht, ein Verbot des Cannabis-
konsums habe keine abschreckende Wirkung, und
61% der Antwortenden meinten, der Konsum in der
Öffentlichkeit müsse verboten bleiben, um kein
schlechtes Vorbild zu geben. 
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Entwicklung von Betreuung/Behand-
lungen

Laut den in der Schweiz und der Europäischen Union
ermittelten statistischen Angaben zu den verschiede-
nen Behandlungstypen werden die meisten Patienten
wegen des Konsums von Heroin als Hauptdroge aufge-
nommen, während Kokain oft als Sekundärdroge
betrachtet wird. Die Patienten sind meist Konsumie-
rende beider Substanzen, zu denen manchmal noch
andere legale oder illegale Drogen dazukommen1,14,17.

Methadonbehandlungen

Die Zahl der Substitutionsprogramme mit Methadon
hat Ende der 1980er und Anfang der 1990er Jahre
beträchtlich zugenommen und ist von etwas weniger
als 2000 Behandlungen im Jahr 1987 auf nahezu
14’000 im Jahr 1994 gestiegen. Diesem Anstieg folgte
eine Stabilisierungsphase, die bis 1996 dauerte. Diese
war zweifellos auf die Entwicklung der ärztlichen Ver-
schreibung von Heroin zurückzuführen. Von 1997 an
zeichnete sich bei der Anzahl Methadonbehandlungen
erneut ein Anstieg ab und im Jahr 2000 wurden 18’393
Behandlungen verzeichnet (Abbildung 4.3).

Bei der Entwicklung der Anzahl Behandlungen pro
Kanton liess sich in den meisten Kantonen zwischen
1993 und 2000 ebenfalls ein Anstieg feststellen (Abbil-
dung 4.4). Mehr als die Hälfte sämtlicher Behandlungen
in der Schweiz entfiel auf vier Kantone (ZH, BE, GE,
VD).

Zählt man die Anzahl Behandlungen pro 1000 Einwoh-
ner im Alter von 20 bis 64 Jahren, so weisen die Kan-
tone Basel-Stadt (8.86), Genf (6.6) und Neuenburg
(6.51) die höchsten Werte auf (Abbildung 4.6). Ausser-
dem zeigt sich, dass sowohl bei der Gesamtzahl der
Behandlungen als auch beim Anteil auf 1000 Einwoh-
ner diese Kantone mit der stärksten medizinischen
Dichte die Spitzenreiter sind.

Zur Entwicklung der Methadondosierung lässt sich Fol-
gendes feststellen : Bezieht man die Menge des in der
Schweiz jährlich konsumierten Methadonsk auf die
Anzahl der jährlich bewilligten Behandlungen, so hat die
Methadonmenge pro Behandlung von 1997 bis 2000
um 17% zugenommen. Dabei entfallen 10% auf das
letzte Jahr (Abbildung 4.5). 
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den in der Schweiz jährlich gelieferten Mengen. Es ist anzunehmen,

dass diese Mengen mittelfristig konsumiert werden.

Abbildung 4.3

Anzahl Methadonbehandlungen in der Schweiz: 1979-2000 j

Abbildung 4.5

Entwicklung der Menge des konsumierten Methadons und der

Menge des Methadons pro Behandlung, 1997-2000
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Abbildung 4.4

Entwicklung der Anzahl Behandlungen pro Kanton zwischen 1993 und 2000

Abbildung 4.6

Anzahl der Behandlungen auf 1000 Einwohner im Alter von 20-64 Jahren pro Kanton



Substitutionsbehandlungen mit Heroin

Im Zeitraum 1999 bis 2001 stieg die Zahl der Patienten,
die sich in einer Behandlung mit ärztlicher Verschreibung
von Heroin befinden, von 937 auf 1098l. Dieser Anstieg
ist durch die gestiegene Anzahl vorhandener Plätze in
den zugelassenen Zentren bedingt. Die Behandlung mit
ärztlicher Verschreibung von Heroin wurde 1999 in 8
Kantonen und 16 Zentren angeboten. Im Jahr 2001 sind
es 11 Kantone und 21 Zentren. Die Belegungsrate
betrug in dieser Zeit unverändert etwa 88% 18,19.

Stationäre Therapien

Momentan lässt sich nicht ermitteln, wie viele Plätze in
den stationären Einrichtungen insgesamt vorhanden
sind. Gemäss den von der KOSTEm gesammelten
Daten, welche momentan die genaueste Schätzung
darstellen, gab es in diesen Einrichtungen im Jahr
2000 994 Plätze.

Deckung des Behandlungsangebots

Nimmt man als Grundlage die letzte Schätzung der
Anzahl heroinabhängiger Personen in der Schweiz, die
sich auf etwa 28’000 l beläuft, und rechnet man sämtli-
che Behandlungseintritte, wie sie in der Methadonstati-
stik (18’393) und der Statistik zu den stationären Thera-
pien FOSn (833) verzeichnet sind, sowie die Anzahl
Personen, die sich in einer Heroinbehandlung befinden
(1038), erhält man für das Jahr 2000 in der Schweiz
einen Deckungsgrad der Nachfrage von 72.3%. Auch
dieser Deckungsgrad stellt natürlich eine Schätzung
dar. Da die Zahl der sich in Behandlung befindenden
Personen dabei gleichzeitig zu hocho (Methadonstati-
stik) und zu tief (FOS-Statistik) geschätzt wird und die
Schätzungen der Gesamtzahl abhängiger Heroinkonsu-
mierender offenbar übereinstimmen, kann dennoch
daraus geschlossen werden, dass über 50% der Per-
sonen in der Schweiz Zugang zu einer Behandlung
haben.

Auf internationaler Ebene wird der Deckungsgrad der
Substitutionsprogramme (nur Methadon und Buprenor-
phin) in Belgien auf 35%, in Dänemark auf 27-34%, in
Deutschland auf 33-63%, in Spanien auf 41-86%, in
Frankreich auf 40-50%, in Italien auf 27-29%, in den Nie-
derlanden auf 40-47%, in Grossbritannien auf 6-22%
und in Finnland auf 9-13% geschätzt20. Die Schweiz mit
einem Deckungsgrad von vermutlich 35p bis 60%q,
gehört somit zu den Ländern mit höchstem Deckungs-
grad für die Substitutionsprogramme.

Die ärztliche Verschreibung von Heroin, die es in Eng-
land und in der Schweiz gibt, wird auch in Nordamerika
und in verschiedenen europäischen Ländern ent-
wickelt. Während die Niederlande und Deutschland
bereits solche Verschreibungsprogramme lancierten,
haben dies andere Länder (Italien, Frankreich, Spanien)
noch vor.
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l Am 31. Dezember.

m Schweizerische Koordinationsstelle für stationäre Therapieangebote

im Drogenbereich.

n Forschungsverbund stationäre Suchttherapie.

o Die Zahl der Bewilligungen entspricht nicht der Zahl der Personen,

die sich einer Methadonbehandlung unterziehen, da diese eine The-

rapie zweimal antreten können.

p Schätzung BAG, V. Maag, 1997.

q Schätzung 2000 gemäss den Eintrittsdaten der oben erwähnten

Substitutionsprogramme (Heroin-Methadon).



Entwicklung des Gesundheitszu-
stands abhängiger Drogenkonsumie-
render

Dieses Kapitel befasst sich mit den Indikatoren, die
hauptsächlich den Schweregrad der mit der Drogen-
sucht verbundenen Probleme betreffen. Es handelt sich
um Todesfälle, die sich auf die Drogensucht und auf
durch den intravenösen Konsum bedingte Krankheiten
wie HIV-Infektionen und verschiedene Formen von
Hepatitis zurückführen lassen. Ebenfalls berücksichtigt
wird die Entwicklung der Praktiken, mit denen die
Übertragung von Infektionskrankheiten vermieden wer-
den soll.

Todesfälle infolge Drogen und Aids

An den Daten des Bundesamtes für Polizei (BAP) lässt
sich die Entwicklung der drogenbedingten Todesfälle
zwischen 1974 und 2001 ablesen. Diese sind auf

Überdosen, auf einen längeren Gebrauch oder auf
einen Suizid/Unfall unter dem Einfluss von einer oder
mehrerer Substanzen zurückzuführen. Die durch Aids
bedingten Todesfälle werden hingegen vom BAG auf-
gelistet (Abbildung 4.7).

Die beiden Kurven sind leicht verschoben. Die Anzahl
der drogenbedingten Todesfälle war 1992 am höch-
sten. Nach einem Rückgang pendelte sich die Ent-
wicklung seit 1998 bei jährlich etwa 200 Todesfällen
ein21. Die Zahl der durch Aids bedingten Todesfälle war
im Jahr 1994 am höchsten und nahm in der Folge kon-
tinuierlich ab, was vor allem auf das Aufkommen antire-
troviraler Behandlungen zurückzuführen ist.

HIV und Hepatitis

Seit 1991 wird in der Schweiz bei sämtlichen Übertra-
gungskategorien eine Abnahme der positiven HIV-Tests
festgestellt. Im Jahr 2001 überstieg die Anzahl neu
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Abbildung 4.7

Entwicklung der Zahl der drogenbedingten Todesfälle zwischen 1974 und 2001 und Entwicklung der Todesfälle infolge Aids, 

mit intravenöser Injektion als vermutetem Übertragungsweg, zwischen 1982 und 2001



gemeldeter Fälle erstmals wieder diejenige des Vorjah-
res. Bei den Drogenkonsumierenden war der Rück-
gang besonders stark. Seit 1998 ist die Zahl der neuen
Fälle stabil geblieben. Bis anhin lässt sich nicht bestäti-
gen, dass die Zunahme neuer Fälle im Jahr 2001
hauptsächlich auf die Drogenkonsumierenden zurück-
zuführen ist (Abbildung 4.8, Abbildung 4.9).

Die Daten zur Prävalenz von HIV stammen in der Regel
aus Statistiken oder Studien, bei denen nur der von
den Personen deklarierte Stand bekannt ist. Es handelt
sich somit um eine berichtete und nicht um eine
gemessene Prävalenz (Tabelle 4.2).

Die Kunden der niederschwelligen, ambulanten und
stationären Einrichtungen sind eine Bevölkerungs-
gruppe, die bereits sehr häufig getestet wurde. Der
Anteil der Personen, die sich mindestens einem HIV-
Antikörpertest unterzogen haben, beträgt bei den nie-
derschwelligen Einrichtungen (91% im Jahr 1994, 93%
im Jahr 1996 und 95% im Jahr 2000) und im sta-
tionären Sektor (zwischen 90% und 93.9% für die Peri-
ode 1997-2001) mindestens 90%. In den ambulanten
Behandlungseinrichtungen gaben im Jahr 1996 84%
und im Jahr 1999 86.2% der Drogeninjizierenden an,
sie hätten sich testen lassen.

Die in den verschiedenen Einrichtungstypen (ambulant,
stationär, niederschwellig, PROVE) berichtete Prävalenz
für HIV hat zu Beginn der 1990er Jahre stark abgenom-
men. Zwischen 1995 und 2000 ist der Prozentsatz der
Personen, die von einem positiven HIV-Test berichte-
ten, bei jedem dieser Einrichtungstypen entweder stabil
geblieben oder leicht gestiegen:
• Bei den Besuchern der niederschwelligen Einrichtun-

gen ist die berichtete Prävalenz zwischen 1993 und
2000 von 10% auf 11% gestiegen. Frühere Daten
waren in der Zeit der offenen Szenen in Zürich gesam-
melt worden.

• Bei den an Versuchen mit ärztlicher Verschreibung von
Heroin beteiligten Kunden, zu denen besonders stark
abhängige Personen gehörten, ist die Prävalenz deut-
lich höher.

• Bei den Kunden der stationären Behandlungen waren
im Jahr 1989 15% der Konsumierenden, die eine sol-
che Behandlung begannen, HIV-positiv. Diese Rate
betrug 1996 13%, 1997 9% und 1998 11.4%. Die
Prävalenz sämtlicher sich in Behandlung befindender
Personen betrug zu Beginn der 1990er Jahre 20%.
Seit 1995 liegen diese Werte deutlich tiefer und bewe-
gen sich zwischen 3.4% und 5%.
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Während die berichtete Prävalenz für HIV recht tief ist,
ist sie für Hepatitis B und C sehr hoch. Im Jahr 2000
gaben 59% der Besucher der niederschwelligen Ein-
richtungen für Hepatitis C und 40% für Hepatitis B ein
positives Testergebnis an. Im stationären Bereich ver-
zeichnet die FOS-Statistik für die Periode 1997-2001
Prävalenzen von 30-40% für Hepatitis C und zwischen
22.2% und 28% für Hepatitis B. Im Jahr 2001 wurde
die Prävalenz für die beiden Formen von Hepatitis
künstlich tief gehalten. Tatsächlich war die Rate der
Personen, die eine positive Virämie für eine unbekann-
ten Art von Hepatitis angaben, viel höher (24%) als in
den Vorjahren (zwischen 2 und 3%).
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Ort % HIV tests % HIV + % Hepatitis B + % Hepatitis C +

niederschwellig

ZHKA 89 25.0

ZHZ 92 19.0

Niederschwellige Einrichtungen 93 88.0 10.0

Niederschwellige Einrichtungen 94 91.0 11.0

Niederschwellige Einrichtungen 96 93.0 11.0

Niederschwellige Einrichtungen 2000 95.0 11.0 40.0 59.0

Heroinversuche (PROVE)

1993-1996 16.0

ambulante Behandlung

SAMBAD 96 ~84.0 13.0

SAMBAD 97 89.0 9.5

SAMBAD 98 86.0 11.4

SAMBAD 99 86.2 5.9 

stationäre Therapie 

FOS 97 92.8 4.8 27.7 30.0

FOS 98 93.9 4.7 26.6 34.9

FOS 99 92.2 4.6 28.0 41.0

FOS 2000 90.0 3.5 22.2 39.6

FOS 2001 91.0 5.0 8.7 18.0

Tabelle 4.2

Anteil der HIV-getesteten Personen und der auf HIV, Hepatitis B

und Hepatitis C positiv getesteten Personen in verschiedenen

Arten von Anlaufstellen oder Behandlungseinrichtungen in der

Schweiz, 1992-200122-27



Entwicklung des Risiko- und Schutzverhal-
tens bei den Besuchern der niederschwelli-
gen Einrichtungen in der Schweiz

Dank den Befragungen, die in der Schweiz in den Jahren
1993 bis 2000 bei den Drogenkonsumierenden in nieder-
schwelligen Einrichtungen, die steriles Injektionsmaterial
abgeben, durchgeführt wurden, konnten die HIV-Übertra-
gungsrisiken bei den Drogenabhängigen und deren
Präventivmassnahmen untersucht werden22. Dabei ist

der Anteil der Drogen injizierenden Personen bei diesem
besonders anfälligen Teil der Bevölkerung gesunken. Dies
galt auch für die durchschnittliche Zahl der Injektionen.
Hingegen wurde bei den Injizierenden ein leicht erhöhtes
Risikoverhalten in Bezug auf eine HIV-Übertragung fest-
gestellt. Die Mitbenutzung von Injektionsmaterial in den
letzten sechs Monaten stieg von 9% im Jahr 1994 auf
12% im Jahr 2000 (Tabelle 4.3). Bei den Risiken einer
sexuellen HIV-Übertragung hat sich die Situation hinge-
gen wenig verändert. Die Benutzungsquote von Präser-
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Tabelle 4.3

Entwicklung des Risikoverhaltens in Bezug auf HIV sowie des Schutzverhaltens 

bei den Besuchern niederschwelliger Einrichtungen in der Schweiz: von 1993 bis 2000; gesamte Auswahl

RISIKOVERHALTEN IN BEZUG AUF HIV UND SCHUTZ 1993 1994 1996 2000

N = 1119 N = 907 N = 944 N = 924

% % % %

BENUTZUNG VON GEBRAUCHTEM INJEKTIONSMATERIAL

Mitbenutzung von Spritzen/Nadeln % im Verlauf des bisherigen Lebensa 40 *37 44 45

% in den letzten sechs Monatenb 17 9 11 12

% im Gefängnis in den letzten zwei Jahrencc 6 9

Abgabe von Spritzen/Nadelnb % in den letzten sechs Monaten *9 9 9

Mitbenutzung von anderem Material b in den letzten sechs Monaten

% gemeinsame Benutzung von Löffeln 68 51

% gemeinsame Benutzung von Filtern 46 38

% gemeinsame Benutzung von Watte 3 *7

% gemeinsame Benutzung von Wasser *26

BENUTZUNG VON PRÄSERVATIVEN d

% Feste (r) Partner in den letzten sechs Monaten 60 *56 53 *56

% immer Präservativ benutzt 26 *24 27 *29

% nie Präservativ benutzt 55 *62 58 *55

% Partner kein Drogenkonsument *50 52 *52

% Gelegenheitspartner 34 *29 31 *32

% immer Präservativ benutzt 61 *71 67 *72

% nie Präservativ benutzt 14 *14 13 *15

% Prostitution Frauen 30 24 18

% immer Präservativ benutzt 93 95 83

% nie Präservativ benutzt 0 0 5

% Prostitution Männer 3 2 4

% immer Präservativ benutzt 67 43 33

% nie Präservativ benutzt 22 29 17

% Letzter Sexualverkehr % Benutzung eines Präservativs *46 51 *48

* für Zürich keine Daten vorhanden
a Rate bezieht sich auf die Injizierenden im Laufe des bisherigen Lebens 
b Rate bezieht sich auf die Injizierenden in den letzten sechs Monaten
c Diese Rate bezieht sich auf sämtliche Personen, welche in den letzten zwei Jahren im Gefängnis waren.
d in den letzten sechs Monaten. Drei Benutzungshäufigkeiten: immer, manchmal, nie (Summe = 100%).



vativen bei Gelegenheitspartnern war mit derjenigen der
Allgemeinbevölkerung vergleichbar. Auch bei der Prosti-
tution waren Verhütungsmassnahmen weit verbreitet. Bei
festen Partnern wurde hingegen ungenügend verhütet.
Angesichts der recht hohen Prävalenz von HIV bei den
Drogenabhängigen und angesichts der Tatsache, dass es
sich bei der Hälfte der festen Partner nicht um Drogen-
konsumierende handelt, ist diese Situation problema-
tisch.

Die Mitbenutzung von Material zur Vorbereitung einer
Injektion kommt weiterhin häufig vor und stellt wahr-
scheinlich ein besonderes Risiko einer Ansteckung mit
dem Hepatitis-C-Virus dar. Dieser wird einfacher über-
tragen als der HI-Virus.

Internationaler Vergleich

Seit Mitte der 1990er Jahre hat sich die Anzahl neuer
Fälle von HIV-Infektionen bei den Drogenkonsumieren-
den in den meisten EU-Ländern allgemein stabilisiert.
Hingegen ist die Prävalenz von HIV bei den Injizieren-
den in den verschiedenen Ländern sehr unterschied-
lich. Während diese in Grossbritannien 1% beträgt,
beläuft sie sich in Spanien auf 32%. Auch innerhalb

eines Landes (Italien) variiert sie je nach Region. In
gewissen Ländern könnte sich hingegen ein Wiederan-
stieg neuer Fälle abzeichnen (Luxemburg, Irland).

Bei der Hepatitis C gibt es nur wenige Daten zur Präva-
lenz. Diese ist vermutlich in sämtlichen Ländern sehr
hoch (zwischen 40 und 90%). Während in den meisten
Ländern offenbar eine steigende Tendenz zu beobach-
ten ist, scheint sie in einigen Fällen eher rückläufig zu
sein (Griechenland, Portugal) 5,14.

In der Schweiz wird die Mitbenutzung von Spritzen ver-
hältnismässig wenig praktiziert (etwa 10%). Im internatio-
nalen Vergleich erreicht sie einen der tiefsten Werte in
Europa (Tabelle 4.4). Die übrigen mit einer Injektion ver-
bundenen Risikopraktiken (Mitbenutzung von Löffeln,
Watte und Wasser) sind sowohl in der Schweiz als auch
in den anderen Ländern weiterhin weit verbreitet.

Beim Sexualverhalten werden in der Schweiz die glei-
chen Tendenzen wie in Europa beobachtet. Während
sich die Benutzung von Präservativen in sexuellen
Beziehungen mit Freiern (bei den sich prostituierenden
Frauen) oder mit Gelegenheitspartnern ziemlich durch-
gesetzt hat, ist der Präservativgebrauch in Beziehungen
mit einem Dauerpartner wenig verbreitet 28.
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Tabelle 4.4

Mitbenutzung von Spritzen (in%) in verschiedenen Ländern: 1992-2000

Länder/Städte Ort Jahr Zeit Rate (%)

Deutschland29 multizentrisch 1992-1993 sechs Monate 39

Australien30 niederschwellig 1995 letzter Monat 31

UK31 niederschwellig 1994 zwölf Monate 17-48

Frankreich29 niederschwellig 1996 letzter Monat 13

Norditalien32 Kohorte 1996 sechs Monate 15-29

Vancouver33 Kohorte 1997 sechs Monate 20

New York34 multizentrisch 1997-1998 sechs Monate 26-31

UK35 multizentrisch 1997-1998 letzter Monat 42-44

Irland5 multizentrisch 1997-1998 letzter Monat 29-64

UK5 Community survey 1998 sechs Monate 50

Niederlande5 Community surveys 1997-1999 sechs Monate 10-17

Dänemark5 Behandlungen 1998 sechs Monate 59

Frankreich36 niederschwellig 1998 letzter Monat 18

Luxembourg5 Behandlungen 1999 sechs Monate 29

Norditalien32 Kohorte 1999 sechs Monate 10-20

Portugal5 Behandlungen 1999 sechs Monate 32

Spanien/Katalanien37 niederschwellig 2000 sechs Monate 31



Demografische Merkmale und
soziale Eingliederung der abhängigen
Konsumierenden

Die demografischen und sozialen Merkmale der 
Konsumierenden, die die verschiedenen Anlauf- und
Behandlungseinrichtungen aufsuchen, geben Auskunft
über :
• das Bestehen von verschiedenen Subpopulationen

von Konsumierenden (in verschiedenen Stadien des
Konsums oder verschiedenen "Drogenkarrieren") ;

• über die soziale Situation der Konsumierenden;

• indirekt zur Entwicklung der Zahl der Konsumieren-
den. Würde nämlich in diesen verschiedenen Bevöl-
kerungsgruppen die Zahl der Personen, die eine
Behandlung aufnehmen, derjenigen entsprechen, die
eine solche beenden, müsste das Durchschnittsalter
gleich bleiben.

Die Tabelle 4.5 zeigt die Entwicklung von einigen
demografischen Merkmalen und Konsumerfahrun-gen
in verschiedenen Einrichtungstypen.
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Tabelle 4.5

Demografische Merkmalen und Konsumerfahrung der Klienten 

verschiedener Einrichtungstypen (Schweiz, 1993-2001) 18,19,22-27,38-45

Ort % Frauen Durchschnitts- oder Durchschnitts- oder mittleres % erst seit kurzem 

mittleres Alter (m) Alter (m) beim Erstkonsum Konsumierende*

Niederschwellige Einrichtungen r Heroin Kokain

Niederschwellige Einrichtungen 93 18.5 19 30

Niederschwellige Einrichtungen 94 27 27 m 18 20 24

Niederschwellige Einrichtungen 96 27 29 m 18 19 14

Niederschwellige Einrichtungen 2000 27 32 m 18 20 7

Heroinbehandlung (PROVE, HeGeBe) s

PROVE 94-96 30 30.8 im Prinzip 0 t

HeGeBe 96 31.5 m idem

HeGeBe 98 31.9 m idem

HeGeBe 99 31.9 m idem

HeGeBe 2000 32.6 m idem

HeGeBe 2001 idem

Ambulante Behandlungen 

SAMBAD 95 27.7 F: 25.7 M: 26.4

SAMBAD 96 28 27.6 m F: 18 m M: 19 m

SAMBAD 97 27.8 25-29 F: 18 m M: 19 m

SAMBAD 98 25-29 F: 18 m M: 19 m

SAMBAD 99 27.7

Stationäre Therapien 

FOS 94 28 23-25 17-19

FOS 95 22.9 26-28 19

FOS 97 21.7 25 18.9

FOS 98 22.7 28 18 16

FOS 99 25.7 28 18 14.2

FOS 2000 25.5 29 18 10.1

FOS 2001 28 28 18 12.2

* weniger als 2 Jahre für die Statistiken der niederschwelligen Einrichtungen
weniger als 3 Jahre für die FOS-Statistiken



Es zeigt sich, dass der Frauenanteil in diesen verschie-
denen Einrichtungen immer etwa gleich hoch ist, näm-
lich zwischen 25 und 30%. Hingegen variiert das
Durchschnitts- oder mittlere Alter der Konsumierenden
in diesen verschiedenen Einrichtungstypen. In den nie-
derschwelligen Einrichtungen und bei den Behandlun-
gen mit ärztlicher Verschreibung von Heroin ist es
höher als in den ambulanten Behandlungszentren und
den Einrichtungen für stationäre Therapien.

Betrachtet man die Entwicklung im Laufe der Zeit,
zeichnet sich in sämtlichen Einrichtungskategorien ein

Alterungstrend ab. Dieser ist in den niederschwelligen
Einrichtungen und bei den Behandlungen mit ärztlicher
Verschreibung von Heroin besonders stark. Dort schei-
nen sich sowohl die ältesten Konsumierenden als auch
jene aufzuhalten, deren Situation am prekärsten ist
(siehe weiter unten). Während das Durchschnittsalter
bei der Aufnahme des Konsums im Laufe der letzten
zehn Jahre wenig variiert hat, hat die Prozentzahl der
erst seit kurzem Konsumierenden (meist Heroin) abge-
nommen. Dies gilt für beide Einrichtungstypen (nieder-
schwellig und stationär), zu denen entsprechende Infor-
mationen vorliegen.

Wie die Tabelle 4.6 zeigt, hat sich die soziale Situation im
Hinblick auf die Unterkünfte der Drogenkonsumierenden
in den letzten Jahren etwas verbessert. Dies zeigt sich
daran, dass der Anteil der Personen ohne festen Wohn-
sitz zurückgegangen ist.
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Tabelle 4.6

Soziale Merkmale (Unterkunft, Anstellung und Einkommensquellen ausserhalb einer Anstellung) 

der Klienten verschiedener Einrichtungstypen (Schweiz, 1993-2001)

Ort % ohne festen Wohnsitz % ohne Anstellung Einkommensquellen

% AHV/IV/Arbeitslosenvers. % Fürsorge % illegales Einkommen

Niederschwellig

Niederschwellige Einrichtungen 93 12.0 54.0

Niederschwellige Einrichtungen 94 15.0 56.0 22.0 27.0 123.0

Niederschwellige Einrichtungen 96 10.0 55.0 27.0 36.0 26.0

Niederschwellige Einrichtungen 2000 10.0 59.0 29.0 46.0 18.0

Ambulante Behandlung

ZHZOKL 92 21.0 59.0

SAMBAD 95 F: 8 M: 6

SAMBAD 96 F: 4 M: 4 F: 10 M: 9

SAMBAD 97 F: 7 M: 6

SAMBAD 98 F: 9 M: 7

SAMBAD 99 F: 9 M: 7

Stationäre Therapie

FOS 90 11.0 46.0

FOS 95 10.1 41.7 5.0 39.5 250.2

FOS 97 5.9 39.9 11.7 38.7 57.4

FOS 98 5.5 39.4 5.0 41.7 53.2

FOS 99 6.5 42.4 5.8 45.5 52.5

FOS 2000 4.5 42.2 9.1 42.2 42.0

FOS 2001 4.6 41.8 5.9 44.9 41.8

1 im letzten Monat
2 in den letzten zwölf Monaten, ständig, meistenteils oder periodisch.

r Wiederholte Querbefragungen bei den Konsumierenden, welche

diese Einrichtungen aufsuchen.

s Beim Behandlungseintritt erstellte Statistiken.

t Eines der Aufnahmekriterien ist der regelmässige Konsum während

mindestens zwei Jahren.



Bezüglich der Erwerbstätigkeit hat sich hingegen wenig
gebessert, und die Inanspruchnahme von Versicherun-
gen (IV, Arbeitslosenversicherung) und Fürsorge ist
gestiegen. Hingegen sind die illegalen Einkünfte (dar-
unter der Verkauf von Betäubungsmitteln) im Rückgang
begriffen.

Die Klienten der niederschwelligen Einrichtungen
erweisen sich als diejenigen Personen, die sich hin-
sichtlich Unterkunft und Arbeit in den prekärsten Situa-
tionen befinden. Häufig beziehen sie auch eine IV-
Rente (29% im Jahr 2000).

Repressionsstatistiken

Die Statistiken zur Anwendung des Betäubungsmittel-
gesetzes (BetmG), die das Bundesamt für Polizei führt,
reflektieren das Ausmass von Konsum und Drogenhan-
del, aber auch der Intensität der polizeilichen
Aktivitäten21. Da es zu den letztgenannten keine Indi-
katoren gibt, lässt sich nicht abschätzen, in welchem
Masse die bei den Anzeigen beobachteten Tendenzen
tatsächlich Veränderungen in der Drogenbenutzung
entsprechen.

Die Gesamtzahl der Strafanzeigen wegen Drogenkon-
sums hat regelmässig zugenommen, von etwa 9000 in
den Jahren 1981-85 auf rund 35’500 im Jahr 2001.
Der Höchstwert wurde im Jahr 1998 mit 37’000
erreicht. Die Strafanzeigen gegen Erstkonsumierende
und die Anzeigen wegen Widerhandlungen gegen das
Betäubungsmittelgesetz entwickelten sich jedoch
unterschiedlich. Während die Zahl der Anzeigen gegen
Erstkonsumierende – für sämtliche Substanzen – seit
1996 gestiegen ist und sich im Jahr 2001 bei etwa
15’000 eingependelt hat, ist die Zahl der Anzeigen
wegen Widerhandlungen seit 1997 rückläufig (Abbil-
dung 4.10).

Die Abbildung 4.11 zeigt die Entwicklung der Anzahl
Anzeigen wegen Drogenkonsums nach der Art der
Substanz von 1974 bis 2001 in der Schweiz. Je nach
untersuchter Substanz zeichnen sich unterschiedliche
Tendenzen abu. Die Zahl der Anzeigen wegen Canna-
bisderivaten (Marihuana, Hanf, Haschisch und
Haschischöl) ist ständig am Zunehmen. Dies trifft in
besonderem Masse auf die letzten zehn Jahre zu. So
gab es im Jahr 2001 32’580 Anzeigen. Hingegen sind
die Anzeigen wegen Heroin- oder Kokainkonsums
rückläufig. Nach einem Spitzenwert im Jahr 1993
(20’374) nahmen die Anzeigen wegen Heroinkonsums
bis 2001 deutlich ab (9’579). Die Anzeigen wegen
Kokainkonsums erreichten ihren Spitzenwert (10’515)
im Jahr 1997 und sind seither rückläufig (8’206 im Jahr
2001).
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Abbildung 4.10

Anzeigen gegen Erstkonsumierende und Anzeigen wegen

Widerhandlungen (sämtliche Drogen) in der Schweiz von 1981

bis 2001

u Es ist zu beachten, dass jede Anzeige so oft aufgeführt wird, wie

entsprechende Arten von Betäubungsmitteln konsumiert werden.

Die Anzeigen pro Substanz stammen von einer anderen Datenbank,

als die der Anzeigen gegen Erstkonsumierende oder 

Widerhandlungen.



Auch wenn die Anzeigen wegen des Konsums von
Partydrogen und Amphetaminen nur einen kleinen Teil
der Verzeigungen wegen Drogenkonsums darstellt,
zeichneten sich Veränderungen ab. So stieg die Anzahl
Anzeigen zwischen 1999 und 2000 deutlich an und
nahm im Jahr 2001 wieder ab. Die Anzahl Anzeigen
wegen des Konsums von Amphetaminen stieg von 662
im Jahr 1999 auf 1043 im Jahr 2000 und wegen des
Konsums von Ecstasy von 916 im Jahr 1999 auf 1627
im Jahr 2000 (Abbildung 4.12). Im Jahr 2001 ging die
Anzahl Anzeigen wegen des Konsums von Amphetami-
nen auf 671 und wegen Ecstasy auf 1353 zurück.

Ideal wären Angaben zu den Anzeigen gegen Erstkonsu-
mierende nach Substanzen. Bei der jetzigen Form der
Datensammlung sind diese aber nicht erhältlich.

Abbildung 4.12

Anzeigen (gegen Erstkonsumierende oder gegen Widerhandlun-

gen) wegen des Konsums von Amphetaminen und Partydrogen

in der Schweiz, von 1992 bis 2001.
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Abbildung 4.11

Anzeigen gegen Erstkonsumierende oder wegen Widerhandlungen nach Art der Substanz – Cannabis, 

Heroin, Kokain – in der Schweiz von 1974 bis 2001



Zusammenfassung

Im ersten Teil dieses Abschnitts wird eine Analyse der
verschiedenen Indikatoren für die Anzahl Konsumieren-
den verschiedener illegaler und legaler Substanzen
angestellt. Im zweiten Teil folgt eine Analyse der Konse-
quenzen des Konsums verschiedener Drogen.

An dieser Stelle sei an die Ziele des MaPaDro erinnert :
• Senkung der Anzahl abhängiger Konsumierenden

durch eine gleichzeitige Senkung der Aufnahme
eines Konsums und eine Erhöhung der Ausstiege
aus der Abhängigkeit ;

• Reduzierung der schweren Schäden des Konsums
durch die Milderung sozialer und gesundheitlicher
Schäden für die Konsumierenden.

Zahl der Konsumierenden

Heroin

Die Messung der Indikatoren für den Konsum der
erwachsenen Allgemeinbevölkerung aus verschiedenen
Altersklassen zeigt einen leichten Anstieg der Lebens-
zeiterfahrung gegen Ende der 1980er Jahre mit einer
Stabilisierung – beziehungsweise Abnahme – ab der
zweiten Hälfte der 1990er Jahre. Diese vor kurzem
erfolgte Stabilisierung wird durch die Daten über den
aktuellen Drogenkonsum bestätigt. Aus der stark unter-
schiedlichen Prävalenz beim aktuellen und der deutlich
höheren Lebenszeitprävalenz des Drogenkonsums
geht hervor, dass ein Teil des angegebenen Konsums
wohl experimenteller Art oder von begrenzter Dauer
war. Bis anhin gibt es keine Daten, die Aufschluss über
die Entwicklung des Einstiegs in den Konsum geben
würden (Jugendliche und junge Erwachsene). Die Stati-
stiken zur Aufnahme einer Behandlung lassen jedoch
nicht auf eine Senkung des Alters beim ersten Konsum
schliessen.

Andere Indikatoren, welche die Zahl der Konsumieren-
den indirekt messen, weisen in die gleiche Richtung:
• Aus den Repressionsstatistiken lässt sich ab 1995

ein klarer Rückgang der Anzeigen wegen Heroinkon-
sums erkennen. Diese Statistiken bilden aber auch
einen Indikator für die Aktivitäten der Polizei, welche
ihre Praktiken geändert haben kann.

• Die Statistiken zur Aufnahme einer Behandlung und
die in den niederschwelligen Einrichtungen durchge-
führten Befragungen weisen auf einen Anstieg (nie-
derschwellige Einrichtungen, HeGeBe, FOS) oder
eine Stabilisierung (SAMBAD) des mittleren oder des
Durchschnittsalters der Konsumierenden hin. Man
kann auch einen Rückgang der Prozentzahl der erst
seit kurzem Konsumierenden feststellen (nieder-
schwellige Strukturen, FOS). Dies kann auf eine Ver-
ringerung des Einstiegs in die Sucht oder längere
Verweildauer in der Behandlung (alternde Kohorte)
hinweisen.

Nicht erfasst mit diesen Statistiken werden die soge-
nannten "versteckten" Konsumierenden, welche keine
Behandlung wünschen, keine niederschwelligen Ein-
richtungen benutzen und nie von der Polizei verhaftet
wurden. Eine vor einigen Jahren durchgeführte Befra-
gung hat jedoch gezeigt, dass die wirklich versteckte
Gruppe der Heroinkonsumierenden wahrscheinlich
nicht sehr gross ist. Dies gilt besonders für diejenigen
Personen, die Drogen injizieren46,47.

Dank den bei den jüngsten Bevölkerungsgruppen lau-
fenden Befragungen wird es möglich sein, die Entwick-
lung des frühen Konsums abzusehen.

Schliesslich möchten wir darauf hinweisen, dass die
Zahl der Behandlungseintritte (sämtliche Behandlun-
gen), welche hauptsächlich die abhängigen Heroinkon-
sumierenden (mit oder ohne Konsum von Kokain oder
anderen Drogen) betreffen, in den letzten zehn Jahren
zugenommen hat. Angesichts sämtlicher Daten kann
aus der Entwicklung dieses Indikators wahrscheinlich
eher darauf geschlossen, dass die Auswirkungen des
Konsums (eine grössere Zahl von Personen wird –
manchmal sogar wiederholt – betreut) weniger schwer-
wiegend sind als dass die Anzahl abhängiger Personen
gestiegen ist.

Mehrere Indikatoren werden nicht systematisch gesam-
melt. So gibt es keine Gesamtdaten zu den beendeten
Therapien. Dies würde wichtige Aufschlüsse über die
Entwicklung der Anzahl Abhängiger in der Schweiz
sowie einen Vergleich der jährlichen Behandlungsein-
tritte und -austritte ermöglichen. Ausserdem fehlt es in
der Schweiz an kontinuierlichen Daten zum Indikator
"erste Anfragen nach einer Behandlung", wie sie von
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der Europäischen Union empfohlen werden. Damit
könnten die erstmaligen von den nachfolgenden
Behandlungen unterschieden werden, wie sie in den
"Drogenkarrieren" der Abhängigen häufig auftreten.

Kokain

Aus den Bevölkerungsumfragen geht hervor, dass die
Lebenszeitprävalenz des Kokainkonsums ansteigt,
während sich der aktuelle Konsum dieser Droge stabili-
siert. Dies weist darauf hin, dass es sich teilweise um
einen experimentellen oder gelegentlichen Konsum
handelt.

Trotzdem ermöglichen die indirekten Konsumindikato-
ren eine differenziertere Sicht der Dinge in Bezug auf
den Konsum dieser Substanz:
• Die Repressionsstatistiken weisen auf einen Rück-

gang der Anzeigen wegen Kokainkonsums hin, der
neueren Datums ist als derjenige beim Heroin (seit
1998). Allerdings ist der Konsum von Kokain als Par-
tydroge unauffälliger als derjenige von Heroin. Aus-
serdem betrifft er die unterschiedlichsten Bevölke-
rungsgruppen.

• In den niederschwelligen Einrichtungen ist der Anteil
der Konsumierenden von Kokain oder Cocktails zwi-
schen 1993 und 1996 gestiegen. Im Jahr 2000 ging
er leicht zurück (gleiche Entwicklung wie bei den
Anzeigen). Bezüglich der Zahl der durchschnittlichen
wöchentlichen Injektionen bei diesen Konsumieren-
den konnte die gleiche Entwicklung beobachtet wer-
den. Trotzdem macht es den Anschein, dass die
Situation hinsichtlich der Injektion von Kokain je nach
Region und Individuen sehr unterschiedlich ist (bei
kleineren Gruppen kann es zu einer starken Häufig-
keit von Injektionen kommen, die deutlich "sichtbar"
ist).

Aufgrund dieser Daten kann angenommen werden,
dass der Kokainkonsum bei den Personen, die diese
Droge als Partydrogue konsumieren, wahrscheinlich
am Zunehmen ist. Hingegen wird beim heroinabhängi-
gen Teil der Bevölkerung (seit kurzem) eine leichte glo-
bale Abnahme festgestellt, dies mit sehr grossen räum-
lichen und individuellen Schwankungen. Auf diesen
Punkt werden wir bei der Art des Drogenkonsums
nochmals zurückkommen.

Cannabis

Beim Cannabiskonsum ist die Situation klar und die
Daten stimmen überein. Die Bevölkerungs-umfragen
weisen auf einen kürzlich erfolgten Anstieg der Lebens-
zeitprävalenz des Cannabiskonsums sowie eine ver-
mehrte frühe Aufnahme des Konsums seit Mitte der
1990er Jahre hin. Besonders deutlich ist dieser Anstieg
bei den 15-Jährigen, wo er sich von 1990 (8.5%) bis
1998 (30.8%) mehr als verdreifachte. Bei zwei Dritteln
handelt es sich um wiederholten Konsum. Die neuste,
im Jahr 2000 durchgeführte Umfrage ergab ausser-
dem, dass 6.5% von den 15-19-Jährigen täglich und
5% mindestens einmal wöchentlich Cannabis konsu-
mierten.

Bei den Älteren (17-30 Jahre) ist der Anstieg etwas
weniger deutlich. Ein Teil der Lebenszeitprävalenz des
Konsums war auf frühere Generationen zurückzu-
führen, die ihren Konsum wahrscheinlich eingestellt
haben. Insgesamt hat mehr als ein Drittel der Bevölke-
rung dieser Altersstufe schon einmal weiche Drogen
konsumiert.

Mit zunehmendem Alter nimmt die Lebenszeitprävalenz
des Cannabiskonsums ab. Dies ist wahrscheinlich
gleichzeitig auf ein Einstellen des Konsums im Erwach-
senenalter und auf einen Generationeneffekt zurückzu-
führen.

Der Cannabiskonsum ist in der Westschweiz höher als
in der Deutschschweiz und im Tessin.

Die Experten stellen auch einen Anstieg des THC-
Gehalts der auf dem Markt angebotenen Cannabispro-
dukte fest.

Die Daten zum Konsum werden durch folgende indi-
rekte Indikatoren bestätigt :
• Die Anzeigen wegen Cannabiskonsums nehmen seit

den 1970er Jahren ständig zu.
• Der kürzlich erfolgte Anstieg der Anzeigen gegen

Erstkonsumierende (für alle Drogen zusammen)
könnte hauptsächlich auf Cannabis zurückgeführt
werden.

• Die Zahl und Entwicklung der Anzeigen ist in den ein-
zelnen Kantonen sehr unterschiedlich und weist wahr-
scheinlich eher auf unterschiedliche Praktiken bei der
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Verfolgung als auf eine unterschiedliche Prävalenz des
Konsums hin.

Andere illegale Drogen

Zu diesen Drogen gibt es weniger Angaben. Sie werden
weniger systematisch gesammelt und es gibt keine wie-
derholten Bevölkerungsumfragen zu diesem Thema.
Grössere Klarheit schaffen werden zwei momentan bei
den Jugendlichen durchgeführte Umfragen. Die bereits
vorliegenden Befragungen in der Technoszene weist auf
das Vorhandensein einer Gruppe von Benutzern hin,
welche die Drogen als Freizeitdroge verwenden, wobei
diese einen erhöhten Konsum verzeichnen und die Sub-
stanzen häufig mischen. Die Indikatoren für die Repres-
sion lassen auf eine unbeständige Entwicklung in diesen
letzten Jahren schliessen. Der Spitzenwert lag bei etwa
3000 Anzeigen wegen Drogenkonsums (Amphetamine
und Freizeitdrogen zusammen).

Alkohol und Tabak

Der Alkoholkonsum (Bier und hochprozentige
Getränke) stieg bei den Jugendlichen zwischen 1986
und 1998 stark an. Dieser Anstieg ist insbesondere auf
gelegentlichen (am Wochenende) sowie missbräuchli-
chen Konsum (Zustand der Trunkenheit) zurückzu-
führen. Die jungen Frauen sind stärker betroffen.

Das gleiche Bild ergibt sich beim Tabakkonsum: Auch
hier lässt sich ein Anstieg des regelmässigen und tägli-
chen Konsums bei den Schülern und insbesondere bei
den Mädchen feststellen.

Dieser erhöhte Konsum sogenannter legaler Drogen
sowie von Cannabis bei den Jugendlichen ist sinnbild-
lich für ein Umfeld48, in dem die wahrscheinliche Stabi-
lisierung beziehungsweise der Rückgang des Heroin-
konsums berücksichtigt werden muss. Gemeint ist ein
Anstieg der Anzahl Konsumierenden (auch wenn einige
nicht über ein experimentelles Stadium hinausgehen)
und eine zunehmende Intensität des sogenannten
Genussmittelkonsums von Substanzen:
• Gewisse Drogen, die eine starke süchtig machende

Wirkung (Nikotin) haben und für die Gesundheit sehr
schädlich sind.

• Andere Drogen (Alkohol, Cannabis), deren länger
anhaltender oder missbräuchlicher Konsum sich ins-
besondere bei Personen mit schwacher Konstitution
gesundheitsschädigend auswirken kann.

Dieses Phänomen könnte – einfach aufgrund der
gestiegenen Zahl – langfristig zu einem erneuten
Anstieg des Heroin- und Kokainkonsums führen. Dies
obwohl bei den Konsumierenden anderer Substanzen
der Anteil der Personen, die mit diesen Drogen experi-
mentieren, minimal ist.

Schweregrad des Konsums

Analysiert werden an dieser Stelle die gesundheitlichen
und sozialen Indikatoren, welche die abhängigen Dro-
genkonsumierenden betreffen (hauptsächlich Heroin
und Kokain).

Gesundheit

Gemäss den Indikatoren zeichnet sich in diesem Bereich
eine mehr oder weniger grosse und/oder schnelle 
Verbesserung ab, wobei einige besondere Probleme 
auftreten:
• Gemäss den bei den Klienten niederschwelliger Ein-

richtungen durchgeführten Befragungen nimmt die Zahl
der Drogen injizierenden Personen allmählich ab. Dies
gilt auch für Personen, die erst seit kurzem Drogen inji-
zieren. Auch der Durchschnitt der wöchentlichen Injek-
tionen sowie die Zahl der Multikonsumierenden geht
zurück. Darüber darf aber nicht vergessen werden,
dass es sich bei der letztgenannten Praxis um die
Regel handelt (2/3 der Konsumierenden) und dass
manchmal intravenös Produkte konsumiert werden, die
eigentlich nicht injiziert werden können (z.B. aufgelöste
Tabletten von Benzodiazepinen).

• Die Zahl der sich in Behandlung befindenden Perso-
nen nimmt weiterhin zu. Die Philosophie der
Gesundheitserhaltung und Schadenminderung (kein
automatischer Ausschluss von einer Behandlung bei
gleichzeitigem Konsum sowie Beharren auf eine
anhaltende therapeutische Einbindung) hat jedoch
bei einer Minderheit der behandelten Personen ein
weiterhin bestehendes – wenn auch vermindertes –
Risiko zur Folge, welches sich aus dem intravenösen
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Konsum (insbesondere von Kokain und Benzodia-
zepinen) ergibt.

• Die Zahl der Todesfälle geht zurück (von ungefähr 750
im Jahr 1994 auf etwas über 200 im Jahr 2001). Dieser
Rückgang betraf vor allem die durch Aids bedingten
Todesfälle, lässt sich aber auch bei den drogenbeding-
ten Todesfällen feststellen. Diese pendelten sich in den
letzten vier Jahren bei etwa 200 Fällen ein.

• Die Anzahl neuer HIV-Fälle nahm seit 1989 (etwa
600) stark ab und scheint sich bei 70 Fällen pro Jahr
einzupendeln. Die HIV-Prävalenz hat je nach Date-
nerhebungsort abgenommen oder ist stabil geblie-
ben (gemäss den Quellen zwischen 5 und 11% in
den letzten Jahrenv).

• Hingegen ist die Prävalenz von Hepatitis und insbeson-
dere von Hepatitis C hoch. Dies insbesondere bei Per-
sonen, die niederschwellige Einrichtungen aufsuchen.

• Die Mitbenutzung von Injektionsmaterial und Material
zur Vorbereitung einer Injektion ist insgesamt zurückge-
gangen, dies bei einem tendenziell leichten Anstieg
der Mitbenutzung von Spritzen in den letzten Jahren.

• Die Benutzung von Präservativen bei verschiedenen
Partnertypen ist stabil oder in einem leichten Rück-
gang begriffen. Ausser bei festen Partnern wird ver-
mehrt verhütet (Gelegenheitspartner, Freier).

Soziale Situation

Für Rückschlüsse auf die soziale Situation der Konsu-
mierenden werden vor allem die Daten zur Arbeits-,
Einkommens- und Wohnsituation der Drogenkonsu-
mierenden bei der Aufnahme verschiedener Behand-
lungsformen oder bei den Befragungen in den nieder-
schwelligen Einrichtungen herangezogen:
• Die Wohnsituation hat sich verbessert (Rückgang der

Konsumierenden ohne festen Wohnsitz).
• Der Zugang zum Arbeitsmarkt hat sich in den letzten

Jahren nicht verbessert : 59% der Kunden nieder-
schwelliger Einrichtungen und 42% der Personen,
die eine stationäre Behandlung aufnehmen, sind
erwerbslos.

• Die Anzahl Personen, die Leistungen der Sozialversi-
cherungen (IV, Arbeitslosenversicherung) beziehen,
sowie die Anzahl Personen, die von der
Sozialhilfe/Fürsorge unterstützt werden, hat zuge-
nommen. Hingegen ist der Anteil der Personen mit
illegalen Einkommen (hauptsächlich Dealern) zurück-
gegangen.

Insgesamt kann somit von einem besseren Funktionieren
des sozialen Auffangnetzes und folglich von einer sozia-
len Schadenminderung gesprochen werden, aber sicher
nicht von einem markanten Fortschritt bei der sozialen
Wiedereingliederung, insbesondere in die Arbeitswelt.

Es fehlt an Verlaufsdaten für die Zeit nach der Beendi-
gung einer Behandlung. Dies würde eine genauere
Abklärung dieser Feststellung ermöglichen, die bisher
vor allem diejenigen Personen betrifft, welche eine
Behandlung beginnen oder sich nicht in Behandlung
befinden. Vorhanden sind jedoch – teilweise auf ver-
schiedene Institutionen beschränkte49 – Verlaufsda-
ten50-52, die auf eine positive Entwicklung hinweisen53.

Schlussfolgerungen

Beim Heroin wurde die angestrebte Stabilisierung bzw.
der Rückgang der Anzahl der Abhängigen, die harte
Drogen konsumieren, erreicht. Insbesondere scheint
der Suchteinstieg bei dieser Substanz zurückgegangen
zu sein. Weniger klar ist die Situation beim Kokain. So
ist es zwar möglich, dass der Kokainkonsum bereits
heroinabhängiger Personen etwas zurückgegangen ist ;
die Benutzung von Kokain als Partydroge hat aber
wahrscheinlich zugenommen.

Bei allen übrigen Substanzen wird eine tendenzielle
Zunahme festgestellt.

Die bemerkenswertesten Fortschritte wurden vermut-
lich im Bereich der Schadenminderung erzielt. Dies gilt
insbesondere für die Milderung gesundheitlicher Schä-
den und das Aufrechterhalten eines gewissen sozialen
Funktionierens. Es fehlt jedoch gesamthaft an Informa-
tionen über den Gesundheitszustand und die soziale
Eingliederung der Personen in den verschiedenen Pha-
sen; beim Eintritt in die Behandlung, beim Austritt aus
der Behandlung und im späteren Lebensverlauf.
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Mitte der 1990er Jahre die höchste Prävalenz verzeichnet.
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Tabelle 4.7

Entwicklung der wichtigsten indirekten Indikatoren für die Anzahl abhängiger Drogenkonsumierenden 

und für den Schweregrad der Suchtprobleme*: Zusammenfassung und Änderungshypothesen für 1999/2001

Indikatoren**

Anzahl der Strafanzeigen:

Heroin

Kokain

Durchschnittsalter der Konsumierenden

Anzahl der Personen in Behandlung

Anzahl drogenbedingter Todesfälle

Neue HIV-Fälle

HIV-Risikoverhalten

Mehrfachsucht (Polytoxikomanie)

Häufigkeit der Injektionen***

Prostitution

Soziale Integration:

Wohnen

Soziale Integration:

Arbeit

Sozialhilfe und IV

Legende

* Erklärung der Tabelle :
Die epidemiologischen Daten werden in den Trends zusammengefasst, die sich vor dem Hintergrund der wichtigsten 
Indikatorenabzeichnen (erste und zweite Spalte). Bei Fehlen direkter Indikatoren für die Anzahl der Konsumierenden 
und den Schweregrad der mit dem Drogenkonsum verbundenen Probleme werden die Informationen der ersten beiden 
Spalten in den letzten zwei Spalten als indirekte Indikatoren für diese beiden Phänomene benutzt und interpretiert.

** Interpretationsbeispiel : PROSTITUTION
2. Spalte : Die Prostitution ist stabil
3. Spalte : Die Prostitution ist kein indirekter Indikator für die Anzahl der Drogenkonsumierenden.
4. Spalte : Die Prostitution ist ein indirekter Indikator für den Schweregrad der Suchtprobleme.
Da die Prostitution stabil ist, kann folgende Hypothese formuliert werden: Die mit der Sucht 
in Zusammenhang stehenden Probleme verschlimmern sich nicht.

*** Variiert je nach Kanton

Entwicklung

�

�

�

�

�

�

�

�

�

�
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�
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Drogensüchtigen
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±
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�

�

�

bzgl. des Schwe-
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Suchtprobleme

�

�

�

�

�

�

�

�

�

�

�

�

Änderungshypothesen

� Zunahme ± Indikator nicht eindeutig

� Abnahme � Indikator für Zunahme

� Stabil � Indikator für Abnahme

� Indikator für Stabilisierung

� Indikator nicht relevant
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Dieses Kapitel bildet den Kernteil dieses Berichts;
sein Inhalt soll die wichtigsten Fragen beantwor-
ten, die für die Globalevaluation festgelegt wor-
den sind:
1 Sind die allgemeinen Ziele des MaPaDro sowie

diejenigen jedes Bereichs angemessen?
2 Wie organisiert sich das BAG, um MaPaDro

umzusetzen?
3 Welche Kontrolle übt es auf die Entwicklung sei-

ner Aktionen aus?
4 Welche Probleme tauchten auf und mit welchen

Mitteln wird Abhilfe geschaffen?
5 Fügt sich MaPaDro nahtlos in die gesamten

Massnahmen ein, die in der Schweiz von 
anderen Partnern getroffen wurden (Kantone, 
Organisationen, Institutionen)? 
Unter welchen Bedingungen?

6 Welche Aktionen wurden durchgeführt und mit
welchen Resultaten (Zwischenoutputs)?

Für die Beantwortung der Evaluationsfragen und
gleichzeitig die detaillierte Beschreibung der ver-
schiedenen mit dem Programm verbundenen Her-
ausforderungen und Projekte wurde für dieses
Kapitel ein spezielles Konzept ausgearbeitet.
Jedem Bereich des MaPaDro ist ein separates
Unterkapitel gewidmet, das folgende Themen
zusammenfasst:
1 Allgemeine Situation in der Schweiz: Welche

Bedürfnisse bestehen und welche Mittel sind
vorhanden?

2 Ziele und Strategie des BAG: Welche Verände-
rungen möchte das BAG mit dem MaPaDro
erreichen und wie soll dies geschehen (Antwort
auf die Evaluationsfrage 2)?

3 Umsetzung und durchgeführte Aktivitäten: Wel-
che Massnahmen wurden umgesetzt und wel-
che Aktivitäten wurden durchgeführt (Antworten
auf die Evaluationsfrage 6)?

4 Beurteilung der Aktion des BAG: Stimmen die
Ziele und die Strategie mit den Bedürfnissen
und Mitteln in der Schweiz überein (Antworten

auf die Evaluationsfragen 1 und 5) und ent-
spricht die Umsetzung der Massnahmen den
Zielen des BAG (Antworten auf die Evaluations-
fragen 3 und 4)?

Aufgrund der Bedeutung, die ihnen im Rahmen
des Programms zukommt, sind die Beschreibun-
gen und Analysen zu den Bereichen (oder Säulen)
Prävention, Behandlung und Schadenminderung
ausführlicher als die der anderen Bereiche.

Prävention

Aufgabe der Prävention ist es zu verhindern, dass
Gesundheitsprobleme auftreten (Primärprävention) oder
sich verschlimmern (Sekundärprävention). Die Gesund-
heitsförderung soll die Mittel stärken, die das physi-
sche, psychische und soziale Wohlbefinden von Grup-
pen und Individuen fördern. Am häufigsten geschieht
dies mittels Information, Sensibilisierung und Motivie-
rung des Publikums. Die Mittel können auf das indivi-
duelle Verhalten und/oder den jeweiligen Kontext, in
dem dieses Verhalten auftritt, ausgerichtet werden
sowie verschiedene Gruppen oder Lebensräume
anpeilen. Bei den verwendeten Ansätzen, Strategien
und Mittel werden die oben erwähnten Elemente meist
kombiniert.

Allgemeine Situation in der Schweiz

Gemäss Artikel 15a des Betäubungsmittelgesetzes ist
die Prävention des Missbrauchs von Betäubungsmit-
teln Sache der Kantone. Diese müssen die Information
und Beratung fördern und die dafür notwendigen Insti-
tutionen schaffen. Der Bereich der Suchtprävention
wurde somit in den Kantonen, aber auch in den Städ-
ten ausgebaut. Oft erfolgte diese Entwicklung über pri-
vate Organisationen, welche subventioniert wurden.
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In den lokalpolitischen Debatten war die Prävention
eher nebensächlich. Es gibt nur wenige Stellungnah-
men und Entscheide von Kantonen und Städten zu
diesem Thema und Auseinandersetzungen scheinen
selten zu sein1. Davon ausgenommen sind zweifellos
nur die laufende Revision des Betäubungsmittel-geset-
zes und vor allem die Entkriminalisierung des Canna-
biskonsums.

Die Prävention bildet eine der vier Säulen der Drogen-
politik des Bundes. Gemäss den gesetzlichen Bestim-
mungen besteht das Engagement des Bundes in die-
sem Bereich darin, die Interventionen von Kantonen
und Städten zu unterstützen.

Bedürfnisse

Der rasche Anstieg des Heroinkonsums, der Ende der
1980er Jahre und Anfang der 1990er Jahre beobachtet
wurde, scheint gestoppt zu sein. Es gibt jedoch noch
keine Hinweise auf eine bedeutende Abnahme der Zahl
der Personen in der Schweiz, die Opiate und Kokain kon-
sumieren. Im Übrigen stellt man fest, dass die sich in
einer Behandlung befindenden Personen immer älter
werden. Dies könnte auf einen verminderten Suchtein-
stieg, insbesondere beim Heroin, hinweisen.

Die Indikatoren zum Konsum von Tabak, Alkohol und
Cannabis lassen hingegen eine andere Entwicklung
erkennen. Sie weisen auf einen deutlichen Anstieg des
Konsums dieser Substanzen bei den Jugendlichen
sowie auf ein tieferes Einstiegsalter hin. Das hat ver-
schiedene Folgen. So wirkt sich der allgemeine Anstieg
mittel- und langfristig sicherlich auf die Gesundheit der
Bevölkerung aus. Dies könnte sich durch das gesun-
kene Einstiegsalter noch verstärken. Vor allem beim
Tabak ist bekannt, dass dieses Phänomen sich auf die
Kontrolle und die Fähigkeit auswirkt, den Konsum ein-
zustellen. Schliesslich könnte die Häufung der konsu-
mierten Substanzen sowie der Fälle von gelegentlicher
Trunkenheit kurzfristig eventuell zu einem erneuten
Anstieg des Konsums härterer und schädlicherer Dro-
gen führen. Diese Hypothese muss jedoch erst noch
überprüft werden. Die derzeitigen Herausforderungen
im Bereich der Überwachung sowie der Primär- und
Sekundärprävention sind jedenfalls sehr gross.

Der Konsum von synthetischen Stimulanzien und Halluzi-
nogenen bei den Jugendlichen ist bisher kaum dokumen-
tiert. Mit den bestehenden Mitteln ist es schwierig, die
Substanzen einzuordnen und sich auf die Entwicklung
des Drogenschwarzmarktes einzustellen. Es macht
jedoch den Anschein, dass der Konsum von syntheti-
schen Drogen (Partydrogen) kein vorübergehendes Phä-
nomen ist. Aus den wenigen an Techno-Abenden durch-
geführten Befragungen geht hervor, dass der Konsum ein
hohes Ausmass erreicht hat. Zudem werden häufig meh-
rere Substanzen (Amphetamine, Cannabis, Alkohol)
gleichzeitig konsumiert und der Einstieg in den Konsum
erfolgt relativ früh. Hier besteht somit ein echter Bedarf
nach Präventionsarbeit.

Die Aussicht auf eine mögliche Einstellung der Strafver-
folgung des Cannabiskonsums sowie die Einführung
eines kontrollierten Marktes haben zweifellos den Kon-
sum dieser Substanz bei den Jugendlichen bereits
beeinflusst. Aufgrund dieser Entwicklungen könnte es
sein, dass die Präventionsarbeit neue Bedürfnisse
bewältigen muss. Die Entwicklung von Massnahmen
zur Früherkennung und Frühintervention, wie sie im
Entwurf zur Revision des Betäubungsmittelgesetzes
ebenfalls vorgesehen sind, bilden somit eine neue Her-
ausforderung für diesen Bereich.

Angebot/Mittel

Bisher gibt es kein systematisches Inventar der in der
Schweiz ergriffenen Präventionsmassnahmen. Die
jüngsten diesbezüglichen Angaben stammen aus dem
Zeitraum 1993-19962,3. Man geht jedoch davon aus,
dass die damals festgestellte Entwicklung der Interven-
tionen in der Folge angedauert hat. Die meisten neuen
Präventionsprojekte wurden im Informationsbereich
umgesetzt und wandten sich an ein breites Publikum.
Schule und Gemeinden wurden etwas weniger oft und
die Familie und die Arbeitswelt sogar nur selten ange-
sprochen. Die neuen Interventionen richteten sich vor
allem an Erwachsene (Eltern, Lehrkräfte, Multiplikato-
ren). An zweiter Stelle folgten Projekte, die gleichzeitig
an Erwachsene und Jugendliche oder nur an Jugendli-
che gerichtet waren. Hingegen gab es nur wenige Pro-
jekte für Kinder. Die übrigen Bestrebungen richteten
sich vor allem auf den angestrebten Ausbau der
Sekundärprävention, die Weiterbildung der Lehrkräfte,
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die Gesundheitsförderung und die Koordination unter
den Kantonen.

Allgemein lässt sich feststellen, dass die Entwicklung
der Interventionen zur Prävention in der Schweiz in den
letzten zehn Jahren durch eine vermehrte Koordination
sowie eine Vernetzung verschiedener Aktivitäten
geprägt war. Die oft auf eine bestimmte Substanz
(Alkohol oder illegale Drogen) ausgerichteten lokalen
Projekte wurden zusammengelegt und in eine umfas-
sendere Sichtweise der Suchtprobleme gestellt.

Auf gesamt-schweizericher Ebene haben mehrere Orga-
nisationen besondere Kompetenzbereiche aufgebaut. Die
Stiftung Radix Gesundheitsförderung leitet und unter-
stützt Aktivitäten in der ganzen Schweiz – vor allem aber
auf lokaler und regionaler Ebene. Die Schweizerische
Fachstelle für Alkohol- und andere Drogenprobleme (SFA)
setzt sich sehr aktiv für die Prävention des Konsums und
Missbrauchs von Tabak, Alkohol und illegalen Drogen ein.
Sie stellt unter anderem Unterrichtsmaterial für die Schu-
len zusammen, arbeitet Präventionskampagnen aus und
berät die Unternehmen. Die Gesundheitsförderung
Schweiza hingegen engagiert sich für die Gesundheit der
in der Schweiz lebenden Bevölkerung. Diese Stiftung,
welche aufgrund der Artikel 19 und 20 des Bundesgeset-
zes über die Krankenversicherung (KVG) über ein Jahres-
budget von etwa 17 Millionen verfügt, lanciert und unter-
stützt verschiedene Projekte zur Gesundheitsförderung.

Ziele und Strategie des BAG

Ziele

Langfristig verfolgt die Präventionsarbeit im Rahmen
des MaPaDro das Ziel, dass weniger Menschen in den
Drogenkonsum einsteigen und dass keine Drogenab-
hängigkeit entsteht. Damit möchte man erreichen, dass
der Drogenkonsum abnimmt und dass die Folgen der
damit verbundenen Probleme für die Gesellschaft ver-
ringert werden. Zu diesem Zweck muss die Sucht-
prävention die Entwicklung der persönlichen und sozia-
len Kompetenzen von Kindern und Jugendlichen
unterstützen und sich für die Schaffung einer sozialen

Umgebung einsetzen, die den Drogenkonsum und ins-
besondere den Drogenmissbrauch als unnötig und
unattraktiv macht4.

Strategie

Zur Verwirklichung seiner Ziele erarbeitet das BAG
Präventionsprogramme, die in den Lebensräumen
der Jugendlichen (Settings) durchgeführt werden.
Solche Programme wurden für Gemeinden und Quar-
tiere, Sportclubs, Jugendheime, Jugendverbände, Frei-
zeitzentren, Familien und gefährdete Jugendliche ent-
wickelt. Geplant ist zudem ein neues Programm in der
Technoszene. Diese Programme sind auf eine Institu-
tionalisierung der Prävention in den verschiedenen
Lebensräumen angelegt und richten sich an Jugendli-
che und Multiplikatoren (Lehrkräfte, Ausbildner, Trainer,
Erzieher, Eltern), die sich dort aufhalten. Meist sind die
Aktivitäten nicht auf den Drogenkonsum ausgerichtet,
sondern auf die Früherkennung gefährdeter Jugendli-
cher (Sekundärprävention) und/oder auf die Förderung
von Aktivitäten, die sich positiv auf die Gesundheit aus-
wirken. Wird der Drogenkonsum trotzdem einbezogen,
geschieht dies meistens mit einem Ansatz, der sämtli-
che Substanzen (legale wie illegale) umfasst. Die 
einzige Ausnahme ist Cannabis. Aufgrund der Ände-
rungen, die sich aus der Revision des Betäubungs-
mittelgesetzes ergeben könnten, wurde beschlossen,
dem Konsum dieser Substanz im Rahmen der beste-
henden Programme besondere Aufmerksamkeit zu
widmen.

Auf organisatorischer Ebene verfügt das BAG seit dem 
1.Januar 2002 über eine Fachstelle Gesundheitsförderung
und Prävention, die sämtliche am MaPaDro beteiligten
Programme leitet. Ausserdem wurde eine neue Stelle für
die Prävention des Cannabiskonsums geschaffen.

Die vom BAG entwickelten Programme beruhen auf
der Devise "national konzipiert – regional umgesetzt"5,6.
Sie stellen einen allgemeinen Rahmen dar, mit dem
eine landesweite Abdeckung angestrebt wird. Inner-
halb dieses Rahmens können Kantone, Gemeinden
und Fachstellen Projekte ihren Bedürfnissen entspre-
chend eingliedern. Langfristig liegt es an ihnen, die
Aktivitäten selbstständig durchzuführen.
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Die Umsetzung solcher Programme basiert auf drei Ele-
menten: Für die allgemeine Steuerung, Mitfinanzierung
sowie Koordination der Programme ist der Bund zustän-
dig. Bei der konkreten Umsetzung wird hingegen mit
einer nationalen (oder regionalen) Institution oder Vereini-
gung zusammengearbeitet (Mandat), die in den von den
jeweiligen Programmen angepeilten Lebensräumen tätig

sind. Die Realisierung der Präventionsaktivitäten
schliesslich wird meist von den lokalen Vereinigungen
besorgt, die mit den wichtigsten Akteuren der Prävention
zusammenarbeiten. Diese Methode beruht auf Allianzen
des BAG mit den betroffenen Akteuren und soll eine Ver-
ankerung der Prävention in den Lebensräumen der
Jugendlichen ermöglichen.
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Programm zur Suchtprävention in den Gemeinden

Die Leitung dieses Programms wurde von Zürich nach
Bern verlegt, vor allem um die Bedürfnisse der West-
schweiz besser berücksichtigen zu können. Während
des letzten Mandats (1998-2001) gingen 456 Gesuche
um finanzielle Unterstützung für lokale Präventionspro-
jekte ein. Mehr als zwei Drittel (357) davon wurden
berücksichtigt und unterstützt. Im Rahmen des Pro-
gramms wurden sämtliche Kantone abgedeckt und
580 von insgesamt 3000 Gemeinden wurden erreicht.
Dank der speziellen Förderung von als qualitativ her-

ausragend eingestuften Programmenb konnten auch
andere Städte erreicht werden. Im neuen Mandat
(2002-2005) ist vorgesehen, die Unterstützung kleiner
Projekte einzuschränken und durch die Rekrutierung
und Ausbildung lokaler Multiplikatoren vermehrt in den
Gemeinden tätig zu sein. Dieser neue Ansatz ist im
Zusammenhang mit der Revision des Betäubungsmit-
telgesetzes und insbesondere der Schaffung von
Systemen zur Früherkennung und Betreuung gefährde-
ter Jugendlichen zu sehen.

Setting

Gemeinden und Quartiere

Zielpublikum

Jugendliche und ihre Umgebung in

ihren Lebensräumen

Ziele

Beratungsangebot, Koordination und finanzielle Unter-

stützung der Projekte auf Gemeindeebene; Förderung

und Ausbau bewährter Präventionsmodelle. Vermehrte

Aufmerksamkeit gilt in Zukunft den lokalen Fortbildungs-

und Ausbildungsprojekten für Multiplikatoren in Verbin-

dung mit der Cannabisprävention. 

Verwaltung

Radix 

Gesundheits-

förderung

b Zwei Qualitätsprogramme wurden gezielt gefördert. Diese können unter www.femmestische.ch und www.preventfete.ch eingesehen werden.

Das Projekt FemmesTISCHE wurde in 16 Schweizer Städten durchgeführt und es nahmen 4’500 Frauen aus 125 Gemeinden daran teil.

c Vom Hochschulinstitut für öffentliche Verwaltung (IDHEAP) realisiert.

d Hochschule für Soziale Arbeit Luzern HSA.

e Groupement romand d’études sur l’alcoolisme et les toxicomanies (Westschweizer Vereinigung für Alkohol- und Suchtforschung – Great).

f Siehe Bereich Ausbildung des MaPaDro.

Umsetzung und durchgeführte Aktivitäten

Das BAG führt auf dem Gebiet der Prävention zahlrei-
che Aktivitäten durch. Daher ist es nicht möglich, die
gesamte Umsetzung und alle realisierten Aktivitäten mit
Hilfe standardisierter Indikatoren darzustellen. Ausser-
dem variierte der Mittelaufwand von Programm zu Pro-
gramm. Im Jahr 2000 beispielsweise wurden bei wei-
tem die meisten Mittel für die Prävention bei

gefährdeten Jugendlichen sowie für die Gesundheits-
förderung an den Schulen aufgewendet. Es folgten
weitere Programme in Sportclubs, Gemeinden und
Quartieren, Jugendverbänden und Freizeitzentren.
Weniger Investitionen brauchten die Programme in
Jugendheimen und bei den Eltern.
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Programm in den Sportclubs: Sport und Drogen/LaOla

Das Programm Sport und Drogen wurde bis 1999 vom
Bundesamt für Sport (BASPO) geleitet und war
hauptsächlich auf die Ausbildung von Sporttrainern zur
Suchtprävention bei den Jugendlichen ausgerichtet.
Anschliessend wurde dieses Programm ausgebaut und
in LaOla umbenannt. Zusätzlich zu den Ausbildungsak-
tivitäten des BASPO wird in Zukunft der Dachverband
Swiss Olympic mit der Unterstützung von Präventions-
aktivitäten bei sechs nationalen Sportverbänden (Gym-
nastik, Basketball, Ski, Snowboard, Fussball und Hand-
ball) betraut sein. Diesen Verbänden gehören 9718
Clubs und 1’124’800 Mitglieder an.
An den Jugend + Sport-Kursen für die Wintersportar-
ten hat das BASPO im Rahmen des Programms rund
6000 Sporttrainer erreicht. Hingegen ist nicht bekannt,

wie viele Trainer in anderen Disziplinen ausgebildet
wurden. Swiss Olympic realisierte ebenfalls verschie-
dene LaOla-Produkte (Homepage, Spruchbänder, Bar,
Pass, Unterlagen, Broschüren) für die Sportverbände.
Über die Präventionsaktivitäten dieser Verbände ist nur
bekannt, dass sie vielfältig und unterschiedlich sind.
Sie umfassen insbesondere Präventionsmodule für die
Sporttrainer, eine Charta für Spitzensportler, alkohol-
und tabakfreie Zonen und eine Preisreduktion auf alko-
holfreien Getränken an Sportveranstaltungen. Genaue
Zahlen liegen nicht vor, aber eine Evaluation der
Umsetzung des Programms ist momentan im Gangc.

Setting

Sportclubs

Zielpublikum

Personen, die Sport treiben, und

Sporttrainer

Ziele

Ausbildung von Sporttrainern und Unterstützung der

Sportverbände und – clubs bei ihren Präventionsaktivitä-

ten

Verwaltung

BASPO und

Swiss Olympic

Programm in den sozialpädagogischen Institutionen für Jugendliche: Fil rouge

In der Westschweiz wurden in fünf Regionen Erfah-
rungsaustausch-Plattformen durchgeführt. In den Jah-
ren 1998 bis 2001 fanden insgesamt 73 Treffen statt,
dies hauptsächlich in den Regionen BEJUNE, GE und
VS. Die Zahl der Institutionen, die sich anschlossen,
stieg innerhalb von vier Jahren von 45 auf 87 (von ins-
gesamt 100). Ausserdem nahmen an den acht Bil-
dungsveranstaltungen, welche sich an sämtliche Erzie-
hungsanstalten der Westschweiz richteten, je nach
Thema 35 bis 120 Personen teil. Sieben Institutionen
wandten sich ausserdem an Fil Rouge, um eine spezi-
elle Ausbildung zu organisieren. An einem erstmalig

durchgeführten Lehrgang "Präventionsakteur" nahmen
in einer ersten Phase elf und in einer zweiten Phase
zehn Personen teil. Weitere 94 Personen beteiligten
sich an anderen Ausbildungsaktionen, die von 1998 bis
2001 angeboten wurden. Trotzdem ist bei diesen ein
tendenzieller Rückgang der Beteiligung feststellbar.
Dies könnte auf eine gewisse Sättigung des Ausbil-
dungsangebots zum Thema Sucht in der Westschweiz
zurückzuführen sein f.

Im Gegensatz zur Westschweiz wollte man mit dem
Programm in der Deutschschweiz nicht sämtliche

Setting

Sozialpädagogische Institutionen für

Jugendliche

Zielpublikum

Heimpersonal Kinder/Jugendliche 

in Heimen

Ziele

In der Deutschschweiz ein Coaching für Erziehungsteams

zu Fragen der Suchtprävention, um deren Fähigkeiten zur

Früherkennung zu verbessern. In der Westschweiz wird

dasselbe Ziel mit einem Ausbildungsangebot sowie

Erfahrungsaustausch-Plattformen verfolgt.

Verwaltung

HSA Luzernd

+ Vereinigung 

Fil rouge von

GREATe
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Erreichte Bevölkerung

1999 2000 2001 Entwicklung’99/’00/’01

Anzahl Voilà-Lager 522 471 447 �

Teilnehmende an den Voilà-Lagern 17320 14735 13956 �

Trainer/Trainerinnen der Voilà-Lager 4762 5119 4408 � - �

Trainer und Begleiter mit 

Grundausbildung oder Fortbildung 1890 1253 1’194 �

Anzahl zuständige kantonale Institutionen 18 18 19 � - �

g Schweizerische Arbeitsgemeinschaft der Jugendverbände.

Programm in den Jugendverbänden: Voilà

Besonders auffallend am Programm Voilà ist der wichtige
Stellenwert der Freiwilligenarbeit. Jährlich leisten die
beteiligten Freiwilligen etwa 30’000 Arbeitsstunden. Der
Beitrag des BAG dient hauptsächlich der Organisation,
der Betreuung der Einrichtungen und der Ausbildung
sowie der Förderung und Verankerung des Programms in
den Kantonen. Das Programm hätte im Jahr 2001 abge-
schlossen werden sollen, was aber nicht gelang. Somit
wurde die Finanzierung des BAG mit anderen Partnern
um weitere zwei Jahre verlängert.

Die zahlenmässigen Indikatoren für dieses Programm
weisen momentan auf einen leichten Rückgang der Zahl
der durchgeführten Lager hin. Daher verringert sich logi-
scherweise auch das Zielpublikum, das im Rahmen die-
ses Programms mit den Aktivitäten zur Prävention und
Gesundheitsförderung erreicht wird. Die Zahl der beteilig-
ten kantonalen Institutionen stieg hingegen von zwölf im
Jahr 1997 auf neunzehn im Jahr 2001.

Setting

Jugendverbände

Zielpublikum

Kinder und Jugendliche

Ziele

Unterstützung der Aktivitäten zur Gesundheitsförderung in

den Ferienlagern durch Ausbildung von Trainern/Trainerin-

nen und Multiplikatoren der Präventionsbotschaften.

Verwaltung

SAJVg

Heime und Erzieher ansprechen. Vielmehr sollte die
Arbeit in einer beschränkten Zahl von Institutionen ver-
bessert werden. Daher beteiligten sich 23 Heime in drei
Regionen (Bern, Luzern und Basel/Schaffhausen) mit
insgesamt 680 Mitarbeitern und 750 Jugendlichen am

angebotenen Coaching. Gemäss den Evaluatoren7

umfassten die Aktivitäten Arbeiten von Steuergruppen
(10 Aktivitäten), Wissensinput (17 Ausbildungen), Pro-
blembearbeitung im Team (42 Aktivitäten) und an
Heimbewohner gerichtete Interventionen (32).
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Erfasste Bevölkerung

1999 2000 2001 Entwicklung’99/’00/’01

Laufende funtasy projects 16 42 18 � - �

Teilnehmende an der Organisation von Projekten 260 200 110 �

Von den Projekten erreichte Jugendliche (Schätzung) 2000 2600 1000 � - �

Jugendarbeiter/innen funtasy projects 17 17 12 � - �

Programm in den Freizeitzentren: funtasy projects

Funtasy projects richtet sich an Jugendliche, die bei
den Freizeitveranstaltungen der Jugend- und Sportver-
bände nicht erreicht werden können. Zu den Aktivitä-
ten, die während der Evaluationsphase des Programms
unternommen wurden, gehören insbesondere die
finanzielle und logistische Unterstützung kleiner Pro-
jekte in der ganzen Schweiz. Ausserdem kamen zwölf
in Freizeitzentren tätige Jugendarbeiter und Jugendar-
beiterinnen der Westschweiz im Jahr 2001 in den
Genuss einer Ausbildung zur Gesundheitsförderung.
Ab 2002 stehen die Förderung bewährter Modelle im
Freizeitsektor sowie die Weiterbildung von Fachleuten
im Vordergrund. Ziel ist eine Verankerung der Präven-

tion/Gesundheitsförderung hauptsächlich in den Frei-
zeitzentren.

Die meisten von funtasy projects unterstützten Projekte
fanden im Jahr 2000 statt. In dieser Zeit wurde auch
die grösste Zahl von Jugendlichen erreicht. Später nah-
men im Durchschnitt immer weniger Jugendliche an
der Organisation dieser Projekte teil ; so sank deren
Zahl von fünfzehn auf sechs. Im Jahr 2001 wurden
weniger neue Projekte unterstützt und das Programm
konzentrierte sich vermehrt auf neue Aktivitäten (Förde-
rung bewährter Modelle, Fortbildung).

Setting

Freizeitsektor (Freizeitzentren)

Zielpublikum

Jugendliche und junge Erwachsene

Ziele

Logistische und finanzielle Unterstützung von Projekten

zur Gesundheitsförderung sowie Ausbildung von Freizeit-

gestaltern

Verwaltung

Vereinigung

funtasy projects

Programm in den Familien: Auch mein Kind…

Die Broschüre "Auch mein Kind…" 8 wurde überarbei-
tet und in sieben Sprachen neu herausgegeben. Mit
Hilfe gezielter Werbung in den Präventionsstellen und
den Institutionen der Elternbildung sollten bis Ende

2002 60’000 Exemplare verteilt werden. Im Zeitraum
2001-2002 wurden ausserdem fünf Pilotkurse durchge-
führt, welche sich an die Eltern richteten und rund hun-
dert Personen erreichten.

Setting

Familien

Zielpublikum

Eltern

Ziele

Erzieherische Unterstützung der Eltern mittels Bro-

schüren und Sensibilisierungskursen.

Verwaltung

Pro Juventute
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h Siehe Bereich Forschung des MaPaDro.

Programm für gefährdete Jugendliche: supra-f

Im Rahmen dieses Programms, das auch eine For-
schungsarbeit über die Wirkungen der Sekundär-
prävention beinhaltet h, wurden siebzehn lokale Pro-
jekte finanziert. Die Unterstützung der Jugendlichen,
deren Dauer auf maximal sechs oder zehn Monate
beschränkt ist, umfasst Hilfe beim Lernen und bei den
Hausaufgaben, den Erwerb beruflicher Qualifikationen
oder sozialer Kompetenzen, die Freizeitgestaltung

sowie Gespräche mit der Familie. Momentan laufen
zwölf Projekte, die Hälfte davon in der Deutschschweiz
und die andere in der Westschweiz. Diese dauern bis
2004. Jedes Projekt muss fünfzehn Plätze anbieten
und kann jährlich mindestens zwanzig Jugendliche auf-
nehmen. In den Jahren 1999-2001 wurden auf diese
Weise 530 Personen erreicht.

Setting

Gefährdete Jugendliche im Alter von 12-20

Jahren

Zielpublikum Ziele

Koordination und Gewährung finanzieller Unterstützung

von Projekten der Sekundärprävention, bei denen Jugen-

dliche sechs Monate lang in Tageseinrichtungen mit

einem sozialpädagogischen Programm betreut werden. 

Verwaltung

SFA und

Pro Juventute

Schulteam

Schulteam ist ein Pilotprojekt zur Früherfasssung in der
Schule, das in einer ersten Phase an 22 Deutsch-
schweizer Schulen umgesetzt wurde. Ziel der Periode
1999-2001 war es, in den beteiligten Schulen und
Gemeinden einen politischen und finanziellen Veranke-
rungsprozess in Gang zu bringen. In dieser Phase wur-
den sieben Projekte in sieben Gemeinden und sechs
Kantonen durchgeführt. Daran beteiligten sich 20

Schulen, 385 Lehrkräfte und 3341 Schüler. Die mei-
sten Verankerungskriterien auf der Stufe der Schul-
behörden, der Schuldirektionen, der Lehrerteams und
des Netzwerks von Fachleuten konnten ganz oder teil-
weise erfüllt werden. Nur der Anschluss an das
Schweizerische Netzwerk Gesundheitsfördernder
Schulen wurde in dieser Phase nicht erreicht.

Setting

Schulen

Zielpublikum

Lehrer

Ziel

Bildung von Lehrerteams, die vernetzt arbeiten, um für

eine angemessene Frühintervention zu sensibilisieren.

Verwaltung

HSA Luzern

Programme zur Prävention und Gesundheitsförderung an den Schulen
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Erfasste Bevölkerung

1999 2000 2001 Entwicklung’99/’00/’01

Kantone 26 26 26 100%

Schulen in der Deutschschweiz 85 105 129 �

Schulen in der Westschweiz 42 41 44 �

Schulen in der italienischen Schweiz 2 1 4 �

am Netzwerk beteiligte Schulen in der Schweiz 129 147 177 �

Schüler und Schülerinnen 34200 44410 51184 �

Schulen und Gesundheit

Mit dem Programm Schule und Gesundheit, das früher
Projekt Santé Jeunesse hiess, wurden die Bemühungen
zur Einbindung der Gesundheitsförderung in den Schwei-
zer Schulen weiterverfolgt. Mit zwei aufeinander folgen-
den Ausschreibungen wurden jeweils für eine Dauer von
drei Jahren (1997-1999 und 2000-2002) zwei Serien von
Projekten ausgewählt und umgesetzt. Insgesamt wurden
33 Projekte lanciert, von denen 29 im Jahr 2001 noch am
Laufen waren. Das Programm erfasste nahezu alle Kan-
tone und die meisten Projekte gingen über die Kantons-
grenzen hinaus. Ein Projekt befasste sich anscheinend
speziell mit dem Thema Sucht.

Momentan wird das Programm umstrukturiert. Das BAG,
die Schweizerische Konferenz der Kantonalen Erzie-
hungsdirektoren (EDK) und die Gesundheitsförderung
Schweiz beabsichtigen, das Programm bis ins Jahr 2010
weiter laufen zu lassen, es aber gleichzeitig umzustellen
und seine Umsetzung professionell zu gestalten. Mit the-
matischen oder regionalen Mandaten, die den Kompe-
tenzzentren erteilt werden, wird es möglich sein, die Pro-
jekte an den Schulen zu lancieren oder zu begleiten. Ein
solches Kompetenzzentrum ist für das Thema Sucht vor-
gesehen.

Setting

Schulwesen in den Kantonen

Zielpublikum

Lehrer, Schüler und weitere Akteure

Ziele

Stärkung der Rolle der Schulen, damit diese zu einem Ort

des Erlernens und Erprobens gesundheitsfördernder Ver-

haltensweisen werden. Langfristig geht es darum, mög-

lichst viele Schulen ans Schweizerische Netzwerk

Gesundheitsfördernder Schulen anzuschliessen sowie die

Aktivitäten zur Gesundheitsförderung und Prävention im

Schulbereich auszubauen und zu verankern.

Verwaltung

EDK, BAG und

Gesundheits-

förderung

Schweiz

Schweizerisches Netzwerk Gesundheitsfördernder Schulen

Die Schulen, die sich dem Schweizerischen Netzwerk
Gesundheitsfördernder Schulen anschliessen, müssen
bestimmte Bedingungen erfüllen. So müssen sie in
ihrem Schulbetrieb ein Reflexionsteam "Gesundheits-
projekte" einsetzen und für eine Dauer von zwei Jahren
ein Rahmenprogramm entwickeln. Das BAG und die
Gesundheitsförderung Schweiz stellen über Radix
auch zwei Fonds zur Verfügung, mit denen Gesund-

heitsprojekte an den Schulen unterstützt werden. Die
Mitglieder des Netzwerks und die Nichtmitglieder kön-
nen jeweils den für sie bestimmten Fonds in Anspruch
nehmen. Jährlich kommen 50 bis 60 Schulen in den
Genuss einer solchen Finanzierung. Schliesslich wur-
den auch regionale Netzwerke zur Unterstützung der
teilnehmenden Schulen geschaffen, aber bisher koope-
rieren diese in sehr unterschiedlichem Masse.

Setting

Schulen

Zielpublikum

Lehrkräfte und Schüler/-innen sowie

weitere Akteure

Ziele

Gesundheitsförderung an den Schulen mittels Förderung

der Beteiligung am Netzwerk und an der Finanzierung

lokaler Projekte.

Verwaltung

Radix 

Gesundheits-

förderung
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Wie die Entwicklung des Programms in der Evaluati-
onsphase zeigt, nehmen immer mehr Schulen daran
teil. Dieses positive Ergebnis ist jedoch hauptsächlich
den Schulen in den Deutschschweiz zu verdanken.

Angesichts der Gesamtzahl der Schulen in der Schweiz
beteiligen sich jedoch weiterhin nur wenige Bildungs-
stätten am Programm Schule und Gesundheit sowie
am Schweizerischen Netzwerk Gesundheitsfördernder
Schulen.

Sonstige Aktivitäten

Das BAG ist auch an verschiedenen Aktivitäten betei-
ligt, die zum Teil an die erwähnten Programme (Veröf-
fentlichung von Unterlagen, Präventionsbroschüren,
punktuelle Unterstützung) gebunden sind und zum Teil
unabhängig davon erfolgen. Im Rahmen dieses Berich-
tes ist es aber nicht möglich, ein Inventar dieser Akti-
vitäten zu erstellen.

Beurteilung der Aktion des BAG

Nebst dem Bereich der Behandlungen wurden im
MaPaDro die meisten Mittel in die Prävention investiert.
Das BAG ist somit fest entschlossen, sich aktiv für die-
sen Bereich zu engagieren und auf diese Weise dafür
zu sorgen, dass das von der Vier-Säulen-Politik des
Bundes angestrebte Gleichgewicht erreicht werden
kann. Dieses Engagement in einem weitgehend unum-
strittenen Bereich hat zweifellos auch andere Interven-
tionen wie die ärztliche Verschreibung von Heroin oder
die Spritzenabgabe in den Gefängnissen erleichtert.
Somit konnten Bereiche profitieren, die vermehrt
Anlass zu Kontroversen geben.

Bei der Beurteilung der Aktivitäten im Präventionsbe-
reich stellen sich verschiedene Probleme. So lässt sich
vor allem die erzielte Wirkung schwer abschätzen, da
diese oft erst auf lange Sicht erkennbar wird. Ausser-
dem können andere Variabeln wie die Entwicklung von
neuen Moden und des Drogenschwarzmarktes die
Resultate stark beeinflussen. Darüber hinaus hat die
Prävention auch die Aufgabe, die Gemeinschaft zu
mobilisieren sowie die einzelnen Personen "beharrlich"
an ihr Gesundheitsverhalten zu erinnern. Auch hier ist

es schwierig, die Wirkungen dieser Facetten der
Präventionsarbeit abzuschätzen und zu bewerten. Das
BAG hat auf diese Schwierigkeit reagiert, indem es für
fast alle von ihm finanzierten Programme zur Prävention
und Gesundheitsförderung Evaluationen in Auftrag gab.
Diese sind meist auf die Umsetzung geplanter Aktivitä-
ten ausgerichtet und ermöglichen dem Bundesamt eine
bessere Planung der Programme. Allerdings wurde die
Gesamtstrategie, also die gemeinsame Entwicklung
verschiedener Programme, keiner derartigen Evaluation
unterzogen.

Angemessenheit der Ziele und der Strategie

Zu den grössten Herausforderungen des BAG gehört
die Einführung einer Strategie, die sich gut in den
nationalen Kontext einfügt. Dieser ist gekennzeichnet
durch gegensätzliche und manchmal nicht klar abge-
grenzte Bedürfnisse im Präventionsbereich. Es scheint
sich um einen angemessenen Ansatz zu handeln, da
die entwickelten Programme die Aktivitäten der Kan-
tone und Städte ergänzen. Sie ermöglichen zudem
eine auf das Angebot und die vorhandenen Bedürf-
nisse abgestimmte Aktion. Mit den verfügbaren Indika-
toren lässt sich jedoch nicht abschätzen, ob die Pro-
gramme bestehende Lücken schliessen oder eher das
Angebot von bereits sehr aktiven Regionen ergänzen.

Die Partner des BAG haben die Aufgabe, bei den Kan-
tonen und anderen Akteuren Allianzen für die Finanzie-
rung und Realisierung der Präventionsprojekte zu bil-
den. Dies müsste zu einer Erweiterung des Angebots,
aber auch zu dessen lokaler Verankerung führen. Trotz-
dem stellt sich die Frage, ob die Kantone und Städte –
wie vom BAG gewünscht – langfristig in der Lage sind,
die im Rahmen der Programme entwickelten Aktivitäten
alleine zu übernehmen. Aus einer kürzlich erschiene-
nen Studie zur Verankerung/Institutionalisierung der
Präventionsprogramme des BAG9 ging insbesondere
hervor, dass die vom BAG gebotene Unterstützung, vor
allem in Form von finanziellen Mitteln sowie in Sachen
Dynamik und Legitimation, nicht eingestellt werden
könnte, ohne dass dies für die lokalen Projekte nega-
tive Folgen hätte.
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Der vom BAG entwickelte allgemeine Ansatz für den
Präventionsbereich scheint seinem Kontext ebenfalls
angemessen zu sein. Dank dem Willen, die Jugendli-
chen anzusprechen, auf Multiplikatoren zurückzugreifen
und die Früherkennung zu bevorzugen, gelingt es
offenbar, das richtige Publikum auf angemessene
Weise zu erreichen. Die Anerkennung der Realität des
Drogenkonsums bei den Jugendlichen erlaubt es, ein
Präventivsystem zu entwickeln, das diesen Konsum
nicht bloss verhindern will, sondern ihn möglichst gut
unter Kontrolle zu bringen versucht.

Der bedeutende Anstieg des Konsums von Tabak,
Alkohol und Cannabis und wahrscheinlich von syntheti-
schen Drogen (Partydrogen) bei den Jugendlichen zeigt
zweifellos einen stark gestiegenen Bedarf nach einer
Prävention an, die sämtliche Substanzen einbezieht.
Auch hier ist die Strategie des BAG auf die Umgebung
abgestimmt. Diese schliesst aber nicht aus, dass ein
spezifisches Vorgehen gewählt wird, wenn ein beson-
deres Bedürfnis auftaucht. Dies trifft auf die Arbeiten im
Zusammenhang mit dem Cannabis zu, wo mit der
geplanten Entkriminalisierung die Zugangsbedingungen
demnächst ändern dürften. Es gilt auch für die Party-
drogen, für die das BAG ein Programm in der Technos-
zene vorbereitet.

Angesichts dieser Überlegungen zu den Präventionsbe-
dürfnissen in der Schweiz sollte man sich bemühen, dies-
bezüglich mehr Kenntnisse zu gewinnen. Das BAG sollte
somit der Entwicklung eines Systems für die Überwa-
chung des Drogenkonsums und insbesondere eines
Früharnsystemsi, der Ausarbeitung eines neuen Kantons-
berichts zur besseren Erfassung des bestehenden Ange-
botsj und ganz allgemein dem Erwerb von Kenntnissen
über die neuen Konsumpraktiken der Jugendlichen Prio-
rität einräumen.

Umsetzungsgrad und durchgeführte 
Aktivitäten

Was die Realisierung der direkt mit der Präventionsstra-
tegie des BAG verbundenen Ziele betrifft, so lässt sich
mit Hilfe bestehender Indikatoren beobachten, dass die
Ansätze der Programme zuweilen noch sehr stark von-
einander abweichen, dass ihr Entwicklungsstand
beträchtlich variiert und der Umfang der unternomme-
nen Aktivitäten nicht zwangsläufig den aufgewendeten
Mitteln entspricht. Während gewisse Programme (Voilà,
Prävention in Gemeinden und Quartieren) derzeit kon-
trolliert und schrittweise entwickelt werden, macht sich
bei anderen (Sportprogramm, Schule und Gesundheit)
regelmässig ein Bedürfnis nach einer Neuorientierung
bemerkbar. Ausserdem lässt sich die Gesamtzahl der
erreichten Kinder, Jugendlichen und Multiplikatoren nur
schwer abschätzen, da die Aktivitäten der verschiede-
nen Programme variieren, die Kriterien nicht sehr ein-
heitlich sind und die Genauigkeit der Datensammlung
mangelhaft ist. In Verbindung mit der Schaffung der
Fachstelle Gesundheitsförderung und Prävention des
BAG wäre es zweifellos sinnvoll, standardisierte Moni-
toringinstrumente einzuführen und eine Standortbe-
stimmung zur Qualität und zu den realisierten Aktivitä-
ten der verschiedenen Programme durchzuführen.
Dabei sollten auch die investierten Mittel berücksichtigt
werden.

i Siehe Bereich Epidemiologie des MaPaDro.

j Siehe Bereich Koordination des MaPaDro.
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Bezüglich der Harmonisierung der Programme sind
bereits Teilarbeiten im Gang. Tendenziell wird das
Schwergewicht inzwischen stärker auf die Rekrutierung
und Ausbildung von Multiplikatoren oder Vermittlern in
den Lebensräumen der Jugendlichen gelegt, während
die Mitfinanzierung sehr unterschiedlicher kleiner Projekte
an Bedeutung verliert. Bei Schule und Gesundheit, den
funtasy projects und dem Programm in den Gemeinden
und Quartieren sind momentan derartige Neuorientierun-
gen im Gange. Dies ermöglicht eine bessere Integration
in die Gesamtstrategie. Dadurch wird die Aktivität des
BAG in Zukunft zweifellos an Transparenz gewinnen.
Sobald die Informationssammlung systematischer durch-
geführt wird, wird man die realisierten Aktivitäten der ver-
schiedenen Programme besser miteinander vergleichen
können.

Bezüglich der Angleichung von Zwecken und Zielen
des BAG an die epidemiologischen Indikatoren können
folgende Feststellungen gemacht werden: Nicht
erreicht wurde zumindest bei den neuen Generationen
im Konsumalter ein Rückgang des Einstiegs in den
Drogenkonsum, dies unabhängig von den Substanzen.
Hingegen scheint bei der vorherigen Generation ein
Rückgang der Entstehung einer Abhängigkeit zumin-
dest teilweise erreicht worden zu sein. Dies zeigt die
Stabilisierung des Konsums der schädlichsten Drogen.
Auch das Bestreben, den Drogenkonsum unattraktiv zu
gestalten, war teilweise von Erfolg gekrönt, dies aller-
dings nur beim Heroinkonsum. Bei den anderen Sub-
stanzen wurde das Ziel hingegen nicht erreicht. Zur
Entwicklung persönlicher und sozialer Kompetenzen
der Kinder und Jugendlichen, wie sie mit der Präven-
tion erreicht werden soll, liegen hingegen nur wenige
Informationen vor. Die Forschungsarbeit supra-f wird
jedoch Datenmaterial zu diesem Thema liefern können.

Aus diesen Feststellungen muss man den Schluss zie-
hen, dass die in der Schweiz umgesetzten Präventi-
onsmassnahmen insgesamt ihren Zweck nur teilweise
erfüllt haben. Dies gilt im Übrigen auch für die Repres-
sion. Allerdings muss angefügt werden, dass dies in
den Nachbarländern nicht anders ist und die Trends im
Bereich des Drogenkonsums den angestrebten Zielen
im Wege stehen. Somit stellt sich die Frage, wie man
am besten auf diese Entwicklungen reagieren soll, um
die Auswirkungen auf die Volksgesundheit verringern
zu können. Die Massnahmen zur Früherkennung und
frühzeitigen Betreuung sowie zur Schadenminderung
sollten zweifellos noch weiter ausgebaut werden. Die
Bestimmungen des Entwurfs für die Revision des
Betäubungsmittelgesetzes weisen in diese Richtung.

Die wichtigsten Empfehlungen

Wir empfehlen:
• die Massnahmen zur Früherkennung und frühzeitigen

Betreuung zu erweitern ;
• die verschiedenen Programme zu harmonisieren 

und die Informationsbeschaffung systematisch zu
organisieren;

• die Strategie zu evaluieren und wenig leistungsfähige
Programme zu verbessern oder zu streichen;

• sich für eine Verbesserung des Überwachungssy-
stems (Epidemiologie) und eine Inventarisierung des
Präventionsangebots in der Schweiz (Koordination)
einzusetzen.
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Therapien und Behandlungen

Allgemeine Situation in der Schweiz

Der Bund legt zwar bestimmte Rahmenbedingungen
für die Behandlungen von Drogenkonsumierenden in
der Schweiz fest, doch für deren Umsetzung sind in
erster Linie die Kantonen und die betroffenen Berufs-
gruppen zuständig. Die Kantonsverwaltungen organi-
sieren den Grossteil der Behandlungsangebote und
kontrollieren die Praktiken der in ihrem Gebiet tätigen
Fachleute. Parlamente und Kantonsregierungen
beschäftigten sich ebenfalls mit diesen Fragen. In den
Jahren 1991 bis 2000 nahmen sie dazu über 400-mal
Stellung oder trafen diesbezügliche Entscheide. Dieses
Thema der Drogenpolitik wurde von den Kantonen am
häufigsten behandelt. So betrafen die meisten Ent-
scheide und Stellungnahmen die ärztliche Verschrei-
bung von Heroin1.

Bedürfnisse

Die Zahl der regelmässig Heroinkonsumierenden in der
Schweiz wird auf etwa 28’000-30’000 Personen
geschätzt10,11. Das Behandlungs- und Therapieangebot
für Drogenkonsumierende richtet sich in erster Linie an
diese Bevölkerungsgruppe, der Menschen mit den unter-
schiedlichsten Profilen hinsichtlich Gesundheits-zustand
und sozialer Situation angehören. Ausserdem hatten die
Zunahme des Konsums von Kokain und anderen Sub-
stanzen (Benzodiazepinen, Amphetaminen) in den 1990er
Jahren und die Übertragung von Infektionskrankheiten
(HIV/Aids, Hepatitis) bei den drogeninjizierenden Perso-
nen zur Folge, dass sich die Bedürfnisse in Bezug auf die
Behandlung dieser Bevölkerungsgruppe noch vielfältiger
und komplexer gestalteten.

Bisher liegen nur sehr spärliche oder gar keine Informatio-
nen über den Behandlungsbedarf von Personen vor, die
missbräuchlich synthetische Drogen (Partydrogen)
und/oder Cannabis konsumieren. Eine mögliche
Erklärung für diese Lücke ist die Tatsache, dass Behand-
lungsgesuche nicht an die spezialisierten Institutionen,
sondern an Allgemeinmediziner und Psychiater/Psycholo-
gen gerichtet werden. Diese Situation, bei der die an der
Front tätigen Fachleute als erste mit den auftauchenden

Bedürfnissen konfrontiert werden, kommt im Drogenbe-
reich übrigens häufig vor. Da bei diesen Medizinalperso-
nen nicht systematisch Datenmaterial gesammelt wird,
lässt sich das Ausmass der Bedürfnisse in diesem
Bereich nicht abschätzen.

Angebot/Mittel

Das Behandlungsangebot für Drogenkonsumierende
(hauptsächlich Heroin) in der Schweiz umfasst zwei Sek-
toren, denjenigen der ambulanten Behandlungen durch
den Einsatz von Substitutionsprodukten und den Sektor
der Entzugseinrichtungen und stationären Therapien.

Im ambulanten Sektor stellt die Methadonbehandlung
die älteste und am weitesten verbreitete Behandlungs-
form dar. Bis in die zweite Hälfte der 1980er Jahre wur-
den relativ wenige Verschreibungen bewilligt (im Jahr
1987 waren es 1804) ; zudem sollten diese kurzfristig
zu einem Entzug führen. Die Situation änderte sich
Ende der 1980er Jahre insbesondere mit der Entste-
hung des Begriffs Schadenminderung. Von diesem
Zeitpunkt an wurde bei diesen Behandlungen auch
eine Aufrechterhaltung der Situation angestrebt. In der
Folge erhöhte sich ihre Zahl rasch (4754 Bewilligungen
im Jahr 1989). Diese Änderungen bei den Zugangskri-
terien und den Behandlungszielen schlagen sich auch
in den Richtlinien nieder, die der Bund und die meisten
Kantone zur therapeutischen Anwendung von Metha-
don erliessen12.

Im Jahr 2000 wurden in der Schweiz 18’393 Bewilli-
gungen für Methadonbehandlungen gezählt k, 13.
Während die meisten von Hausärzten eingereicht wur-
den, stammten die übrigen vor allem von den speziali-
sierten Institutionen14. Das bevorzugte Verfahren
besteht dabei darin, dass diese die problematischsten
Patienten beurteilen und stabilisieren und sie ansch-
liessend an Allgemeinmediziner weiter verweisen, die
idealerweise ebenfalls von der Supervision durch die
Spezialisten profitieren können.

k Die Zahl der jährlichen Bewilligungen entspricht nicht der Zahl der

Patienten, die sich in einer Methadonbehandlung befinden. Momen-

tan ist es nicht möglich, deren genaue Zahl zu erfahren.



Laut einer kürzlich durchgeführten Meta-Analyse15 lie-
gen nur beschränkte Kenntnisse über die Modalitäten
und Wirkungen der Methadonbehandlung in der
Schweiz vor. Ausserdem ist die Qualität der For-
schungsarbeiten nicht optimal. Insbesondere die Ver-
schreibungspraktiken geben Anlass zu Befürchtungen.
Allgemein scheinen die Dosierungen zu schwach zu
sein, was zu Entzugserscheinungen führen könnte, die
durch eine gleichzeitige Einnahme von Opiaten kom-
pensiert würden. Die pharmakologischen Interaktionen,
insbesondere mit Antidepressiva, und die Therapien
von HIV/Aids und Tuberkulose können ebenfalls zu sol-
chen Auswirkungen führen. Schliesslich hat auch der
gleichzeitige Konsum von Kokain Folgen für die Metha-
dondosierung l. Ein vorzeitiger Ausstieg (drop out) aus
der Behandlung könnte somit durch eine inadäquate
Dosierung und Betreuung bedingt sein.

Die Verschreibung von Buprenorphinm als Substitu-
tionsprodukt ist seit 1999 erlaubt. Sie ermöglicht zwar
eine Diversifizierung der Ersatzbehandlungen, wird
jedoch nur beschränkt eingesetzt. Aufgrund der Emp-
fehlungen des BAG für die Indikation kommt einerseits
nur eine beschränkte Zielgruppe in Frage, andererseits
sind die Kosten sehr hoch.

Die Heroingestützte Behandlung (HeGeBe) richtet sich
gezielt an die Gruppe der am stärksten abhängigen Dro-
genkonsumierenden, deren soziale und gesundheitliche
Situation am prekärsten ist. Bei der Lancierung eines Ver-
suchsprogramms wurde die Zahl dieser Personen auf
etwa 3000 und somit auf 10% der regelmässig Heroin-
konsumierenden geschätzt. Aufnahmekriterien sind Alter,
Dauer des Konsums, Anzahl frühere Behandlungsversu-
che sowie der auf den Drogenkonsum zurückzuführende
körperliche und psychische Gesundheitszustand16. In
Spezialkliniken profitieren momentan etwa tausend Per-
sonen von einer solchen Verschreibung. Diese Behand-
lungsart wird durch eine Bundesverordnung geregelt und
sollte im Rahmen der aktuellen Revision des Betäu-
bungsmittelgesetzes institutionalisiert werden.

Die Behandlungen und Therapien in den stationären Ein-
richtungen stellen die älteste Form der Behandlung von
Drogenkonsumierenden dar. Das Besondere daran ist,
dass dabei eine vollständige Rehabilitierung der Konsu-
mierenden angestrebt wird (physische und psychische
Gesundheit, Sozialisierung, Arbeitsplatz, Ausbildung). Die
Aufgabe des Konsums ist somit ein wichtiger Schritt, der
häufig eine Voraussetzung für den Beginn einer Behand-
lung darstellt. In letzter Zeit hat sich diese Situation leicht
verändert, da inzwischen mindestens 48 Schweizer Insti-
tutionen eine Fortführung der Substitutionsbehandlungen
erlauben17.

Die Personen, die sich in den stationären Einrichtungen
einer Therapie unterziehen, zeichnen sich vor allem
durch sehr unterschiedliche Profile aus, was ihren Kon-
sum und ihren Weg durch die verschiedenen Therapien
anbelangt. Diesem Sektor scheinen sich insbesondere
Personen mit zahlreichen (sozialen, gesundheitlichen,
persönlichen) Problemen zuzuwenden. Ein Teil der
Betroffenen ist aufgrund einer gerichtlichen Anordnung
in Behandlung. Ansonsten lässt sich ein tendenzieller
Anstieg des Durchschnittsalters sowie der Abhängig-
keitsdauer der Klientel feststellen18-20.

Im Jahr 2000 wurden in diesem Sektor 994 Behand-
lungsplätze angeboten. Diese waren stärker als zuvor
auf die individuellen Bedürfnisse der Behandelten aus-
gerichtet. Die Belegungsrate wird seit drei Jahren
unverändert auf etwa 80% geschätzt. Die veränderten
Finanzierungspraktiken des Bundesamtes für Sozialver-
sicherung (BSV) im Jahr 1996n hat die Neuorganisie-
rung des Sektors beschleunigt. Von 1999 bis 2001
mussten an die dreissig Institutionen schliessen21.
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l Kokain führt zu einem bedeutenden Anstieg der Zahl der Opiatre-

zeptoren im Gehirn. Deshalb ist es möglich, dass das Methadon

ohne entsprechende Anpassung der Dosierung nicht ausreicht, um

ein zufriedenstellendes Gleichgewicht zu erhalten.

m Buprenorphin ist in erster Linie ein Analgetikum. In deutlich höherer

Dosierung wird es bei Ersatzbehandlungen eingesetzt (Subutex©).

Es hat teilweise antagonistische Effekte und soll weniger Nebenwir-

kungen mit sich bringen als Methadon. Seine Anwendung ist beson-

ders in Frankreich weit verbreitet.

n Das BSV hat beschlossen, die Behandlungen nur bei strikter Anwen-

dung der Bestimmungen des Bundesgesetzes über die Invalidenver-

sicherung (IVG) zu subventionieren.



Auch im Gefängnissektor gibt es Behandlungen für
Drogenkonsumierende. In den letzten dreissig Jahren
stieg die Anzahl der Anzeigen wegen des Konsums
und Handels von Betäubungsmitteln beträchtlich. 20%
der Einweisungen in Schweizer Gefängnissen sind auf
einen Verstoss gegen das Betäubungsmittelgesetz
zurückzuführen. Im Jahr 1997 boten knapp über 70%
der Strafanstalten die Möglichkeit eines Entzug oder
einer Methadon- beziehungsweise Heroinbehandlung
an22. In gewissen Gefängnissen kann eine solche
Behandlung nicht nur weitergeführt, sondern sogar
begonnen werden.

Ziele und Strategie des BAG

Ziele

Im Bereich der Behandlungen und Therapien hat sich
das BAG zum Ziel gesetzt, die Möglichkeiten für einen
Ausstieg aus der Drogensucht zu verbessern, um
dadurch die Zahl der Drogenabhängigen spürbar zu
senken. Dieses Ziel kann durch eine quantitative und
qualitative Verbesserung des bestehenden Angebots
erreicht werden. Durch eine Diversifizierung und Indivi-
dualisierung der Behandlungen sollen diese vermehrt
auf die gesundheitlichen und sozialen Bedürfnisse der
jeweiligen Personen ausgerichtet werden23.

Strategie

Entsprechend der im Betäubungsmittelgesetz festge-
legten Aufgabenverteilung verfolgt das BAG die Strate-
gie, sich in Form von strukturellen Beiträgen an der
Entwicklung der Systeme zur Unterstützung der Dro-
genkonsumierenden in der Schweiz zu beteiligen.
Diese Beiträge sind hauptsächlich für die Koordination,
die Qualität sowie die Umstrukturierung der Finanzie-
rungsart der Behandlungen gedacht. Sie sind auf die in
den verschiedenen Sektoren ermittelten Bedürfnisse
abgestimmt. Dazu gehören der Bereich der ambulanten
Behandlung (Methadon und Buprenorphin), der ärztli-
che Verschreibung von Heroin, der stationären Behand-
lungen sowie der Strafvollzug.

Bei den Behandlungen mit Methadon und Buprenophin
im ambulanten Sektor werden die Planer und die ver-
schreibenden Ärzte und Ärztinnen auf unterschiedliche
Art und Weise unterstützt. Während man für die Planer
an der Entwicklung der Methadonstatistik und von
Instrumenten für die Verwaltung von Behandlungsbe-
willigungen arbeitet, steht bei den Verschreibern die
Entwicklung von Guidelines, von Bildungsangeboten
und Unterstützungsgruppen im Vordergrund.

Das BAG hat bei der ärztlichen Verschreibung von Heroin
eine Führungsrolle übernommen. Nach einer Versuchs-
phase (PROVE)o und dem Inkrafttreten des dringlichen
Bundesbeschlusses übernimmt es im Rahmen der
Behandlungen Kontrollaufgaben und unterstützt Fach-
leute und Institutionen mittels Schulungen und Arbeiten
zur Behandlungsqualität. Ausserdem unterstützt es die
Kantone und Institutionen, welche diese Art der Behand-
lung einführen möchten.

Im stationären Sektor wurden zahlreiche Massnahmen
zur Koordination, Qualitätsverbesserung und Finanzie-
rung ergriffen. Mitte der 1990er Jahre wurde eine Koor-
dinationsstelle (KOSTE)p geschaffen, um die Aktivitäten
in diesem Sektor besser koordinieren zu können. Diese
verwaltet auch einen Impulsfonds, mit dem bestimmte
Institutionen ihr Angebot erweitern oder neu ausrichten
können. Ausserdem wurden Arbeiten zur Qualitätsver-
besserung der Behandlungen realisiert. Dies geschah
zuerst in Form eines Projektes in Verbindung mit der
Einführung der Statistik der stationären
Behandlungenq, dann mittels der Umsetzung und Ein-
führung eines Qualitätsmanagementsystems. Infolge
der veränderten Praktiken für die Subventionierung die-
ser Behandlungen durch die Invalidenversicherung
wurde an einem neuen Finanzierungsmodell gearbeitet.
Um die Wartezeit bis zur Anwendung dieses Modells
zu überbrücken, hat das Eidgenössische Departement
des Innern Übergangskredite freigegeben, mit denen
die Institutionen dieses Sektors unterstützt werden 
sollen.
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o Projekt zur Verschreibung von Betäubungsmitteln.

p Schweizerische Koordinationsstelle für stationäre Therapieangebote

im Drogenbereich.

q Siehe Bereich Epidemiologie des MaPaDro.



Im Bereich des Strafvollzugs ist das BAG nicht sehr
engagiert. Sein Beitrag umfasst nur einige wenige Mas-
snahmen (Arbeitsgruppe, Konferenz), die hauptsächlich
der Koordination dienen und nicht spezifisch auf die
Behandlungen ausgerichtet sind r. In diesem Zusam-
menhang muss jedoch der namhafte Beitrag des Bun-
desamtes an die beiden Schweizer Gefängnisse
erwähnt werden, welche künftig die ärztliche Verschrei-
bung von Heroin praktizieren.

Umsetzung und durchgeführte Aktivitäten

Ersatzbehandlungen mit Methadon und
Buprenorphin

Im September 2001 führte das BAG eine Nationale
Substitutionskonferenz (NaSuKo) über die Modalitäten
der ärztlichen Verschreibung von Methadon in der
Schweiz durch. Diese Konferenz ist Bestandteil eines
Prozesses, der drei Forschungsarbeiten15,24,25 sowie
die Arbeit eines Expertenausschusses gemäss der
Rand appropriateness method s umfasst. Dieser Aus-
schuss ist mit der Erstellung von Guidelines für die Indi-
kation und Verschreibung von Methadon beauftragt.
Die Ergebnisse dieses Prozesses wurden noch nicht
veröffentlicht und es steht noch nicht fest, ob dies in
Form eines neuen Methadonberichts (84, 89, 95) oder
bloss mittels Guidelines geschehen soll.

Das BAG unterstützt auch ein Projekt zur interkantona-
len Zusammenarbeit (Jura und Berner Jura). Um die
bestehenden ambulanten Einrichtungen medizinisch zu
versorgen, wurde die Stelle eines reisenden Facharztes
geschaffen. Gleichzeitig muss ihre Vernetzung mit einer
medizinischen Facheinheit entwickelt werden. Dieses

Projekt schloss sich an die Projekte zur Unterstützung
der Methadon verschreibenden Ärzte und Ärztinnen im
Rahmen der Projekte MedRoTox und MeTiTox t an.

Beim Buprenorphin hat das BAG die notwendigen
Schritte unternommen, damit diese Substanz als Sub-
stitutionsprodukt eingesetzt werden kann. Im Januar
2000 veröffentlichte das Bundesamt auch Guidelines
für deren Anwendung.

Heroingestützte Behandlung

Die untenstehende Tabelle zeigt die Entwicklung dieser
Behandlungsform in der Schweiz.

Von 1999 bis 2001 hat sich die ärztliche Verschreibung
von Heroin in der Schweiz stetig ausgebreitet. So
wurde sowohl bei den Behandlungsplätzen (+161) und
den Zentren (+5) als auch bei den betroffenen Kanto-
nen (+3) ein Anstieg verzeichnet. Im Jahr 2002 sollten
mindestens zwei neue Zentren eröffnet werden. Die
Belegungsrate lag stabil bei etwa 90%.
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Table 5.1

Entwicklung der ärztlichen Verschreibung von Heroin in der Schweiz

Dezember 1999 Dezember 2000 Dezember 2001 Entwicklung

Anzahl Patienten 937 1038 1098 �

Anzahl Plätze 1065 1194 1237 �

Belegungsrate 88% 87% 89% �

Anzahl Zentren 16u 20v 21w �

Anzahl Kantone 8 11 11 �

r Siehe Bereich Schadenminderung des MaPaDro.

s Diese Methode verbindet Kenntnisse aus der Fachliteratur mit Beur-

teilungen der Fälle durch einen Expertenausschuss.

t Siehe Bereich Ausbildung des MaPaDro.

u BS (Basel), BE (Bern, Biel, Thun), GE (Genf), LU (Luzern), SO (Olten,

Solothurn, Gefängnis Schöngrün), SG (St. Gallen), ZG (Zug), ZH

(Horgen, Winterthur, Zürich-crossline, Zürich-lifeline, ARUD).

v AG (Brugg), BL (Reinach), BE (Burgdorf), GR (Chur).

w GR (Gefängnis Realta).



Im Zuge der Institutionalisierung der ärztlichen Ver-
schreibung von Heroin hat das BAG die verschiedenen
Schritte übernommen, die notwendig sind, um diese
Behandlung in die Grundleistungen der Krankenkasse
aufzunehmen. Dieses Ziel wurde 2002 erreicht.

Im Jahr 2000 wurde ein Konzept zur Qualitätsverbesse-
rung26 erarbeitet, das sich nach der Verordnung über die
ärztliche Verschreibung von Heroin27 richtet. Ziel ist es,
ausgehend von Vergleichen der verschiedenen Zentren
Leitlinien für die Behandlung zu erarbeiten. Eine Kommis-
sion, die aus Zentrumsleitern, Ärzten, kantonalen Vertre-
tern und Forschern besteht, soll die wichtigsten Themen
im Zusammenhang mit der Behandlungsqualität ermit-
teln. Es wurden neun Themen ausgewählt, darunter die
Langzeitbehandlungen und der Parallelkonsum. Drei
davon wurden im Jahr 2001 untersucht. Zu diesen wer-
den Richtlinien erlassen, die in das im Jahr 2000 veröf-
fentlichte Handbuch (Ordner) zur ärztlichen Verschreibung
von Heroin aufgenommen werden16.

Weitere Arbeiten befassen sich mit der Fortbildung der
im Bereich der ärztlichen Verschreibung von Heroin täti-
gen Personen. Eine jährliche Bedarfsanalyse ermöglicht
die Auswahl derjenigen Themen, die es zu behandeln
gilt, sowie des betroffenen Zielpublikums. Jedes Jahr
wurden an den rund zehn Fortbildungs-veranstaltun-
gen, an denen 80 bis 140 Fachleute teilnahmen, durch-
schnittlich fünf Themen behandelt.

Schliesslich wurde im Jahr 2002 mit der Unterstützung
des BAG ein Buch (in deutscher Sprache) über die
ärztliche Verschreibung von Heroin veröffentlicht28.

Stationärer Sektor

Koordination der stationären Therapie

Die Koordinationsstelle KOSTE unterstützt die Institu-
tionen mittels Impulsgeldern (früher "Starthilfen"). Diese
Gelder sollen künftig vermehrt zur Anpassung der
bestehenden Angebote, insbesondere an die Bedürf-
nisse bestimmter Benutzergruppen, denn zur Eröffnung
neuer Institutionen dienen. Auch die Modalitäten die-
serBeiträge haben sich geändert, wurden doch die Bei-
tragshöhe sowie die Unterstützungsdauer gesenkt. In
der Periode 1997-2002 erhielten dreizehn Projekte eine
solche Unterstützung.

KOSTE veröffentlicht auch ein Verzeichnis der sta-
tionären Einrichtungen, führt eine Liste der Einrichtun-
gen, die geschlossen wurden, und verfügt über eine
stets auf dem neuesten Stand gehaltene Datenbank im
Internet. Alle drei Monate holt die Stelle Informationen
über die Belegungsrate der Institutionen ein.
Im Informationsbereich hat KOSTE im Oktober 2000
die Leitung des Projektes Infoset übernommen. Im
Durchschnitt verzeichnet diese Internet-Plattform zu
Suchtfragen monatlich 9000 Besucher.
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Tabelle 5.2

Von KOSTE unterstützte Projekte (1997-2002)

Name der Institution Zeitraum Projektart x

Wendenpunkt, AG 1997-2000 Ergänzungsangebot

Integration durch Arbeit

Sprungbrett, BE 1998-2000 Qualität

Gender

Saurenhorn, BE 1998-2000 Starthilfe 

Innovation

Foyer André, NE 1998-1999 Starthilfe 

Regionale Abdeckung

Life-Impuls, BE 1998-2000 Originales Angebot

Integration

Espace Santé, 

Fondation Bartimée, VD 1999-2000 Erweiterung des Angebots

Centre Clos-Henri, JU 1998-1999 Integratives Konzept 

Vernetzung

Casa Mobile, SO 1999-2002 Doppeldiagnose

Integration

Gemma, VS 1999-2001 Professionalisierung

Patientenbeschäftigung

KWG Courtemaîche, JU 1999-2001 "Arbeitsprojekte "

Klein-Lilith, SO 2000-2001 Doppeldiagnose

Drogenforum Innerschweiz, LU 2001-2003 Begleitung nach Ausstieg

Klein-Lilith, SO 2002-2004 Erweiterung des auf 

Frauen und Kinder aus

gerichteten Angebots

x Die Themen werden von uns zusammengefasst.



Schliesslich wurde KOSTE von der Konferenz der kan-
tonalen Sozialdirektorinnen und Sozialdirektoren
(SODK) beauftragt, eine Plattform für den gegenseiti-
gen Austausch zu schaffen. Damit soll die Entwicklung
der Qualität stationärer Therapien in den Kantonen
koordiniert werden. Im Mai 2002 nahm die Qualitäts-
plattform Kantone-Bund ihre Arbeit auf.

Qualitätsmanagementsystem (QuaTheDA) y

Ende 2000 wurde der erste Teil des Projektes zur Qua-
litätsentwicklung veröffentlicht. In diesem Referenzsy-
stem werden die Qualitätsanforderungen für drei
Arbeitsbereiche der stationären Einrichtungen aufge-
führt, nämlich für die Dienstleistungen, die Ressourcen
und das Management. Auch die 19 vom Bundesamt
für Sozialversicherung im Invaliditätsbereich festgeleg-
ten Qualitätsanforderungen gehören dazu. Das Refe-
renzsystem muss von den verschiedenen Institutionen
übernommen werden. Diese legen einen Teil der Krite-
rien und Indikatoren fest, die für ihre Arbeit gelten.

Der zweite Teil umfasst die Grundausbildung für die
Qualitätsverantwortlichen der Institutionen. Diese
Grundausbildung wurde bisher von 140 Teilnehmern
aus 90 verschiedenen Institutionen absolviert. Sie fand
während dreizehn Tagen in der Zeit von April 2000 bis
Dezember 2001 statt. Im Jahr 2002 gab es zwei wei-
tere Ausbildungsangebote. Ausserdem wurde ein
Handbuch veröffentlicht, das als Arbeitsinstrument für
die Umsetzung des Qualitätsmanagementsystems
QuaTheDA in den Institutionen dient.

Das Zertifizierungsverfahren QuaTheDA bildet den drit-
ten Teil der Qualitätsentwicklung. Bisher erteilte die
Schweizerische Akkreditierungsstelle (SAS) drei Stellen
die Bewilligung, eine solche Zertifizierung vorzuneh-
men. Einundzwanzig Institutionen wurden durch diese
Stellen bereits mit dem Label QuaTheDA ausgezeich-
net17.

Ausserdem wurden Fragebogen zum Zufriedenheits-
grad der Patienten ausgearbeitet und im November
2001 bei sechzehn Institutionen in der Deutsch- und
Westschweiz getestet. Für die Institutionalisierung von
QuaTheDA braucht es die Akzeptanz der Kantone.
Deshalb wurde eine Informations- und Koordinations-
Plattform geschaffen (siehe vorhergehendes Unterkapi-
tel). Ausserdem plant das BAG momentan eine Evalua-
tion des Systems QuaTheDA.

Entwicklung des Finanzierungssystems (FiSu) z

Zu den grundlegenden Prinzipien dieses neuen
Systems gehören die prospektive Finanzierung der Lei-
stungen, die Ausarbeitung eines Pauschaltarifs, eine
Qualitätssicherung, Regeln für die Gleichbehandlung,
eine Stärkung der Rolle der Kantone und die Weiter-
führung der jetzigen Aufteilung der Finanzierung unter
den Kostenträgern. Das wichtigste Element dieses
Systems ist die Ausarbeitung eines Pauschaltarifs.
Dazu müssen die Grund- und Zusatzleistungen der
Institutionen festgelegt und eine diesbezügliche Tarif-
ordnung erstellt werden.

Ein erstes Pilotprojekt, das in elf Institutionen durchge-
führt wurde, ermöglichte die Festlegung von vier Inter-
ventionsbereichen. Dazu gehören Primärgruppen (All-
tagsleben und Integrationsfähigkeit), Bildung, Arbeit
sowie Freizeit. Für die drei letztgenannten wurden Lei-
stungsniveaus festgelegt. In einem zweiten Pilotprojekt,
das in acht Kantonen realisiert wurde, sollten die
Kosten für die verschiedenen Leistungen ermittelt wer-
den. Dieses Projekt ist inzwischen abgeschlossen. Es
wurde eine Tarifgrundlage für die Langzeitaufenthalte
im Bereich der illegalen Drogen sowie für die Aufent-
halte mittlerer Dauer im Bereich der legalen und illega-
len Drogen geschaffen. In einer nächsten Phase wird
es darum gehen, diese Tarife in einer Versuchsregion
anzuwenden.
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Bei den rechtlichen Grundlagen ist im Juni 2002 die ver-
änderte Verordnung über die Invalidenversicherung in
Kraft getreten. Damit wird in Zukunft die Gewährung von
Pauschalbeiträgen gemäss den Leistungen der Institutio-
nen nach dem Modus des FiSu eingeführt. Artikel 3d des
Entwurfs für die Revision des Betäubungsmittelgesetzes
konkretisiert zudem die im Gang befindlichen Änderun-
gen und erteilt dem Bund die Aufgabe, die Finanzie-
rungsart der Institutionen festzulegen.

Beurteilung der Aktion des BAG

In den letzten zehn Jahren hat sich im Behandlungs-
und Therapiebereich eine spektakuläre Entwicklung
vollzogen. Die Zunahme und Diversifizierung der
Behandlungen mit Methadon und Buprenorphin, die
Institutionalisierung der ärztlichen Verschreibung von
Heroin sowie die Neugestaltung des stationären Sek-
tors waren Schlüsselelemente der Schweizerischen
Gesundheitspolitik in Sachen Drogenkonsum.

Angemessenheit der Ziele und der Strategie

Das BAG hat sich sehr stark für die Einführung der ärztli-
chen Verschreibung von Heroin sowie die Neugestaltung
des stationären Sektors eingesetzt. Im Bereich der Met-
hadonbehandlung ist es hingegen nur vereinzelt aktiv
geworden. Angesichts der Menge von Behandlungen, die
in jedem dieser Sektoren durchgeführt werden, erstaunt
diese Feststellung. Sie ist aber darauf zurückzuführen,
dass die Methadonbehandlung nur selten zu Kontrover-
sen führte. Diese fällt ausserdem grösstenteils in den
Zuständigkeitsbereich des nicht spezialisierten Sektors
des Gesundheitswesens. Eine Intervention gestaltet sich
somit schwieriger als in dem auf Drogenprobleme spezia-
lisierten Sektor.

Zahlreiche Fragen bezüglich der Modalitäten und Wir-
kungen der Methadonbehandlung bleiben jedoch noch
unbeantwortet. Gemäss den Autoren, die Meta-Analy-
sen zur Literatur über diese Behandlungen erstellt
haben, müssen zu den Dosierungs- und Betreuungs-
praktiken, dem Entzug, dem vorzeitigen Abbruch, den
Problemen im Zusammenhang mit bestimmten Bevöl-
kerungsgruppen und noch vielen anderen Fragestellun-
gen präzisere Antworten gefunden werden als die bis-
her vorhandenen.

Verschiedene Kantone entwickelten Forschungs-, Ausbil-
dungs- oder Evaluationssysteme, mit denen die Metha-
donbehandlung besser dokumentiert und verbessert
werden kann. Dank der nationalen Substitutionskonferenz
NaSuKo konnte das BAG diesbezügliche Erfahrungen
und Erkenntnisse zusammentragen und sie den Behör-
den und Fachleuten zur Verfügung stellen. Diese Arbeit
ist zwar lobenswert, reicht aber nicht aus. Vom Bundes-
amt wird erwartet, dass es seine Aktivitäten in diesem
Sektor regelmässig weiterführt, vorhandene Kenntnisse
und Erfahrungen zusammenträgt, Lücken schliesst und
erprobte Projekte fördert. Konkret geht es also darum, ein
eigentliches nationales Rahmenprogramm zur Verschrei-
bung von Methadon (und Buprenorphin) einzuführen, das
über Personal und Finanzen verfügt. Diesem sollen
bestimmte Aufgaben in Bezug auf die Koordination, Ent-
wicklung von Kenntnissen, Qualitätssicherung und Infor-
mation zugeteilt werden. Bei jährlich über 18’000 Bewilli-
gungen für Behandlungen erscheint die Einführung eines
solchen Programms als absolut notwendig.

Die Einführung der ärztlichen Verschreibung von Heroin
ist eine der erfolgreichen Errungenschaften der schwei-
zerischen Drogenpolitik und insbesondere des BAG.
Die Versuchsergebnisse (PROVE), auch wenn sie in
verfahrenstechnischer Hinsicht zu Kritik Anlass geben,
haben jedoch deutlich gemacht, dass sich eine inter-
disziplinäre Betreuung mit ärztlicher Verschreibung von
Heroin positiv auf den Gesundheitszustand, die soziale
Situation sowie die Kriminalität und Sterberate der am
stärksten abhängigen Drogenkonsumierenden29 aus-
wirkt. Diese Behandlungsart trug somit zu einer
Abnahme der drogenbedingten Todesfälle in der
Schweiz bei, die ab Mitte der 1990er Jahre festgestellt
wurde.
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Im stationären Sektor liegen die Dinge völlig anders, da
dieser sich in einer Umstrukturierungsphase befindet.
Dies ist nicht nur auf die seit kurzem herrschende
Finanzkriseaa, sondern vor allem auch auf eine allge-
meine Umgestaltung des Behandlungsbereichs zurück-
zuführen. Dieser Sektor entwickelte sich zu einer Zeit,
als die stationäre Betreuung, der sozialpädagogische
Ansatz und die angestrebte Abstinenz bei der Bekämp-
fung der Drogenprobleme die Norm darstellten. Der
seit Mitte der 1980er Jahre zu beobachtende Anstieg
der Anzahl Drogenkonsumierender sowie das Auftau-
chen von HIV/Aids führten dazu, dass die Methadonbe-
handlung leichter zugänglich und die Einführung der
Heroinbehandlung erleichtert wurden. Dies hatte zur
Folge, dass sich in diesem Bereich neue Praktiken ent-
wickelten und neue Akteure auftraten. Auch die Erwar-
tungen der Konsumierenden nahmen weiter zu. Die jet-
zige Umstrukturierung hat somit vor allem
Auswirkungen auf die Festlegung der Aufgaben sowie
auf die Rolle des stationären Sektors in diesem neuen
Umfeld. Das BAG hat diese Bedürfnisse erkannt und
entsprechende Arbeiten in Angriff genommen.

Stand der Umsetzung und durchgeführte
Aktivitäten

Entsprechend seiner Strategie gewährte das BAG
jedem Behandlungssektor einen strukturellen Beitrag.
Im ambulanten Sektor unterstützte es verschiedene
Aktivitäten, die auf eine verbesserte Praktik bei der
Behandlung mit Methadon und Buprenorphin abzielen.
Wie bereits erwähnt, sollten diese Aktivitäten noch
erweitert werden, damit sie zu einer nachhaltigen Ver-
besserung dieser Behandlungsform beitragen können.

Die Institutionalisierung der ärztlichen Verschreibung
von Heroin ist im Gang. Das BAG ist massgeblich
daran beteiligt, indem es das Verfahren zur Aufnahme
dieser Behandlung in die Grundleistungen der Kran-
kenversicherung leitet. Ausserdem gewährleistet es die
Überwachung und Vergabe von Bewilligungen (Institu-
tionen, Ärzte, Patienten) und fördert die Verbesserung
der Kompetenzen sowie der Qualität in den Behand-
lungszentren. Der zahlenmässige Anstieg der Therapie-
plätze und Zentren sowie der beteiligten Kantone ist
Ausdruck einer kontrollierten Entwicklung dieser
Behandlungsform. Zu den wichtigsten Herausforderun-

gen in den nächsten Jahren wird es gehören, die Qua-
lität der Behandlungen ständig zu verbessern, die
Arbeit mit den anderen Sektoren zu koordinieren und
vor allem diese Behandlungen sämtlichen Drogenbe-
nutzern zugänglich zu machen, die davon profitieren
sollten. Ausserdem wäre es wünschenswert, dass das
Know-how und die Erkenntnisse aus der Erfahrung mit
der ärztlichen Verschreibung von Heroin auch dem
Bereich der Methadontherapie zugute kommen.

Die Arbeiten des BAG im stationären Sektor betrafen die
Bestimmung der Klientel mit Hilfe der Behandlungsstati-
stikbb, die Festlegung der Leistungen sowie die Integra-
tion dieses Sektors in das neue System zur Behandlung
drogenbedingter Probleme. Die Koordinationsstelle
KOSTE spielte dabei eine wichtige Rolle. Dies aufgrund
ihrer Bemühungen, die Angebote ausfindig zu machen
und ihre Entwicklung zu verfolgen, die Neuorientierung
gewisser Institutionen mittels Finanzhilfen zu unterstützen
sowie – allgemeiner gefasst – die Weitergabe von Infor-
mationen in diesem Sektor zu gewährleisten.

Die beiden anderen wichtigen Projekte, das Qua-
litätsmanagementsystem QuaTheDA und das Finanzie-
rungssystem FiSu, sind den Arbeiten der KOSTE vor-
gelagert. Sie legen die Aufgaben und Leistungen in
diesem Sektor neu fest und sollten zu seiner Entwick-
lung und langfristigen Verbesserung beitragen. Welche
Wirkung diese verschiedenen Arbeiten haben werden,
lässt sich jedoch noch nicht beurteilen.

Sein Endziel, einen merklichen Rückgang der Anzahl
Drogenabhängiger, hat das BAG noch nicht erreicht.
Zum jetzigen Zeitpunkt scheint deren Zahl jedoch stabil
zu bleiben. Das Zwischenziel, die qualitative und quan-
titative Verbesserung des Behandlungsangebots,
wurde zumindest teilweise erreicht. Mit über 50%
Heroinkonsumierenden, die sich in Behandlung befin-
den, und einem breiten Angebot gehört die Schweiz zu
den europäischen Ländern mit dem höchsten
Deckungsgrad der Nachfrage und dem vielfältigsten
Behandlungsangebot.
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aa Der vom Bund gewährte Übergangsbetrag zur Erhaltung dieser 

Institutionen ist höher als derjenige, der infolge der veränderten

Finanzierung durch die Invalidenversicherung gestrichen wurde.

bb Statistik des Forschungsverbundes stationäre Suchttherapie.



Die wichtigsten Empfehlungen

Wir empfehlen:
• die Arbeiten, die sich mit der Qualität der ambulanten

Behandlungen (Methadon und Buprenorphin) befas-
sen, mit Hilfe eines Rahmenprogramms fortzusetzen;

• die Übertragung der Erkenntnisse aus der HeGeBe auf
den Methadonbereich zu fördern;

• die kontrollierte Entwicklung der ärztlichen Verschrei-
bung von Heroin weiterzuführen;

• die Situation im stationären Sektor zu evaluieren, insbe-
sondere bei der Einführung von QuaTheDA und FiSu;

• die Koordination zwischen den verschiedenen Behand-
lungssektoren zu fördern;

• Empfehlung für den Bereich des Strafvollzugs: siehe
Bereich Schadenminderung.

Schadenminderung

Das Konzept der Schadenminderung beruht auf der
Feststellung, dass abhängige Drogenkonsumierende
dauerhaft unfähig sein können, eine Therapie zu begin-
nen, mit der eine Abstinenz angestrebt wird. In dieser
Phase geht es darum, ihren Gesundheitszustand und
ihre soziale Integration zu bewahren. Dies erfolgt mit
der Entwicklung eines sozialen und gesundheitlichen
Dienstleistungsangebots, mit dem die Risiken von Tod
und Krankheit gemindert werden können und ein
Zugang zu annehmbaren Lebensbedingungen (Arbeit
und Wohnen) geschaffen wird.

Allgemeine Situation in der Schweiz

Zu den Besonderheiten der Schadenminderung gehört,
dass sie meist auf lokaler Ebene lanciert und umgesetzt
wird. Dies zeigt sich daran, dass die grossen Deutsch-
schweizer Städte die verschiedenen Massnahmen in die-
sem Bereich als erste umsetzten und die Kantone erst
später folgten. Noch immer lässt sich feststellen, dass am
häufigsten Stadtbehörden und Stadtparlamente über sol-
che Massnahmen entscheiden. So erarbeiteten Exekutive
und Legislative der Städte in der Periode 1991-2000 fast
doppelt so viele Beschlüsse und Stellungnahmen zur
Schadenminderung wie die entsprechenden kantonalen
Behörden1. Im Zentrum der lokalen Debatten und Aus-

einandersetzungen steht somit oft die Einführung von
Massnahmen zur Schadenminderung in bestimmten
Wohnvierteln30.

Der Bund beteiligt sich hingegen an der Entwicklung von
Interventionen in diesem Bereich, indem er das Konzept
zur Schadenminderung institutionalisiert und Städte und
Kantone beim Aufbau ihrer Projekte unterstützt.

Bedürfnisse

Die Personen, die Massnahmen zur Schadenminde-
rung benötigen, sind in erster Linie die Heroin- und
Kokainkonsumierenden. Diese werden in der Schweiz
auf etwa 28’000-30’000 geschätzt. Die Untergruppe
der drogeninjizierenden und der am stärksten margina-
lisierten Personen ist die Bevölkerungsgruppe mit dem
grössten Bedarf.

Umfragen bei den Drogenkonsumierenden, welche sich
in den niederschwelligen Einrichtungen aufhaltencc,
ermöglichen Aufschlüsse über die Situation und somit die
Bedürfnisse dieser Bevölkerungsgruppe. Der Anteil der
Personen, welche kürzlich – also in den letzten sechs
Monaten – eine gebrauchte Spritze oder Nadel benutzt
haben, ist recht tief und liegt bei knapp 10%, wobei die-
ser Anteil in den letzten Jahren leicht zugenommen hat
(1994: 9%, 1996: 11%, 2000: 12%). Die Mitbenutzung
von Injektionsmaterial (Löffel, Wasser, Filter) kommt viel
häufiger vor und könnte die hohe Infektionsrate beim
Hepatitis-C-Virus (HCV) erklären. So gaben 40% der
befragten Benutzer der niederschwelligen Einrichtungen
im Jahr 2000 ein positives Testergebnis für Hepatitis B
und 59% für Hepatitis C an. Die berichtete HIV-Prävalenz
ist stabil (10% im Jahr 1993, 11% im Jahr 2000). In die-
sem Zusammenhang hat ein im Jahr 200131 durchge-
führter internationaler Vergleich gezeigt, dass die HIV-
Prävalenzrate in der Schweiz etwa gleich hoch
(Deutschland) oder tiefer (Frankreich, Italien) ist als dieje-
nige der Nachbarländer. Aus dem Vergleich geht auch
hervor, dass das Risikoverhalten bei den Drogeninjizieren-
den (Mitbenutzung von Spritzen) allgemein abnimmt, mit
einer momentan leicht tieferen Prävalenz in der Schweiz.
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Die soziale Situation der in den niederschwelligen Ein-
richtungen befragten Konsumierenden ist prekär. Jeder
Zehnte hat keinen festen Wohnsitz und die Zahl derje-
nigen Personen, die arbeitslos sind und Geld von einer
Versicherung oder Sozialhilfe beziehen, ist im Zuneh-
men begriffen. Die meisten Benutzer waren schon ein-
mal inhaftiert.

Angebot/Mittel

Ende 2000 beteiligten sich 28 niederschwellige Einrich-
tungen an einem nationalen Monitoring zur Abgabe von
Injektionsmaterial. Die Einrichtungen befanden sich in elf
Kantonendd, die meisten davon in der Deutschschweiz.
Im Tessin gab es überhaupt keine derartige Einrichtung.
Im Jahr 2002 verfügten dreizehn niederschwellige 
Einrichtungen über einen Injektionsraumee. Ausserdem
beabsichtigt die Stadt Lausanne (VD), demnächst einen
solchen Raum zur Verfügung zu stellen.

Nach Spitzenwerten in den Jahren 1993 und 1994 ging
die Spritzenabgabe in den niederschwelligen Einrichtun-
gen im Jahr 1995 stark zurück, nämlich von etwa
6’400’000 Spritzen im Jahr 1993 auf etwa 3’000’000 im
Jahr 1995. Dieser Rückgang wurde auf die Schliessung
der offenen Drogenszenen und die zahlreichen Aufnah-
men von Substitutionsbehandlungen mit Methadon und
anschliessend mit Heroin zurückgeführt. In der Folge
stieg die Menge abgegebener Spritzen bis 1998 (etwa
4’100’000) stetig an. Im Jahr 2000 ging diese Zahl leicht
auf rund 3’500’000 Spritzen zurück.

In fünfzehn Kantonen stellen die Apotheken die wichtig-
ste Versorgungsquelle für die Spritzen dar. Verglichen mit
den Kantonen, die über niederschwellige Einrichtungen
verfügen, ist die zur Verfügung gestellte Menge jedoch
relativ gering. Die von den Apotheken monatlich abgege-
benen Spritzen werden auf 120’000 geschätzt32. Im Rah-
men des Programms zur Heroingestützten Behandlung
HeGeBe wird auch steriles Injektionsmaterial zur Verfü-
gung gestellt. Im Jahr 2000 wurden monatlich 
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schätzungsweise 93’500 Spritzen benutzt. Insgesamt
wurden somit in der Schweiz jeden Monat an die
500’000 Spritzen abgegeben oder verkauft.

Einige Gefängnisse stellen den Insassen steriles Injekti-
ons- oder Desinfektionsmaterial zur Verfügung. Gemäss
den neuesten Daten aus dem Jahr 199933, die aus ver-
schiedenen Quellen stammen, trafen mehrere Strafan-
stalten Präventionsmassnahmen im Zusammenhang
mit der Injektion. So wurde steriles Injektionsmaterial
zur Verfügung gestellt (acht Strafanstalten) oder Desin-
fektionsmittel mit Gebrauchsanweisung abgegeben
(zehn Strafanstalten). In diesen Strafanstalten befinden
sich etwa ein Drittel der in der Schweiz inhaftierten Per-
sonen. Auch wenn der momentane Umfang des Ange-
bots nicht bekannt ist, so ist dieses seither zweifellos
ausgebaut worden. Eine Evaluation des Spritzenaus-
tauschprogramms (mittels Aufstellung eines Spritzen-
automaten) im Gefängnis von Realta34 machte 
ausserdem deutlich, dass dieses sowohl von den
Gefängnisangestellten wie auch von den Insassen 
gut aufgenommen wurde. Damit wurden auch die
Resultate einer bereits früher im Frauengefängnis 
Hindelbank35 durchgeführten Studie bestätigt. Aus 
der Studie ging ausserdem hervor, dass der Drogen-
konsum und die Mitbenutzung von Spritzen in den
Haftanstalten eine Realität ist.

Zahlreiche Kantone verfügen über Hilfsangebote in den
Bereichen Wohnen und Arbeit, die sich teilweise spezi-
ell an die Drogenkonsumierenden richten. Da es keine
neuere Untersuchung des Angebots in diesem Bereich
gibt, lässt sich die derzeitige Abdeckung nicht abschät-
zen. Ende 2002 sollte jedoch eine Situationsanalyse
vorliegen.

Ziele und Strategie des BAG

Ziele

Die Schadenminderung im Rahmen des MaPaDro soll
speziell zur Verminderung gesundheitlicher Schäden
sowie zur Verbesserung der Lebensbedingungen bei
den abhängigen Drogenkonsumierenden beitragen.
Dazu müssen die Gesundheit sowie die soziale Einglie-
derung dieser Personen erhalten und gefördert werden,
so dass die negativen Folgen ihrer Abhängigkeitsphase
möglichst gering bleiben und sie eines Tages zu einem
normalen Leben zurückfinden können.

Strategie

Die diesbezügliche Strategie des BAG besteht darin,
sich für den Ausbau und die Verbesserung der Mas-
snahmen zur Schadenminderung in der Schweiz einzu-
setzen. Die Unterstützung von innovativen Projekten,
die Vernetzung der verschiedenen Akteure, die Profes-
sionalisierung und Einführung von Instrumenten zur
Qualitätssicherung in diesem Bereich bilden die wich-
tigsten Elemente dieser Strategie.

Hauptsächlich umgesetzt wird die Strategie über die Akti-
vitäten der Schweizerischen Fachstelle für Schadenmin-
derung im Drogenbereich (FASD). Diese wird vom BAG
finanziert und ist dem Schweizerischen Arbeiterhilfswerk
(SAH) angeschlossen. Es handelt sich um ein Kompeten-
zzentrum, das über Koordinatoren für die Deutsch-
schweiz und die lateinische Schweiz verfügt. Zu seinen
Aufgaben gehört es, die Akteure zu vernetzen und den
Informationsaustausch zwischen ihnen zu fördern. Es ver-
waltet auch einen Impulsfonds, der Starthilfen für Projekte
gewährt, mit denen die Qualität der in der Schadenmin-
derung tätigen Institutionen verbessert werden soll. Unter-
stützt wurden zunächst vorwiegend Projekte in den
Bereichen Wohnen und Arbeit. Ab 1999 wurde die Hilfe
auch auf gesundheitsbezogene Aktivitäten zur Schaden-
minderung und insbesondere auf Projekte zur Spritzenab-
gabe ausgedehnt. Für diesen Bereich war vorher direkt
das BAG zuständig. Inzwischen werden auch Projekte
unterstützt, die für besondere Milieus oder Bevölkerungs-
gruppen (Prostituierte, Kinder usw.) bestimmt sind.
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Ausserhalb der Aktionen der FASD setzt das BAG
seine Strategie auch mit anderen Aktivitäten um. Es
kann innovative Projekte direkt unterstützen und/oder
die institutionelle Abdeckung im Bereich Schadenmin-
derung verbessern. Besonders unterstützt werden
ebenfalls Projekte, die sich an Drogen konsumierende
Frauen richten. Diese kommen so in den Genuss eines
speziell auf ihre Bedürfnisse ausgerichteten Angebots.

Eine weitere Aktion betrifft die Gesundheitsförderung in
den Gefängnissen. Im Vordergrund stehen dabei Bera-
tung und Information, Spritzenabgabe, Tests und
Behandlung von Aids und Hepatitis-Infektionen. Dies
soll mit Hilfe der Fachgruppe Gesundheitsförderung im
Freiheitsentzug erreicht werden. Sie hat den Auftrag
erhalten, ein Handbuch der Good Practices sowie
Empfehlungen auszuarbeiten, die sich in den Gefäng-
nissen umsetzen lassen. Eine weitere Aktivität in die-
sem Bereich ist der Aufbau einer Zusammenarbeit mit
dem Schweizerischen Ausbildungszentrum für das
Gefängnispersonal mit dem Ziel, ein Fortbildungsange-
bot zum Thema Schadenminderung zu schaffen.

Durch die Zusammenarbeit mit Vermittlern fördert das
BAG auch seine Politik auf lokaler Ebene. Die Vermittler
haben den Auftrag, die Bevölkerung für die Themen
der Drogenabhängigkeit und Schadenminderung zu

sensibilisieren. Damit soll die Integration abhängiger
Personen gefördert werden. Diese Aktivität findet vor
allem im Rahmen einer aus Fachleuten bestehenden
Arbeitsgruppe zur Schadenminderung statt. Diese stellt
verschiedene Überlegungen zum Thema an und erteilt
Empfehlungen.

Umsetzung und durchgeführte Aktivitäten

Schweizerische Fachstelle für Schadenmin-
derung im Drogenbereich (FASD)

Die FASD unterstützt die Lancierung neuer Projekte.
Sie prüft die Finanzierungsgesuche, berät die Initianten
neuer Projekte und verwaltet den Impulsfonds. Es wer-
den maximal 50’000 Franken jährlich gewährt, dies
während zwei Jahren. Mit dieser Finanzhilfe sind zwei
Verpflichtungen verbunden: So soll der Unterstützungs-
betrag 50% des Gesamtbudgets des Projektes nicht
übersteigen und darf nicht für Investitionskosten, Defi-
zite oder Defizitgarantien verwendet werden.

Von 1999 bis 2001 stieg der Gesamtbetrag des Fonds
um 50% und in den jeweiligen Jahren wurden zwölf,
zwanzig beziehungsweise siebzehn Projekte bewilligt.
Etwa 80% der Subventionen wurden für Projekte in
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Tabelle 5.3

Verteilung der vom Impulsfonds finanzierten Projekte, 1999-2001

1999 2000 2001

Anzahl Projekte Kantone Anzahl Projekte Kantone Anzahl Projekte Kantone

Tätigkeitsbereich

Arbeit 4 SG, LU, ZH, NE 3 NE, LU, VS 4 BE, LU, VS

Tageseinrichtung 4 NE, VD, ZH 2 NE, VD 2 BE, ZH

Wohnen 4 GR, BE, AG 3 BE (2), GR 2 VD, GR

Prostitution F 3 VD, BE, TI 3 VD, SO, BE

Prostitution M 1 ZH 1 ZH

Kinder 1 LU 1 LU

Erziehung 2 VD 1 VD

Freizeit, Ausbildung 1 BE 2 BE, VD

Gesundheit 4 VD, ZH 1 ZH

Total 12 8 20 8 17 7



den Bereichen Arbeit, Wohnen, Tageseinrichtungen
und Prostitution verwendet. Die Westschweiz, in der
die Projekte zur Schadenminderung oft weniger weit
fortgeschritten sind, profitiert ausgiebig von diesem
Fonds. Etwa 40% davon kommen ihr zugute (1999-
2003) ff.

Mit bescheideneren Beiträgen finanziert der Impuls-
fonds auch Publikationen (z.B. die Neuauflage der Bro-
schüre Partydrogen 2001), Evaluationen von Projekten
(beispielsweise eines Projektes, das sich an Mediato-
ren in Zürich richtet, oder eine Analyse des Angebots
der niederschwelligen Einrichtungen in der Schweiz)
und Fortbildungsveranstaltungen.

Ausserdem gab die FASD eine Situationsanalyse in der
Schweiz bezüglich der Unterstützung im Bereich Woh-
nen und Arbeit in Auftrag. Diese ist seit Ende 2002
erhältlich und ermöglicht eine Bestandesaufnahme des
Angebots sowie der bestehenden Lücken.

Schliesslich beteiligt sich die FASD auch an Fortbil-
dungslehrgängen und an der Vernetzung der in diesem
Bereich tätigen Institutionen. Sie stellt auch eine Doku-
mentation, in denen die Informationen über die in der
Schweiz realisierten Projekte gesammelt sind, sowie
einige nationale und internationale Fachzeitschriften zur
Verfügung.

Direkte Unterstützung innovativer Projekte

Parallel zur Arbeit der FASD hat das BAG jedes Jahr
einige Projekte direkt unterstützt. So finanzierte es im
Jahr 2001 ein Ausbildungsprojekt betreffend Hepatitis C,
das sich an das im niederschwelligen Sektor tätige Per-
sonal richtete. Acht Deutschschweizer Städte nahmen
daran teil und es wurden dreissig Teams von Fachleuten
erreicht. Pro Team besuchten mindestens zwei Mitarbei-
ter einen halben Ausbildungstag. Im Jahr 2002 wurde
das Projekt auch auf die Westschweiz ausgedehnt.

Beitrag an die Gesundheitsförderung in den
Gefängnissen

Der Fachgruppe Gesundheit im Freiheitsentzug
gehören Vertreter der Strafanstalten (Direktoren, Ärzte,

Präventionsleiter), der Bundesverwaltung (Bundesamt
für Justiz – BJ, BAG) sowie Kantonsärzte an. In der
Evaluationsphase war die Tätigkeit dieser Gruppe sehr
eingeschränkt und die Ziele wurden kaum erreicht.
Dies war insbesondere auf Probleme bei der Festle-
gung der Kompetenzen und auf Uneinigkeiten inner-
halb der Gruppe zurückzuführen. So konnte man sich
nicht einigen, welche Empfehlungen im Anschluss an
einen Bericht über die psychische Gesundheit im
Gefängnis ausgesprochen werden sollten. Kürzlich
stand die Frage zur Diskussion, ob diese Gruppe
umstrukturiert und der Konferenz der nationalen Justiz-
und Polizeidirektoren unterstellt werden solle. Eine
Zusammenarbeit mit dem Schweizerischen Ausbil-
dungszentrum für das Gefängnispersonal kam nicht
zustande. Hingegen unterstützt das BAG die Arbeit
einer Mediatorin, die sich mit Fragen zur Gesundheit im
Gefängnis von Saxenried beschäftigte.

Auf internationaler Ebene beteiligt sich das BAG an der
WHO-Gruppe Health in Prison. Im September 2001
führte es – zusammen mit der WHO und dem Europa-
rat (Gruppe Pompidou) – eine internationale Konferenz
über die mit Drogen zusammenhängenden Gesund-
heitsprobleme im Strafvollzug durch.

Unterstützung von frauenspezifischen 
Projekten

Im Rahmen des MaPaDro hat das BAG verschiedene
Arbeiten finanziert, die sich speziell mit der Situation
abhängiger Frauen befassten. Im Jahr 1995 erschien
eine erste Publikation, zudem wurde eine Konferenz zu
diesem Thema durchgeführt. Mit der Unterstützung des
BAG wurde 1997 die Arbeitsgruppe Frauen und Dro-
genabhängigkeit geschaffen. Diese Gruppe förderte die
Vernetzung der Beteiligten und stellte verschiedene
Mittel bereit oder unterstützte diese. Dazu gehörten ein
Argumentarium für die Verbände, Behörden und Fach-
leute36, ein Handbuch für die Umsetzung neuer Inter-
ventionsformen und für die Qualitätssicherung in den
niederschwelligen Einrichtungen für abhängige
Frauen37, ein Informationsdossier und ein Inventar des
auf Internet zugänglichen spezialisierten Angebotsgg.
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ff Nicht publizierte Quelle des BAG.

gg www.drugsandgender.ch.



Beurteilung der Aktion des BAG

Die Aktionen zur Schadenminderung in der Schweiz
entstanden auf Initiative einiger Deutschschweizer
Städte und unter dem Druck der drohenden HIV/Aids-
Epidemie vor der Einführung des MaPaDro. Das BAG
erkannte die Bedeutung dieser Aktionen und institutio-
nalisierte ihre Rolle im Rahmen des Programms. Dies
war ein entscheidender Beitrag, da er eine Normalisie-
rung sowie eine koordinierte Entwicklung der Arbeiten
im Bereich der Schadenminderung in der Schweiz
ermöglicht hatte.

Angemessenheit der Ziele und der Strategie

Die vorhandenen Daten zeigen, dass die Schweiz über
ein ausgedehntes und relativ stabiles System von Inter-
ventionen im Bereich der Schadenminderung verfügt,
vor allem was die gesundheitliche Schadenminderung
anbelangt. In Anbetracht der Umgebung, in der sie ein-
gebettet ist, scheint die vom BAG in diesem Bereich
durchgeführte Tätigkeit somit angemessen zu sein.
Aufgrund der lokalen Verankerung der Projekte und
Institutionen sowie der Aufgabenteilung zwischen Bund
und Kantonen bei der Bekämpfung der Drogenpro-
bleme ist das BAG aufgefordert, die Massnahmen zur
Schadenminderung in der Schweiz zu unterstützen und
zu koordinieren. Es wird auch in Zukunft diejenige
Instanz sein, welche die Weiterführung und Verteilung
des Angebots überwacht, punktuelle Interventionen
unterstützt, mit denen verschiedene Lücken gefüllt wer-
den, und zur Koordination, Verbesserung sowie Har-
monisierung der Massnahmen in diesem Bereich
beiträgt. In unmittelbarer Zukunft sollten die Bemühun-
gen um eine Reduktion der Übertragung der Hepatiti-
den höchste Priorität haben. Wie das neue vom BAG
unterstützte Projekt beweist, hat das Bundesamt das
Problem erkannt.

Es ist nicht einfach abzuschätzen, ob die von der FASD
gewährte Unterstützung wirklich bestehende Lücken
füllt oder ob dieses Angebot von denjenigen Kantonen
genutzt wird, die bereits im Bereich der Schadenmin-
derung tätig sind. Die Feststellungen, dass die neuen
Projekte im Bereich Wohnen und Arbeit vor allem
Westschweizer oder Kantone ohne grosse Stadt
betreffen und die Projekte in den neuen Bereichen

(Erziehung, Freizeit, Gesundheit usw.) in Kantonen
durchgeführt werden, die bereits über ein grosses
Angebot an Massnahmen zur Schadenminderung ver-
fügen, sprechen eher für die Hypothese, dass beste-
hende Lücken gefüllt werden. Die momentan von der
FASD durchgeführte Analyse des Angebots wird mehr
Licht in diese Angelegenheit bringen. Dank der Ein-
führung eines neuen PR-Konzepts im Jahr 2002
konnte die Informationsarbeit der FASD verbessert
werden. Dies sollte die Chancengleichheit für den
Zugang zum Fonds begünstigen.

Die Arbeiten zur Verbesserung des Angebots für dro-
genabhängige Frauen wurden in den letzten Jahren
intensiv vorangetrieben. Die Bemühungen des BAG in
diesem Bereich sind zu begrüssen, da sie den Aufga-
ben entsprechen, die sich dieses vorgenommen hat,
nämlich die Entwicklung zu unterstützen und beste-
hende Angebotslücken zu schliessen.

Die Arbeiten im Bereich des Strafvollzugs sind zwar
beachtlich, kommen momentan aber nicht voran. Dies
ist sehr bedauernswert, da die Schweiz in der Vergan-
genheit auf dem Gebiet der Schadenminderung im
Gefängnis eine Pionierrolle gespielt hat. So wurden
beispielsweise innovative Projekte lanciert (Abgabe von
sterilem Injektionsmaterial und Desinfektionsmitteln,
Erweiterung des Behandlungsangebots (Methadon und
Heroin). Die Projekte waren von Evaluationen begleitet,
mit denen die Tauglichkeit und Durchführbarkeit der
Interventionen belegt werden sollte. Bis gemeinsam mit
den Strafvollzugsbehörden neue Anstrengungen in
Angriff genommen werden können, wäre es sinnvoll,
die Informationen über das bestehenden Angebot zur
Gesundheitsförderung und – erhaltung in den Gefäng-
nissen der Schweiz regelmässig auf den neuesten
Stand zu bringen. Ein derartiges regelmässiges Inventar
würde die Absprache zweifellos erleichtern.
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Stand der Umsetzung und durchgeführte
Aktivitäten

In den letzten Jahren hat das BAG seine Aktion verbes-
sert, indem es die Finanzierung der Starthilfe für neue
Projekte vollständig der Fachstelle für Schadenminderung
übertragen hat. Die bescheidenere Direktfinanzierung des
BAG umfasst praktisch nur noch Beiträge an Projekte
nationaler Grössenordnung.

In Bezug auf die Verwendung des von der FASD ver-
walteten Fonds scheint die Situation zufriedenstellend
zu sein. Innerhalb von drei Jahren wurden 49 Projekte
in elf Kantonen finanziert. Die Fachgruppe Schaden-
minderung trat ebenfalls regelmässig zusammen und
nahm im Jahr 2000 unter anderem zur Spritzenkonfis-
kation durch die Polizei Stellung.

Das Endziel des BAG, die gesundheitlichen Schäden
und die Verschlechterung der sozialen Situation der
Drogenabhängigen zu begrenzen, wurde zu einem
guten Teil erreicht. Die verfügbaren Indikatoren ergeben
jedoch ein kontrastreiches Bild. Einerseits sind die HIV-
Infektionen und das dazu führende Risikoverhalten (Mit-
benutzung von Injektionsmaterial, ungeschützte sexu-
elle Kontakte) stark zurückgegangen, um sich dann in
den letzten Jahren zu stabilisieren. Andererseits wird
aus der gemeldeten Prävalenz von Hepatitis B und C
bei den Benutzern der niederschwelligen Einrichtungen
und der sich in stationärer Behandlung befindenden
Personen deutlich, dass die Massnahmen zur Präven-
tion von HIV nicht genügten, um die Übertragung die-
ser Viren zu verhüten. Ausserdem hat sich wohl der
Zugang zu einer Unterkunft leicht verbessert, beim
Zugang zur Arbeit konnten hingegen keine nennens-
werten Verbesserungen festgestellt werden. Die Scha-
denminderung hat also ihr Ziel zwar teilweise erreicht,
aber es bleibt noch viel zu tun.

Wichtigste Empfehlungen

Wir empfehlen:
• das Angebot und dessen Verteilung zu überwachen,

punktuelle Interventionen zur Schliessung von
Lücken durchzuführen sowie die Planung und Har-
monisierung in diesem Bereich zu unterstützen;

• die Aktivitäten zur Prävention von Hepatitis-Infektio-
nen zu erweitern ;

• das Schadenminderungs- und Behandlungsangebot
in den Schweizer Gefängnissen regelmässig auf den
neuesten Stand zu bringen.
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Ausbildung

Allgemeine Situation in der Schweiz

Die wichtigsten Berufe im Umgang mit Drogenproble-
men sind die medizinischen Berufe (Ärzteschaft, Psy-
chiater/-innen), die paramedizinischen Berufe (Apothe-
kerschaft, Pflegepersonal) sowie die Berufe des
psychosozialen Sektors (Sozialpädagogen, Sozialarbei-
ter, Psychologen). Diesem Sektor gehören die meisten
Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen der ambulanten und
stationären Behandlungsstellen für Drogenkonsumie-
rende an38. Weitere Fachleute wie Lehrkräfte oder Poli-
zeibeamte können ebenfalls mit diesen Problemen zu
tun haben.

Bedürfnisse

Fachleute, welche mit Drogen- und/oder Suchtproble-
men konfrontiert sein können, sollten über die für die
Betreuung notwendigen Grundkompetenzen verfügen.
Sie sollten sich in diesem Bereich spezialisieren können
und die Möglichkeit haben, ihre Kenntnisse mittels Fort-
bildung auf den neuesten Stand zu bringen. Die Umset-
zung dieser Ziele ist jedoch schwierig, da die Berufe,
Ausbildungsinstitutionen und kantonalen Praktiken sehr
unterschiedlich sind.

Angebot/Mittel

Die Grundausbildung der meisten Akteure erfolgt an
den Universitäten oder Berufsschulen. Im Allgemeinen
sind die Kantone für die Organisation der Kurse zustän-
dig. Bei den Medizinern und Apothekern gilt eine Son-
derregelung, hier müssen die Kurse den Anforderun-
gen des Bundes entsprechen. Diese Situation hat sich
jedoch mit den Fachhochschulen (FH) geändert, die ab
2003 dem Bund unterstellt sein sollen. Der Umgang
mit Drogenproblemen hat bei der Grundausbildung der
universitären Berufe meist nur eine beschränkte
Bedeutung. So werden die Ärzte und Apotheker im
Rahmen von allgemeinen Kursen für das Problem sen-
sibilisiert. An den höheren Fachschulen für Sozialarbeit
sieht die Lage etwas anders aus. Dort wird diese Pro-
blematik als wichtiges Thema erachtet, aber je nach
Schule werden sehr unterschiedliche Kurse erteilt. Bei

Praktika in Institutionen, welche Drogenkonsumierende
betreuen, erwerben die Studierenden der verschiede-
nen Berufe auch praktische Kenntnisse39.

In den meisten Berufen gibt es zudem nur wenige
Möglichkeiten für eine Spezialisierung im Drogen- oder
Suchtbereich. Es werden jedoch Anstrengungen unter-
nommen, insbesondere in der Medizin, um zu errei-
chen, dass die Suchttherapie von der Verbindung der
Schweizer Ärztinnen und Ärzte (FMH) als eigene Fach-
richtung anerkannt wird. An den Fachhochschulen wer-
den Nachdiplomstudiengänge zum Thema Sucht ange-
boten oder sind geplant.

Die Fortbildung ist meist regional organisiert und wird
von den Berufsverbänden oder privaten Institutionen
durchgeführt. Manchmal bieten auch die höheren
Fachschulen für Sozialarbeit während kurzer Zeit derar-
tige Fortbildungen an.

Ziele und Strategie des BAG

Ziele

Gemäss dem Betäubungsmittelgesetz (Art. 15c Abs. 3)
hat der Bund die Aufgabe, die Ausbildung des Fach-
personals für die Behandlung betäubungsmittelabhän-
giger Personen zu fördern. Infolgedessen ist das BAG
im Bereich der Fort- und Weiterbildung aktiv. Sein
oberstes Ziel ist der Ausbau des medizinischen und
sozialen Unterstützungsnetzes. Dies soll folgendermas-
sen erreicht werden:
• durch eine Erhöhung der Anzahl Spezialisten, die

über eine gute Ausbildung im Suchtbereich verfügen
• durch eine Verbesserung der beruflichen Qualifikation

der Akteure
• durch die Förderung der berufsübergreifenden

Zusammenarbeit 4.
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Strategie

In einer ersten Phase entschied sich das BAG für eine auf
die Berufsverbände abgestützte Fortbildungsstrategie. Zu
diesem Zweck wurden in der Deutsch- und der West-
schweiz Weiterbildungsstellen geschaffenhh. Aufgrund
der Resultate einer Studie, die gewisse Struktur-
schwächen der für diese Projekte zuständigen Institutio-
nen aufgedeckt hatte, wurde diese Strategie jedoch auf-
gegeben40.

Aufgrund der Empfehlungen einer zweiten Studie38

entwickelte das BAG eine andere Strategie. Diese
strebt die Strukturierung und Organisation einer berufs-
spezifischen und berufsübergreifenden Fortbildung in
den Bereichen Drogen und Alkohol an. Mit diesem
Angebot sollen die Bedürfnisse sämtlicher Akteure
(Fachleute, punktuell Betroffene und Freiwillige) 41

abgedeckt werden. Ausserdem soll die Fortbildung
institutionalisiert werden, indem die Organisation und
Durchführung der Kurse den Universitäten, Fachhoch-
schulen und Fachschulen übertragen wird, welche
bereits die Grundausbildung anbieten. Diese Strategie
sollte auch zu einer besseren Qualität der Kurse beitra-
gen und schliesslich eine Zertifizierung der Fortbildung
einführen. Mit der Ausschreibung der Aktivitäten und
dem dadurch entstehenden Wettbewerb zwischen den
Institutionen soll zudem die Qualität des Angebots opti-
miert werden.

In organisatorischer Hinsicht legt eine Expertenkom-
mission (EK) für die Ausbildung im Suchtbereich
zunächst die betroffenen Berufsfelder fest. Anschlies-
send bestimmt die Kommission eine Instanz, die für die
Umsetzung der Module in den einzelnen Bereichen
zuständig ist ii. Schliesslich lanciert die Expertenkom-
mission alle zwei Jahre eine Ausschreibung und
gewährt den verantwortlichen Institutionen Finanzmittel
für die Durchführung der Ausbildungsmodule. Diese
Module können von der verantwortlichen Instanz selber
oder von Dritten erteilt werden, die sich so als "Modul-
produzenten" betätigen. Während bei berufsübergrei-
fenden Modulen die Expertenkommission für die Aus-
wahl der Themen und Inhalte zuständig ist, haben die
verantwortlichen Institutionen bei den berufsspezifi-
schen Modulen freie Hand.

Für die Grundversorger wurde eine besondere Aktion
entwickelt, die ausserhalb des oben erwähnten Pro-
gramms durchgeführt wird. Um ihre Leistungen zu ver-
bessern und die Zahl der an der ärztlichen Verschreibung
von Methadon beteiligten Ärzte zu erhöhen, hat sich das
BAG für die Schaffung von Unterstützungsnetzwerken
eingesetzt und einige strategische Überlegungen zu die-
sem Thema angestellt42.

Schliesslich hat das BAG auch verschiedene andere
Fortbildungsaktivitäten im Bereich der Prävention und
der Behandlung unterstützt. Diese wurden in den vor-
hergehenden Kapiteln bereits beschrieben.

Umsetzung und durchgeführte Akti-
vitäten

Programm der Modulkurse

Im Rahmen der Umsetzung des neuen Fortbildungs-
konzepts bewilligte die Expertenkommission die exter-
nen Mandate, welche für die Profilbildung für sämtliche
Berufe sowie für die West- und Deutschschweiz not-
wendig sind. Einige davon sind noch nicht abgeschlos-
sen. Ausserdem wurden neun verantwortliche Institutio-
nen bestimmt. Nicht abgedeckt ist einzig der Beruf der
Psychologen in der Romandie. Die Festlegung von
Ausbildungsprofilen bot einen geeigneten Rahmen für
die Erarbeitung von Modulen durch die verantwortli-
chen Institutionen.
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hh In der Westschweiz handelt es sich um das Programm ARIA, das

vom Groupement romand d’études sur l’alcoolisme et les toxicoma-

nies (Westschweizer Vereinigung für Alkohol- und Suchtforschung –

GREAT) geleitet wird. Für das Deutschschweizer Programm Con-

vers ist der Verband Sucht- und Drogenfachleute Deutschschweiz

(VSD) zuständig. Das BAG hat diese beiden Programme bis 1999

unterstützt.

ii Als wichtigste Untergruppen sind hier die Ärzte/Psychiater, die Sozi-

alarbeiter, das Pflegepersonal, die Psychologen sowie eine Katego-

rie "Andere" vertreten, der Akteure ohne Tertiärabschluss

angehören.



Die allgemeine Organisation des Fortbildungssystems
wurde jedoch in der Deutsch- und der Westschweiz
unterschiedlich gestaltet. Während die Fortbildung in
der Deutschschweiz wie geplant umgesetzt wurde,
gründete man in der Westschweiz eine Vereinigung von
Ausbildungsinstitutionenjj. Diese dient als Vermittler
zwischen der Expertenkommission und den verant-
wortlichen Institutionen. Dem Verband gehören sämtli-
che Fortbildungsakteure der Westschweiz an. Im Tessin
ist hingegen bisher lediglich die wichtigste verantwortli-
che Institution bestimmt worden.

Die Module decken die fünf Berufskategorien ab, die
der Zielgruppe angehören, nämlich die Ärzte und Psy-
chologen, das Pflegepersonal, die Sozialarbeiter und
"Andere" kk. Die Grenzen zwischen den berufsspezifi-
schen und den berufsübergreifenden Modulen sind
fliessend. So kommt es vor, dass gewisse Kurse zum
Teil in berufsspezifischen Modulen, zum Teil aber auch
in berufsübergreifenden Modulen angeboten werden.
Die Kurse werden von 21 anerkannten Ausbildungsin-
stitutionen erteilt (FH, Universitäten usw.) und von der
Expertenkommission sowie dem BAG zugelassen.
Normalerweise dauert ein Ausbildungsmodul drei Tage.

Abgesehen von einem leichten Anstieg im Jahr 2000,
der auf die Deutschschweiz zurückzuführen war, bleibt
die Zahl der angebotenen Module stabil. Während das
Angebot in der Westschweiz vorwiegend an Ärzte (bis
zu fünf von sechs Modulen im Jahr 2000) gerichtet war,
wurden in der Deutschschweiz am meisten die Sozial-
arbeiter (50% der Module) und die Kategorie "Andere"
(25%) angesprochen. In beiden Sprachregionen dauer-
ten die Module in etwa gleich lang: Während die
Anzahl Tage pro Teilnehmer in der Deutschschweiz im
Schnitt bei 3.52 lag, waren es in der Westschweiz im
Schnitt 3.18 Tage.

In der Deutschschweiz war die Teilnehmerzahl an den
Modulen immer etwa gleich hoch (durchschnittlich 17.5
Personen/Modul). In der Westschweiz hingegen wurde
ein starker Rückgang festgestellt (7.5 Teilnehmer im
Jahr 2001 gegenüber 16 Teilnehmern im Jahr 1999).
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Tabelle 5.4

Anzahl der durchgeführten Module und Beteiligung

Anzahl Module Anzahl Teilnehmer Entwicklung

Berufskategorien 1999 2000 2001 1999 2000 2001 Module Teilnehmer

Ärzte 9 11 8 173 158 117 � �

Psychologen 3 5 1 54 85 16 � �

Pflegepersonal 1 1 1 23 12 9 � �

Sozialarbeiter 11 7 14 173 133 223 � �

"Andere" 1 6 6 16 98 98 � �

Total 25 30 30 439 486 463 � �

jj Fédération romande des organismes de formation dans le domaine

des dépendances (FORDD).

kk Zu dieser Kategorie gehören die Mitarbeiter der auf Suchtfragen spe-

zialisierten Zentren, die über keinen Tertiärabschluss verfügen.



Unterstützung der Grundversorger

In den Jahren 1998 bis 2000 wurden in den einigen
Westschweizer Kantonen (Genf, Wallis, Freiburg und in
der Region BEJUNE) unter der Bezeichnung MedRo-
Tox Projekte zur Unterstützung der Grundversorger lan-
ciert. Im Tessin wurde das entsprechende Projekt unter
der Bezeichnung MeTiTox zusammengefasst. Sämtli-
che Zielkantone und – regionen verfügen über einen für
die Koordination des Netzes zuständigen Arzt oder
eine entsprechende Ärztegruppe.

Im Rahmen von MedRoTox/MeTiTox wurden verschie-
dene Aktivitäten realisiert. So ist in den meisten Kanto-
nen/Regionen eine Hotline in Betrieb und es gibt Grup-
pen für den Erfahrungsaustausch. Es wurden auch
punktuelle Fortbildungskurse durchgeführt, die regen
Zulauf fanden, wenn sie in ein bereits bestehendes
Programm eingebettet waren. In Genf wurde mit den
Krankenkassen ein Abkommen zur Verbesserung der
Arbeitsbedingungen ausgehandelt. Dieses ermöglichte
für 350 Patienten, die sich einer Methadonbehandlung
unterzogen, die Garantie einer Rückzahlung privater
medizinischer Leistungen. Schliesslich wurde den Ärz-
ten in allen am Programm beteiligten Kantonen ein
Arbeitsordner zur Verfügung gestellt 43.

Im Frühling 2000 wurde die Westschweizer Gesell-
schaft für Suchtmedizin (westschweizerische Gesell-
schaft für Suchtfragen – COROMA) gegründet, mit der
das Unterstützungsnetz für Grundversorger ausgebaut
wurde. Diese Gesellschaft wird von einem wissen-
schaftlichen Zentrum unterstützt, das an den Divisions
d’abus de substances der Universitäten Lausanne und
Genf eröffnet wurde. Sie nimmt unter anderem an der
Organisation der jährlichen Fortbildungstage teil, veröf-
fentlicht eine halbjährlich erscheinende Zeitschrift, hat
eine Website ll gestaltet und war massgeblich an der
Gründung der Schweizerischen Gesellschaft für Sucht-
medizin (SSAM) beteiligt.

Beurteilung der Aktion des BAG

Angemessenheit der Ziele und der Strategie

Mit seiner neuen Strategie passt sich das BAG einer
Situation an, in der zweifellos ein grosser Fortbildungs-
bedarf besteht, jedoch nur beschränkte Kenntnisse für
die Planung eines Angebots vorhanden sind. Die Ent-
wicklung eines spezifischen Angebots für die verschie-
denen Berufe und Sprachregionen, das in den bereits
mit der Grundausbildung beauftragten Institutionen ein-
gebettet ist, erscheint in Anbetracht des gegenwärtigen
Kontextes somit als angemessen. Dank der mit dem
BAG-Programm bewirkten Strukturierung der Fortbil-
dungsanbieter sollte es ausserdem möglich sein, die
Evaluation zu verbessern und die vielfältigen in der
Schweiz bestehenden Bedürfnisse zu berücksichtigen.

Diese Strukturierung des Angebots wurde in den bei-
den Sprachregionen jedoch unterschiedlich gehand-
habt. So entwickelte sich der Westschweizer Verband
zu einem regionalen Vermittler und änderte somit das
vom BAG vorgesehene Konkurrenzprinzip zwischen
den Leistungsträgern. Im Zentrum stand der Wunsch
nach einem Zusammenschluss und einer vernetzten
Arbeit, welche die Zusammenarbeit und Interdisziplina-
rität im Ausbildungsbereich begünstigt. Hingegen
befürwortete die Expertenkommission mit ihrem Kon-
zept eine eher dezentrale Vorgehensweise.

Angesichts dieser Situation stellt sich die Frage nach
der Angemessenheit des Konkurrenzprinzips zwischen
den Leistungserbringern in einem Umfeld, das gleich-
zeitig durch zwei Faktoren geprägt ist : durch die
beschränkte Zahl der Ausbildungsinstitutionen und
durch das Bedürfnis, die Arbeit der Ausbilder mittelfri-
stig zu stabilisieren. Da in der Deutsch- und der West-
schweiz zwei verschiedene Modelle nebeneinander
bestehen, wird es künftig möglich sein, deren Entwick-
lung zu beobachten und die jeweiligen Vorzüge zu
beurteilen, um damit eine globale Verbesserung des
Ausbildungsangebots zu erreichen. Während der Eva-
luation des Fortbildungskonzeptes des BAG wurde
bereits eine erste Erkenntnis gewonnen. So hat das
Bundesamt unter anderem empfohlen, dass sich die
Berufsverbände vermehrt an der Bestimmung der
Bedürfnisse und Ausbildungsinhalte beteiligen44. Das
auf Anregung der FORDD17 entwickelte "Certificat en
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addiction" ist ausserdem das Resultat eines berufsü-
bergreifenden Bildungsgangs in der Westschweiz.

Die Projekte MedRoTox/MeTiTox in der Westschweiz
und im Tessin erlaubten es, die Methadon verschrei-
benden Ärzte zu unterstützen. Ausserdem wurden
dadurch die Grundversorger vermehrt auf die Bedeu-
tung der Suchtprobleme aufmerksam gemacht. Der
Ansatz, bei dem die Ausbildung und die Unterstützung
durch Peergroups im Vordergrund standen, wurde von
den Ärzten sehr geschätzt. Indem diese Projekte den
Aufbau von Netzwerken der Akteure förderten, ermög-
lichten sie eine verbesserte Zusammenarbeit insbeson-
dere zwischen den Methadon verschreibenden Medi-
zinalpersonen und den Kantonsärzten. Allgemeiner
betrachtet haben diese Projekte auch den Vorteil, dass
sie sich auf einen bereits bestehenden lokalen Kontext
stützen können, eine grosse Flexibilität ermöglichen
und dass dafür nur geringe Investitionen erforderlich
sind. Künftig wird es somit darum gehen, dieses Modell
in anderen Regionen der Schweiz einzuführen.

Stand der Umsetzung und durchgeführte
Aktivitäten

Im Bereich der Ausbildung des MaPaDro wird eine
Erhöhung der Anzahl ausgebildeter Spezialisten, eine
allgemeine Verbesserung der beruflichen Qualifikation
sowie die Förderung der Kooperation zwischen den
Berufen angestrebt. Sämtliche in diesem Bereich
durchgeführten Arbeiten tragen zur Erreichung dieser
Ziele bei.

Bezüglich der Entwicklung der angebotenen Module
sowie der Teilnehmerzahl lassen sich grosse Unter-
schiede zwischen der Deutsch- und der Westschweiz
feststellen. Diese können zweifellos teilweise auf die
Besonderheiten bei der Organisation des Angebots in
der Westschweiz zurückgeführt werden. Die in der
FORDD zusammengefassten Ausbildungsangebote
beschränken sich nämlich nicht auf die vom BAG finan-
zierten modularen Lehrgänge, sondern umfassen auch
Angebote anderer Berufsverbände und Institutionen.
Dies führt zu einem Wettbewerb unter dem Ausbil-
dungsangebot innerhalb der FORDD, was die
schwächere Beteiligung an den durch die Experten-
kommission finanzierten Modulen erklären könnte. Es

wäre somit zu begrüssen, dass die verschiedenen
Angebote besser bekannt gemacht werden, damit die
Kursteilnehmer die Angebote besser ihren Bedürfnis-
sen und ihrem Ausbildungsgang entsprechend aus-
wählen können. Trotzdem stellt sich die Frage, ob
Module, die sich im Schnitt an weniger als zehn Perso-
nen richten, noch den festgelegten Zielen entsprechen.

Bisher nahm die Expertenkommission keinerlei Einfluss
auf den Inhalt der berufsübergreifenden Module. Dadurch
hat sich die Umsetzung dieses Programmteils verzögert
und es wurde nicht gezielt nach bestehenden Lücken
geforscht. Im Übrigen besteht eines der Anliegen der
Expertenkommission darin, das Ausbildungsangebot
allen Betroffenen und insbesondere den Berufen zugäng-
lich zu machen, die punktuell mit Suchtproblemen kon-
frontiert sind. Auch diese Entwicklung fand nicht statt.
Eine derartige Erweiterung des Angebots auf andere
Berufskategorien wäre jedoch erstrebenswert, insbeson-
dere im Hinblick auf die Entkriminalisierung des Canna-
biskonsums, wie sie mit der geplanten Revision des
Betäubungsmittelgesetzes angestrebt wird.

Bislang wollte man mit dem Programm hauptsächlich
eine Verbesserung der beruflichen Qualifikationen der
Beteiligten erreichen. Ein weiteres, längerfristiges Ziel ist
die Integration des Suchtthemas in die an den Universitä-
ten und Fachschulen erteilten Grundausbildungen. Noch
sind in diesem Bereich kaum Fortschritte feststellbar. Und
die Zertifizierung der Fortbildungen, ein weiteres Pro-
grammziel, erfolgte erst in wenigen Fällen.

Die wichtigsten Empfehlungen

Wir empfehlen:
• die Projektmodelle MedRoTox und MeTiTox gesamt-

schweizerisch einzuführen und zu verankern;
• die Entwicklung des Rahmenprogramms in der

Deutsch- und der Westschweiz zu vergleichen, ins-
besondere um die Dauerhaftigkeit und Qualität des
Ausbildungsangebots zu prüfen; die Strategie sollte
dementsprechend gesamtschweizerisch optimiert
werden;

• berufsübergreifende Module, Ausbildungskurse für
punktuell betroffene Berufe, die Integration des
Suchtthemas in die Grundausbildung und die Zertifi-
zierung der Fortbildung weiter zu entwickeln.
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Forschung

Allgemeine Situation in der Schweiz

Die Schweizer Politik im Bereich der Forschung basiert
auf dem Forschungsgesetz (FG) aus dem Jahr 1983. Ziel
dieses Gesetzes ist es, die wissenschaftliche Forschung
zu unterstützen und die Umsetzung und Bekanntma-
chung ihrer Resultate zu fördern. In diesem Gesetz ist die
finanzielle Unterstützung der freien Forschung (etwa drei-
viertel der Mittel), deren wichtigsten Ziel die Sicherstel-
lung der wissenschaftlichen Ausbildung und Qualität ist,
und der sogenannten orientierten Forschung vorgesehen.
Diese wird in Form von Nationalen Forschungsprogram-
men (NFP), Schwerpunktprogrammen (SPP) sowie spezi-
ellen Programmen (z.B. HIV/Aids) umgesetzt, mit denen
die Kenntnisse zu bestimmten Themen vertieft werden
sollen. Für die Förderung der Forschung ist vor allem der
Schweizerische Nationalfonds (SNF) zuständig. Bisher
spielte das Suchtthema unter den im Rahmen dieser
Politik subventionierten Themen nur eine Nebenrolle. Die
Bundesverwaltung verfügt auch über eigene Mittel zur
Förderung von Forschungsarbeiten, mit deren Hilfe sie
sich das für ihre Aktivitäten erforderliche Expertenwissen
aneignen kann.

Bedürfnisse

Die zunehmenden Probleme im Zusammenhang mit
dem Drogenkonsum seit Ende der 1980er Jahre führ-
ten dazu, dass ein neuer Bedarf nach den im Umgang
mit diesem Phänomen notwendigen Kenntnissen ent-
stand. Die Aktion der öffentlichen Körperschaften
(Bund, Kantone, Städte), der Institutionen (Kliniken,
Heime, Beratungsstellen) und der Fachleute (Ärzte,
Sozialarbeiter) muss sich auf ein Wissen stützen kön-
nen, das es ermöglicht, die Zweckmässigkeit und Effizi-
enz der durchgeführten Aktionen zu optimieren. Vor
allem werden Kenntnisse über die Zielbevölkerung
(Drogenkonsumierende) und ihr soziales Umfeld, die
verschiedenen Interventionsmethoden (Prävention,
Behandlung, Schadenminderung) und ihre Wirkungen,
die Programme und die Politik im Drogenbereich sowie
deren Auswirkungen benötigt.

Um qualitativ hoch stehende Forschung betreiben zu
können, muss diese Aufgabe Universitätsinstituten und
Forschungszentren anvertraut werden, da diese über die
notwendigen Kompetenzen und Infrastrukturen verfügen.
Die Mobilisierung der Wissenschaftler stellt in diesem
Bereich somit ebenfalls ein Bedürfnis dar.

Schliesslich ist die Forschung im Drogenbereich auf
finanzielle Unterstützung angewiesen, welche oft nicht
von den Gemeinde- und Kantonsbehörden geleistet wer-
den kann. Meist braucht es ein Engagement des Bun-
des, damit die Forschungsarbeiten durchgeführt werden
können.
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Angebot/Mittel

Die zunehmende Beteiligung des Bundes an der
Bekämpfung der Drogenprobleme hatte zur Folge,
dass für die Forschung deutlich höhere Mittel zur Verfü-
gung gestellt wurden. Dies erfolgte mittels einer
Erhöhung der Budgets für die Forschung im Rahmen
des MaPaDro. Infolgedessen entwickelte sich das BAG
in diesem Bereich zu einem Hauptakteur in der
Schweiz.

Die Entwicklung der Forschung in den 1990er Jahren
trug zu einer Steigerung der Kompetenzen und einer
Spezialisierung gewisser Institutionen in diesem
Bereich bei. So beschäftigt sich das 1994 in Zürich
gegründete Institut für Suchtforschung hauptsächlich
mit der Interventionsforschung im Bereich der Substitu-
tionsbehandlungen und stationären Therapien. Die
Schweizerische Fachstelle für Alkohol- und andere
Drogenprobleme (SFA) in Lausanne hingegen ist unter
anderem für die Sammlung epidemiologischer und ätio-
logischer Daten in den Bereichen legale und illegale
Drogen zuständig. Die Institute für Sozial- und Präventi-
vmedizinmm, mehrere Universitätennn psychiatrische
Dienste sowie Dienststellen der Kinder- und Jugendp-
sychologieoo in der Schweiz haben ebenfalls Kompe-
tenzen im Zusammenhang mit Suchtproblemen erwor-
ben.

Ziele und Strategie des BAG

Die Forschungspolitik des BAG im Suchtbereich stützt
sich auf zwei Vorschriften des Bundes. So wird einer-
seits bei den Massnahmen zur sogenannten sektoriel-
len Forschung des Bundes präzisiert, dass dieser mit
den für die Forschungsaktivitäten der Bundesverwal-
tung zur Verfügung gestellten Mitteln die Möglichkeit
haben sollte, durch die Beschaffung von wissenschaftli-
chen Daten ein Expertenwissen zu erwerben45. Ande-
rerseits ist in Artikel 15c Absatz 1 des Betäubungsmit-
telgesetzes festgehalten, dass der Bund die
wissenschaftliche Forschung über die Wirkungsweise
der Betäubungsmitteln sowie die Ursachen, Auswir-
kungen und Bekämpfungsmöglichkeiten des Betäu-
bungsmittelmissbrauchs mit Mitteln oder andern Mas-
snahmen fördern soll.

Ziele

Ziel der Forschungspolitik des BAG ist es, die für eine
rationale Beschlussfassung notwendigen Daten zu
beschaffen und bereitzustellen, um die Interventionen
sowie die Politik im Zusammenhang mit dem Drogen-
konsum unterstützen und steuern zu können. Zu den
weiteren Forschungszielen gehört es, vorgefasste
Ideen in Frage zu stellen, Ersatzlösungen für die derzeit
übliche Praxis zu entwickeln und diese mit geeigneten
Methoden zu überprüfen. Um diese Ziele zu erreichen,
ist die Mitwirkung der Sozialakteure, Institutionen und
privaten Organisationen auf lokaler, regionaler, nationa-
ler und internationaler Ebene unerlässlich.
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mm Insbesondere das IUMSP in Lausanne (Globalevaluation der Mas-

snahmen des Bundes im Bereich der illegalen Drogen) sowie die

ISPM in Bern und Zürich (Forschung und Evaluation im Zusammen-

hang mit der Tabakproblematik).

nn Lausanne (Kriminologie, Psychologie und Wirtschaftspolitik DEEP),

Genf (gesetzgebende Aspekte – CETEL), Freiburg (Psychologie und

Journalismus), Neuenburg (wirtschaftliche Aspekte – IRER), Bern

(Psychologie, Pharmakologie, Ethnologie und Fortbildung), Zürich

(Psychologie), ETH Lausanne (städtebauliche Aspekte – IREC), usw.

oo Service universitaire de psychiatrie de l’enfant et de l’adolescent

(SUPEA) in Lausanne, HCU Genf (Abteilung Psychiatrie, Division des

abus de substances), die psychiatrischen Polikliniken der Universitä-

ten Lausanne, Zürich und Basel (PUK), die psychiatrischen Dienste

der Universität Bern (UPD) usw.



Strategie

Die wichtigsten Fragestellungen und Forschungsthe-
men des BAG sind:
• Wie wirken die Drogen (Grundlagenforschung in der

Pharmakologie und Neurologie)?
• Wie viele Personen sind betroffen und welche

gesundheitlichen Folgen sind nachgewiesen (Epide-
miologie)?

• Wie entsteht und entwickelt sich das Problem des
Substanzgebrauchs (ätiologische Forschung)?

• Wie soll auf den Substanzgebrauch Einfluss genom-
men werden (Interventionsforschung)?

• Welche Wechselwirkung besteht zwischen dem Sub-
stanzgebrauch und dem sozialen Umfeld (Gesell-
schaftsforschung)?

• Welche Wirkungen haben die ergriffenen Massnah-
men (Evaluationsforschung)?

Eine interne Koordinationsgruppe des BAG, welcher
Vertreter der wichtigsten Einheiten sowie der betroffe-
nen Sektionen angehören, wurde damit beauftragt, Pri-
oritäten zu setzen und Forschungsaufträge zu bestim-
men. Es können auch externe Experten hinzugezogen
werdenpp.

Die Vergabe von Forschungsaufträgen erfolgt nach
zwei Verfahren:
• Die Ausschreibung, die je nach aufgewendeten Mit-

teln nach dem Einladungsverfahren oder durch eine
öffentliche Ausschreibung erfolgt. Das BAG fordert
die Bewerber somit gelegentlich zur gegenseitigen
Kooperation auf.

• Spontan an das BAG gerichtete
Forschungsprojekteqq. Damit diese finanziert werden,
müssen sie dem forschungspolitischen Konzept ent-
sprechen oder besonders innovativ sein rr.

Umsetzung und durchgeführte Aktivitäten

Die drei Interventionsforschungen über die ärztliche
Verschreibung von Heroin (HeGeBe)ss, die Sekundär-
prävention (supra-f) tt sowie den Entzug (Swi-De-Co)uu,
sind die wichtigsten Projekte, die das BAG im Evaluati-
onszeitraum finanziert hat. Anschliessend folgen die
Ätiologieforschung und die Gesellschaftsforschung. Zur
Grundlagenforschung wurden hingegen nur wenige

Aufträge erteilt. Die epidemiologische und die Evaluati-
onsforschung werden in den folgenden Kapiteln darge-
stellt.

Bezüglich der ärztlichen Verschreibung von Heroin sind
noch verschiedene Analysen und Bewertungen der
Daten aus der experimentellen Forschung (PROVE)vv

im Gang. Mit der Institutionalisierung dieser Verschrei-
bung (HeGeBe) wird die Forschung neu auf das Moni-
toring der Behandlungen, die Patientenkohorte sowie
die Evaluation der bei den Patienten festgestellten psy-
chischen Co-Morbidität ausgerichtet.

Das Programm supra-f umfasst eine experimentelle
Forschungsarbeit, welche sich mit der Klientel von
zwölf sozialpädagogischen Hilfsprogrammen in der
Deutsch- und der Westschweiz befasst. Diese Projekte
richten sich an Jugendliche zwischen zwölf und zwan-
zig Jahren, die als suchtgefährdet erachtet werden.
Wichtigstes Ziel der Forschung ist die Sammlung wis-
senschaftlicher Daten über die Effizienz der an diese
Jugendlichen gerichteten Sekundärpräventionsmas-
snahmen. Es handelt sich um eine Studie, welche die
Entwicklung der Heranwachsenden, welche die Ange-
bote der supra-f-Projekte in Anspruch nehmen, mit der-
jenigen einer Testgruppe vergleicht. Die Studie dauert
von 1999 bis 2005. Die Zwischenresultate wurden kürz-
lich vorgestellt, sind aber noch nicht publiziert worden.

99

Monitoring und Beurteilung des MaPaDro Phase 4

pp Für gross angelegte Forschungsaufträge wurde ein internationaler

Expertenausschuss beigezogen. Vereinzelt wurden die Experten

auch um eine Teilnahme an einer Peer Review der Artikel ersucht,

die im Rahmen der in Auftrag gegebenen Forschungsarbeiten veröf-

fentlicht worden sind.

qq Es geht um die sogenannte freie Forschung, für die etwa 20% der

Mittel aufgewendet werden.

rr Die Auswahlkriterien können auf der Website des BAG konsultiert

werden.

ss Heroingestützte Behandlung.

tt Suchtpräventions-Forschungsprogramm.

uu Swiss Detoxification Coordination

vv Projekt zur Verschreibung von Betäubungsmitteln.



Swi-De-Co ist eine multizentrische Studie, mit der 
vergleichbare Daten im Bereich des Entzugs (Heroin)
gesammelt werden sollen. Ziel ist es, die Effizienz der
Behandlungen anhand folgender Kriterien zu bewerten:
Erfolg des Entzugsprogramms, Patientenkomfort
während des Programms, Drogenkonsum und 
Verbesserung der psychosozialen Aspekte nach 
erfolgtem Entzug. Die Resultate dieser Studien sollten
2002 vorliegen.

Unter den ätiologischen Studien können insbesondere
die klinischen Studien über die Betreuung von Heran-
wachsenden erwähnt werden, die Suchtmittel mis-
sbrauchen oder von solchen abhängig sind. Ebenfalls
erwähnenswert sind zwei ethnologische Studien – die
eine zum Thema "Migration und Drogen", die andere
über die Vorstellungen im Zusammenhang mit dem
Heroinkonsum – sowie eine Studie zu den Biographien
von "Drogenkarrieren". Die sogenannten Gesell-
schaftsforschungen befassen sich vor allem mit rechtli-
chen Fragen, der Entwicklung der Kriminalität oder den
sozialen Kosten des Konsums illegaler Drogen in der
Schweiz.

Seit 2000 werden die Daten über die vom BAG finan-
zierten Forschungsarbeiten systematisch in der Daten-
bank ARAMISww erfasst. Mit dieser Datenbank sollen
die Forschungen des Bundes besser verwertet und
bekannt gemacht sowie Fachleute und Entscheidungs-
träger besser informiert werden.

Das BAG fördert auch die Valorisierung von Studien, zu
deren Finanzierung oder Mitfinanzierung es durch die
Durchführung von Konferenzen sowie die Unterstüt-
zung der Herausgabe von Büchern, Broschüren oder
wissenschaftlichen Artikeln beigetragen hat. Seit 1997
veröffentlicht es auch eine Zusammenstellung der
wichtigsten Studien, die es in Auftrag gegeben hat46.
Diese Publikation erschien kürzlich in einer aktualisier-
ter vierbändigen Ausgabe47-50.

Beurteilung der Aktion des BAG

Angemessenheit der Ziele und der Strategie

Im Forschungsbereich wird das BAG mit zweierlei
Anforderungen konfrontiert. Einerseits soll es die Ent-
wicklung der Forschung über den Drogenkonsum in
der Schweiz unterstützen und lenken. Andererseits soll
es Forschungen zur Unterstützung seines eigenen Pro-
gramms in Auftrag geben. Auch wenn diese beiden
Anliegen keinesfalls immer unvereinbar sind, basieren
sie doch auf einer unterschiedlichen Logik.

Auch bei der Überprüfung der Zielen und Methoden
sowie der Strategie des BAG lässt sich diese Ambiva-
lenz feststellen. Während bei den Zielen und der Stra-
tegie die allgemeinen Bedürfnisse in der Schweiz im
Vordergrund stehen, werden die Projekte und die Auf-
tragnehmer nach einem internen Verfahren ausgewählt,
das sich hauptsächlich nach den Bedürfnissen des
BAG richtet. Deshalb lässt sich nur schwer einschät-
zen, ob die Arbeiten in diesem Bereich mit den Bedürf-
nissen übereinstimmen. Es lässt sich auch nicht fest-
stellen, warum gewissen Forschungsthemen
gegenüber anderen der Vorzug gegeben wurde.

An dieser Stelle ist anzufügen, dass dank der Erarbei-
tung von Strategien für die Forschung, die Ausschrei-
bungsverfahren, den beratenden Expertenausschuss,
die Kredite für die freie Forschung sowie die Präsenta-
tion der Forschungsarbeiten auf ARAMIS die Verfahren
für die Auswahl und Kontrolle der Forschungen trans-
parenter gestaltet werden konnten als in der Vergan-
genheit. Trotzdem wurde der Kern des Problems noch
immer nicht getroffen. So liegen die Entscheidungen
über die Auswahl von Forschungsarbeiten in erster
(Definition der Themen) sowie letzter Instanz (Erteilung
des Auftrags) noch immer ausschliesslich in der
Zuständigkeit des BAG, obwohl die Forschungsarbei-
ten zu einer Erweiterung der allgemeinen Kenntnisse
führen sollten. Wie schon in der Vergangenheit wird bei
der Evaluation somit die Ernennung eines unabhängi-
gen Entscheidungsausschusses empfohlen, dem die
Verantwortlichen des BAG, aber auch die Experten auf
diesem Gebiet angehören. Abermals wird also das Ziel
darin bestehen, die Bedürfnisse des Bundesamtes auf
die in der Schweiz bestehenden Bedürfnisse abzustim-
men und übereinstimmende Entscheidungen über die
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Auswahl der Forschungsarbeiten, welche die Verbes-
serung des Nutzens sowie der Qualität der Forschung
begünstigen, zu treffen.

Stand der Umsetzung und durchgeführte
Aktivitäten

Ziel der Forschung im Rahmen des MaPaDro ist es, auf
wissenschaftlichen Grundlagen basierende Entschei-
dungen ("evidence based health policy") zu unterstüt-
zen, vorgefasste Ideen in Frage zu stellen und sich an
der Entwicklung neuer Aktionen zu beteiligen. Da das
BAG seit zehn Jahren zur Erweiterung der Kenntnisse
im Drogenbereich beiträgt, wurden diese Ziele teil-
weise erreicht. Mit Hilfe von Interventionsforschungen
förderte das BAG auch die Entwicklung einiger innova-
tiver Ansätze in diesem Bereich. Ebenfalls behandelt
wurden die verschiedenen vom ihm festgelegten For-
schungsthemen. In jüngster Zeit wurden ausserdem
Mandate zu neuen Inhalten (Wirksamkeit der Sekundär-
prävention und des Entzugs) erteilt. Auch weiterhin
werden zahlreiche Forschungen finanziert und die Valo-
risierung der Arbeiten wurde verbessert.

Angesichts ihrer grossen Zahl ist eine Beurteilung der
Umsetzung sämtlicher vom BAG finanzierter For-
schungsarbeiten im Rahmen der Evaluation nicht mög-
lich. Beurteilen lassen sich hingegen die Rahmenbedin-
gungen für die in Zusammenhang mit dem MaPaDro
durchgeführten Forschungsarbeiten. So wurden in den
letzten Jahren Systeme zur Qualitätssicherung der For-
schungen entwickelt. Dies erfolgte insbesondere durch
die Einsetzung einer Expertengruppe, die hinzugezo-
gen werden kann, sowie durch die Lancierung eines
Ausschreibungsverfahrens. Noch unklar ist hingegen,
ob diese Systeme auch tatsächlich genügen. Die Pro-
bleme bei der Umsetzung der Forschung supra-f sind
zweifellos ein Hinweis darauf, dass sich systemati-
schere Verfahren zur Qualitätssicherung als nützlich
erweisen könnten. So könnte das BAG für die von ihm
in Auftrag gegebenen Studien jeweils immer eine
Begleitgruppe (Board) einsetzen.

Die wichtigsten Empfehlungen

Wir empfehlen:
• einen gemischten unabhängigen Ausschuss zu bil-

den, der die Forschungsarbeiten und Auftragnehmer
auswählt ;

• Begleitgruppen für die Betreuung von Forschungs-
aufträgen einzusetzen, um die Forschungsqualität zu
verbessern;

• die Valorisierung der vom BAG unterstützten Arbeiten
weiter zu verbessern.

Epidemiologie

Die Epidemiologie ist die Fachrichtung, die sich mit der
Verbreitung von Krankheiten und ihren Determinanten
in der Bevölkerung befasst. Die Resultate der epide-
miologischen Studien dienen unter anderem der Steue-
rung der Interventionen und der Gesundheitspolitik.

Allgemeine Situation in der Schweiz

Bedürfnisse

Für die Erarbeitung von Interventionen sowie einer
Gesundheitspolitik im Zusammenhang mit den illegalen
Drogen werden im Wesentlichen folgende Informatio-
nen benötigt :
• das Ausmass und die Entwicklungen des Drogen-

konsums;
• die gesundheitlichen Probleme und der mit dem Dro-

genkonsum verbundene Bedarf an Gesundheits-
dienstleistungen;

• neu auftauchende Probleme im Bereich des Drogen-
konsums;

• die mit den Drogenproblemen verbundenen Risiko-
und Schutzfaktoren.

Epidemiologischer Daten werden hauptsächlich von den
öffentlichen Institutionen benutzt, genauer gesagt von
den Verantwortlichen des Gesundheit- und Sozialwe-
sens, sowie den Fachleuten, die bei der von Drogenpro-
blemen betroffenen Bevölkerung Interventionen durch-
führen. Solche Daten sind aber auch für die Gesamt-
bevölkerung interessant, vor allem wenn diese über die
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Einführung von Gesetzen oder Massnahmen im Zusam-
menhang mit der Drogenproblematik abstimmen soll.

Angebot/Mittel

Um das Ausmass und die Entwicklungen des Drogen-
konsums abschätzen zu können, werden hauptsächlich
Queruntersuchungen über das Verhalten der Gesamt-
bevölkerung, der Bevölkerung im Konsumalter und der
drogenkonsumierenden Personen durchgeführt. Für
solche Beurteilungen sind mindestens zwei Befragun-
gen in einem Zeitraum von zehn Jahren erforderlich. In
der Schweiz gibt es vier Queruntersuchungen zum
Gesundheitsverhalten der Gesamtbevölkerung (15 bis
74 Jahre) xx, der Schüler und Schülerinnen (11 bis 16
Jahre) yy, der Jugendlichen (15 bis 20 Jahre) zz sowie
der Gesamtbevölkerung im Alter von 17 bis 45
Jahrenaaa. Weitere – weniger regelmässig durchge-
führte – Queruntersuchungen befassen sich ebenfalls
mit der einen oder anderen Frage im Zusammenhang
mit dem Drogenkonsum (abweichendes Verhalten,
Rauschzustand).

Mit Hilfe weiterer Instrumente können die Daten über
den Konsum ergänzt und darüber hinaus auch die Fol-
gen des Konsums sowie der Pflegebedarf abgeschätzt
werden. Es handelt sich um vier Suchthilfestatistiken
für den stationärenbbb und den ambulantenccc Sektor
sowie für das Methadon-ddd und das
Heroinprogrammeee, zudem eine nationale Umfrage bei
der Klientel der niederschwelligen Einrichtungen fff, Sta-
tistiken der polizeilichen Anzeigen und der drogenbe-
dingten Todesfälleggg sowie Register der Infektions-
krankheiten und der ärztlichen Meldungenhhh.
Hingegen gibt es keine nationale Statistik über die dro-
genbedingten Spitaleinlieferungen.

Momentan gibt es in der Schweiz kein nationales
Frühwarnsystem. Die Erkennung neu auftauchender
Probleme erfolgt mit Hilfe von bestehenden Instrumen-
ten, durch den Informationsaustausch in den nationalen
Koordinationsforen und die Nachforschungen über
neue Entwicklungen, von denen Fachleute oder
Medien berichten51.

Längsschnittstudien werden in der Schweiz nur selten
durchgeführt. Diese stellen die klassischen Instrumente

zur Erkennung der mit einer Krankheit oder einem Ver-
halten verbundenen Risiko- und Schutzfaktoren dar. Nur
in wenigen Fällen wurde bei der Interventionsforschung
(PROVE, supra-f) oder Begleitforschung von Drogen-
konsumierenden auf ein solches oder ähnliches Studi-
enkonzept zurückgegriffen iii.

Nebst den Befragungen und den nationalen Studien
können die Kantone auch ihre eigenen Daten hinzuzie-
hen, um Entwicklungen und Probleme im Zusammen-
hang mit dem Drogenkonsum zu erkennen. Diese
Daten betreffen hauptsächlich die Klientel der Sozial-
und Gesundheitsdienste auf dem Gebiet des betreffen-
den Kantons. Da jedoch ein Bericht über die Situation
in sämtlichen Kantonen fehlt, können diese Daten nicht
auf nationaler Ebene verwendet werden.

102

Monitoring und Beurteilung des MaPaDro Phase 4

xx Schweizerische Gesundheitsbefragung (SGB) : Vom Bundesamt für

Statistik (BFS) dreimal durchgeführt (1992, 1997 und 2002). Die

Sekundäranalysen zum Drogenkonsum wurden von der Schweizeri-

schen Fachstelle für Alkohol- und andere Drogenprobleme (SFA)

erstellt.

yy Health behaviour in school-aged children (HBSC) : Von der SFA

sechsmal durchgeführt (78, 86, 90, 94, 98, 02).

zz Swiss multicentric adolescent health survey on health (SMASH): Von

den Instituten für Sozial- und Präventivmedizin in Lausanne und Bern

zweimal durchgeführt (92, 02).

aaa Evaluation der Aids-Prävention in der Schweiz: Vom IUMSP in Lau-

sanne von 1987 bis 1992 jährlich und danach dreimal durchgeführt

(1994, 1997, 2000).

bbb Statistik des Forschungsverbundes stationäre Suchttherapie (FOS):

Vom Institut für Suchtforschung (ISF) seit 1995 durchgeführt.

ccc Statistik der ambulanten Behandlung und Betreuung im Alkohol- und

Drogenbereich (SAMBAD): Vom BFS und der SFA seit 1995 durch-

geführt.

ddd Nationale Methadonstatistik: Vom BAG seit 1999 systematisch

durchgeführt.

eee Monitoring der Heroinbehandlungen: Vom ISF und vom BAG durch-

geführt.

fff Nationale Umfrage bei der Klientel niederschwelliger Einrichtungen,

die Spritzen abgeben: Vom IUMSP in Lausanne viermal durchgeführt

(1993, 1994, 1996, 2000).

ggg Vom Bundesamt für Polizei (fedpol. ch) durchgeführt.

hhh Vom BAG durchgeführt. Das Sentinella-Meldesystem deckte das

Thema des Drogenkonsums jedoch nur einmal ab, nämlich zu

Beginn der 1990er Jahre.

iii Siehe Bereich Forschung des MaPaDro.



Ziele und Strategie des BAG

Ziele

Die gesetzlichen Bestimmungen und die Ziele des BAG
im Bereich der Epidemiologie des Drogenkonsums
decken sich mit denjenigen im Forschungsbereich. So
soll die Datensammlung und – analyse gefördert werden,
damit anschliessend rationale Entscheide über die Inter-
ventionen und die Politik zur Verminderung der Drogen-
probleme getroffen werden können.

Strategie

Um dieses Ziel zu erreichen, möchte das BAG ein
nationales epidemiologisches Monitoring durchführen,
mit dem Basisdaten beschafft sowie die aktuellen und
künftigen Entwicklungen im Hinblick auf den Drogen-
konsum, die Sucht, die Morbidität, die Mortalität, die
Behandlungen und die drogenbedingte Kriminalität
ermittelt werden können. Danach gilt es, die Resultate
dieser Arbeiten bei den betreffenden Akteuren bekannt
zu machen.

Zur praktischen Umsetzung des Monitorings gehört die
Steuerung und Finanzierung verschiedener epidemiolo-
gischer Instrumente. Für den Einsatz dieser Instru-
mente und die Zusammenfassung der verfügbaren
Daten wurden verschiedenen Institutionen Aufträge
erteilt. Einige Instrumente unterstehen auch direkt der
Zuständigkeit des BAG (Methadonstatistik, Register der
Infektionskrankheiten).

Gemeinsam mit dem BFS will das BAG die Instrumente
und Verfahren für das epidemiologische Monitoring har-
monisieren. Erreicht werden soll dieses Ziel mit Hilfe
von zwei Neuerungen, nämlich mit der Einführung einer
umfassenden Suchthilfestatistik jjj und der Schaffung
einer nationalen Beobachtungsstelle für Drogen und
Drogensucht, die sich an das europäische Modell
anlehntkkk.

Umsetzung und durchgeführte Aktivitäten

Querbefragungen

Im Zuge der Umsetzung des epidemiologischen Moni-
torings wurden verschiedene Arbeiten ausgeführt. So
wurde die Querbefragung bei den 15-45-Jährigen (Eva-
luation der Aids-Prävention in der Schweiz) im Jahr
2000 erneut durchgeführt. Daneben wurden gestützt
auf die Befragung der Gesamtbevölkerung im Jahr
1997 (Schweizerische Gesundheitsbefragung) Sekun-
däranalysen über den Drogenkonsum erstellt. Drei
Befragungen werden derzeit wiederholt, nämlich dieje-
nigen zum Gesundheitsverhalten der Schüler und
Schülerinnen (HSBC), der Jugendlichen (SMASH) und
der Gesamtbevölkerung (Schweizerische Gesundheits-
befragung). Die entsprechenden Resultate sollten
2003-2004 vorliegen.
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jjj Harmonisierte Suchthilfestatistik als Informationsnetzwerk (Act-Info).

kkk Die Europäische Beobachtungsstelle für Drogen und Drogensucht

(EBDD) koordiniert insbesondere das REITOX-Netz, das Daten über

den Drogenkonsum der Gesamtbevölkerung, die Prävalenz des pro-

blematischen Konsums, die Anzahl Behandlungsgesuche sowie die

Mortalität und Prävalenz von Infektionskrankheiten bei den Drogen-

injizierenden in fünfzehn Länder sammelt.



Suchthilfestatistiken

Die Aufträge zu den Suchthilfestatistiken wurden bis
Ende 2003 weitergeführt. Im Evaluationszeitraum hat
sich die Beteiligung an diesen Statistiken nur geringfü-
gig verändert.

Noch immer gibt die Methadonstatistik lediglich Aus-
kunft über die Zahl der Therapie-Bewilligungen in der
Schweiz. Vierzehn Kantone setzen aber inzwischen ein
neues, standardisiertes Instrument ein (Fragebogen
und Erfassungssoftware), das demnächst eine
genauere Beschreibung der sich in Behandlung befind-
lichen Bevölkerung liefern wird. Die Zahl der an diesem
Projekt beteiligten Kantone steigt laufend und die neue
Statistik erfasst inzwischen fast die Hälfte (8000) der
Behandlungen in der Schweiz.

Die Beteiligung an der Statistik der ambulanten
Behandlung und Betreuung im Alkohol- und Drogenbe-
reich (SAMBAD) ist im Evaluationszeitraum gleich
geblieben. Allerdings werden zahlreiche Behandlungen
immer noch sowohl in der SAMBAD als auch in der
Methadonstatistik erfasst.

Das Monitoring zur Heroinbehandlung deckt sämtliche
laufenden Behandlungen ab.

Die Beteiligung an der Statistik des stationären Sektors
(FOS) ist stabil geblieben; diese Statistik erfasst die
wichtigsten Institutionen in der Schweiz.

Das Projekt Act-Info, mit dem eine Harmonisierung der
Suchthilfestatistiken angestrebt wird, ist weniger rasch
als erwartet vorangekommen. Im Jahr 2001 wurde ein
einheitlicher Fragebogen ausgearbeitet. Anschliessend
konnten in den verschiedenen Kategorien von Einrich-
tungen (ambulant und stationär, Alkohol und illegale
Drogen) Pilotversuche gestartet werden, auf deren
Basis dann der Fragebogen überarbeitet wurde. Aus-

serdem wurde eine Ausschreibung für die Entwicklung
einer Erfassungssoftware lanciert.

Anderes

Unter den Arbeiten zur Umsetzung und Verwertung der
epidemiologischen Daten sind die Arbeiten der SFA
sowie die Globalevaluation des MaPaDro hervorzuhe-
ben, die eine Lagebeurteilung zum Suchtmittelge-
brauch in der Schweiz darstellen. Ebenfalls erwähnens-
wert sind die Publikationen über die verschiedenen
Querbefragungen und Suchthilfestatistiken.

Eine Beobachtungsstelle für Drogen und Drogensucht
wurde noch nicht eingerichtet. Die Schaffung einer sol-
chen Stelle ist jedoch in der geplanten Revision des
Betäubungsmittelgesetzes vorgesehen (Art. 29c),
wobei Form, Standort und Aufgaben noch festgelegt
werden müssen.

Verschiedene Arbeiten für die Vorbereitung und Beglei-
tung der Revision des Betäubungsmittelgesetzes wur-
den vom BAG in Auftrag gegeben oder vom Bundes-
amt selber ausgeführt. Für drei internationale
Gutachten, die sich mit der Entkriminalisierung des
Cannabiskonsums befassten, wurden Aufträge an For-
schende in Kanada52, Italien53 und Deutschland54 ver-
geben. Ausserdem wurden eine ergänzende Analyse
der Daten der Schweizerischen Gesundheitsbefragung
und eine Umfrage zum Cannabiskonsum in der
Schweiz durchgeführt 55. Die Eidgenössische Kommis-
sion für Drogenfragen (EKDF) hat ebenfalls einen
Bericht zu diesem Thema erstellt lll. Im Mai 2002 wurde
schliesslich gemäss Artikel 29a der geplanten Revision
eine Ausschreibung für die wissenschaftliche Evalua-
tion des neuen Betäubungsmittelgesetzes publiziert.
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Tabelle 5.5 

Beteiligung an verschiedenen Statistiken

Methadon FOS SAMBAD HeGeBe

1999 2000 2001 1999 2000 2001 1999 2000 2001 1999 2000 2001

Zentren - - - 84 79 79 110 113 113 16 20 21

Kantone 8 9 14 19 18 19 26 25 24 8 11 11



Beurteilung der Aktion des BAG

Angemessenheit der Ziele und der Strategie

Die Verantwortung und Leitung eines nationalen epide-
miologischen Datensystems zum Drogenkonsum kann
nur der Bund übernehmen, wobei das BAG und das
Bundesamt für Statistik (BFS) die Ausführung dieser Auf-
gabe in die Hand nehmen können.

Momentan verfügt die Schweiz über ein recht umfas-
sendes System von epidemiologischen Instrumenten
im Bereich der illegalen Drogen. Die Querbefragungen
und Suchthilfestatistiken haben sich seit Ende der
1980er Jahre stark weiterentwickelt. Doch ungeachtet
der individuellen Fortschritte weist das System in
Bezug auf die Überwachung immer noch erhebliche
Mängel auf. Dies liegt in erster Linie daran, dass eine
klare Zielvorstellung fehlt. Die Instrumente, aus denen
das epidemiologische System besteht, sind nur unzu-
reichend koordiniert und harmonisiert, so dass eine
eigentliche Zersplitterung festzustellen ist. Dadurch ist
das angestrebte Ziel, die Einrichtung eines eigentlichen
Überwachungssystems für den Drogenkonsum, immer
noch nicht erreicht.

In seiner jetzigen Form ist das System zu wenig lei-
stungsfähig und vermag den vorhandenen Wissensbe-
darf nur teilweise zu decken. Trotz den vier Querbefra-
gungen und den vier Suchthilfestatistiken wurden
Ausmass und Entwicklungen des Drogenkonsums nur
zum Teil erfasst. Dasselbe gilt für die gesundheitlichen
Probleme und die mit dem Drogenkonsum verbunde-
nen Bedürfnisse im Gesundheitswesen. Die Erkennung
von auftauchenden Problemen erfolgt lediglich ad hoc
und stützt sich meist auf die persönliche Einschätzung
der Akteure an der Front. Ausserdem werden die mit
den Drogenproblemen verbundenen Risiko- und
Schutzfaktoren nur sporadisch behandelt.

Erste Priorität hat somit die Entwicklung eines Überwa-
chungsmodells durch das BAG. Dieses Modell soll die
bestehende Instrumente integrieren, harmonisieren und
stabilisieren. Wichtig ist auch, dass das BAG wirklich
die Verantwortung dafür übernimmt. Ausserdem sollte
es die genauen Verknüpfungen zwischen diesem Über-
wachungssystem, der nationalen Beobachtungsstelle
für Drogen und Drogensucht sowie den wissenschaftli-
chen Forschungsarbeiten zur Einführung des revidier-
ten Betäubungsmittelgesetzes festlegen. Zum jetzigen
Zeitpunkt sind diese Verbindungen unklar und die ver-
schiedenen Projekte scheinen jeweils einer eigenen,
nicht aufeinander abgestimmten Logik zu folgen.
Zudem sollte die Einführung eines Frühwarnsystems in
Betracht gezogen werden.

Stand der Umsetzung und durchgeführte
Aktivitäten

Ziel des BAG ist es, mit einem epidemiologischen
Monitoring Daten zu beschaffen und bereitzustellen,
auf deren Basis man rationale Entscheidungen über die
Interventionen und die politischen Massnahmen im
Drogenbereich treffen kann. Zu diesem Zweck hat das
BAG verschiedene Befragungen und Statistiken zum
Drogenkonsum und den Konsumierenden in Auftrag
gegeben oder selber durchgeführt. Anhand der gewon-
nenen Daten können gewisse aktuelle Entwicklungen
abgeschätzt werden. Hingegen fehlt beispielsweise
eine Beschreibung der aktuellen Entwicklung bei den
Partydrogen, was die Einführung von Interventionen
und angemessenen politischen Massnahmen
erschwert. Dies liegt daran, dass die epidemiologi-
schen Instrumente hinsichtlich Methode, Periodizität,
Fragestellung und Darstellungsform der Resultate mar-
kante Unterschiede aufweisen, was Vergleiche und
Validierungen sehr schwierig macht. Mit Hilfe der ver-
schiedenen Instrumente können zwar gewisse Entwick-
lungen sichtbar gemacht werden, aber es ist schwierig,
sämtliche erforderlichen Daten für auf wissenschaftli-
chen Grundlagen basierende (Evidence-based) Aktio-
nen zu erhalten. Das Ziel des BAG ist somit bisher nur
teilweise erreicht worden.
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lll Siehe Koordinationsbereich des MaPaDro.



Das Projekt zur Harmonisierung der Suchthilfestatistiken
Act-Info bildet einen ersten geeigneten Lösungsansatz für
diese Situation. Die derzeit laufende Entwicklung einheitli-
cher Methoden (Fragebogen, Erfassungssoftwares) sollte
es ermöglichen, den Nutzen dieser Instrumente zu ver-
bessern. Offenbar sind zwischen BAG und BFS momen-
tan noch Gespräche im Zusammenhang mit der Verant-
wortung über diese Projekte im Gang. Dies lässt
befürchten, dass sich die Arbeiten weiter verzögern und
erneut niemand die Führungsrolle im Bereich der Epide-
miologie der Drogensucht übernehmen will.

Die wichtigsten Empfehlungen

Wir empfehlen:
• ein eigentliches Überwachungssystem für den Drogen-

konsum in der Schweiz zu entwickeln;
• die Ziele der verschiedenen Elemente (epidemiologi-

sches Monitoring, Statistik Act-Info, Beobachtungs-
stelle für Drogen und Drogensucht, Forschung zum
Betäubungsmittelgesetz) sowie die Rollen der ver-
schiedenen Akteure (BAG, BFS, Forschungsinstitute)
zu präzisieren und zu vereinheitlichen;

• ein Frühwarnsystem zu entwickeln.

Evaluation

Allgemeine Situation in der Schweiz

Die Evaluation öffentlicher Aktionen geht auf die 1970er
Jahre zurück. Damals sahen sich die Behörden zuneh-
mend genötigt, die effiziente Verwendung der öffentli-
chen Mittel zu belegen. In den 1980er und 1990er Jah-
ren wurde diese Praktik dann institutionalisiert. Heute
hat die Bundesversammlung gemäss Artikel 170 der
Bundesverfassung den Auftrag, die Wirksamkeit der
Bundesmassnahmen zu evaluieren.

Bedürfnisse

Im Bereich der Gesundheit sehen sich die Regierungen
aufgrund verschiedener Faktoren wie der Alterung der
Bevölkerung, der Entwicklung neuer Technologien oder
auch der Erwartungen der Bevölkerung veranlasst,
Massnahmen zur Kostenkontrolle und zur Prüfung der
Wirksamkeit der Interventionen in Betracht zu ziehen.
Die Evaluation bietet sich somit offenbar als ideales
Mittel an, um auf die Informationsbedürfnisse der Ent-
scheidungsträger zu reagieren, welche ihre Wahl
gegenüber einer immer anspruchsvolleren Öffentlich-
keit rechtfertigen müssen56.

Die seit Ende der 1980er Jahre zu beobachtende
rasche Zunahme der Drogenprobleme in der Schweiz
hatte zur Folge, dass die Interventionen in diesem
Bereich intensiviert wurden. In einem Umfeld, in dem
auffallend viele Innovationen auftraten (Injektionsräume,
Spritzenabgabe, ärztliche Verschreibung von Heroin
usw.), benötigten Kantone, Städte und der Bund
Kenntnisse, die es ihnen erlaubten, bessere Einsätze
durchzuführen und gezieltere politische Massnahmen
zu ergreifen. Aus diesem Grunde wurden zahlreiche
Evaluationen in Auftrag gegeben. Diese erfüllten noch
eine zweite Funktion: Sie sollten die strategischen Ent-
scheide in Drogenfragen gegenüber der Öffentlichkeit
rechtfertigen. In einem stark belasteten politischen
Umfeld (drei Abstimmungen auf Bundesebene sowie
zahlreiche Gemeinde- und Kantonsabstimmungen)
spielte diese Funktion bei der Entwicklung des schwei-
zerischen Systems zur Bewältigung der Drogenpro-
bleme bisweilen eine entscheidende Rolle.
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Heute präsentiert sich die Situation etwas anders, da
häufig der Institutionalisierung und Harmonisierung der
Systeme zur Bekämpfung der Drogenprobleme Priorität
eingeräumt wird. Die Evaluationsbedürfnisse betreffen
somit nun häufiger die Wirksamkeit bereits bestehen-
der Systeme denn die Innovationen.

Angebot/Mittel

Die Evaluation hat sich schrittweise als neue Disziplin
etabliert, die sich zunehmend professionalisiert hat. Die
Zahl der Forschenden und Publikationen zu diesem
Thema ist beträchtlich gestiegen, vor allem im Gesund-
heitswesen, und die Disziplin wurde zunehmend in die
höheren Ausbildungen integriert. 1996 wurde die
Schweizerische Evaluationsgesellschaft (SEVAL)
gegründet, der die in diesem Bereich tätigen Fachleute
angehören. Diese Gesellschaft hat auch Standards ent-
wickelt, mit deren Hilfe die Evaluationsarbeiten ausge-
wählt und bewertet werden können.

In den letzten Jahren sind in der Schweiz zahlreiche
Evaluationen im Drogenbereich durchgeführt worden.
Diese betreffen Pilotprojekte, aber auch öffentliche Pro-
gramme sowie die öffentliche Politik. So ordneten
einige Kantone, wie der Kanton Waadt, eine Evaluation
ihres Systems zur Prävention und Behandlung der Dro-
genprobleme an57,58.

Ziele und Strategie des BAG

Eine Verordnung aus dem Jahr 1992, die sich mit der
Evaluation von Projekten zur Drogenprävention sowie
der Verbesserung der Lebensbedingungen Drogenab-
hängiger befasst, regelt die Unterstützung des Bundes
in diesem Bereich. Ihr Ziel ist es, die Wirksamkeit und
Rentabilität von Projekten und Versuchen zu messen.
Dieses Ziel wird in Artikel 29a der laufenden Revision
zum Betäubungsmittelgesetz übernommen. Darin wird
eine Evaluation der durch dieses neue Gesetz erlasse-
nen Massnahmen angeordnet.

Ziele

Im Rahmen des MaPaDro hat sich das BAG folgende
Ziele gesetzt5:
• Überprüfung der Wirksamkeit der Strategien mit Hilfe

wissenschaftlicher Methoden;
• Überprüfung der Relevanz von Innovationen, die

noch nicht auf breiter wissenschaftlicher Ebene aner-
kannt sind;

• Realisierung der tatsächlichen Weitergabe der Ergeb-
nisse von Evaluationen im Drogenbereich an die in
der Praxis tätigen Fachleute sowie an die Entschei-
dungsträger, um damit zur Erstellung eines Katalogs
von Good Practices beizutragen.

Strategie

Zur Erreichung der beiden ersten Ziele werden zwei
Instrumente eingesetzt. Das erste ist die Globalevaluation
des MaPaDro, die 1991 gestartet wurde und seit 2000
durch eine Evaluation der politischen Verankerung dieses
Programms ergänzt wird. Diese Mandate dienen der
Steuerung des MaPaDro und ihre Resultate sind somit
vor allem für die Programmleiter bestimmt. Das zweite –
herkömmlichere – Instrument setzt sich aus den gesam-
ten Evaluationen der Projekte zur Bekämpfung von Dro-
genproblemen zusammen. Im Wesentlichen handelt es
sich um Projekte, die im Rahmen des MaPaDro finanziert
werden. Die Resultate dieser Evaluationen dienen der
Steuerung der Projekte und richten sich vor allem an die
zuständigen Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen des
BAGmmm.
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mmm In ihrem Leitfaden für die Planung der Evaluation verlangte die

Facheinheit Evaluation (inzwischen CCE), dass bei jedem Projekt

10-15% des Budgets für eine externe Evaluation reserviert 

werden sollten. Erweist sich eine solche Evaluation nicht nötig,

müssen 5% für eine Selbstevaluation zurückbehalten werden66.



Auf organisatorischer Ebene hat das BAG zuerst einen
Dienst Evaluation geschaffen. Dieser war für die Globale-
valuation des MaPaDro zuständig und bot den Mitarbei-
tern, die Evaluationen der Projekte in Auftrag gaben,
technische Unterstützung an. Im Jahr 1999 änderte sich
die Situation ein erstes Mal, als der Dienst Evaluation die
Verwaltung sämtlicher Evaluationsmandate übernahm. Im
September 2001 entstand das Kompetenzzentrum für
Evaluation (CCE), welches direkt mit der Stabsstelle des
BAG verbunden ist und sämtliche Aktivitätsbereiche die-
ser Verwaltung abdeckt. Dieses Zentrum übernimmt die
Aufgaben und Mandate des Dienstes Evaluation, welche
bisher auf die Bereiche Aids und Sucht beschränkt
waren, und erweitert sie auf sämtliche Aktivitäten des
Amtes.

Für die Auswahl von Projekten und Programmen, die
eine Evaluation im Drogenbereich erfordern, ist inzwi-
schen eine Steuergruppe zuständig, der das CCE und
die Verantwortlichen des MaPaDro angehören. Diese
Gruppe legt die Prioritäten, Bedürfnisse und Rollen im
Zusammenhang mit den Evaluationsmandaten fest.
Ausschlaggebende Kriterien für die Vergabe einer Eva-
luation können der innovative Charakter eines Projekts
und/oder sein strategischer Nutzen für das BAG sein.

Zur Qualitätssicherung wird den externen Evaluationen
eine Begleitgruppe zugeordnet, welcher der Leiter des
vom BAG evaluierten Projekts, ein Mitarbeiter des CCE
und mindestens ein externer Experte angehören. Im
Übrigen werden die von der SEVAL erarbeiteten Eva-
luationsstandards zur Festlegung von Mandaten und
zur Bewertung der Resultate externer Evaluationen ver-
wendet. Auch bei der internen Valorisierung der Resul-
tate sind Entwicklungen feststellbar, wobei sämtliche
an den Evaluationen beteiligten Mitarbeiter des BAG in
die Valorisierung einbezogen sind.

Umsetzung und durchgeführte Aktivitäten

Das Mandat zur Globalevaluation des MaPaDro wurde
im Zeitraum 2000-2003 fortgesetzt. Es umfasst einer-
seits die Begleitung und Bewertung des gesamten
Programms und andererseits besondere Untersuchun-
gen, mit denen bestimmte Aspekte des Programms
gründlich analysiert oder Erkenntnisse erschlossen
werden können. Eine Studie über die institutionelle Ver-

ankerung der Projekte9 und eine zweite über das Inno-
vationsmanagement59 befassten sich mit besonderen
Aspekten des MaPaDro. Zwei weitere Studien, die eine
zur Planung eines Frühwarnsystems51 und die andere
zur Rolle der Justiz und der Polizei im Rahmen der
Suchtprävention bei den Jugendlichen60, dienten dazu,
den Verantwortlichen des Programms Kenntnisse zur
Verfügung zu stellen. In Rahmen dieses Mandats wur-
den ferner auch zwei ungeplante Arbeiten realisiert,
nämlich eine Bilanz der Projekte MedRoTox/MeTiToxnnn

und ein kurzes Gutachten über die gestiegene Zahl der
Fälle von HIV-Infektionen zu Handen des BAG.

Im Jahr 2000 wurde ein neues Mandat für die Evalua-
tion der politischen Verankerung des MaPaDro erteilt.
Dabei geht es darum, die politische Verankerung der
Massnahmen des Programms auf Bundes-, Kantons-
und Gemeindeebene zu beschreiben, zu erklären und
zu bewerten. Zu diesem Zweck wurden drei Teilstudien
erstellt, nämlich eine Bestandesaufnahme der politi-
schen Entscheide über Drogenfragen in der Schweiz,
eine Analyse verschiedener Entscheidungsprozesse auf
Kantons- und Gemeindeebene sowie eine Analyse
einiger lokaler Netzwerke61. Der Schlussbericht soll im
Sommer 2003 erscheinen.

Drei Bereiche des MaPaDro waren Gegenstand vertief-
ter Evaluationen, nämlich die nationale Koordination62,
die Ausbildung44 sowie der Bereich Migration und
Gesundheit 63. Die drei Evaluationen sind inzwischen
abgeschlossen und mit Ausnahme des Berichts über
die nationale Koordination der Öffentlichkeit zugänglich.
Die beiden letzten Evaluationen bewirkten zudem, dass
die betreffenden Bereiche teilweise umgestaltet wur-
den.

Drei Projekte (oder Programme) waren ebenfalls
Gegenstand von Evaluationen, nämlich das Projekt
Internetz (Bereich Migration und Gesundheit ) 64 sowie
die Programme LaOla und Schule und Gesundheit
(Präventionsbereich)65. Beim ersten Programm ist die
Evaluation abgeschlossen und der Öffentlichkeit
zugänglich. Die Evaluation des Präventionsprogramms
im Sport LaOla wird hingegen erst Ende 2003 beendet
werden. Die Evaluation des Programms zur Gesund-
heitsförderung Schule und Gesundheit ist im Jahr 2002
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infolge einer Neuausrichtung des Programms einge-
stellt worden.

Im Rahmen der Evaluation wurde auch eine Studie
über die Gesundheitsförderung in den Gefängnissen
finanziert. Diese ist abgeschlossen, aber noch nicht
öffentlich zugänglich.

Beurteilung der Aktion des BAG

Angemessenheit der Ziele und der Strategie

Das BAG hat sich aktiv an der Entwicklung von Evaluati-
onsaktivitäten im Drogenbereich in der Schweiz beteiligt.
Unter seinen Beiträgen seien folgende erwähnt: die Aus-
arbeitung eines Leitfadens66, die Finanzierung und Lei-
tung der Evaluation zahlreicher Pilotprojekte, darunter
auch solchen, die ausserhalb des Bundesprogramms
laufen, sowie die langfristige Erteilung eines Mandats zur
Globalevaluation des MaPaDro.

Ziel der Umstrukturierung sowie der gegenwärtigen
Strategie in diesem Bereich ist es, die Evaluations-akti-
vitäten noch mehr auf die Bedürfnisse des BAG auszu-
richten. Somit werden gewisse strategische Ziele wie
die Anregung der Übernahme von Interventionsmodel-
len in der Schweiz oder das Bestreben, allgemeine
Kenntnislücken zu füllen, die vorher mit gewissen Pro-
jektevaluationen sowie im Rahmen der Globalevalua-
tion des MaPaDro verfolgt wurden, mehr und mehr fal-
lengelassen. Stattdessen will man vielmehr die Leitung
derjenigen Aktivitäten aktiv unterstützen, für welche die
Bundesverwaltung direkt zuständig ist. Die Evaluation
dient somit nur noch selten als Instrument zur Unter-
stützung von Projekten, die ausserhalb des Programms
entwickelt werden.

Stand der Umsetzung und durchgeführte
Aktivitäten

Die Evaluation des MaPaDro dient zur Überprüfung der
Wirksamkeit von Strategien und Innovationen und zur
Weitergabe der dabei gewonnenen Erkenntnisse an die
Praktiker und die Entscheidungsträger. Die zahlreichen
Mandate für die Evaluation von Projekten sowie das
Mandat zur Globalevaluation weisen darauf hin, dass
sich das BAG intensiv für seine Ziele eingesetzt hat.

Dies gilt auch für den letzten Evaluationszeitraum, da
Mandate zur Evaluation der globalen Strategien sowie
der Strategien für die einzelnen Bereiche oder für inno-
vative Projekte erteilt wurden. Ausserdem hat man
Anstrengungen unternommen, um die angestrebte
Weitergabe von Kenntnissen an die Praktiker und die
Entscheidungsträger zu erreichen. Allerdings ist festzu-
halten, dass sich der Kreis der betroffenen Personen
immer stärker auf die Mitarbeiter des BAG beschränkt.

Diese strategische Neuausrichtung hat auch bewirkt,
dass die Evaluationen beim BAG besser verwertet und
genutzt werden. Die Kriterien und Verfahren für die
Auswahl von Evaluationen sowie die Methoden zur
Steuerung und Valorisierung sind nun transparenter
und wirksamer als in der Vergangenheit. Den Evaluatio-
nen werden klare Funktionen zugeteilt und sie werden
direkt von den Anwendern geleitet.

Ansonsten wurde die Evaluation dank der Gründung
des CCE auf eine hohe strategische Ebene des BAG
angehoben. Dort ist die Drogenpolitik eine von vielen
Komponenten der Aktivität dieser Institution. Es gehört
jedoch nicht zur Globalevaluation des MaPaDro, die
Umsetzung einer Strategie zu bewerten, welche sich
an die gesamte Verwaltung richtet. Auch die Reformen,
deren Folgen erst in einigen Jahren absehbar sind, las-
sen sich nur schwer einschätzen.

Die wichtigsten Empfehlungen

Wir empfehlen:
• aus dem Verzicht auf die externe Globalevaluation

die Konsequenzen zu ziehen; so sollten die Bedin-
gungen für die Durchführung einer Selbstevaluation
innerhalb des BAG gewährleistet werden;

• die angestrebte Verbesserung der Qualitätskontrolle
sowie der internen und externen Valorisierung der in
Auftrag gegebenen Evaluationen weiterzuverfolgen.
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Koordination

Allgemeine Situation in der Schweiz

In der Schweiz sind die Aufgaben und Zuständigkeiten
im Zusammenhang mit der Bekämpfung der Drogen-
probleme im Betäubungsmittelgesetz festgelegt. Die
Kantone haben die Aufgabe, die für dessen Anwen-
dung (Art. 15a) erforderlichen Systeme einzurichten,
wobei sie vom Bund bei diesem Prozess unterstützt
werden (Art. 15c). Jeder Kanton hat somit sein eigenes
System und seine eigenen Modalitäten für den Vollzug
des Gesetzes entwickelt 1. Auch die Gemeinden und
vor allem die mittelgrossen und grossen Städte haben
ihre eigenen Aktionen entwickelt. Diese wurden ent-
sprechend den vom jeweiligen Kanton eingeräumten
Kompetenzen sowie den auftretenden Problemen
gestaltet. Diese Situation führte insbesondere seit Mitte
der 1980er Jahre dazu, dass eine Vielzahl von Prakti-
ken zur Bekämpfung von Drogenproblemen in der
Schweiz entstanden ist.

Bedürfnisse

Die Vielfalt der politischen Strategien und öffentlichen
Strukturen im Drogenbereich in der Schweiz hat dazu
geführt, dass hinsichtlich der lokalen und nationalen
Koordination unterschiedliche Bedürfnisse entstanden:
• Bei der internen Koordination für jede politische und

administrative Ebenen wie die Städte, die Kantone
und der Bund geht es darum, die Zusammenarbeit
der verschiedenen Verwaltungen und Institutionen zu
fördern, damit die Kohärenz und Wirksamkeit der
bestehenden Strukturen optimiert werden kann.

• Bei der horizontalen Koordination zwischen den Ver-
tretern der Städte einerseits und den Kantonen
andererseits werden der Austausch von Kenntnissen
und die Zusammenarbeit unter den Akteuren ange-
strebt, die sich mit vergleichbaren Problemen und
Zwängen auseinandersetzen müssen.

• Die vertikale Koordination zwischen Städten, Kanto-
nen und Bund soll die Kohärenz der Aktionen und
die Zusammenarbeit zwischen den verschiedenen
Gemeinwesen, die mit den Drogenproblemen in der
Schweiz zu tun haben, sicherstellen.

Es haben sich auch andere Koordinationsbedürfnisse
ergeben, welche bestimmte Bereiche der Bekämpfung
von Drogenproblemen betreffen (Prävention, Therapien,
Schadenminderung).

Angebot/Mittel

In der Schweiz wurden verschiedene Systeme zur 
Förderung der internen Koordination innerhalb der
Gemeinwesen entwickelt :
• Die Kantone und die grössten Städte verfügen über

Beauftragte für Suchtfragen und Kommissionen im
Drogenbereich, welche für die Koordination der
öffentlichen Intervention zu diesem Thema zuständig
sind. Die Kommissionen übernehmen oft auch eine
Beraterfunktion für die lokalen Exekutivbehörden.

• 1994 hat der Bund die Interdepartementale Arbeits-
gruppe Drogen (IDAD) eingesetzt, der unter anderem
Vertreter von fünf Bundesämtern angehören. Eine
Arbeitsgruppe "Koordination mit der Polizei" (AgZuPo)
befasst sich zudem mit der Koordination und Zusam-
menarbeit zwischen dem BAG und dem Bundesamt
für Polizei. Ausserdem verfügt der Bund über eine Eid-
genössische Kommission für Drogenfragen (EKDF),
welche für den Bundesrat eine Beraterfunktion ausübt.
Dieses Organ trat 1997 an die Stelle der Eidgenössi-
schen Betäubungsmittelkommission.

Auch in Bezug auf die horizontale Koordination zwi-
schen den einzelnen Kantonen einerseits und den
Städten andererseits lassen sich gewisse Entwicklun-
gen feststellen :
• Die Konferenz der kantonalen Beauftragten für

Suchtfragen (KKBS) bildet seit 1994 das wichtigste
Instrument zur Koordination zwischen den Kantonen.
Andere interkantonale Konferenzen wie diejenige der
Kantonsärzte oder der Sozialdirektoren können eben-
falls von den Drogenfragen betroffen sein.

• Der Städtischen Konferenz der Beauftragten für Sucht-
fragen (SKBS) gehören seit 1991 Vertreter der Polizei,
des Sozial- und des Gesundheitswesens der meisten
von diesen Problemen betroffenen Städte an. Die Dro-
genplattform des schweizerischen Städteverbandes
(DSSV) setzt sich aus Exekutivmitgliedern der grossen
und mittleren Schweizer Städte zusammen.
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Für die vertikale Koordination zwischen Bund, Kanto-
nen und Städten wurde schliesslich eine besondere
Instanz gegründet :
• der Nationale Drogenausschuss (NDA), dem 18 Vertre-

ter angehören, deren Sitze gleichmässig auf Bund,
Kantone und Städte verteilt sind.

Ziele und Strategie des BAG

Für die Koordinationsaktivitäten (Beauftragte, Kommissio-
nen) im Drogenbereich ist seit der Einführung des ersten
Betäubungsmittelgesetzes im Jahre 1924 das Eidgenös-
sische Departement zuständig, das mit dem Gesund-
heitswesen betraut ist. Noch immer obliegt diese Auf-
gabe dem BAG und das geltende Gesetz (Art. 15c)
schreibt vor, dass der Bund ein Amt für die Dokumenta-
tion, Information und Koordination gründet, um die Tätig-
keiten der Kantone zu unterstützen.

Ziele

Im Rahmen des MaPaDro hat sich BAG vorgenommen,
den Dialog zu institutionalisieren und den Konsens zwi-
schen den Bundes-, Kantons- und Gemeindebehörden
zu fördern, um gemeinsame Interventions-strategien zu
entwickeln. Gleichzeitig möchte das BAG die Beteiligung
der Kantone an den drogenpolitischen Entscheidungen
und Strategien des Bundes fördern.

Strategie

Einzig die interne Koordination von Kantonen und Städ-
ten und die damit verbundenen Aufgaben fallen nicht in
die Zuständigkeit des BAG. Hingegen hat sich dieses in
der ersten Hälfte der 1990er Jahre für den Aufbau der
oben erwähnten Konferenzen und Plattformen zur natio-
nalen Koordination eingesetzt. Zusammen mit dem Bun-
desamt für Polizei schuf es 1996 zudem eine zentrale
Stelle: die Koordinations- und Dienstleistungsplattform
Sucht (KDS). Diese besorgt das Sekretariat der direkt
dem Bund unterstellten Organe (nationaler Drogenaus-
schuss, interdepartementale Arbeitsgruppe, eidgenössi-
sche Kommission, Zusammenarbeit mit der Polizei) und
bietet den interkantonalen und interkommunalen Instan-
zen logistische Unterstützung an.

Zum Zuständigkeitsbereich der KDS gehören noch
mehrere weitere Aktivitäten, mit denen sie die Arbeit
der Plattformen und Kommissionen unterstützen kann.
Der Kantonsbericht ist eine Bestandesaufnahme der
Probleme und Interventionen im Zusammenhang mit
den Drogen in der Schweiz. Mit der Einsetzung einer
Arbeitsgruppe für neu auftretende Problemen will man
langfristig erreichen, dass neue Entwicklungen beim
Drogenkonsum erkannt werden und man möglichst
schnell darauf reagieren kann. Schliesslich sollte es
dank der Durchführung einer nationalen Kokainkonfe-
renz möglich sein, die Kenntnisse über die Probleme
im Zusammenhang mit dieser Substanz und geeignete
Gegenmassnahmen zu erweitern.

Es wurden auch Massnahmen zur internationalen Koordi-
nation ergriffen, insbesondere im Zusammenhang mit der
ärztlichen Verschreibung von Heroin. Diese fallen jedoch
nicht in den Bereich des MaPaDroooo. Dasselbe gilt für
die Umfragen, welche das BAG bezüglich den gesetzli-
chen Bestimmungen im Suchtmittelbereich durchführt.
Hingegen wurden im Rahmen des Programms nationalen
Koordinationsaktivitäten durchgeführt, welche speziell
bestimmte Bereiche betreffen (stationäre Therapien,
Schadenminderung usw.). Diese sind in den vorgängigen
Kapiteln dieses Berichts bereits vorgestellt worden.
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Umsetzung und durchgeführte Aktivitäten

Der Stand der nationalen Koordination lässt sich mit
Hilfe der Tätigkeit der zu diesem Zweck eingerichteten
Plattformen und Konferenzen ermitteln.

Die verschiedenen Organe halten regelmässig Sitzun-
gen ab (ein- bis fünfmal pro Jahr). Einzig die Interdepar-
tementale Arbeitsgruppe Drogen (IDAD) scheint nur
sporadisch aktiv zu sein. Bei den anderen Organen
sind hingegen die Zahl der Sitzungen und die Teilnah-
mequote stabil. Die Arbeitsgruppe Zusammenarbeit
zwischen Polizei und Sozialarbeit im Drogen- und Aids-
bereich (AgZuPo) ist die aktivste Gruppe und verzeich-
net zudem die stärkste Mitgliederbeteiligung. Am
wenigsten aktiv sind die interkommunalen Organe, wel-
che auch die tiefsten Teilnehmerquoten aufweisen. Es
muss jedoch angefügt werden, dass die Städtevertreter
bei den Versammlungen des Nationalen Drogenaus-
schusses (NDA), an denen Bund, Kantone und Städte
zusammenkommen, die aktivsten Mitglieder sind.

Je nach behandeltem Thema können aus den Diskus-
sionen innerhalb der Organe Stellungnahmen in Form
von Pressemitteilungen, Antworten auf Vernehmlas-
sungsverfahren sowie Briefen an die politischen oder
administrativen Behörden resultieren. Zwischen 1999
und 2001 ist deren Zahl jedoch merklich zurückgegan-
gen, nämlich von dreizehn auf zwei. Dieser Rückgang
ist zweifellos auf die politische, soziale und gesetzge-
bende Aktivität und insbesondere auf die ärztliche Ver-
schreibung von Heroin, die Finanzierungsart der sta-
tionären Therapien sowie die geplante Revision des
Betäubungsmittelgesetzes zurückzuführen, welche das
Jahr 1999 geprägt haben.

Die Eidgenössische Kommission für Drogenfragen
(EKDF) hat einen Cannabisbericht verfasst67. Momen-
tan arbeitet sie an einem Dokument, das sich mit der
Zukunft der Drogenpolitik befasst. Im Rahmen der Glo-
balevaluation des MaPaDro wurde eine Studie zur Ein-
führung eines nationalen Frühwarnsystems realisiert.
Dieses soll es ermöglichen, besser auf neu auftretende
Probleme zu reagieren. Im gleichen Rahmen wurde
eine weitere Studie über die Zusammenarbeit zwi-
schen der Polizei und den sozialen Institutionen im
Präventionsbereich durchgeführtppp. Die Resultate die-
ser Arbeiten werden momentan von Arbeitsgruppen
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Tabelle 5.6

Aktivitäten der Koordinationsorgane

Koordinations-ebene Plattformen Sitzungen Teilnahmequote Stellungnahmen

1999 2000 2001 1999 2000 2001 1999 2000 2001

Bund IDAD - 1 - - k.A. - - - -

EKDF 7 4 4 50% 71% 69% 3 3 -

AgZuPo 6 4 5 57% 80% 90% 1 1 -

Kantone KKBS 3 3 4 64% 54% 60% 3 - 2

Städte SKBS 2 2 2 47% - - -

Mitglieder 36% 41%

Städte 61% 55%

DSSV 2 n. av. 1 50% k.A. k.A. 3 k.A. -

Bund, Kantone, 

Städte NDA 3 1 1 57% k.A. 57% 3 - -

TOTAL 23 15 17 13 4 2

Quelle : BAG
(k.A.) : keine Angabe

ppp Siehe Kapitel Spezielle Studien



des BAG analysiert. Bisher liegt noch kein neuer
Bericht über die Situation in den Kantonen vor, doch
figuriert dieser Punkt weiterhin unter den Zielen des
Bundesamtes. Im Jahr 2003 ist eine nationale Kokain-
konferenz geplant, die in Zusammenarbeit mit dem
Bundesamt für Polizei veranstaltet wird.

Seit 2001 ist die KDS auch für die Finanzierung des
Sekretariats der Nationalen Arbeitsgemeinschaft Sucht-
politik (NAS) zuständig. Diesem Organ gehören dreissig
aktive Vereinigungen und Institutionen in der Schweiz an.

Beurteilung der Aktion des BAG

Die für den helvetischen Föderalismus typische Auftei-
lung von Aufgaben und Verantwortlichkeiten hatte in
den 1980er und 1990er Jahren zur Folge, dass eine
Vielzahl von Interventionen, Systemen und politischen
Strategien im Drogenbereich entwickelt wurden. Zwar
förderte diese Situation das Experimentieren sowie die
Innovationen in diesem Bereich, liess gleichzeitig aber
auch bedeutende Unterschiede in Bezug auf die
Gleichbehandlung der Bürger entstehen. So können
beispielsweise die Ahndung des Cannabiskonsums
oder der Zugang zu Behandlungen für Heroinkonsu-
mierende von einem Kanton zum anderen variieren. Mit
der geplanten Revision des Betäubungsmittelgesetzes
sollten diese Unterschiede abgebaut werden.

Angemessenheit der Ziele und der Strategie

Mit der steigenden Zahl verschiedenartiger Ansätze und
Angebote in der Schweiz sind auch die Koordinationsbe-
dürfnisse gestiegen, sowohl im organisatorischen wie
auch im strategischen Bereich. Diese Bedürfnisse sollten
durch die verschiedenen Koordinationsplattformen und
Kommissionen gedeckt werden, die seit Beginn der
1990er Jahre gebildet wurden. Inzwischen decken diese
Organe die verschiedenen Koordinationsbereiche in der
Schweiz ab, so dass es diesbezüglich keine grössere
Lücke gibt. Ausserdem hatte die Gründung von Kommis-
sionen und Plattformen sowohl auf nationaler als auch
lokaler Ebene zur Folge, dass der Informationsaustausch
zwischen den betroffenen Akteuren in der Schweiz weit
verbreitet und gut ausgebaut ist.

Die Koordinations- und Dienstleistungsplattform Sucht
(KDS) stellt ein wichtiges Instrument zur Unterstützung
der auf nationaler Ebene aktiven Koordinationsorgane
dar. Sie fördert auch den Informationsaustausch zwi-
schen diesen verschiedenen Organen. Ihre Existenz ist
offenbar gerechtfertigt und sie sollte daher mit genü-
gend Mitteln ausgestattet werden68.

Stand der Umsetzung und durchgeführte
Aktivitäten

Ziel der Koordination im Rahmen des MaPaDro ist es,
den Dialog und den Konsens zwischen den verschie-
denen von den Drogenproblemen betroffenen Behör-
den (Bund, Kantone, Städte) zu unterstützen und die
Beteiligung der Kantone und Gemeinden an der eid-
genössischen Politik zu fördern. Die Studie über die
politische Verankerung des MaPaDro wird zeigen, in
welchem Umfang diese Ziele erreicht worden sind.
Man kann jedoch bereits feststellen, dass das BAG die
für die Erreichung dieser Ziele erforderlichen Voraus-
setzungen geschaffen hat. Die Unterstützung der ver-
schiedenen Plattformen und die Verbreitung von Infor-
mationen tragen tatsächlich dazu bei, das gemeinsame
Engagement der verschiedenen Gemeinwesen zu
begünstigen.

Nicht immer ist die tatsächliche Wirksamkeit jeder ein-
zelnen Plattform und Kommission erwiesen. Die äus-
serst schwache Aktivität der Interdepartementalen
Arbeitsgruppe Drogen (IPAD), die schwache Beteili-
gung an den interkommunalen Instanzen oder die
genaue Rolle des Nationalen Drogenausschusses
(NDA) müssen erst noch aufmerksam untersucht wer-
den. Demgegenüber sind die Rollen der Arbeitsgruppe
Zusammenarbeit zwischen Polizei und Sozialarbeit im
Drogen- und Aidsbereich (AgZuPo), der Eidgenössi-
schen Kommission für Drogenfragen (EKDF) und der
Interkantonalen Konferenz (KKBS) allem Anschein nach
besser definiert ; die Arbeit dieser Instanzen liess
zudem auch eine grössere Konstanz erkennen.
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Für die Mittel zur Unterstützung der Koordination
erweist es sich als grosser Schwachpunkt, dass noch
kein neuer Bericht zur Situation in den Kantonen vor-
liegt. Dieser würde es ermöglichen, Koordinations-
oder Harmonisierungsbedürfnisse zu ermitteln. Dank
der Bildung von Arbeitsgruppen, die sich mit den
Ergebnissen von Studien über die Einführung eines
Frühwarnsystems und die Zusammenarbeit zwischen
der Polizei/Justiz und den sozialen Einrichtungen im
Präventionsbereich befassen, werden die Aktionen zu
diesen Themen verbessert werden können. Die
geplante Kokainkonferenz sollte ebenfalls dazu beitra-
gen, die an Konsumenten dieser Substanz gerichteten
Interventionen zu verbessern.

Die wichtigsten Empfehlungen

Wir empfehlen:
• eine neue Bestandesaufnahme der Aktivitäten in den

Kantonen zu erstellen ;
• die Aktivitäten der Koordinationsorgane im Rahmen

der geplanten Revision des Betäubungsmittelgeset-
zes fortzusetzen;

• die geringe Aktivität (IDAD, Plattformen der Städte)
und die Rolle (NDA) gewisser Koordinationsorgane
zu analysieren und daraus die notwendigen Konse-
quenzen zu ziehen;

• die erforderlichen Mittel für ein gutes Funktionieren
der KDS bereitzustellen.

Migration und gesundheit

Allgemeine Situation in der Schweiz

Bei einem Fünftel der in der Schweiz lebenden Bevöl-
kerung handelt es sich um Personen ausländischer
Herkunft. Die grössten Ausländergruppen stammen
aus Ex-Jugoslawien, Italien, Portugal, Deutschland,
Spanien, der Türkei und Frankreich. Die Hälfte der Aus-
länder und Ausländerinnen ist in der Schweiz geboren
oder seit über fünfzehn Jahren hier ansässig. Etwa
zwei Drittel der ausländischen Bevölkerung verfügt
über eine Daueraufenthaltsbewilligung und ein Viertel
über eine Kurzaufenthaltsbewilligung. Bei den meisten
übrigen Personen handelt es sich um Asylbewerber. In
Bezug auf ihre Struktur zeichnet sich die ausländische
Bevölkerung durch einen hohen Anteil an Männern
sowie von Personen im Erwerbsalter aus69.

Bedürfnisse

Die wenigen verfügbaren Indikatoren für die Gesund-
heit der ausländischen Bevölkerung lassen erkennen,
dass die durchschnittlichen Werte für die wahrgenom-
mene und die psychische Gesundheit, die Betriebsun-
fälle, die Abtreibungen und gewisse Infektionskrankhei-
ten schlechter sind als bei der Schweizer Bevölkerung.
Bei einem grossen Anteil der in den europäischen Län-
dern festgestellten HIV-Neuinfektionen handelt es sich
um Personen aus Ländern, in denen HIV/Aids am
stärksten verbreitet ist. Betrachtet man die sozialen
Indikatoren, so stellt man fest, dass die Personen aus-
ländischer Herkunft ein tieferes Ausbildungs- und
Lohnniveau sowie eine höhere Arbeitslosenquote als
die einheimische Bevölkerung aufweisen. Ausserdem
zeigen gewisse Untersuchungen, dass die ausländi-
sche Bevölkerung weniger leicht Zugang zum Gesund-
heitssystem erhält als die Schweizerinnen und Schwei-
zer. Dies gilt insbesondere für Asylbewerber und für
Personen, die sich illegal im Land aufhalten70.
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Hinsichtlich der Drogenprobleme wurde in einer kürz-
lich durchgeführten Vorstudie geschätzt, dass 20-30%
der Drogenbenutzer der Berner Drogenszene italieni-
scher Herkunft sind71. Bei den Neueintritten in eine
stationäre Therapie für Drogenkonsumierende machen
die Personen ausländischer Herkunft 24% der Klientel
aus19,20. Und aus den Daten der Bundespolizei wird
ersichtlich, dass 32% der Anzeigen wegen Betäu-
bungsmittelmissbrauchs in der Schweiz ausländische
Staatsangehörige betreffen72. Aus der Schätzung für
den Zeitraum 1995-98 lässt sich zudem entnehmen,
dass nur die europäischen Staatsangehörigen ein
hohen Anteil (23.8%) von Drogeninjizierende unter den
neuen HIV-Fällen verzeichnen73. Die Studie Migration
und Drogen74 weist darauf hin, dass es den meisten im
Drogenbereich tätigen Institutionen an gewissen Kom-
petenzen fehlt, welche für die Arbeit mit Migranten
erforderlich sind. So wird die Kommunikation unter
anderem durch ungenügende Kenntnisse und eine zu
wenig gründliche Reflexion über die mit der Migration
verbundenen Aspekte sowie durch Sprachprobleme
behindert. Infolgedessen wenden sich die Drogenkon-
sumierenden oder ihre Angehörigen nur selten – oder
nur ein einziges Mal – an die Beratungsstellen.

Angebot/Mittel

Im Hinblick auf die Gesundheit der Migranten wurde in
den 1990er Jahren in den Kantonen und Städten der
Schweiz einiges unternommen. So haben Facheinrich-
tungen und Dienststellen wie das Centro Scuola e
Familiglia in Zürich oder Appartenances in Lausanne
verschiedene ausschliesslich für Migranten bestimmte
Angebote entwickelt. Gewisse Einrichtungen wie die
MuSuBqqq in Basel haben sich ebenfalls auf Suchtfra-
gen spezialisiert. Die öffentlichen Körperschaften haben
Koordinationsinstrumente eingeführt und in einigen Fäl-
len wurden politische Massnahmen speziell für Migran-
ten ausgearbeitet. All diese Entwicklungen führten
dazu, dass zahlreiche Pilotversuche realisiert wurden
und dass eine Vielzahl unterschiedlicher kantonaler
Aktivitäten entstanden ist. Auf nationaler Ebene führte
das Schweizerische Forum für Migration- und Bevölke-
rungsstudien (SFM) verschiedene Forschungsarbeiten
zur Situation und Gesundheit der Migranten durch.

Ziele und Strategie des BAG

Ziele

Das Recht auf Gesundheit für alle ist ein erklärtes Ziel
der WHO, dem sich auch das BAG anschliesst. Dieses
Ziel umfasst sowohl die Gleichbehandlung von Minder-
heiten und die Verhinderung von diskriminierenden
Massnahmen als auch die Berücksichtigung der
Bedürfnisse und der Ressourcen von Migranten.

Im Rahmen des MaPaDro hat sich das BAG folgende
Ziele gesetzt : Man will die Migranten befähigen, sich
der Gesundheitsprobleme anzunehmen, und ein auf
sie zugeschnittenes Angebot in den Sozial- und
Gesundheitsdiensten der Schweiz institutionalisieren75.
Diese Ziele betreffen somit sämtliche Gesundheitsfra-
gen.

Strategie

Während des Evaluationszeitraums wurde die Strategie
geändert. Zu Beginn der 1990er Jahre wollte das BAG
mit Hilfe eines partizipativen Ansatzes und dem Grund-
satz des gleichberechtigten Zugangs seine Präventi-
onsbotschaften und -massnahmen bei den grössten
Migrantengemeinschaften verbreiten. Das Projekt
Migration und Gesundheit (PMG) setzte diese Aufgabe
um, indem es nationale Präventionsbeauftragte sowie
Mediatoren und regionale Multiplikatoren einsetzte.
Diese Personen stammten alle aus den wichtigsten
Migrantengemeinschaften.
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Die neue Strategie wurde vom BAG und den anderen
Bundesämtern schrittweise ausgearbeitet. Im Jahr 2002
wurde sie offiziell eingeführt70. Sie beruht auf einem
transkulturellen und integrativen Ansatz, d.h. nach dieser
Strategie ist die Entwicklung von Massnahmen geplant,
die sämtliche Migranten einbeziehen und die zu ihrer
sozialen Integration in der Schweiz beitragen. Dabei will
man vor allem den Zugang zum Gesundheitssystem ver-
bessern und Leistungen erbringen, welche die spezifi-
schen Bedürfnisse der Migranten berücksichtigen. In
operationeller Hinsicht wurden für diese neue Strategie
fünf Interventionsbereiche festgelegt:
• Bildung: Aus- und Weiterbildung von Dolmetschern,

Mediatoren (interkulturellen Vermittlern) und Gesund-
heitsfachleuten;

• Information, Prävention und Gesundheitsförde-
rung: die Interventionen in diesem Bereich richten
sich an die Migranten, aber auch an die Leistungser-
bringer und sollen das gegenseitige Verständnis för-
dern;

• Gesundheitsversorgung, die über Mediations- und
Koordinationsstellen, leicht zugängliche Gesund-
heitsangebote in den Städten sowie durch den Ein-
satz von Dolmetschern verbessert werden kann;

• Therapieangebote für Traumatisierte, die besser
differenziert und leichter zugänglich gemacht werden
sollen;

• Forschung, welche insbesondere die Evaluation von
Massnahmen sowie ein Monitoring der Gesundheit
von Migranten und Migrantinnen ermöglicht.

Diese verschiedenen Interventionsbereiche schliessen
natürlich auch die Prävention und Behandlung von Dro-
genproblemen mit ein.

Umsetzung und durchgeführte Aktivitäten

Das Projekt Migration und Gesundheit (PMG) ging
2001 zu Ende. Während der Dauer des Projekts führten
die Präventionsbeauftragten und die Mediatoren ver-
schiedene Interventionen durch. Bei den Drogenpro-
blemen konzentrierten sich die Aktivitäten des PMG auf
den Aufbau und die Leitung von Selbsthilfegruppen zur
Unterstützung der Eltern von Drogenabhängigen. Sol-
che Gruppen gibt es in einigen Kantonen der Deutsch-
schweiz für die italienische und portugiesische sowie
die spanischsprechende Bevölkerungsgruppe.

Das BAG hat zudem dem Centro Scuola e Famiglia in
Zürich Unterstützung für dessen Aktivitäten gewährt.
Diese umfassen eine Hotline "Linea droga ", die Grün-
dung einer Selbsthilfegruppe für die Unterstützung von
Eltern und Angehörigen junger Drogenkonsumierender,
die Durchführung von Präventionsaktionen an den itali-
enischen Schulen und die Herstellung eines Heftes zur
Gesundheitsförderung im Unterricht. Infolge der
Umstrukturierung der Institution wurde dieses Mandat
nicht erneuert.

Im Rahmen der Forschungsstudie Migration und Drogen
wurden verschiedene Projekte realisiert. So wurde eine
Broschüre für die Institutionen im Suchtbereich76 erstellt
und ein Pilotprojekt durchgeführt. Das Berner Contact
Netz, ein Netzwerk für Dienstleistungen im Drogenbe-
reichrrr, beschäftigt inzwischen einen Mitarbeiter, der sel-
ber über Erfahrung mit der Migration verfügt und dessen
Aufgabe es ist, zusammen mit den Zentrumsleitern die
Aktivitäten für Migranten zu entwickeln. Ziel ist es, pas-
sende Angebote zu schaffen und den Erfahrungsaus-
tausch zu fördern sowie das Netzwerk strukturell so zu
verändern, dass die Migrationsfrage von sämtlichen
Akteuren berücksichtigt wird. Anschliessend sollte dieses
Pilotprojekt weiter ausgeweitet werden.

Die übrigen vom BAG unterstützten Projekte betreffen
den Bereich der Gesundheit im Allgemeinen. In der
Ostschweiz wurde ein von der Caritas geleitetes regio-
nales Kompetenzzentrum Migration und Gesundheit
geschaffen. Ein anderes Zentrum dieser Art ist momen-
tan in Zürich in Planung. Ein drittes Kompetenzzentrum,
diesmal nationaler Grössenordnung, wird vom Roten
Kreuz betrieben. Dieses verfügt im Bereich der Ausbil-
dung des Pflegepersonals über besondere Kompeten-
zen. Darüber hinaus haben diese Zentren die Aufgabe,
die Gesundheitsfachleute zu sensibilisieren, Präventi-
ons- und Beratungsaktivitäten bei den Migranten
durchzuführen, die Entwicklung eines Angebotes für
Gewaltopfer zu fördern und für die Koordination im
Bereich Gesundheit und Migration zu sorgen. Ausser-
dem sollen sowohl die Migranten als auch die Gesund-
heitsfachleute dazu angeregt werden, die Dienste von
Dolmetschern in Anspruch zu nehmen. 
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Die Vereinigung Appartenances in Lausanne wurde
vom BAG beauftragt, die Gesundheitsförderung, die
Prävention und die Lösung von Gesundheitsproblemen
bei den Migrantengemeinschaften in den Kantonen
Waadt und Wallis zu unterstützen.

Das BAG hat zudem eine weitere Vereinigung (Inter-
pret') mit der Förderung der Dolmetschertätigkeit und
der kulturellen Vermittlung in den Bereichen Gesund-
heit, Soziales und Ausbildung beauftragt. Die Vereini-
gung erstellte eine dreisprachige didaktische Videokas-
sette für die Dolmetscher und gab diese heraus. Sie
soll auch Qualitäts- und Ausbildungsstandards für die
Dolmetscherschulen erarbeiten sowie eine für die Dol-
metscher gedachte Spezialisierung und Fortbildung in
den Gesundheitsbereichen planen.

Schliesslich unterstützte das BAG auch die Evaluation
und Verbreitung des Projektes Internetz in Basel. Ziel
dieses Projektes ist es, die im Sozial- und Gesund-
heitswesen tätigen Behörden und Institutionen mit den
Vertretern der ausländischen Gemeinschaften zusam-
menzubringen, um den Austausch von Kenntnissen
und die Zusammenarbeit zwischen den Parteien zu
fördern. Mehrere andere Deutschschweizer Städte
haben ihr Interesse an einem solchen Projekt
bekundetsss.

Beurteilung der Aktion des BAG

Angemessenheit der Ziele und der Strategie

Die erste Feststellung betrifft die grossen Wissens-
lücken über die Prävalenz des Drogenkonsums und die
damit verbundenen Probleme, die Nutzung der Ange-
bote sowie der Bedarf nach solchen Dienstleistungen
für die ausländische Bevölkerung. Diese Lücken sollten
zumindest teilweise geschlossen werden, bevor die
Einführung entsprechender Interventionen ins Auge
gefasst werden kann. Die kürzlich mit Hilfe eines ethno-
logischen Ansatzes gesammelten Daten könnten so
durch eine Sekundäranalyse der bereits bestehenden
epidemiologischen Daten auf sinnvolle Weise ergänzt
werden (Queruntersuchungen, Suchthilfestatistiken,

Gesundheitsregister). Dies würde es erlauben, die Pro-
blematik und den Informationsbedarf sowie die Inan-
spruchnahme bestehender Angebote besser zu
beschreiben.

Das BAG hat sich wiederholt an Aktivitäten zum Dro-
genkonsum beteiligt. Diese mehrheitlich in der
Deutschschweiz und insbesondere in der Region Bern
durchgeführten Aktionen befassten sich oft mit Drogen-
problemen in der italienischen Gemeinschaft. Den
grössten Einsatz leistete das BAG zweifellos für das
Forschungsprojekt Migration und Drogen mit den damit
verbundenen Arbeiten. Die bei den Schweizer Institu-
tionen verteilte Broschüre und das Pilotprojekt des
Netzwerks Contact sollten ebenfalls dazu beitragen,
das Angebot für Migranten in der Schweiz allgemein zu
entwickeln und zu erweitern. Momentan lässt sich
noch nicht abschätzen, ob dieses Ziel erreicht werden
kann. Allerdings ist der bevorzugte Ansatz, nämlich die
strukturelle Umwandlung der Institutionen, damit diese
den Anforderungen einer transkulturellen Arbeit besser
entsprechen, ein sehr ehrgeiziges und vielleicht zu
spezifisches Konzept, um eine allgemeine Anwendung
zu finden. Eine weniger eng gefasste Vision, nämlich
die Verbesserung der Leistungen für die Migranten, bei
der beispielsweise verschiedene Standorte und
Ansätze berücksichtigt würden, hätte der Situation in
der Schweiz vielleicht besser entsprochen.

Bei den nicht spezifisch auf Drogenprobleme ausgerich-
teten Aktivitäten hat das BAG eine Neuausrichtung ange-
strebt, die durch die Einstellung des PMG aufgrund der
Resultate einer externen Evaluation63 in die Tat umge-
setzt wurde. Beim jetzigen Stand der Umsetzung der
neuen Strategie kann diese Entscheidung jedoch noch
nicht beurteilt werden. Verschiedene positive Aspekte
machen sich jedoch bereits bemerkbar. So sollte der Auf-
bau von Kompetenzzentren, welche vor allem der regio-
nalen Koordination dienen, einen besseren Wissens- und
Erfahrungsaustausch ermöglichen. Damit könnte der
häufig festgestellte Mangel im Bereich Migration und
Gesundheit behoben werden. Eine andere erwartete Akti-
vität besteht in der Entwicklung der Ausbildung von Dol-
metschern und deren Einsatz im Pflegebereich.
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Bei den weiteren künftigen Herausforderungen wird es
darum gehen, weiterhin Mittel für Migranten zu mobili-
sieren, dies unter anderem mit Hilfe partizipativer Stra-
tegien, und Angebote für gewisse Kategorien von Aus-
ländern zu schaffen, die aufgrund ihres Status
(Asylbewerber und illegale Einwanderer) und ihrer kürz-
lich erfolgten Migrationserfahrung nur schwer mit einer
transkulturellen und zugleich integrativen Strategie
erreicht werden können.

Stand der Umsetzung und durchgeführte
Aktivitäten

Die Ziele sowie die Strategie des BAG in diesem
Bereich gehen weit über das Drogenprogramm hinaus,
für das keine besonderen Ziele angestrebt werden.
Das einzige spezifische Element ist die Absicht, ein
Kompetenzzentrum im Suchtbereich zu schaffen,
wobei das Pilotprojekt des Netzwerks Contact zweifel-
los mit dieser Absicht verbunden ist. Wie bereits
erwähnt, kann dieses Projekt zum jetzigen Zeitpunkt
nicht beurteilt werden und es bestehen gewisse Zweifel
darüber, ob es sich für eine Anwendung auf nationaler
Ebene eignen würde.

Ansonsten betreffen die Ziele und die Strategie des
BAG das gesamte Gesundheitssystem, wobei bedeu-
tende strukturelle Veränderungen angestrebt werden.
Die Globalevaluation des MaPaDro ist somit nicht in der
Lage, ihre Umsetzung zu bewerten.

Die wichtigsten Empfehlungen

Wir empfehlen:
• eine Sekundäranalyse der epidemiologischen Daten

zum Drogenkonsum und der Nutzung von Dienstlei-
stungsangeboten durch die ausländische Bevölke-
rung in Auftrag zu geben, wobei Wissens- und Ange-
botslücken aufgespürt werden sollten;

• abzuklären, ob die vom BAG unterstützten Projekte,
die den Drogenkonsum betreffen, für eine gesamt-
schweizerische Anwendung tauglich sind.
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In der aktuellen Evaluationsphase wurden drei
ergänzende Studien zum MaPaDro durchgeführt,
die einige für wichtig befundene und in Absprache
mit dem BAG ausgewählte Themen beleuchten:
• Studie über die Entwicklung von Szenarien für ein

nationales Frühwarnsystem für illegale Drogen
• Studie über die Verankerung/Institutionalisierung

der Aktionen des BAG zur Verminderung der Dro-
genprobleme

• Studie über die Suchtprävention bei
Jugendlichen: die Rolle der Polizei, der Gerichte
und Jugendrichter

Für jede dieser Studien wurden zusammen mit
dem Auftraggeber spezifische Evaluationsfragen
ausgearbeitet. Die Ergebnisse wurden anschlies-
send in einem separaten Bericht veröffentlicht.
Auf den nachfolgenden Seiten werden diese Stu-
dien zusammenfassend präsentiert.

Ein Frühwarnsystem für illegale 
Drogen: Entwicklung von Szenarien1

Auftrag

Das Bundesamt für Gesundheit (BAG) verlangte vom
IUMSP Arbeitsunterlagen für die Konzeption der Ein-
führung eines Frühwarnsystems für illegale Drogen in
der Schweiz. Ziel dieser Forschungsarbeit ist es, den
aktuellen Stand der Problematik, die wichtigsten Fra-
gestellungen sowie mögliche Modelle für die Realisie-
rung eines solchen Systems aufzuzeigen. Zudem
wurde beschlossen, am Ende des Berichts einige
Szenarien zu entwerfen, die es dem BAG ermöglichen
sollen, eine strategische Entscheidung über den Fort-
gang dieser Arbeit zu treffen.

Die gesundheitspolitische Problematik, welcher mit der
Einführung eines Frühwarnsystems im Bereich der ille-
galen Drogen entgegengetreten wird, hängt mit den
Risiken zusammen, die sich aus der Entwicklung der
Substanzen, der Formen des Drogenkonsums und der
Konsumentengruppen ergeben. Von einem solchen
System wird erwartet, dass damit auf Entwicklungen,
die sich auf die Gesundheit der Bevölkerung auswir-
ken, rasch reagiert werden kann.

Fragestellung

Diese Arbeit soll folgende Fragen beantworten:
• Welche hauptsächlichen Frühwarnsysteme sind inter-

national bereits vorhanden? Wie lassen sich diese
hinsichtlich ihrer Zielsetzungen, Methoden und
Resultate unterscheiden?

• Welche dem BAG zur Verfügung stehenden Mittel
(Epidemiologie, nationale Koordination, Forschung
usw.) lassen sich in ein Frühwarnsystem integrieren
oder könnten ein solches System unterstützen oder
für dieses als Anregung dienen? Welche Bedürfnisse
bestehen beim BAG in Bezug auf ein solches
System?

• Wie werden in einzelnen Kantonen oder Regionen
die Informationen über neue Drogen und neue For-
men des Drogenkonsums verbreitet? Welche Arten
von lokalen Netzwerken dienen der Sammlung, Ana-
lyse und Verbreitung von Informationen über Pro-
bleme, die in der Schweiz auftreten?

• Welche Empfehlungen können für die Einführung
eines gesamtschweizerischen Frühwarnsystems for-
muliert werden?
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Methode

Das Vorgehen stützt sich auf die Prinzipien der Rapid
Assessment and Response Method (RAR). Diese
Methode ist auf Schnelligkeit, Effizienz und Zweckmäs-
sigkeit angelegt. Es wurden vier Arbeitsschritte durch-
geführt, wobei die Brauchbarkeit der Informationen und
Analysen stets stärker gewichtet wurde als ihre Voll-
ständigkeit :
• Durchsicht und Analyse der Literatur, um die mit der

Planung und Einführung eines Frühwarnsystems ver-
bundenen Probleme zu eruieren;

• Sichtung und Analyse bereits bestehender Systemea,
um realisierbare Modelle ausfindig zu machen;

• Ermittlung der Praktiken, Mittel und Bedürfnisse auf
Bundesebene (BAG), um einige Merkmale, welche
das schweizerische Frühwarnsystem aufweisen
sollte, zu bestimmen;

• Ermittlung der auf kantonaler und überkantonaler
Ebene bestehenden Praktiken, Mittel und Bedürf-
nisse, um festzustellen, welche Bedürfnisse die
Akteure an der Front in Bezug auf ein solches
System haben und mit welchen Mitteln dessen
Betrieb unterstützt werden könnte.

Für die Ausarbeitung der Szenarien wurden die Infor-
mationen aus den vier Teilen der Studie zusammenge-
fasst. Die Literaturschau steckte den Rahmen für die
möglichen Szenarien ab. Bei der Sichtung der beste-
henden Systeme kamen vier brauchbare Modelle zum
Vorschein. Die Abklärung der Bedürfnisse auf Bundes-
ebene und auf lokale Ebene erlaubte es, die Auswahl
der für die Schweiz geeigneten Modelle auf zwei zu
beschränken und diese an die schweizerischen Gege-

benheiten anzupassen. Zudem wurde ein Szenario in
Betracht gezogen, das nur wenig von der heutigen
Situation abweicht.

Resultate

Gegenstand und Problematik

Vor der Ausarbeitung eines Frühwarnsystems muss
bestimmt werden, was überhaupt unter einem solchen
System zu verstehen ist, welche Ziele damit verfolgt
werden und welche inhaltlichen Elemente das System
kennzeichnen:
• Ein Frühwarnsystem ist ein relativ unabhängiges

System, mit dem Ereignisse erfasst werden sol-
len, die sich auf die Gesundheit der Bevölke-
rung auswirken und gesundheitliche Massnah-
men erforderlich machen können.

• In operationeller Hinsicht soll ein solches Frühwarn-
system die Empfindlichkeit der Datenerhebungs-
instrumente verbessern und das Sammeln, Ana-
lysieren und Verbreiten der Informationen
schneller und effizienter machen.

• Das System beruht somit einerseits auf einer metho-
dischen Entwicklung, mit der die Empfindlichkeit
der Informationsinstrumente verbessert werden soll,
andererseits auf einer organisatorischen Entwick-
lung, die es erlauben soll, die Kenntnisse schneller
zu verarbeiten und zu verbreiten.

• Zur methodischen Entwicklung gehören die Ver-
besserung der bestehenden Informationsinstrumente
und die Entwicklung neuer Instrumente. Der Einbe-
zug vieler verschiedener Quellen erlaubt es, eine Tri-
angulation vorzunehmen, mit der sich gewisse Ver-
zerrungen verringern lassen.

• Die organisatorische Entwicklung umfasst die
Einführung von Strukturen, mit deren Hilfe Informatio-
nen zusammengetragen und ausgewertet sowie
rasche und geeignete gesundheitliche Massnahmen
getroffen werden können. Es wäre empfehlenswert,
wenn eine einzige Institution diese drei Aufgaben
übernimmt.
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Bestehende Systeme

Rund zehn Beispiele wurden untersucht und dienten
als Grundlage für die Aktualisierung von vier bereits
bestehenden Modellen:
1 die epidemiologischen Netzwerke, die im Allgemei-

nen eher als Überwachungs- und weniger als
Frühwarnsysteme funktionieren;

2 das Register der Notfälle und Todesfälle, das speziell
auf akute Probleme in Zusammenhang mit dem Kon-
sum illegaler Drogen ausgerichtet ist ;

3 die unabhängigen Frühwarnsysteme, mit denen in
erster Linie neue Tendenzen erkannt werden sollen.
Dies erfolgt durch eine Verknüpfung von Überwa-
chungsdaten mit eigens zu diesem Zweck gesam-
melten Ergänzungsdaten;

4 das Kontrollsystem, das auf die Einschätzung des
Gefahrenpotenzials neuer Substanzen sowie die
Anpassung der Gesetzgebung ausgerichtet ist.

Was die methodische Entwicklung anbelangt, sind
die unabhängigen Frühwarnsysteme am weitesten fort-
geschritten. Denn verschiedene Instrumente wurden
eigens dafür erarbeitet, um Entwicklungen zu erfassen,
die das bestehende Überwachungssystem nicht
erkennt. Allerdings gibt es unzählige, völlig unterschied-
liche Instrumente. Daher ist das System so zu gestal-
ten, dass damit neue Drogenkonsumtrends ermittelt
werden können, gleichzeitig aber das Funktionieren
des gesamten Frühwarnsystems durch übermässige
Komplexität und zu hohe Investitionen nicht beein-
trächtigt wird.

Hinsichtlich der organisatorischen Entwicklung ist
das Kontrollsystem zweifellos am klarsten strukturiert
(Guidelines, Evaluations- und Aktionsstruktur) und
daher möglicherweise am effizientesten. Die Systeme
unterscheiden sich durch ihren Output. Während einige
Systeme einfache, häufig eingesetzte und konzise
Informationsmittel entwickelt haben, ist bei anderen der
wissenschaftliche Jahresbericht immer noch das
hauptsächliche Kommunikationsmittel.

Es empfiehlt sich daher, ein einfach gestaltetes
unabhängiges Frühwarnsystem zu schaffen und
gleichzeitig das organisatorische Dispositiv zur
Veranlassung gesundheitspolitischer Massnah-
men weiterzuentwickeln. Zu dieser Entwicklung
gehört offenbar auch der Einsatz konziser Informations-
instrumente.

Situation, Bedürfnisse und Mittel in der
Schweiz

Die mit einem Schweizer Frühwarnsystem verbunde-
nen Bedürfnisse und Mittel wurden in drei Schritten
eruiert :
• Ermittlung des derzeit bestehenden Informations-

und Überwachungssystems für illegale Drogen in der
Schweiz ;

• Ermittlung der auf Bundesebene vorhandenen
Bedürfnisse und Mittel durch eine Reihe von Inter-
views mit den Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen des
BAG und des Bundesamtes für Polizei ;

• Ermittlung der auf kantonaler und kantonsübergrei-
fender Ebene vorhandenen Bedürfnisse und Mittel
durch eine Reihe von Interviews mit den kantonalen
Verantwortlichen und mit Berufsleuten.

Die Schweiz verfügt über ein relativ gut ausgebautes
Überwachungssystem für illegale Drogen. Dieses kann
als Ausgangsbasis für die Einführung eines Frühwarnsy-
stems genutzt werden. Hilfreich sind dabei auch das in
der Schweiz vorhandene umfangreiche Netzwerk für den
Informationsaustausch und vor allem auch die Kommis-
sionen, die auf Bundes- und Kantonsebene für die Koor-
dination zuständig sind.
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• Laut eigenen Angaben wünschen sich die Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter des BAG und des Bundesam-
tes für Polizei ein Frühwarnsystem, das es ihnen
erlaubt, mit neu auftretenden Trends beim Konsum
illegaler Drogen besser Schritt zu halten. Auf die
Frage, welche Form dieses System annehmen solle,
nannten sie verschiedene Modelle, die unterschiedli-
che Bedürfnisse abdecken. Zur Sprache kamen zwei
Modelle, die auf völlig unterschiedlichen Ansätzen
beruhen, nämlich ein Netz von spontan eingehenden
Informationen und ein System für die systematische
Analyse von Risiken und Schäden in Verbindung mit
den Substanzen. Daneben zeichnete sich ein Zwi-
schenmodell ab, das die Möglichkeit bietet, anhand
von Daten, die an einigen Beobachtungsstellen (Kan-
tone oder Städte) gesammelt werden, neue Trends
zu ermitteln.

Die Bemerkungen der Drogendelegierten und der
Akteure treffen sich in einem Punkt : Das Netz der for-
mellen und informellen Kontakte, das in der Schweiz
auf lokaler, regionaler und nationaler Ebene besteht,
bildet ein relativ wirksames Frühwarnsystem. Seine
grössten Schwächen betreffen den Drogenkonsum bei
Jugendlichen, insbesondere in der "Partyszene". Die
kantonalen Delegierten stehen der Einführung eines
Frühwarnsystems skeptisch gegenüber. Sie sind
grundsätzlich der Meinung, dieses System sei nicht
sehr wirksam, erfordere jedoch erhebliche Mittel. Die
übrigen befragten Akteure äusserten sich weniger kate-
gorisch. Ihrer Ansicht nach kann die Erkennung neuer
Entwicklungen und Probleme, vor allem was den Kon-
sum bei Jugendlichen und jungen Erwachsenen betrifft,
die für die Einführung eines Frühwarnsystems notwen-
digen Anstrengungen durchaus rechtfertigen.

Schlussfolgerungen, Empfehlungen und
Szenarien

Nachfolgend eine Zusammenfassung der wichtigsten
Schlussfolgerungen und Empfehlungen aus dieser Stu-
die :
• Die Schweiz verfügt über zahlreiche passive

Frühwarnsysteme, deren Wirksamkeit anerkannt ist.
Allerdings lassen sich damit neue Entwicklungen
innerhalb gewisser Konsumentenszenen nur
beschränkt erkennen.

• Ein Schweizer Frühwarnsystem sollte eine Ergänzung
zum jetzigen Überwachungssystem für illegale Dro-
gen bilden und sich auf die Informationsnetzwerke
stützen, welche auf Gemeinde-, Kantons- und Bun-
desebene bereits vorhanden sind. Ein solches
System sollte weder die bereits bestehenden
Systeme ersetzen noch allzu komplex oder kostspie-
lig sein.

• Betrachtet man die bereits bestehenden Modelle, so
empfiehlt sich für die Schweiz ein System, das relativ
einfach ist, auf einigen Beobachtungsstellen beruht
und eine Triangulation der Überwachungsdaten mit
den regelmässig bei den wichtigsten Auskunftgebern
(Konsumenten, Akteure, Polizisten usw.) erhobenen
Daten beinhaltet.

• Die organisatorischen Aspekte, also das Verfahren
vom Erfassen eines Ereignisses bis zum Ergreifen
gesundheitspolitischer Massnahmen, müssen ver-
mehrt überdacht werden. Denn obwohl diese
Aspekte für die Effizienz des Systems massgeblich
sind, werden sie oft vernachlässigt. Vorrangige The-
men sind die Zusammenstellung von Informationen,
die Methode und Schnelligkeit der Analyse dieser
Informationen sowie die Weitergabe von Nachrichten
an die Akteure des Gesundheits- und Sozialwesens.

Am Schluss des Berichts werden folgende drei 
Arbeitsszenarien vorgeschlagen:
• Keine grössere Veränderung gegenüber der jetzigen

Situation und somit keine Einführung eines
Frühwarnsystems auf Bundesebene. Dieses Szenario
ist mit zwei Forderungen verbunden: Einerseits müs-
sen die europäischen Arbeiten auf dem Gebiet der
Frühwarnsysteme verfolgt werden, und andererseits
ist neuen Konsumtrends bei Jugendlichen und jun-
gen Erwachsenen grössere Aufmerksamkeit zu
schenken.

• Einführung eines einfachen Frühwarnsystems, das
auf einigen Beobachtungsstellen beruht und die Tri-
angulation der Überwachungsdaten mit den regel-
mässig bei den wichtigsten Auskunftgebern (Konsu-
menten, Akteure, Polizisten usw.) erhobenen Daten
basiert. Eine nationale Institution wird mit der Samm-
lung und Zusammenstellung dieser Daten beauftragt.
Ausserdem wird eine spezielle Instanz (Experten-
gruppe) geschaffen, welche die Informationen analy-
siert und entscheidet, welche Massnahmen zu tref-
fen sind.
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• Einführung eines breit angelegten Frühwarnsystems,
das dem BAG angegliedert ist und der Überwachung
der auf dem Drogenschwarzmarkt auftretenden Sub-
stanzen dient. Das System beruht auf Daten, die bei
der Polizei, den Labors und Spitälern sowie bei einer
Expertengruppe, welche die Gefahren und Interven-
tionen anhand von vorher festgelegten Guidelines
beurteilt, erhoben werden. Das Auftauchen einer
neuen Substanz setzt somit umgehend einen stan-
dardisierten Prozess zur Beurteilung der damit ver-
bundenen Risiken in Gang.

Verankerung/Institutionalisierung der
Aktionen des BAG zur Verminderung
der Drogenprobleme: Einschätzung
der Programmleiter2

Auftrag

Seit 1991 hat das BAG im Rahmen des Massnahmen-
pakets zur Verminderung der Drogenprobleme (MaPa-
Dro) zahlreiche Programme zur Prävention und Scha-
denminderung in verschiedenen soziokulturellen
Umgebungen (Settings) lanciert und unterstützt. Die
Verankerung dieser Interventionen und somit die lang-
fristige soziale Umwandlung, die eine Übernahme der
Projekte oder ihres Inhalts durch die Akteure erfordert,
ist ein grundlegendes Problem, das bisher noch nicht
systematisch angegangen werden konnte.

Infolgedessen verlangte das BAG im Jahr 2000 im Rah-
men der Globalevaluation des MaPaDro eine Analyse
der Verankerung folgender Programme des MaPaDro:
• im Präventionsbereich: "Ohne Drogen, mit Sport", Fil

rouge, Voilà, Suchtprävention in den Gemeinden
(Radix), funtasy projects, Schule und Gesundheit,
Mediatoren, Präventionsmaterial der Schweizeri-
schen Fachstelle für Alkohol- und andere Drogenpro-
bleme (SFA) ;

• im Bereich Schadenminderung: die von der Schwei-
zerischen Fachstelle für Schadenminderung im Dro-
genbereich (FASD) unterstützten Projekte.

Evaluationsfragen

• Welche bleibenden Resultate wurden mit den vom
BAG im Rahmen des MaPaDro unterstützten Pro-
jekte nach Ansicht der Programmleiter erzielt?

• Wie beschreiben die Programmleiter die Strategie
und die Methoden zur Verankerung ihres
Programms?

• Wie beurteilen die Programmleiter die Verankerungs-
effekte ihres Programms?

• Falls solche Effekte feststellbar sind, worauf führen
die Programmleiter diese zurück?

• Wie kann das BAG im Rahmen der Unterstützung
eines Programms eine Verankerungsstrategie weiter-
entwickeln?

Methode

Eine erste Phase der Untersuchung bestand
hauptsächlich in der Durchsicht der Literatur zur Veran-
kerung der Programme. Dabei konnten die Hinder-
nisse, die einer Verankerung entgegenwirken, sowie
die Faktoren, die diese begünstigen, ausfindig gemacht
werden. Zudem konnten die bei der Analyse zu
berücksichtigenden Aspekte bestimmt werden: Institu-
tionalisierung, Finanzierung, Verbreitung, Übernahme
durch die Gemeinschaft, Dauerhaftigkeit des Outputs
und Erhaltung des gesundheitlichen Nutzens.

Die zweite Phase der Untersuchung konzentrierte sich
auf die Verankerung der Programme. Sie begann mit
einer Analyse der Organisation jedes einzelnen Pro-
gramms. Dabei wurden der Aufbau und die Hand-
lungslogik beleuchtet, wobei die für die Verankerung
relevanten Punkte im Vordergrund standen. Es wurde
ein vereinfachtes Organigramm entworfen, worin sämt-
liche vom Programm abgedeckten Ebenen dargestellt
sind: die Leitung (nationale Ebene), eventuelle Zwi-
schenstrukturen (kantonale Ebene) und das Zielpubli-
kum (lokale oder Projektebene). Für jede Ebene wurden
die als relevant erachteten Verankerungsaspekte ange-
geben. Die Problematik der Verankerung jedes Pro-
gramms wurde somit entsprechend dem organisatori-
schen Aufbau, der Art der Umsetzung sowie der
berücksichtigten Ebene beschrieben. Die ermittelten
spezifischen Merkmale wurden anschliessend mittels
Quervergleich analysiert, wobei sämtliche in die Studie
einbezogenen Programme berücksichtigt wurden.

129

Spezielle Studien



Für jedes Programm wurden aus zahlreichen Unterla-
gen, wie Verträgen, Berichten, Evaluationen und ande-
ren Dokumenten (Prospekte, Statistiken, Protokolle,
Webseiten usw.), Informationen über die Organisation
und Verankerung gewonnen. Überdies wurden rund
zehn persönliche Gespräche und Telefongespräche mit
den Programmleitern oder anderen Personen geführt.

Bei diesen Gesprächen oder deren Vorbereitung wurden
mehrere Instrumente eingesetzt, wie eine Checkliste der
möglichen Hindernisse und der Faktoren, die eine Veran-
kerung begünstigen, eine Checkliste der Verankerungsa-
spekte und ein Leitfaden für die Gespräche, in dem
sämtliche spezifischen Fragen aufgelistet sind, die es bei
jedem Programm zu stellen gilt. Die Organigramme der
Programme wurden ebenfalls zur Vorbereitung der
Gespräche verwendet und im Verlauf der Unterredung
überprüft und abgeändert.

Resultate : Verankerung der Programme

Programm Suchtprävention 
in den Gemeinden

Seit 1993 leitet die Stiftung Radix Gesundheitsförde-
rung im Auftrag des BAG das Programm zur Förderung
und Finanzierung von Suchtpräventionsprojekten in den
Gemeinden. Das von der Stiftung Radix betreute Pro-
gramm hat sich landesweit gut institutionalisiert, doch
die finanzielle Beteiligung des BAG ist weiterhin not-
wendig. Die nationale Fachmesse für Suchtprävention,
die 1995, 1998 und 2001 stattfand, hat den Aufbau
eines breit angelegten und fest etablierten Netzwerks
ermöglicht. Das Programm ist bei den Partnern wohl-
bekannt und geniesst einen guten Ruf.

In den Kantonen, mit Ausnahme des Tessins, hat das
Programm eine gute Abdeckung erreicht. Die kantona-
len Präventionsinstanzen werden bisweilen zu wenig
einbezogen.

Auf lokaler Ebene lässt sich eine gute Zusammenarbeit
mit den Präventionszentren feststellen. Das Design der
Projekte weist immer häufiger Merkmale auf, die zu
deren Verankerung und/oder Verbreitung beitragen
(Modellprojekte). Die verlangte Kofinanzierung stellt
kein Hindernis dar. Die Akzeptanz der vom Programm
vorgeschlagenen Interventionen ist sehr gross, und die
Leitlinien werden von den betreffenden Gemeinden
übernommen.

Programm Fil rouge

Fil rouge ist ein Programm zur Sekundärprävention, das
seit 1994 besteht und sich an das Personal von Kinder-
und Jugendheimen richtet. Das Fehlen eines Dachver-
bandes in diesem Bereich erschwerte die Lancierung
des Programms auf nationaler Ebene. Daher wurde das
Programm den Gegebenheiten angepasst, wobei in
der Deutsch- und Westschweiz eine unterschiedliche
Organisation und Strategie entwickelt wurden. Inzwi-
schen ist das Programm bekannt und geniesst einen
guten Ruf, doch die Finanzierung durch das BAG ist
weiterhin notwendig.

Auf kantonaler Ebene begegnen die betroffenen Kreise
den Interventionen von aussen mit einiger Zurückhal-
tung, weshalb der Programmausbau in den Kantonen
nur zögerlich vorankommt. In der Deutschschweiz tra-
gen die gute Informationspolitik und das auf die einzel-
nen Heime abgestimmte Interventionsangebot zu einer
positiven Aufnahme des Programms bei.

Auf lokaler Ebene wird die verlangte Kofinanzierung der
Ausbildung in der Westschweiz gut akzeptiert. Die indi-
viduell gestalteten Interventionsprojekte in der Deutsch-
schweiz sind für eine langfristige Verankerung konzi-
piert. In der Westschweiz hingegen soll diese
langfristige Wirkung durch die Ausbildung von Erzie-
hern und Erzieherinnen erreicht werden.
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Programm Voilà

Im Rahmen dieses Programms werden auf nationaler
Ebene seit 1993 Ausbildungen in Suchtprävention und
Gesundheitsförderung für Leiter und Leiterinnen von
Ferienlagern angeboten. Hierbei hat sich die Zusam-
menarbeit mit der Schweizerischen Arbeitsgemeinschaft
der Jugendverbände (SAJV) bewährt, da sie zum Erfolg
des Programms beigetragen hat. Auch wenn die Inte-
gration des Programms in diese Institution gelungen ist,
bleibt die Finanzierung durch das BAG notwendig. Auf
dieser Ebene wurde der Paradigmenwechsel (von der
Prävention zur Gesundheitsförderung) gut aufgenommen.

Auf kantonaler Ebene verlief die Institutionalisierung des
Programms bei den Jugendverbänden, die einen direk-
ten oder indirekten Bezug zur Prävention haben, besser
als in den anderen Vereinigungen. Das Programm ist in
der Deutsch- und der Westschweiz gut etabliert, nicht
aber im Tessin.

Auf lokaler Ebene wird eine gute Zusammenarbeit mit
den Verbänden gepflegt. Die Freiwilligenarbeit trägt viel
zur Akzeptanz und zur Wirksamkeit der Interventionen
bei. Die Jugendverbände bilden ein Setting, das es
erlaubt hat, eine breit angelegte Ausbildung einzu-
führen und einen grossen Personenkreis zu erreichen.

Programm funtasy projects

Das Programm bietet seit 1997 Unterstützung bei der
Planung und Realisierung von Projekten an, die The-
men aus dem Lebensumfeld der Jugendlichen aufgrei-
fen. Es gibt keine nationale Dachorganisation, auf die
sich das Programm bei Interventionen in diesem
Bereich stützen könnte. Dieses Problem äusserte sich
im mehrmaligen Wechsel der mit der Realisierung des
Programms Beauftragten. Durch den Einsatz von
Mediatoren in den Regionen konnte das Problem
jedoch zumindest teilweise behoben werden. Die Über-
nahme des Programms durch die Sektion Drogen des
BAG und die Verlängerung der Vertragsdauer mit dem
neuen Beauftragten führte zu einer Konsolidierung des
Programms. Die Finanzierung durch das BAG bleibt
weiterhin notwendig, auch wenn Sponsoren gefunden
werden konnten.

Das Programm läuft in nahezu allen Kantonen.

Auf lokaler Ebene stösst das Programm auf eine gute
Akzeptanz. Die Kompetenzen, welche die Akteure im
Rahmen dieser Projekte erworben haben, werden
andernorts wieder eingesetzt, und die Projekte selber
vermitteln zahlreiche Anregungen. Die verlangte Kofi-
nanzierung stellt kein Hindernis dar.

Rahmenprogramm Schule und
Gesundheit/Europäisches Netzwerk Gesund-
heitsfördernder Schulen Schweiz (ENGS-CH)

Das Rahmenprogramm ist ein gemeinsames Pro-
gramm des BAG, der Schweizerischen Konferenz der
kantonalen Erziehungsdirektoren (EDK) und der
Gesundheitsförderung Schweiz. In enger Zusammenar-
beit mit dem Parallelprogramm ENGS-CH werden seit
1992 Gesundheitsförderungsprojekte an den Schulen
ausgewählt und finanziert. Auf nationaler Ebene beruht
die Zusammenarbeit zwischen den Partnern offenbar
auf einem schwachen Konsens über die angestrebte
Entwicklung günstiger Rahmenbedingungen für die
Gesundheitsförderung. Gewisse Unklarheiten bestehen
auch in Bezug auf die Rollen- und Aufgabenteilung zwi-
schen diesen Partnern.

Auf kantonaler Ebene ist die Auflage, dass die Projekte
durch die Kantone unterstützt und an das ENGS-CH
angeschlossen werden sollen, der Verankerung förder-
lich. Das Engagement des Bundes im Schulbereich
stösst jedoch auf Skepsis. In vielen Kantonen gibt es
keine auf Gesundheitsförderung spezialisierten Instan-
zen.

Bei den Projekten lassen sich die Kriterien für die
Annahme manchmal nur schwer in die Praxis umset-
zen. Die Ausrichtung der Projekte auf die Gesundheits-
förderung lässt sich nur schwer durchsetzen, auch
wenn das Gütesiegel "BAG" ein positives Argument
darstellt.
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Ausbildung von Schulmediatoren in der West-
schweiz und im Tessin und Projekt Mediation

Das erste dieser beiden Projekte zielt seit 1994 auf die
Schulung von Mediatoren als Ansprechpartner und
Begleiter, das zweite seit 2000 auf die Entwicklung
einer Mediationskultur in den Schulen. In der West-
schweiz und im Tessin gestaltete sich die Ausbildung
von Mediatoren schwieriger als erwartet. Es liegt kein
Datenmaterial vor, das Aufschluss über die Wirkung der
Ausbildungsangebote gibt. In den Kantonen Freiburg
und Jura hatte die Einführung dieser Ausbildung durch
das Institut de formation systématique de Fribourg (IFS)
offenbar eine Impulswirkung. Die Teilnehmenden sind
nach eigenen Angaben mit dem Angebot zufrieden.
Nach Abschluss der Ausbildung stellt das IFS ein von
den Kantonen anerkanntes Zertifikat aus. In der West-
schweiz und im Tessin wurde ein Leitbild für die Schul-
mediation publiziert. Beim Projekt Mediation erwies
sich die Webseite als wichtiges Instrument zur Verbrei-
tung und zum Austausch von Informationen.

Programm Ohne Drogen, mit Sport, Fach-
stelle Sucht & Sport, Programm Drogen und
Sport/La Ola

Seit 1992 ist das BAG im Setting des Sports tätig,
wobei Organisation und Ziele dieses Interventionsbe-
reichs im Laufe der Zeit erhebliche Änderungen erfah-
ren haben. In der jetzigen Phase strebt das Bundesamt
durch die Zusammenarbeit mit Swiss Olympic die Inte-
gration der Prävention und Gesundheitsförderung in die
landesweiten Sportinstitutionen (nationale Verbände
und Sportclubs) an. Das ursprüngliche Ziel der Integra-
tion des Sports in die Einrichtungen des Suchtbereichs
hat hingegen stark an Bedeutung verloren.

Als Erfolg zu werten ist die Institutionalisierung der
Fachstelle Sucht & Sport im Bundesamt für Sport
(BASPO) und somit auch im Ausbildungsangebot für
Sportlehrer und andere Sportinstruktoren in Magglingen.

Von der Schweizerischen Fachstelle für 
Schadenminderung im Drogenbereich (FASD)
unterstützte Projekte

Seit 1995 unterstützt die FASD, ein an das Schweizeri-
sche Arbeiterhilfswerk (SAH) angeschlossenes Kompe-
tenzzentrum, im Auftrag des BAG die Lancierung von
Projekten im Bereich der drogenpolitischen Säule "Scha-
denminderung". Die Kriterien für die Unterstützung von
Projekten, welche auf die Verankerung ausgerichtet sind
(vor allem die vorgängige Unterstützung einer Institution,
die Bedarfsanalyse und die langfristige Finanzplanung),
sind die wichtigsten Voraussetzungen für die Dauerhaftig-
keit der Projekte. Die unterstützten Projekte sind
hauptsächlich in der West- und der Deutschschweiz
angesiedelt, wogegen im Tessin solche Projekte sehr sel-
ten sind.

Von der SFA hergestelltes Material zur 
Suchtprävention

Die Schweizerische Fachstelle für Alkohol- und andere
Drogenprobleme (SFA) produziert verschiedene Unter-
lagen zur Suchtprävention (Broschüren, Prospekte
usw.). Die meisten dieser Produkte können lange Zeit
eingesetzt werden. In der Deutsch- und Westschweiz
sind diese Unterlagen weit verbreitet, im Tessin dage-
gen weniger. Allerdings gibt es kaum Unterlagen für
Gemeinschaften, die keine der Landessprachen spre-
chen. Die Produkte sind so gestaltet, dass sie immer
wieder angepasst werden können. Bei den Berufsleu-
ten und beim Zielpublikum werden sie gut aufgenom-
men.

Schlussfolgerungen und Empfehlungen zu
den Querelementen der Verankerung

Nationale Ebene

• Bei der Wahl eines nationalen Partners sind folgende,
für die Verankerung zentralen Elemente zu beachten:
die Vereinbarkeit zwischen dem Auftrag an diesen
Partner und der Programmphilosophie sowie die
Übereinstimmung der Struktur mit der angestrebten
Verbreitung des Programms.
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• Wichtige Faktoren für die Verankerung eines Pro-
gramms sind ferner eine langfristige Vertragsdauer
und eine Anpassung der Organisationsstruktur oder
falls nötig sogar ein Wechsel des Partners.

• Die vollständige Übernahme der Finanzierung der
nationalen Programmstruktur durch die Kantone und
andere Partner kommt offenbar nicht in Betracht. 
Die Weiterführung der Programme hängt von der
Fortsetzung der finanziellen Unterstützung durch das
BAG ab.

Kantonale Ebene

• Die meisten Programme decken die Regionen, 
insbesondere das Tessin, nicht ausreichend ab.

• Die Schwierigkeiten, die manchmal bei der Arbeit im
Netzwerk und der Zusammenarbeit festgestellt wur-
den, sind anscheinend nicht darauf zurückzuführen,
dass potenzielle Partner schwer zu finden sind, son-
dern vielmehr auf deren Vorbehalte gegen eine solche
Zusammenarbeit. Es wäre ratsam, sich darüber klar
zu werden, welche Folgen die bestehende Vielfalt der
angebotenen Modalitäten der Zusammenarbeit hat,
und eine Harmonisierung in Betracht zu ziehen.

Lokale Ebene und Projekte

• Bei sämtlichen Programmen wurden in Bezug auf die
Ausbildung beträchtliche Anstrengungen unternom-
men. Über deren langfristige Wirkung sind noch
keine Informationen vorhanden.

• Das Konzept und das Design der Projekte schliessen
meist Elemente ein, die sich auf eine Verankerung
günstig auswirken. Diese Elemente werden in den
Kriterien für die Projektunterstützung immer häufiger
klar formuliert. Der zunehmende Einbezug des Veran-
kerungsaspekts in die Projekte ist ein wesentlicher
Faktor für deren Dauerhaftigkeit.

• Die verlangte Kofinanzierung der Projekte hat keine
negativen Auswirkungen, sondern trägt vielmehr zu
deren Qualität und Verankerung bei.

• Abgesehen vielleicht vom Projekt Schule und
Gesundheit werden die angebotenen Programme
von den betreffenden Gemeinschaften gut akzeptiert
und scheinen von diesen sogar allmählich übernom-
men zu werden.

Weitere Querelemente

• In Anbetracht der grösseren Reichweite der Pro-
gramme und der steigende Zahl von Projekten stellt
sich die Frage nach den Bedürfnissen und ihrer
Abdeckung. Neben einer umfassenden Abklärung,
welche Bedürfnisse abgedeckt sind und welche
nicht, ist auch eine Überprüfung der Aufgabenteilung
erforderlich. Nur so kann im aktuellen Stadium der
Intervention des Bundes eine optimale Abdeckung
gewährleistet werden.

• Die Beteiligung des BAG gibt den Projekten Legiti-
mation und Antrieb und bringt zudem einen Qua-
litätsanspruch mit sich. All diese Vorteile könnten ver-
loren gehen, wenn sich das Bundesamt vollständig
zurückziehen würde, wie es auf dieser Interventions-
ebene angestrebt wird.

• Der Akzeptanz von Projekten zur Gesundheitsförde-
rung stehen einige Schwierigkeiten entgegen. Der
Paradigmenwechsel der gesamten Präventionspro-
gramme hat ein stärkeres Bedürfnis nach einer Legi-
timation durch das "Gütesiegel " BAG zur Folge.
Auch aus diesem Grund drängt sich die Frage auf,
wie sinnvoll der vom Bundesamt angestrebte Rück-
zug auf dieser Interventionsebene ist.

• Das öffentliche Erscheinungsbild der Programme ist
sehr unterschiedlich. Nicht bei allen wird auf den
BAG-Ursprung verwiesen. Das "Gütesiegel " BAG
verleiht jedoch zusätzliche Sichtbarkeit und Legitima-
tion. Somit wäre es angebracht, über die Vor- und
Nachteile einer gemeinsamen Corporate identity für
sämtliche Programme nachzudenken.
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Suchtprävention bei Jungendlichen:
die Rolle der Polizei, der Gerichte
und der Jugendrichter3

Auftrag

Im Rahmen des Massnahmenpakets des Bundes zur
Verminderung der Drogenprobleme (MaPaDro 1998-
2002) will das Bundesamt für Gesundheit (BAG) die
Zusammenarbeit zwischen den Akteuren der drei Säu-
len des Gesundheitswesens (Prävention, Therapie und
Schadenminderung) und den Akteuren der Strafrechts-
pflege (Repression) verstärken. Zu dieser Zusammenar-
beit sind jedoch nur wenige Informationen verfügbar.
Um die Situation besser zu dokumentieren, hat das
IUMSP in den Jahren 1998 und 1999 eine Untersu-
chung über die gesundheitlichen Aspekte der Polizeiar-
beit im Drogenbereich durchgeführt 4. In der vorliegen-
den Studie wird diese Fragestellung erweitert, wobei
das Augenmerk spezifisch auf die Jugendlichenb und
die Interventionen auf lokaler Ebene gerichtet wird. Mit
der Justiz und der Polizei werden alle Akteure der vier-
ten Säule einbezogen. Dabei soll aufgezeigt werden,
wie die Aufgaben zwischen diesen Akteuren und den-
jenigen der anderen Säulen aufgeteilt werden und wie
die Zusammenarbeit zwischen ihnen funktioniert.
Gemäss dem Schweizerischen Strafgesetzbuch, wel-
ches unter anderem auch das 1937 konzipierte und
1971 revidierte Jugendstrafrecht regelt, sollen Polizei
und Justiz gegenüber straffälligen Minderjährigen in
erster Linie präventiv tätig werden.

Im Übrigen ist darauf hinzuweisen, dass diese Studie in
einem entscheidenden Moment der Geschichte der
Bekämpfung der Drogenproblematik durchgeführt
wurde, da der Bundesrat kurz zuvor den Entwurf für ein
revidiertes Betäubungsmittelgesetz verabschiedet hat.
Die im Rahmen dieser Revision vorgesehenen Ände-
rungen beschreiten insbesondere im Bereich des
Jugendschutzes ganz neue Wege und werden sich auf
die Arbeit der Akteure, mit denen sich diese Studie
befasst, direkt auswirken.

Fragestellung

Die vorliegende Arbeit soll folgende Fragen 
beantworten:
• Für die untersuchten Ortschaften:

Zur Rolle der Ortspolizei im Drogenbereich: Welche
Entwicklungen sind bei den auf Jugendliche ausge-
richteten Strategien und Aktionen in den Bereichen
Prävention, Hilfe und Repression festzustellen? Wie
lässt sich erreichen, dass die verschiedenen Inter-
ventionsformen (Prävention, Hilfe und Repression)
sich ergänzen?

• Wie sieht die Polizei ihre Rolle bei der Verhütung von
Drogensucht, Delikten und Gewalt bei
Jugendlichen?

• Wie präsentiert sich die Zusammenarbeit zwischen
der Polizei, den sozialmedizinischen Diensten, den
Schulbehörden und den (Jugend-)Gerichten, und
welches sind die möglichen Perspektiven für diese
Zusammenarbeit?

• Wie definieren sich die verschiedenen Akteure, und wie
teilen sie sich ihre Rollen im Rahmen der Prävention
(Drogenkonsum und andere Delikte) auf? Ist diese Rol-
lenteilung angemessen?

Methode

Die Studie wurde anhand 12 konkreter Beispiele von
lokalen Interventionen in den Kantonen Basel-Land,
Basel-Stadt, Bern, Genf und Wallis durchgeführt. Die
untersuchten Fälle zeichnen sich durch folgendes
Merkmal aus:
"Es handelt sich um Beispiele polizeilicher oder
richterlicher Interventionen präventiver Natur in
Zusammenhang mit der Suchtproblematik bei
Jugendlichen."

Die entsprechenden Informationen wurden im Jahre
2001 aus Gesprächen mit 20 Hauptauskunftgebern
gewonnen und durch Kontakte mit einem Dutzend wei-
terer Akteure ergänzt. Diese Ergebnisse wurden mit
Hilfe verschiedener Dokumente vertieft, die von den
befragten Personen oder aus anderen Quellen stamm-
ten. Der rechtliche Kontext war Gegenstand einer
besonderen Analyse.
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b Die Untersuchung bezieht sich ausschliesslich auf Minderjährige,

denn Jugendliche über 18 Jahre werden rechtlich anders behandelt.



In dieser Studie wird der Begriff der Suchtproblematik
in einem weiten Sinne verwendet und speziell an die
Situation der Jugendlichen angepasst. Schwerwie-
gende Suchtprobleme, wie Heroin- oder Kokainkon-
sum, werden dabei nicht behandelt, da nur sehr
wenige minderjährige Jugendliche davon betroffen sind.
Hingegen kann sich auf Grund ihres Verhaltens oder
ihrer Lebenssituation (Konsum von Cannabis, Alkohol
oder Tabak, strafbares Verhalten, schulische oder fami-
liäre Probleme) ein besonderes Bedürfnis nach Hilfe
ergeben.

Die Intensität der Eingriffe durch die Polizei oder den
Justizapparat variiert je nach Fallbeispiel. In manchen
Fällen ist die Polizei oder die Justiz der Hauptakteur, in
anderen Fällen spielen sie nur eine Nebenrolle und
arbeiten mit Akteuren eines anderen Sektors zusam-
men. Um die Zusammenarbeit zwischen den verschie-
denen Sektoren besser einschätzen zu können, wurde
von einem dreiseitigen Ansatz ausgegangen, wie das
nachfolgende Schema zeigt.

Ergebnisse

Im Allgemeinen lassen die untersuchten Beispiele eine
sehr komplexe Situation erkennen, die durch folgende
Punkte geprägt ist :
• Der rechtliche Rahmen ist komplex: einerseits weil

man zwischen dem Bundesrecht, welches für die
ganze Schweiz identisch ist, und dem zum Teil recht
unterschiedlichen kantonalen Recht unterscheiden
muss; andererseits weil Gesetzesänderungen, etwa
im Betäubungsmittelrecht, hängig sind und deswe-
gen Unsicherheiten entstehen.

• Im Bereich der Prävention sind zahlreiche Akteure
und Institutionen tätig. Dadurch kommen verschie-
denste Konzepte zur Anwendung und stellt sich die
Frage, wie die Verantwortlichkeiten verteilt sind.

• Obwohl mehrere Kantone von derselben Grundidee
ausgehen, unterscheidet sich die Umsetzung je nach
Kanton und manchmal sogar innerhalb eines Kan-
tons.

• Die gesellschaftliche Wahrnehmung des Cannabis-
konsums ändert sich. Abgesehen vom rechtlichen
Rahmen bestehen keine objektiven Schranken, die
den "problematischen Konsum" abgrenzen; dieser
muss vielmehr von den beteiligten Akteuren – also
auch den betroffenen Jugendlichen – gemeinsam
definiert werden.

Grafik 6.1

Dreiseitiger Ansatz für die Untersuchung der Fallbeispiele
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•Gesundheit
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4. Säule Sozialpartner
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Die untersuchten Beispielec wurden nach einer
bestimmten Typologie klassiert und untersucht, welche
auf drei Interventionsmodellen beruht : Modelle, die auf
der spezialisierten Rolle der Polizei basieren, Modelle,
die von der Jugendgerichtsbarkeit ausgehen, und
Modelle, die beim Verkauf legaler Drogen an Jugendli-
che ansetzen.

Interventionsmodelle, die auf der speziali-
sierten Rolle der Polizei basieren

In den drei gewählten Beispielen geht es um die
Primär- und Sekundärprävention von Jugendkrimina-
lität. Das Zielpublikum setzt sich aus (schulpflichtigen
oder nicht mehr zur Schule gehenden) Jugendlichen
sowie – bei Projekten, die den Schutz eines ganzen
Quartiers anstreben – aus der lokalen Bevölkerung
zusammen. Im Rahmen der Interventionen bei Jugend-
lichen erfüllt die Polizei die Rolle des Jugendbeauftrag-
ten im Polizeiposten und in den Schulen diejenige des
Präventionsbeauftragten. Sie definiert sich in diesem
Zusammenhang als bürgernahe Quartierpolizei.

Interventionsmodelle im Bereich der 
Jugendgerichtsbarkeit

Fünf Beispiele sollen dieses Modell veranschaulichen.
Die Interventionen zielen auf Jugendliche, die vor den
Jugendrichter treten müssen, in der Regel wegen des
Konsums von Cannabis. Diese Jugendlichen werden
aufgefordert oder verpflichtet, an einer Intervention teil-
zunehmen, die von Fachleuten des Sozialbereichs
durchgeführt werden. So werden Präventionskurse und
Evaluationssitzungen abgehalten, um die Jugendlichen
für die Suchtproblematik zu sensibilisieren. Nehmen
Jugendliche an solchen Aktivitäten teil, kann der Rich-
ter von einer Strafe oder Massnahme absehen.

Interventionsmodelle, die beim Verkauf von
legalen Drogen an Jugendliche ansetzen

Für dieses Modell werden zwei Beispiele angeführt.
Ziel ist es, den Alkohol- und Tabakkonsum bei Jugend-
lichen zu senken, indem der Zugang zu diesen Produk-
ten erschwert wird. Die Verantwortlichen der Geschäfte
und Verkaufsstellen von Alkohol- und Tabakprodukten
sollen durch Information, Warnungen und Kontrollen
sensibilisiert werden.

Untersucht man die Modalitäten der Umsetzung der
verschiedenen Interventionen, so werden einige Fakto-
ren sichtbar, die für die Zusammenarbeit zwischen den
Akteuren der Strafrechtspflege (Repression) und den
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Tabelle 6.1

Günstige und ungünstige Faktoren für die Zusammenarbeit

Günstige Faktoren Ungünstige Faktoren

Festlegung gemeinsamer Ziele Mangelnde Klarheit bei der Rollenfestlegung

Klare rechtliche Grundlagen Unklare Kommunikation der Prioritäten durch die Behörden

Gemeinsame Weiterbildung Konkurrenz bei der Finanzierung

Gemeinsame Planung und Umsetzung der Interventionen Überforderung der Partner

Schaffung neuer Funktionen Mangelnde Übereinstimmung zwischen Gesetzen, gesellschaftlichen Normen 

und konkreten Verhaltensweisen

Gemeinschaftsorientierte Ansätze Mangelnde Übereinstimmung zwischen den Rechtsnormen und ihrer Umsetzung

Erhaltung persönlicher Kontakte Unklarer rechtlicher Rahmen

Schlecht vermittelte Beispiele von good practices

c Zwei der Beispiele entsprechen nicht dieser Typologie und wurden

deshalb hier nicht berücksichtigt.



Akteuren der übrigen drei Säulen förderlich oder hin-
derlich sein können.

Schlussfolgerungen und Empfehlungen

Im Folgenden werden die Schlussfolgerungen und
Empfehlungen für die drei untersuchten Beispiele dar-
gelegt. Der unserer Ansicht nach geeignetste Partner
für die Umsetzung der Empfehlungen ist die Arbeits-
gruppe "Zusammenarbeit zwischen Polizei und Sozial-
arbeit im Drogen- und Aidsbereich" (AgZuPo).

Prävention, die auf der spezialisierten Rolle
der Polizei basiert

Die Rolle und Identität der Polizei ändern sich, wobei
der Prävention eine immer grössere Bedeutung
zukommt. Dies zeigt sich unter anderem dadurch, dass
die Polizisten neue, spezialisierte Rollen und Funktio-
nen übernehmen. Gegenwärtig gibt es noch keine
Datenbank, die all diese in der Schweiz entwickelten
Innovationen zentral zusammenfasst.

• Damit alle Kantone und Gemeinden von den polizeili-
chen Innovationen im Bereich der Prävention profitie-
ren können, wird empfohlen, sämtliche Erfahrungen
auf diesem Gebiet in einer Datenbank der "good
practices" zu sammeln und sie entsprechend zu ver-
werten und zu nutzen.

Im Bereich der primären Prävention wird die Revision
des Betäubungsmittelgesetzes für die Polizei einige
Änderungen zur Folge haben, denn sie wird künftig
nicht mehr verpflichtet sein, den Konsum von Cannabis
anzuzeigen. Allerdings ist schwer abzuschätzen, wie
stark sich diese Änderungen auswirken werden. Mit der
Ausweitung der Rolle der Polizei im Bereich der
primären Prävention stellt sich die Frage der Rollentei-
lung zwischen den vor Ort tätigen Akteuren. Die Studie
zeigt, dass zwischen der Polizei und den sozialen
Akteuren ein Konfliktpotential besteht. Manche Aspekte
der Prävention sind eindeutig dem Polizeibereich zuzu-
ordnen, während andere Aspekte weniger leicht zu
kategorisieren sind.

• Um die Kohärenz der Interventionen zwischen den ver-
schiedenen Akteuren zu verbessern und die Aufgaben-
teilung festzulegen, sollte das BAG gemeinsam mit der
Polizei ein Konzept erarbeiten, welches die Rolle der
Polizei und der sozialen Akteure bei der primären
Prävention im Hinblick auf die Gesundheit der Jugend-
lichen sowie die Problematik der Delinquenz näher
umschreibt. Es wird empfohlen, dieses Konzept den
betroffenen Institutionen zuzustellen und ihm an fachü-
bergreifenden Zusammenkünften Nachachtung zu ver-
schaffen.

Prävention im Bereich der Jugendgerichts-
barkeit

In den letzten Jahren hat sich die Zusammenarbeit zwi-
schen der Justiz und den Partnern des Sozialbereichs
sowohl in qualitativer als auch in quantitativer Hinsicht
verbessert. Mit dem heutigen Gesetz können die
Gerichtsbehörden auf verschiedene Weise eine "Hebel-
funktion" ausüben, wobei sie sich stets auf die Gutach-
ten der Fachleute aus dem sozialen oder medizinischen
Bereich abstützen. Die heutige Regelung hat den Vor-
teil, dass sie die Rollen der Akteure klar festlegt : Die
Interventionen und die Modalitäten der Zusammenar-
beit werden zwar gemeinsam erarbeitet, doch bleibt
die Justiz hauptverantwortlich für die Behandlung des
Falls. Die Früherfassung von Drogenmissbrauch oder
Drogenabhängigkeit bei Jugendlichen wird gegenwärtig
als ungenügend eingeschätzt5. Es fragt sich, ob adä-
quate "zivile" Mittel bereitgestellt werden können, um
die sekundärpräventiven Interventionen zu ersetzen, die
bisher vom Jugendrichter vorgenommen wurden.

• Unter dem bisherigen Gesetz wurden verschiedene
Systeme der Zusammenarbeit zwischen der Justiz
und den Akteuren des Sozialbereichs entwickelt ;
beim Übergang zum neuen Gesetz sollte darauf
geachtet werden, dass diese Erfahrungen nicht verlo-
ren gehen.

Mit der Gesetzesrevision werden die Rahmenbedingun-
gen der Prävention bei Jugendlichen grundlegend 
verändert. Der Jugendschutz soll mit verschiedenen
Mitteln verbessert werden, da die heutige Situation als
unbefriedigend empfunden wird. In seiner Botschaft
zum Gesetzesentwurf kündigt der Bundesrat ein 
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Programm zur Förderung der Sekundärprävention und
der Früherkennung an. Dieses vom BAG und den Kan-
tonen gemeinsam durchzuführende Programm soll sich
über eine Dauer von fünf Jahren erstrecken.

• Es wird empfohlen, in Zusammenarbeit mit den
Akteuren der vierten Säule (Repression) Begleitmas-
snahmen zur Verstärkung der Sekundärprävention
bei Jugendlichen zu erarbeiten.

Was die möglichen Auswirkungen der Gesetzesrevision
betrifft, so gehen die Meinungen auseinander. Auf
jeden Fall ist unbestritten, dass die durch das neue
Gesetz bewirkten Veränderungen aufmerksam verfolgt
werden müssen.

• Das Programm zur Erforschung und Evaluation der
BetmG-Revision und ihrer Auswirkungen muss spezi-
fisch auf Jugendliche abgestimmte Elemente enthal-
ten und zugleich die Rolle der Justiz in der Sekun-
därprävention berücksichtigen. Dabei ist
insbesondere zu prüfen, ob die getroffenen Mas-
snahmen zweckmässig und wirksam sind. Es wird
empfohlen, dieses Dispositiv in Zusammenarbeit mit
den Akteuren der vierten Säule zu erarbeiten.

Prävention beim Verkauf von legalen Drogen
an Jugendliche

Im Rahmen der Suchtprävention bei Jugendlichen liegt
eines der Probleme darin, dass die Botschaften zu den
legalen und den illegalen Drogen sich kaum in Einklang
bringen lassen. Grundsätzlich ist der Verkauf von Alko-
hol und Tabak an Jugendliche unter 16 Jahren verbo-
ten. Die beiden gewählten Beispiele zu diesem Thema
setzen sich mit dem Angebot an legalen Drogen aus-
einander und betonen somit einen anderen Aspekt der
Prävention.

• Um diesen Präventionsansatz zu fördern, wird emp-
fohlen, die Interventionen zur Bekämpfung des
Tabak- und Alkoholverkaufs an Kinder zu zentralisie-
ren und via Internet zugänglich zu machen.

Die im Rahmen der BetmG-Revision ins Leben geru-
fene Expertengruppe "Jugendschutz" weist in ihrem
Schlussbericht auf die Unzulänglichkeit der heutigen

Rechtslage in Bezug auf Tabak und Alkohol hin. Sie
empfiehlt deshalb, die Verantwortlichen von Geschäf-
ten und Verkaufsstellen gezielt zu informieren und zu
motivieren.

• Gemäss den Empfehlungen der Expertengruppe
"Jugendschutz" sollten beim Verkauf von Tabak und
Alkohol ansetzende Massnahmen ergriffen werden,
um ein wirksameres System zur Kontrolle und Verzei-
gung von Widerhandlungen zu schaffen.

Falls das neue Bundesgesetz über die Betäubungsmit-
tel entsprechend dem heutigen Entwurf in Kraft tritt,
werden zwei wichtige Änderungen zur Abgabe und
zum Verkauf von Cannabis einerseits und von Tabak
und Alkohol andererseits eingeführt werden: Die
Abgabe von Cannabis an einen Jugendlichen unter 16
Jahren wird mit Gefängnis und Busse bestraft, während
die Strafe bei Alkohol und Tabak lediglich auf Gefängnis
oder Busse lautet. Was den legalen Verkauf dieser
Substanzen betrifft, so wird – sofern das Opportunität-
sprinzip für den Verkauf von Cannabis eingeführt wird –
der Verkauf von Alkohol und Tabak an Jugendliche über
16 Jahren erlaubt sein, während die Altersgrenze bei
Cannabis auf 18 Jahre festgelegt wird.

• Es wird empfohlen, sich über diese Unterschiede
und vor allem auch die damit einhergehenden Pro-
bleme hinsichtlich der Legitimierung und Gesetzes-
anwendung klar zu werden.
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Dieses Kapitel befasst sich mit der allgemeinen
Entwicklung des MaPaDro und bildet daher eine
Beurteilung der Gesamtheit der im Rahmen dieses
Programms durchgeführten Aktivitäten. Der erste
Teil des Kapitels betrachtet den Ablauf des Pro-
gramms unter zwei Gesichtspunkten:
• aus Sicht der Prioritäten, die das BAG für das

MaPaDro festgelegt hat ;
• aus Sicht der Schlussfolgerungen und Empfeh-

lungen des letzten Evaluationsberichts (1997-
1999).

Der zweite Teil des Kapitels besteht aus einer kur-
zen Synthese sämtlicher in diesem Bericht
zusammengetragenen Daten und Einschätzun-
gen. Er schliesst mit fünf Empfehlungen an die
Verantwortlichen des Programms.

Allgemeine Begleitung des MaPaDro

Beurteilung aufgrund der vom BAG festgeleg-
ten Prioritäten

Das BAG hat für seine Aktivitäten in den Jahren 1998-
2002 eine Reihe von Prioritäten festgelegt1. Da dieser
Zeitraum nun zu Ende ist, sollte Bilanz gezogen und
geprüft werden, was bei jeder dieser Prioritäten erreicht
worden ist.

• Erweiterung der Verpflichtung des Bundes zur Primär-
und Sekundärprävention sowie der Früherkennung
und Früherfassung von Gefährdeten, um eine Entwick-
lung hin zur Abhängigkeit zu vermeiden. Die Notwen-
digkeit von langfristigen und im Gemeindewesen gut
verankerten Ansätze wird unterstrichen. Im
Besonderen:
• Umsetzung von Synergien der verschiedenen

Primär- und Sekundärpräventionsprogrammen,
welche vom BAG eingeführt oder unterstützt wer-
den.

• Realisierung eines Forschungsprogramms zur
Früherfassung und Früherkennung von gefährdeten

Jugendlichen (supra-f). Wissenschaftliche Erfor-
schung von Machbarkeit und Wirksamkeit dieses
Ansatzes im schweizerischen Umfeld.

• Konzentration der Mittel des BAG auf die Prävention.

Bei den verschiedenen Präventionsprogrammen des
BAG werden erste Synergien genutzt, wobei diese Ent-
wicklung durch die Schaffung einer Dienststelle zur
Prävention und Gesundheitsförderung, welche die Lei-
tung der gesamten Programme innehat, begünstigt
wird. Die Vereinheitlichung der in diesem Programmen
verwendeten Ansätze ist ebenfalls im Gang, wobei sich
das BAG an einem Modell orientiert, das auf der
Erkennung und Ausbildung von Multiplikatoren in den
Lebensräumen der Jugendlichen basiert. Auf diese
Weise sollen unter anderem die Instrumente zur
Früherfassung und Frühintervention verbessert werden.
Derzeit sind die Aktivitäten der Präventions- und
Gesundheitsförderungsprogramme jedoch noch sehr
heterogen und das verfügbare Datenmaterial ist nicht
genügend vergleichbar. Zudem sollte bei jedem Pro-
gramm das Verhältnis zwischen den Investitionen und
den erreichten Resultaten überdacht werden.

Das Forschungsprogramm zur Früherfassung von
gefährdeten Jugendlichen (supra-f) ist angelaufen.
Seine Durchführung stellt jedoch noch eine Reihe von
Problemen. Ein Beleg dafür sind die häufigen Wechsel
bei den an diesem Projekt beteiligten Forschern und
Koordinatoren sowie einige methodologische Empfeh-
lungen, die bei einer externen Evaluation formuliert
wurden.

Aus dem verfügbaren Datenmaterial lässt sich nicht
beurteilen, ob die Impulsmittel des BAG tatsächlich auf
den Bereich der Prävention umgeleitet worden sind.
Man stellt hingegen fest, dass für diesen Bereich
beträchtliche Mittel bereitgestellt wurden und dass
Langzeitprogramme, die entsprechende Investitionen
erfordern, eingerichtet werden konnten. Daraus kann
man folgern, dass der Bereich der Prävention im Rah-
men des MaPaDro weiterhin eine hohe Priorität
geniesst.
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• Konsolidierung und Koordination von Therapie-
angeboten, um die Möglichkeit des Drogenaus-
stiegs zu erhöhen. Im Besonderen:
• Vereinbarung für ein ausgeglichenes Finanzie-

rungssystem der abstinenzorientierten Therapien
innerhalb des Sozialversicherungssystems und des
finanziellen Lastenausgleichs Bund/Kantone. Dies
unter Berücksichtigung der verschiedenen notwen-
digen Angebote, eingeschlossen jene, die ein vor-
zeitiges therapeutisches Eingreifen vorsehen.

• Einleiten einer Qualitätsverbesserung der Thera-
pien mit Methadonsubstitution im Hinblick auf eine
verbesserte Haltequote.

• Ärztliche Verschreibung von Heroin als integriertes
Angebot im Netz der Drogentherapien.

• Verbesserung des Therapieangebotes und der
Schadenminderung in Verbindung mit Drogenkon-
sum in mindestens 1/3 der Strafvollzugsanstalten,
resp. bei 1/3 der Gefängnisplätze.

Die Realisierung der Mehrzahl der oben genannten Pri-
oritäten ist im Gang. Die Einführung einer einheitlichen
Finanzierung für stationäre Suchttherapien (FiSu) hat
bereits gute Fortschritte gemacht. Der Grund, weshalb
das System noch nicht fertig eingerichtet ist, liegt zwei-
fellos darin, dass der Zeitplan zu optimistisch angesetzt
worden ist, wenn man bedenkt, wie schwierig die
Reorganisation des bisherigen hoch komplexen
Systems ist, an dem zahlreiche Akteure (Kantone,
Gemeinden, Bund, Institutionen) beteiligt sind. Ein
anderes Projekt in diesem Sektor hat in den letzten
Jahren ebenfalls an Bedeutung gewonnen. Es handelt
sich um das vom BAG entwickelte Qualitätsmanage-
mentsystem QuaTheDA, welches eine Ergänzung zum
Finanzierungssystem darstellt und zu einer Neugestal-
tung der Leistungen und der Rolle der stationären The-
rapieeinrichtungen beiträgt.

Bei den ambulanten Behandlungen hat der in den Prio-
ritäten des MaPaDro festgelegte Qualitätsverbesse-
rungsprozess erst in der letzten Phase des Programms
Fortschritte gemacht. Mit den Arbeiten im Rahmen der
Nationalen Substitutionskonferenz (NaSuKo) sollte es
möglich sein, in diesem Bereich bessere Praktiken 
einzuführen. Dies insbesondere dank den neuen 
Guidelines für die Indikation und Verschreibung von
Methadon. Diese Arbeiten stehen jedoch noch am

Beginn und es wird erwartet, dass das BAG sich lang-
fristig und beständig an den Bemühungen zur Verbes-
serung dieser Behandlungen beteiligt. So könnte es
zum Beispiel vorteilhaft sein, sich die beim HeGeBe-
Programm erworbenen Kompetenzen zunutze zu
machen. Schliesslich sei hier auch auf die Projekte zur
Vernetzung der verschreibenden Ärzte MedRoTox und
MeTiTox verwiesen, die gezeigt haben, dass eine
Unterstützung durch Peers (Berufskollegen) eine kluge
und zugleich kosteneffiziente Strategie für Aktionen bei
den Grundversorgern darstellt. Diese Erfahrung gilt es
nun in der Deutschschweiz zu verbreiten.

Die Institutionalisierung der ärztlichen Heroinabgabe ist
bereits weit fortgeschritten, wie es der Priorität ent-
spricht, die sich das BAG gesetzt hat. In einigen Regio-
nen der Schweiz ist diese Behandlungsform bereits
erfolgreich in das bestehende Therapieangebot aufge-
nommen worden. Die nächste Aufgabe besteht nun
jedoch darin, diese Integration auszuweiten und die
Aktivitäten mit den anderen Therapiebereichen zu koor-
dinieren. Gewisse Schritte in diese Richtung wurden in
den Kantonen getan, welche die ärztliche Verschrei-
bung von Heroin anbieten, vor allem im Zuge der Ein-
führung dieser Behandlungsform im Strafvollzug und
bei den Klienten von stationären Therapien. Die Koordi-
nation zwischen den Spezialkliniken, die Heroin abge-
ben, und den übrigen Institutionen und Fachleuten, die
sich mit Behandlungen für Drogenkonsumierende
befassen, muss jedoch noch generell verbessert wer-
den. So könnten Behandlungspläne entwickelt werden,
die auch einen Wegweiser durch die verschiedenen
vorhandenen Angebote umfassen und es den Drogen-
abhängigen ermöglichen, ihre Situation allmählich zu
stabilisieren.

Die angestrebten Zielwerte, die sich das BAG für den
Strafvollzugsbereich vorgenommen hat, bereiten hinge-
gen Probleme. Einerseits gibt es momentan keine
regelmässig erhobenen Daten, mit denen die Entwick-
lung des Behandlungsangebotes im Gefängnis über-
prüft werden kann, andererseits scheint die Tätigkeit
des BAG in diesem Bereich seit zwei oder drei Jahren
nicht mehr vorrangig zu sein. Daher existiert eine
beträchtliche Kluft zwischen dem, was nach der Prio-
ritätensetzung in diesem Bereich angestrebt wird, und
der Realität. Das BAG sollte diese Situation klären.
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• Konsolidierung des Massnahmenangebotes zur
Schadensverminderung und dem Erhalt des sozia-
len Netzes für Abhängige und Drogenkonsumenten.
Im Besonderen:
• Die Dauerhaftigkeit der notwendigen Massnahmen

zur Schadensverminderung im Rahmen der Drogen-
politik von Städten und Kantonen sichern, die Konti-
nuität von Institutionen und ihre Finanzierung fördern.

• Erhöhung der Zugänglichkeit zu Spritzenmaterial in
noch unterdotierten Regionen und Städten, um
diesbezüglichen Bedürfnissen flächendeckend im
ganzen Land nachzukommen.

• Qualitätsverbesserung der Massnahmen zur Scha-
denminderung und zum Erhalt der sozialen Inte-
gration, indem die Kooperation im Netz von
Prävention und Therapie sowie Schutz der Bevöl-
kerung verbessert wird.

• Verbesserung des Therapie-Angebotes zur Scha-
denminderung in mindestens 1/3 der Strafanstal-
ten resp. 1/3 der Anzahl Gefängnisplätze.

Das Engagement des BAG über seine Aids- und Dro-
genprogramme hat massgeblich zur Institutionalisie-
rung der Schadenminderung (Risikoverminderung) in
der Schweiz beigetragen. Damit hat das Bundesamt
tatkräftig an der Verbesserung der sozialen und vor
allem der gesundheitlichen Situation der abhängigen
Drogenkonsumierenden mitgewirkt. Bezüglich den für
das MaPaDro festgelegten Prioritäten ist die Situation
jedoch weniger klar. Die Ziele sind sehr ehrgeizig und
es fehlt noch an Instrumenten, mit denen sich kontrol-
lieren liesse, ob sie erreicht worden sind. So ist es
schwierig zu beurteilen, ob das BAG den Fortbestand
der Schadenminderungsmassnahmen auf Kantons-
und Gemeindeebene gesichert und inwieweit es dazu
beigetragen hat, die Versorgung mit Injektionsmaterial
in der Schweiz in den vergangenen Jahren zu verbes-
sern. Zweifellos trägt das Engagement der Schweizeri-
schen Fachstelle für Schadenminderung im Drogenbe-
reich (FASD) zur Erreichung der in diesem Bereich
gesetzten Ziele bei. In welchem Ausmass dies bereits
verwirklicht wurde, lässt sich allerdings ohne eine klare
Abklärung der Bedürfnisse und der Lücken nicht fest-
stellen. Sobald die aktuelle Bestandesaufnahme der
Arbeits- und Wohnangebote sowie die nächste Evalua-
tion der FASD vorliegen, wird eine bessere Einschät-
zung dieses Beitrags, auch hinsichtlich der Qualitäts-
verbesserung und der Vernetzung in diesem Bereich,

möglich sein. Man sollte jedoch auch ein neues Ver-
zeichnis der Massnahmen zur Verminderung der
Gesundheitsschäden erstellen, um das Schadenmin-
derungsangebot gesamthaft beurteilen zu können.

Im Bereich des Strafvollzugs wurde die angestrebte
Erweiterung des Schadenminderungsangebots, das für
einen Drittel der Gefängnisinsassen in der Schweiz
zugänglich sein sollte, bereits im Jahr 1999 erreicht.

• Einrichtung und effizienter Betrieb einer Beobach-
tungsstelle für ein nationales epidemiologisches
Monitoring nach dem Modell der "REITOX-Knoten-
punkte" der Europäischen Beobachtungsstelle für
Drogen und Drogensucht (EBDD).

Dieses Ziel wurde noch nicht erreicht, womit der
hauptsächliche Schwachpunkt des MaPaDro noch
nicht behoben ist. Dieser Punkt wird weiter unten in der
Nachkontrolle der Empfehlungen des vorliegenden
Evaluationsberichts erörtert.

• Zuverlässige Weiterleitung der Ergebnisse aus den
epidemiologischen Studien, den wissenschaftli-
chen Forschungsarbeiten und den Evaluationen
im Drogenbereich an die Fachleute vor Ort und an
die Entscheidungsträger.

Das BAG hat zahlreiche Aktivitäten durchgeführt, um die-
ses Ziel zu erreichen. Dazu gehört das Zusammentragen
von Resultaten der im Rahmen des MaPaDro durchge-
führten Forschungs- und Evaluationsarbeiten, die Präsen-
tation der laufenden Forschungsarbeiten auf dem ARA-
MIS-Informationssystem, die Verwertung und
Bekanntmachung der Studien in der Informationszeit-
schrift spectra sowie die Organisation verschiedener
Konferenzen zur Förderung des Austausches zwischen
Forschern und Fachleuten. Der Wissenstransfer hatte
somit für das BAG in der Tat einen wichtigen Stellenwert.

• Einleitung eines Verfahrens zur Qualitätsförderung
und zum Qualitätsmanagement für das gesamte
Massnahmenpaket Drogen. Dieses an die verschiede-
nen Bereiche angepasste Verfahren soll von mehr als
der Hälfte der mit Drogenproblemen befassten Institu-
tionen und Entscheidungsträgern (Bund, Kantone,
Gemeinden, private Institutionen) verwendet werden
bzw. für diese von Nutzen sein.
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Die wichtigste Entwicklung in Zusammenhang mit die-
ser Priorität ist die Einrichtung des Qualitätsmanage-
mentsystems im stationären Behandlungssektor. Die-
ses System sollte auch auf die ambulanten
Behandlungen ausgeweitet werden und könnte wahr-
scheinlich als Modell für andere Bereiche (Prävention,
Schadenminderung, usw.) dienen. Dagegen hat das
BAG sein quantitatives Ziel noch nicht erreicht, ausser
für die ärztliche Verschreibung von Heroin sowie für
den stationären Sektor, wo es demnächst erreicht wer-
den dürfte.

• Optimierung und Koordination der Zusammenarbeit
zwischen den verschiedenen Gremien, insbeson-
dere der Konferenz der kantonalen Delegierten für
Suchtfragen (KKBS) und des Nationalen Drogenaus-
schusses (NDA).

Das BAG hat eine Evaluation des nationalen Koordina-
tionssystems in Auftrag gegeben, um dieses zu verbes-
sern. Die Resultate der Evaluation haben bisher in die-
sem Bereich nicht zu Reformen geführt und somit ist
das System offenbar noch nicht optimiert worden.

Die Konferenz der kantonalen Beauftragten für Suchtfra-
gen (KKBS) ist regelmässig tätig und verzeichnet eine
gute Mitgliederbeteiligung, womit der Nutzen dieser Kon-
ferenz voll und ganz erwiesen scheint. Der Nationale Dro-
genausschuss (NDA) ist hingegen nur sporadisch aktiv;
gegenwärtig werden Diskussionen über seinen Nutzen
und seine Form geführt.

Nachkontrolle anhand der Empfehlungen des
vorliegenden Globalevaluationsberichts (1997-
1999)

Der letzte Globalevaluationsbericht schloss mit drei-
zehn Schlussempfehlungen an die Verantwortlichen
des MaPaDro. Diese werden unten nochmals aufgegrif-
fen und anhand der seither durchgeführten Arbeiten
kommentiert. Einige dieser Empfehlungen decken sich
mit den oben erörterten Prioritäten, die sich das BAG
gesetzt hat. Bereits genannte Anmerkungen werden
daher hier nicht nochmals erwähnt.

1 Das BAG sollte mit besonderer Aufmerksamkeit an
einer Harmonisierung der Statistiken im Suchtbe-
reich arbeiten, um zuverlässige epidemiologische
Indikatoren zur Hand zu haben. Das epidemiologi-
sche Überwachungssystem ist ein wichtiges Werk-
zeug für eine effiziente Gesundheitspolitik im Sucht-
bereich und sollte für das BAG daher einen
Arbeitsschwerpunkt bilden.

Diese Empfehlung figurierte bereits im ersten Globale-
valuationsbericht aus dem Jahr 19922 und bleibt wei-
terhin gültig. Gewiss, das BAG hat seit zehn Jahren
aktiv an der Entwicklung verschiedener epidemiologi-
scher Instrumente mitgewirkt und ein wichtiges Projekt
zur Harmonisierung der Behandlungsstatistiken (Act-
info) eingeführt. Die Umsetzung dieser Projekte wurde
jedoch zu wenig koordiniert oder hat sich verzögert. So
gibt es immer noch kein eigentliches System für die
Überwachung des Drogenkonsums in der Schweiz und
der Entscheid für die Realisierung eines solchen
Systems ist noch hängig, da die Verhandlungen zwi-
schen dem BAG und dem Bundesamt für Statistik
(BFS) noch nicht abgeschlossen sind. Für die Umset-
zung einer auf evidenzbasierten Daten (Evidence
based) beruhenden Politik ist ein Überwachungssystem
aber eine unabdingbare Voraussetzung und dessen
Fehlen stellt immer noch den hauptsächlichen
Schwachpunkt des MaPaDro dar. Daher wäre es rat-
sam, dass das BAG die Verantwortung und die
Führung eines solchen Systems übernimmt und die
erforderlichen Sachkenntnisse und Mittel bereitstellt.
Zudem sollten die Ausgestaltung der Überwachungsar-
beiten, die Einrichtung einer nationalen Beobachtungs-
stelle für Drogen und Drogensucht, die Ausschreibung
einer Forschungsarbeit über die Auswirkungen der
Revision des Betäubungsmittelgesetzes sowie der Auf-
bau eines nationalen Frühwarnsystems geklärt werden.
Diese verschiedenen Projekte sollten in hohem Masse
koordiniert und miteinander verbunden werden, um
damit ihren individuellen und kollektiven Nutzen zu opti-
mieren.
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2 Fast jeder zweite Drogensüchtige wird heute mit
Methadon behandelt : Um die Qualität dieser
Behandlungen zu sichern und die entsprechenden
Kenntnisse zu erweitern, sind diesem Sektor ent-
sprechende Ressourcen zuzuweisen.

Für diesen Bereich hat sich das BAG in den vergange-
nen zwei Jahren stärker eingesetzt. Seine Anstrengun-
gen sind zu begrüssen, aber sein Engagement ist
immer noch geringer als im Bereich der stationären
Behandlungen und der ärztlichen Verschreibung von
Heroin, obschon die Zahl der in einer Methadonbe-
handlung befindlichen Personen sehr viel höher ist.
Daher wäre es zu begrüssen, dass das BAG in diesem
Bereich die Rolle eines Hauptakteurs übernimmt, die
vorhandenen Kenntnisse und Erfahrungen zusam-
menschliesst und die Qualitätsförderung der Langzeit-
behandlungen unterstützt. Ein nationales Rahmenpro-
gramm für die Behandlungen mit Methadon (und mit
Buprenorphin) könnte sich hier als besonders nützli-
ches Instrument erweisen.

3 Die Angebote zur Therapie und Überlebenshilfe
sind von fundamentaler Bedeutung, und das BAG
sollte sich konstant darum bemühen, sie vielfältiger
und individueller auszugestalten ihre Professionalität
und Zugänglichkeit zu erhöhen.

Diese Empfehlung wird vom BAG befolgt ; der Zugang
und die Qualität des Angebots für Drogenabhängige
gehören zu seinen wichtigsten Prioritäten. Zu besonde-
ren Fällen wie den Methadonbehandlungen, der Scha-
denminderung und der Überlebenshilfe für drogenkon-
sumierende Gefängnisinsassen könnten noch
zusätzliche Arbeiten durchgeführt werden, vor allem
was die Ermittlung bestehender Lücken und die Ver-
breitung erprobter Projekte betrifft.

4 Für Projekte unter Beteiligung des BAG muss allge-
mein ein Verankerungsprozess eingeführt werden,
damit die Aktionen nicht auf den Subventionszeit-
raum beschränkt bleiben und ihre Wirkung und
Zugänglichkeit langfristig gesichert sind.

Diese Empfehlung gilt besonders für den Bereich der
Prävention. Eine kürzlich erstellte Globalevaluationsstudie3

hat die wichtigsten Aufgaben im Hinblick auf diese Veran-
kerung aufgezeigt und unter anderem auch auf
bestimmte Rollen und Funktionen hingewiesen, die das
BAG auch nach einer allfälligen Beendigung der Projektfi-
nanzierung beibehalten sollte. Die Ergebnisse dieser Stu-
die sollten berücksichtigt werden, um die diesbezügliche
Strategie des BAG zu optimieren.

5 Das BAG muss seine interne Koordination so aus-
bauen, dass sich seine Partner auf klar definierte
Arbeitskonzepte und – methoden beziehen können.
Dies gilt generell für die Prävention, aber auch für die
Sektoren Substitutionstherapie, Überlebenshilfe und
Sekundärprävention. Wenn Projekte und Studien
ausgeschrieben und die Auswahlkriterien klarer erläu-
tert würden, könnten sich die Akteure, die mit dem
BAG zusammenarbeiten, besser auf die an sie
gestellten Erwartungen einstellen.

Im Bereich der Prävention wird an der konzeptuellen
Klärung und der genaueren Festlegung der Interventi-
onsweisen gearbeitet. Dies sollte es erlauben, die
Präventions- und Gesundheitsförderungsprogramme
zu vereinheitlichen und ihre gemeinsamen Ziele zu ver-
deutlichen. Zudem sollte dank diesem Prozess auch
eine Qualitätsverbesserung jedes einzelnen Programms
ermöglicht werden. Hinsichtlich der Interaktion zwi-
schen ambulanten Behandlungen, der Schadenminde-
rung und der Sekundärprävention (Früherfassung von
gefährdeten Jugendlichen) muss man feststellen, dass
diese beschränkt ist, da diese Themen im MaPaDro
unabhängig voneinander behandelt werden. Eine mög-
liche Lösung für diese Koordinationsprobleme könnte
in der Unterstützung von lokalen Koordinationsprojek-
ten bestehen, die es erlauben, die Verknüpfungsversu-
che zwischen den verschiedenen Betreuungsangebo-
ten zu beobachten.
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Die Definition der Auswahlkriterien für die im Rahmen
des MaPaDro finanzierten Projekte und Studien sowie
die Ausschreibungsverfahren wurden in den vergange-
nen Jahren verbessert und systematisiert. Trotzdem
stellt man immer noch fest, dass das BAG darauf ver-
zichtet, gewisse Aufgaben, etwa die Definition von Zie-
len und die Auswahl von Projekte oder Studien, an
Dritte zu delegieren, die manchmal besser geeignet
wären, die Qualität und die Brauchbarkeit der Vor-
schläge zu beurteilen. Dies gilt vor allem für die For-
schung, wo es entsprechend den in diesem Bereich
verwendeten Standards sinnvoll wäre, die Aufgaben
und die Begleitung einer Gruppe von externen Exper-
ten zu übertragen, statt allein dem BAG zu überlassen.

6 Die Arbeit mit Delagataren hat sich als sehr positiv
erwiesen und das BAG sollte diese Art der Interven-
tion fortsetzen, gleichzeitig aber auch darauf achten,
dass der Delegatar die erforderlichen Kompetenzen
besitzt und ausreichende Ressourcen für seine Mis-
sion erhält.

Diese allgemeine Empfehlung bleibt weiterhin gültig.
Die vorgenommenen Änderungen, die einige Delega-
tare vor allem im Bereich der Prävention und der
Gesundheitsförderung betreffen, weisen darauf hin,
dass zuweilen noch Projekte und Programme lanciert
werden, ohne dass eine optimale Lösung gefunden
wurde oder ohne das die Ziele der Projekte an die
besonderen Fähigkeiten der ausgewählten Delegatare
angepasst worden sind. Der Aufbau einer internen Pro-
jektmanagementausbildung, sofern eine solche noch
nicht existiert, könnte hier Abhilfe schaffen.

7 Zu den wichtigsten Tätigkeiten des BAG gehört die
Information der Partner und der Gesamtbevölke-
rung. Im Rahmen dieser Aufgabe baut es die natio-
nale Koordination aus und fördert die soziale und
politische Akzeptanz des Umgangs mit Suchtpro-
blemen, vor allem durch Sensibilisierungskampa-
gnen, Broschüren oder Berichte. Die Arbeit des
BAG ist beispielhaft in diesem Bereich und es wäre
wünschenswert, dass dies so bleibt.

Die Informationsarbeit, die das BAG leistet, ist immer
noch bemerkenswert. Es sollte diesem Punkt jedoch wie-
der besondere Aufmerksamkeit widmen, wenn der Revi-
sionsentwurf für das neue Betäubungsmittelgesetz in der
vorliegenden Fassung eingeführt wird, d.h. mit den vor-
gesehenen erheblichen Änderungen hinsichtlich des
Cannabis. Bei dieser Gelegenheit sollte auch eine neue
Sensibilisierungskampagne, die sich beispielsweise mit
der Zweckmässigkeit der Früherkennung eines Drogen-
missbrauchs befasst, in Betracht gezogen werden.

8 Das BAG hat ebenfalls bewiesen, dass es fähig ist,
auf die Bedürfnisse der Akteure vor Ort einzugehen.
Es sollte in dieser Richtung weiterarbeiten und
noch mehr Vermittler und Informationskanäle ein-
setzen.

Gesamthaft betrachtet bleibt diese Empfehlung gültig ;
die bereits in der letzten Globalevaluation4 festgestell-
ten Interaktionen zwischen dem BAG und den übrigen
Akteuren in der Schweiz sind weiterhin intensiv. Eine
Ausweitung der Kanäle und damit der Menge an über-
mittelten Informationen sollte jedoch keine negativen
Auswirkungen auf die Qualität dieser Informationen
haben.

9 Die landesweite Koordination sowie die Rolle und
das Zusammenspiel der für sie eingesetzten Platt-
formen sind noch genauer zu erläutern und auszu-
bauen.

Dieser Punkt wurde bereits weiter oben im Abschnitt
über die Prioritäten des MaPaDro behandelt.

10 Es ist unbestreitbar wünschenswert, dass das BAG
die Erfahrungen und Erkenntnisse, die es im Bereich
der illegalen Drogen gewinnen konnte, auf den
Bereich der legalen Drogen überträgt. Ausserdem
sollte es die Synergien zwischen beiden Bereichen
ausbauen.
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Die Globalevaluation des MaPaDro lässt eine allmähli-
che Tendenz zur Entwicklung von Projekten erkennen,
welche auf die Abhängigkeitsfrage als Ganzes ausge-
richtet sind und nicht nur auf die Abhängigkeit von ille-
galen Drogen. Da jedoch die übrigen Programme des
BAG hier nicht evaluiert werden, ist es schwierig, den
Umfang des eigentlichen Wissenstransfers zwischen
dem MaPaDro und den übrigen Aktivitäten abzuschät-
zen. Es ist aber immer noch wichtig, dass die vom
BAG im Rahmen des MaPaDro sowie des HIV/Aids-
Präventionsprogramms erworbenen Erkenntnisse, die
hauptsächlich die Schadenverminderung und die Diver-
sifizierung des Angebots für Drogenabhängige betref-
fen, ebenfalls im Alkohol- und Tabakbereich genutzt
werden.

11 Die Zusammenarbeit mit der Polizei muss fortgesetzt
und verstärkt werden, und das BAG sollte dafür
Sorge tragen, dass vorhandene Kenntnisse über die
sanitären Aspekte der Sucht effektiv an die Polizei
weitergegeben werden.

Im Rahmen der Globalevaluation widmeten sich zwei
Studien der Zusammenarbeit zwischen der Polizei und
den Akteuren des Gesundheitswesens im Zusammen-
hang mit den Drogenproblemen5,6. Aus diesen Studien
geht hervor, dass ein erheblicher Bedarf nach Koordina-
tion und Informationsaustausch besteht und das Koope-
rationsmöglichkeiten, vor allem auf dem Gebiet der
Prävention, vorhanden wären. Mit der möglichen Entkri-
minalisierung des Cannabiskonsums könnte dieser
Bedarf noch ansteigen und es wäre wünschenswert,
dass das BAG und das Bundesamt für Polizei ihre
Anstrengungen, die Akteure der verschiedenen Sektoren
zusammenzubringen, noch intensivieren.

12 Das BAG sollte sich auch auf die Zukunft einstellen,
indem es schon heute die künftigen Fragen zum
Thema Substanzmissbrauch identifiziert. Zukunfts-
szenarien könnten ein wertvolles Werkzeug für die
langfristige Planung darstellen.

Die Eidg. Kommission für Drogenfragen (EKDF) hat sich
energisch dieser Aufgabe angenommen, was eine sehr
hilfreiche Entwicklung für die Zukunft darstellt. Der Ent-
wurf für die Revision des Betäubungsmittelgesetzes kann
ebenfalls als Mittel angesehen werden, das es erlaubt,
neue Ansätze für den Drogenbereich zu entwickeln.

13 Und schliesslich muss das BAG die Kontinuität 
seiner Aktionen sicherstellen, wenn das Erreichte
der letzten Jahren bewahrt werden soll.

Diese Empfehlung ist auch heute noch gültig, und dies
aus mehreren Gründen. Erstens weil einige Arbeiten
des BAG im Drogenbereich (Epidemiologie, Qualität
(Methadon, Schadenminderung usw.)) noch nicht been-
det sind. Zweitens weil die epidemiologischen Daten
besorgniserregende Tendenzen bezüglich dem Konsum
bei Jugendlichen zum Vorschein bringen und es wich-
tig ist, die Entwicklung dieser Tendenzen und deren
Folgen für den Drogenmissbrauch zu verfolgen. Und
schliesslich erfordert die Einführung einer Revision des
Betäubungsmittelgesetzes, die erhebliche Änderungen
mit sich bringt, ein verstärktes Engagement des BAG;
es wäre daher nicht sinnvoll, das Drogenprogramm zu
reduzieren, während grössere Reformen in Gang sind.

Synthese

Die wichtigsten Schlussfolgerungen und
Empfehlungen der Globalevaluation

Hinter dem im Jahr 1991 gefassten Beschluss des
Bundesrates für die Einführung des MaPaDro stand die
Absicht, das Betäubungsmittelgesetz nicht zu ändern,
sondern pragmatisch vorzugehen, um die zahlreichen
Drogenprobleme in der Schweiz zu verringern. Zehn
Jahre später hat sich die Lage verändert. Die Zahl der
sozialen und gesundheitsbezogenen Interventionen in
diesem Bereich ist massiv gestiegen, die Kenntnisse
wurden ebenfalls erweitert und das Schweizer Volk hat
mehrmals bekräftigt, dass es das Vorgehen des Bun-
des unterstützt. Daher sollte nun der rechtliche Rahmen
an diese neue Situation angepasst werden und der
Bund hat entsprechende Vorkehrungen getroffen. Die
Besonderheit der untersuchten Evaluationsperiode
(1999-2002) liegt somit darin, dass die Arbeiten über
die Rahmenbedingungen für die Bekämpfung der Dro-
genprobleme mindestens ebenso wichtig geworden
sind wie die Unterstützung der Städte und Kantone für
die Durchführung ihrer Aktionen.
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Die Revision des Betäubungsmittelgesetzes, die kein
Bestandteil des MaPaDro ist, hat zahlreiche Auswirkun-
gen auf die gegenwärtige und künftige Arbeit des BAG.
Die Vorbereitung für den Umgang mit den neuen
gesetzlichen Bestimmungen bringt nämlich neue Her-
ausforderungen mit sich, vor allem für die Bereiche der
Prävention, der Koordination und der Epidemiologie.
Die aktuelle Entwicklung des MaPaDro zeugt davon,
dass man diese Herausforderungen erkannt und ange-
nommen hat und dass neue Aktivitäten eingeführt wur-
den, um auf die Änderungen, die das neue Gesetz
nach sich ziehen könnte, zu reagieren. Diese Arbeit
muss nun weitergeführt werden, insbesondere im
Zusammenhang mit folgenden Themen:
• Überwachung der Entwicklung des Drogenkonsums

und des Drogenmarktes in der Schweiz ;
• Ausbau der Früherfassung und Frühbetreuung

gefährdeter Jugendlicher ;
• klare Definition der neuen Rolle, die der Polizei und

der Justiz zugewiesen wird ;
• Harmonisierung und Koordination der kantonalen

Hilfsangebote für Drogenkonsumierende (Therapien
und Schadenminderung) ;

• Verankerung und Stabilisierung der Sozial- und
Gesundheitsstrukturen für die Bekämpfung der Dro-
genprobleme.

Diese Aufgaben sind wichtig und erfordern eine Fort-
setzung des Engagements des Bundes, insbesondere
des BAG, in diesem Bereich. Daher kann der Umstand,
dass das MaPaDro am Ende der letzten Programmpe-
riode nicht formell erneuert wurde, einige Fragen auf-
werfen. Denn eine Reduktion der Aktivitäten das BAG
im Drogenbereich wäre noch verfrüht. Paradoxerweise
wäre ein solcher Rückzug möglich gewesen, wenn
man nicht mit der Revision des Betäubungsmittelgeset-
zes begonnen hätte. Aber so, wie die Dinge heute ste-
hen, sollte der Rückzug erst nach einer Frist von fünf
oder sechs Jahren geplant werden, wenn man die Aus-
wirkungen des Gesetzes und die Art und Weise, wie
diese bewältigt werden, besser kennt. So empfehlen
die Evaluatoren eine Weiterführung des Programms bis
2007, wobei ein allmählicher Rückzug des BAG auf
Ende des Zeitraums ins Auge gefasst wird.

Zu den geplanten Aktivitäten des BAG für das MaPaDro
kann man festhalten, dass im Zeitraum 1999-2002 ver-
schiedene Ziele erreicht wurden (Institutionalisierung der
ärztlichen Verschreibung von Heroin, bessere Umsetzung
und Nutzung der Forschungs- und Evaluationsarbeiten,
schrittweise Reorganisation des Sektors der stationären
Behandlungen, Durchführung einer Studie im Bereich der
Sekundärprävention, Einführung eines neuen Ausbil-
dungsprogramms usw.). In anderen Fällen (Qualitätsver-
besserung der Behandlungen mit Methadon, Vereinheitli-
chung der Präventionsprogramme, Qualitätssicherung in
den Bereichen der Forschung und der Evaluation, Ein-
richtung eines hochwertigen epidemiologischen Monito-
ring, Reorganisation der Koordinationsorgane usw.) konn-
ten die angestrebten Ziele noch nicht erreicht werden.
Diesbezüglich formuliert die Globalevaluation hier fünf
wichtige Empfehlungen für die Verantwortlichen des
MaPaDro, während die Empfehlungen für die einzelnen
Bereiche in den entsprechenden Kapiteln zu finden sind:

1 Entwicklung eines kohärenten Überwachungssystem
für den Drogenkonsum in der Schweiz : die Harmoni-
sierung der verschiedenen vorhandenen Instrumente
zu Ende führen, Wissenslücken schliessen (Indikato-
ren für die Therapien, Frühwarnsystem) und Optimie-
rung der Koordination der verschiedenen Tätigkeiten
(Beobachtungsstelle für Drogen und Drogensucht,
epidemiologisches Monitoring, Studie über die Aus-
wirkungen der Revision des Betäubungsmittelgeset-
zes). Dabei sollte das BAG das nötige Personal und
die erforderlichen Finanzmittel für die Einrichtung
eines solchen Systems aufbringen und die Führungs-
rolle übernehmen.

2 Entwicklung eines langfristigen Rahmenprogramms für
die Methadonbehandlungen: Dieses soll Forschungs-
aktivitäten sowie die Unterstützung von Projekten zur
Förderung der Qualität und des Informationsaustau-
sches zwischen den betroffenen Akteuren (Kantonen,
Fachleuten) umfassen. Die Arbeitsunterlagen zur Vor-
bereitung der Nationalen Suchtkonferenz sollten es
erlauben, eine erste Liste von Prioritäten für dieses
Rahmenprogramm festzulegen. Zudem sollte dieses
Programm mit ausreichenden Mitteln ausgestattet wer-
den. Ausserdem sollten das im Rahmen des Pro-
gramms zur ärztlichen Heroinabgabe erworbene
Know-how und die entsprechenden Erfahrungen auch
auf die Methadonbehandlung übertragen werden.
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3 Verstärkung der Harmonisierung, Kohärenz und Ver-
gleichbarkeit der Präventions- und Gesundheitsför-
derungsprogramme. Diese scheinen noch heute
meist auf einer individuellen, statt auf einer kollekti-
ven Strategie zu basieren und ihre Ergebnisse wer-
den offenbar nicht an den oft beträchtlichen Ressour-
cen gemessen, die in die Programme investiert
wurden. Wünschenswert wäre, dass die verschiede-
nen Elemente der BAG-Strategie (nationale
Abdeckung, Aktivitäten in den Lebensräumen der
Jugendlichen, Einsatz von Multiplikatoren, lokale Ver-
ankerung der Aktivitäten, Verstärkung der Früherken-
nung und Frühintervention) bei sämtlichen Program-
men im Zentrum stehen.

4 Weiterführung der Arbeiten zur Erstellung eines
Inventars oder mehrerer Inventare für das Dienstlei-
stungsangebot im schweizerischen Drogenbereich.
Ein neuer Kantonsbericht würde es unter anderem
erlauben, die bestehenden Lücken im Drogenbereich
in der Schweiz zu ermitteln. Es geht hier um ein
wichtiges Instrument, das bei der Planung des BAG
zum Grundinstrumentarium gehören sollte.

5 Klärung der Situation im Bereich der Unterstützung
von Drogenkonsumierenden im Strafvollzug. Das
BAG hat sich in diesem Bereich ehrgeizige Ziele
gesetzt, jedoch kurz danach seine Anstrengungen
zur Erreichung dieser Ziele verringert. Es sollte
zumindest regelmässig eine Bestandesaufnahme der
in den schweizerischen Gefängnissen getroffenen
Massnahmen erstellen und weiterhin innovative Pro-
jekte fördern.

Die mögliche Änderung des Status von Cannabis mit
der Revision des Betäubungsmittelgesetzes wird eine
stärkere Koordinierung der auf die legalen und illegalen
Drogen ausgerichteten Gesundheitsprogramme erfor-
derlich machen. Die Aktivitäten der Primär- und Sekun-
därprävention sowie jene im Bereich der Schadenmin-
derung sollten aufeinander abgestimmt werden; zudem
sollten sie vom reichen Erfahrungsschatz profitieren,
der im Rahmen des MaPaDro erworben wurde. Wün-
schenswert wäre eine künftige Annäherung der Dro-
gen-, Alkohol- und Tabakprogramme.
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Anhänge

Während den Vier Etappen der Evaluation durchgeführte Studien

Studien zum/zur

Kontext

BAG-Strategie

Prävention

Therapie/

Schadenminderung

Epidemiologie

1990-1992

Presse1

Einstellungen 

der Bevölkerung7,8

Nationale Kampagne20

Konsum der Jugendlichen29

Analyse vorhandener Daten33

1993-1996

Presse2-5

Einstellungen 

der Bevölkerung9

Umsetzung16

Nationale Kampagne21

Politik der 

Sekundärprävention22

Vorstellungen der 

Jugendlichen23

Monitoring niederschwelliger

Einrichtungen24

Evaluation ABfD/Luzern26

Klientel der niederschwelligen

Einrichtungen I16, II 27, III 14

"Verdeckte" Bevölkerung30,31

Analyse vorhandener Daten16

1997-1999

Presse6

Einstellungen 

der Bevölkerung10

Partner11

Polizeiarbeit 12

Entwurf/Planung14

Umsetzung14

Delegierungsarten18

Monitoring niederschwelliger

Einrichtungen25

Analyse vorhandener Daten14

2000-2002

Prävention und Repression13

Innovation15

Umsetzung17

Verankerung19

Klientel der niederschwelligen

Einrichtungen IV17,28

Frühwarnsystem32

Analyse vorhandener Daten17
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Entwicklung der Akzeptanz der verschiedenen
Massnahmen zur Drogenbekämpfung – 1991 bis
1997, anteil der Befürworter

1991 1994 1997

Drogenprävention in der Schule 97 98 98

Therapieangebote 96 97 96

Strafverfolgung des Handels 97 96 95

Aids-Vorbeugung durch Spritzenabgabe 87 90 89

Überlebenshilfe für Drogenabhängige 90 94 94

Verschreibung von Heroin/Kokain durch Ärzte 67 74 69

Angebot von Lokalitäten für die Injektion 63 76 72

Toleranz bei Konsum/Verkauf von Haschisch und Marihuana 42 53 42

Freier Verkauf von Haschisch und Marihuana 29 35 35

Toleranz bei Konsum/Verkauf von Heroin und Kokain 15 17 21

Geld-/Gefängnisstrafen für alle Verbraucher 13 10 19

Zwangsentzug 38 36 40

Quelle : Longchamp C, Cattacin S, Wisler D, Lehmann P. Pragamatismus statt Polarisierung, die Entwicklung von Einstellungen und Verhaltensweisen zur Drogen-

politik der Schweiz in den 90er Jahren, mit einer Analyse der Volksabstimmung über Jugend ohne Drogen. Muri : Zentralsekretariat SGGP; 1998
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Abkürzung Genaue Bezeichnung

AgZuPo Arbeitsgruppe Zusammenarbeit zwischen Polizei und Sozialarbeit im Drogen- und Aidsbereich

BAG Bundesamt für Gesundheit

BASPO Bundesamt für Sport

BetmG Bundesgesetz über die Betäubungsmittel und die psychotropen Stoffe (Betäubungsmittelgesetz)

BetmV-BAG Verordnung des BAG über die Betäubungsmittel und die psychotropen Stoffe

BetmV-Swissmedic Verordnung des Schweizerischen Heilmittelinstituts über die Betäubungsmittel und die psychotropen Stoffe

BFS Bundesamt für Statistik

BJ Bundesamt für Justiz

BSV Bundesamt für Sozialversicherung

CCE Kompetenzzentrum für Evaluation

CETEL Centre d’étude, de technique et d’évaluation législatives (Studienzentrum für Gesetzesevaluation)

COROMA Collège romand de médecine de l’addiction (westschweizerische Gesellschaft für Suchtfragen)

DSSV Drogenplattform des schweizerisches Städteverbandes

EBDD Europäische Beobachtungsstelle für Drogen und Drogensucht

EDI Eidgenössische Departement des Innern

EDK Schweizerische Konferenz der kantonalen Erziehungsdirektoren

EKDF Eidgenössische Kommission für Drogenfragen

EMEA Europäische Agentur für die Beurteilung von Arzneimitteln

EPSS Evaluation der Aids-Prävention in der Schweiz

ETHL Eidgenössische technische Hochschule Lausanne

EU Europäische Union

EUROPOL European Police Office

FASD Schweizerische Fachstelle für Schadenminderung im Drogenbereich

fedpol. ch Bundesamt für Polizei

FG Forschungsgesetz

FH Fachhochschule

FiSu Finanzierung Suchthilfe

FMH Verbindung der schweizer Ärztinnen und Ärzte

FORDD Fédération romande des organismes de formation dans le domaine des dépendances 

(Westschweizerische Einrichtung der Bildungsorganismen im Suchtbereich)

FOS Forschungsverbund stationäre Suchttherapie

GREAT Groupement romand d’études sur l’alcoolisme et les toxicomanies 

(Westschweizer Vereinigung für Alkohol- und Suchtforschung)

HeGeBe Heroingestütze Behandlung

HFS Höhere Fachschule für Sozialpädagogik

IDAD Interdepartementale Arbeitsgruppe Drogen

IDHEAP Hochschulinstitut für öffentliche Verwaltung

IFS Institut de formation systémique (Institut für systemische Ausbildung)

IREC Institut de recherche sur l’environnement construit (Forschungsinstitut für Raum und Bau)

IRER Institut de recherches économiques et régionales (Institut für Wirtschafts- und Regionalforschung)

ISF Institut für Suchtforschung

IUMSP Institut universitaire de médecine sociale et préventive (Institut für Sozial- und Präventivmedizin der Universität Lausanne)

IVG Bundesgesetz über die Invalidenversicherung

IVV Verordnung über die Invalidenversicherung

Abkürzungen
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KDS Koordinations- und Dienstleistungsplattform Sucht

KKBS Konferenz der kantonalen Beauftragten für Suchtfragen

KKJPD Konferenz des kantonalen Justiz- und Polizeidirektoren

KOSTE Schweizerische Koordinationsstelle für stationäre Therapieangebote im Drogenbereich

KVG Bundesgesetz über die Krankenversicherung

MaPaDro Massnahmenpaket des Bundes zur Verminderung der Drogenprobleme

MedRoTox Médecins romands toxicomanie (Westschweizer Ärzte für Suchtfragen)

MeTiTox Medici ticinesi attivi contra la tossicomania (Tessiner Ärzte für Suchtfragen)

MuSuB Multikulturelle Suchtberatungsstelle beider Basel

NAS Nationale Arbeitsgemeinschaft Suchtpolitik

NaSuKo Nationale Substitutionskonferenz

NDA Nationaler Drogenausschuss

NFP Nationales Forschungsprogramm

PMG Projekt Migration und Gesundheit

PROVE Projekt zur Verschreibung von Betäubungsmitteln

QuaTheDA Qualität-Therapie-Drogen-Alkohol

SAH Schweizerisches Arbeiterhilfswerk

SAJV Schweizerische Arbeitsgemeinschaft der Jugendverbände

SAMBAD Statistik der ambulanten Behandlung und Betreuung im Alkohol- und Drogenbereich

SAS Schweizerische Akkreditierungsstelle

SDF Sans domicile fixe (Obdachlose)

SEVAL Schweizerische Evaluationsgesellschaft

SFA Schweizerische Fachstelle für Alkohol- und andere Drogenprobleme

SFM Schweizerisches Forum für Migration- und Bevölkerungsstudien

SGB Schweizerische Gesundheitsbefragung

SGK-NR Kommission für soziale Sicherheit und Gesundheit des Nationalrats

SKBS Städtische Konferenz der Beauftragten für Suchtfragen

SNF Schweizerischer Nationalfonds zur Förderung

SODK Konferenz des kantonalen Sozialdirektorinnen und Sozialdirektoren

SPP Schwerpunktprogramm

SSAM Schweizerische Gesellschaft für Suchtmedizin

SUPEA Service universitaire de psychiatrie de l’enfant et de l’adolescent

supra-f Suchtprävention Forschung

SWI-DE-CO Swiss Detoxification Coordination

UEPP Unité d’évaluation de programmes de prévention

VSD Verband Sucht- und Drogenfachleute Deutschschweiz

WHO Weltgesundheitsorganisation
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